Ausgabe A. 


Geſetzblatt 
Ę für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 31 Ausgegeben Danzig, den 27. Oktober 1928 


| 
71 Volkstag und Senat haben folgendes Gejeg beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


| Geſetz 
; betreffend die Eiſenbahnverkehrsordnung. Vom 24. 10. 1928, 
| Artikel I. 
| Der Senat wird ermächtigt, im Wege der Verordnung die Eiſenbahnverkehrsordnung vom 


23. Dezember 1908 durch 
| A. eine Verkehrsordnung für die Beförderung von Perſonen, Gepäck und Expreßſendungen auf 
l den Eiſenbahnen im Gebiete der Freien Stadt Danzig, 
| B. eine Verkehrsordnung für die Beförderung von Gütern auf den Eiſenbahnen im Gebiete der 
Freien Stadt Danzig 
zu erſetzen und die neuen Verkehrsordnungen künftig abzuändern. 


Artikel II. 

Anderungen der im Artikel I genannten Verkehrsordnungen kommen nur in Betracht, wenn Polen 
die auf dem Gebiete der Republik Polen geltenden Eiſenbahnverkehrsordnungen ändert. Sie haben in 
fachlicher Übereinſtimmung mit den Anderungen der polniſchen Eiſenbahnverkehrsordnungen zu erfolgen, 
es ſei denn, daß dieſe Anderungen mit weſentlichen Grundſätzen des im Gebiet der Freien Stadt Danzig 
gültigen öffentlichen und privaten Rechts oder mit internationalen Verpflichtungen der Freien Stadt 
nicht vereinbar ſind. Der diesbezüglichen Erklärung des Senats im Schreiben vom 4. Auguſt 
1928 — B. 131 — an den Diplomatiſchen Vertreter der Republik Polen wird zugeſtimmt. 


Artikel III. 
Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 24. Oktober 1928. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Sahm. Runge. 


YZ 


Verordnung 
betr, Eiſenbahnverkehrsordnungen. Vom 25. 10. 1928, 


Auf Grund des Art. I des Geſetzes betr. die Eiſenbahnverkehrsordnung vom 24. Oktober 1928 
wird mit Wirkung vom 1. November 1928 die Eiſenbahnverkehrsordnung vom 23. Dezember 1908 
durch die nachſtehend abgedruckten Verkehrsordnungen: 


A. Verkehrsordnung für die Beförderung von Perſonen, Gepäck und Expreßſendungen auf den 
Eiſenbahnen im Gebiet der Freien Stadt Danzig, 


B. Verkehrsordnung für die Beförderung von Gütern auf den Eiſenbahnen im Gebiet der Freien 
Stadt Danzig N 
erſetzt. 


Danzig, den 25. Oktober 1928. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Sahm. Runge. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 4. 11. 1928.) 
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A. 


BerfegrSordnung 


für die Beförderung bon Perſonen, Gepäck und Expreßſendungen auf den Eiſenbahnen 
im Gebiet der Freien Stadt Danzig. 


Titel I. 
Geltungsbereich der Verkehrsordnung. 


8 1. 
Eiſenbahnen und Beförderungen, auf die die Verkehrsordnung Anwendung findet. 

1. Dieſe Verkehrsordnung (abgefiirzte Bezeichnung V. O. P.) gilt auf allen dem öffentlichen Ver⸗ 
kehre dienenden Eiſenbahnen im Gebiet der Freien Stadt Danzig. 

2. Für den Verkehr mit ausländiſchen Eiſenbahnen gilt ſie nur ſoweit, als er nicht durch beſondere 
Beſtimmungen geregelt iſt. 

3. Die Verkehrsordnung findet auch Anwendung auf Beförderungen, deren Abgangs⸗ und Bes 

ſtimmungsſtation im Geltungsbereich dieſer Verkehrsordnung liegen und das Gebiet eines anderen 
Staates nur im Durchgang berühren. 
Ę 4. Die Verkehrsordnung findet auch Anwendung auf Beförderungen von und nach Stationen des 
Nachbarlandes, wenn die Beförderung auf der ganzen Strecke von einer im Geltungsbereich dieſer Ver- 
kehrsordnung gelegenen Eiſenbahn bewirkt wird und der Nachbarſtaat der Anwendung dieſer Verkehrs⸗ 
ordnung nicht widerſpricht. 

5. Dieſe Verkehrsordnung findet auch Anwendung auf Beförderungen von und nach Güternebenſtellen, 
welche außerhalb des Gebietes der Eiſenbahnlinien eingerichtet ſind. 

6. Die Verkehrsordnung kann auch auf Beförderungen, welche die Eiſenbahn unter Mitwirkung 
regelmäßig betriebener Schiffahrts-, Kraftwagen- oder Flugzeuglinien bewirkt, mit Abweichungen, die ſich 
aus der Verſchiedenartigkeit der Beförderungsart ergeben, angewendet werden. Solche Abweichungen 
müſſen in der für die Veröffentlichung dieſer Verkehrsordnung vorgeſehenen Art veröffentlicht werden. 


8 2. 
Aus führungsbeſtimmungen. Abweichungen. Vorübergehende Anderungen. 


1. Die Eiſenbahnen können zu dieſer Verkehrsordnung Ausführungsbeſtimmungen erlaſſen. 

2. Für Eiſenbahnlinien von untergeordneter und örtlicher Bedeutung, für einzelne Bahnſtrecken, 
ſowie Züge, können in Berückſichtigung beſonderer Verhältniſſe Abweichungen von dieſer Verkehrsordnung 
eingeführt werden. 

3. Die in Ziffer 2 erwähnten Abweichungen müſſen von der Aufſichtsbehörde genehmigt werden. 

Sowohl die in Ziffer 1 erwähnten Ausführungsbeſtimmungen ſowie die in Ziffer 2 genannten 
Abweichungen müſſen in der für die Veröffentlichung der Tarife ($ 3) vorgejehenen Art veröffentlicht 
und in den Tarif aufgenommen werden. 

4. Vorläufige oder vorübergehende Anderungen einzelner Vorſchriften dieſer Verkehrsordnung 
können, ſei es allgemein, ſei es nur für beſtimmte Bahnſtrecken oder Verkehrsbeziehungen von der Auf— 
ſichtsbehörde verſügt werden. Solche Verfügungen müſſen in der für die Verlautbarung dieſer Verkehrs— 
ordnung vorgeſehenen Weiſe verlautbart werden. 


83. 
Tarife. 

1. Die Eiſenbahn hat Tarife aufzuſtellen, die über alle für den Beförderungsvertrag maßgebenden 
Beſtimmungen, über die Beförderungspreiſe und die Nebengebühren Auskunft geben. : 

2. Die in den Tarifen enthaltennen Beſtimmungen gelten nur infoweit, als fie dieſer Verkehrs- 
ordnung nicht widerſprechen. 

3. In den Tarifen iſt die Zeitſchrift anzugeben, in welcher ihre Einführung ſowie die ſpäteren 
Anderungen veröffentlicht werden, ferner wo und zu welchem Preiſe die Tarife käuflich zu erhalten ſind. 

4. Die Tarife treten nicht vor ihrer Veröffentlichung in Kraft. 

5. Jede Eiſenbahnſtation iſt verpflichtet, auf Verlangen die ſie betreffenden Tarife den Intereſſenten 
in den Dienſtſtunden zur Einſicht zu überlaſſen. 

6. Tariferhöhungen oder andere Erſchwerungen der Beförderungsbedingungen treten früheſtens 
vierzehn Tage nach der Veröffentlichung in Kraft. Anderungen werden in derſelben Art wie der Tarif 
veröffentlicht. Die Tarife, die für eine beſtimmte Zeit eingeführt werden, erlöſchen mit Ablauf der 
Geltungsdauer, ohne daß es einer Veröffentlichung bedarf. 
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8 4. 
Beförderungspflicht. 
Die Beförderung kann nicht verweigert werden, wenn: 

a) der Reiſende den Vorſchriften dieſer Verkehrsordnung und der geltenden Tarife ſowie den 
allgemeinen Anordnungen der Eiſenbahn nachkommt; 

b) die Beförderung mit den regelmäßigen Beförderungsmitteln möglich iſt; 

e) die Beförderung nicht durch geſetzliche Beſtimmungen oder aus Gründen der öffentlichen Ordnung, 
wenn auch nur auf einem Teile des Beförderungsweges, verboten iſt; 

d) die Beförderung nicht durch Umſtände verhindert wird, welche die Eiſenbahn nicht abzuwenden 
und denen ſie auch nicht abzuhelfen vermochte. 


Titel II. 
Beförderungsvertrag. 
Kapitel J. 
Beförderung der Reiſenden. 
8 5. 
Berechtigung zur Fahrt. Löſung der Fahrkarten. Warteräume. 

1. Der Reiſende muß bei Antritt der Fahrt mit einem Fahrausweis verſehen ſein. Die Tarife 
können Ausnahmen zulaſſen. 

2. Der Reiſende iſt verpflichtet, den Fahrausweis bis zur Beendigung der Reiſe aufzubewahren. 
Er hat ihn auf Verlangen jedem mit der Prüfung betrauten Eiſenbahnbedienſteten beim Eintritt in die 
Warteräume, beim Betreten und beim Verlaſſen des Bahnſteigs, beim Einſteigen in den Wagen ſowie 
jederzeit während der Fahrt vorzuzeigen und je nach den für die letzte Fahrſtrecke beſtehenden Einrichtungen 
kurz vor oder nach Beendigung der Fahrt abzugeben. 

3. Die Fahrkartenſchalter ſind auf Stationen mit großem Verkehr mindeſtens 1 Stunde, auf 
anderen Stationen mindeſtens / Stunde vor der Abfahrzeit des betreffenden Zuges offenzuhalten. 

4. Fünf Minuten vor der Abfahrzeit kann die Eiſenbahn den Verkauf der Fahrkarte verweigern. 

5. Die Eiſenbahn kann verlangen, daß das Fahrgeld abgezählt entrichtet wird. 

6. Die Warteräume ſind mindeſtens 1 Stunde vor Abfahrtzeit des Zuges zu öffnen. 

7. Auf Übergangsſtationen iſt es den Reiſenden geſtattet, ſich in dem Warteraume bis zur Abfahrt 
ihres Zuges aufzuhalten. Sie können aber nicht beanſpruchen, daß der Warteraum ihretwegen in der 
Zeit von 11 Uhr abends bis 6 Uhr morgens offen gehalten wird, wenn in dieſem Zeitraume keine 
Züge verkehren. 

8. Den im $ 13 angeführten Perſonen kann unterſagt werden, ſich in den Warteräumen auf— 
zuhalten. Das Mitführen von Hunden (mit Ausnahme von kleinen Schoßhunden) und Fahrrädern in 
die Warteräume und Bahnhofswirtſchaſten ſowie das Rauchen in den Warteräumen kann verboten werden. 
Das Verbot erfolgt durch Aushang in den betreffenden Räumen. 


8 6. 
Fahrkarten. 
1. Als Fahrkarte gilt jeder Ausweis, der zur Fahrt mit der Eiſenbahn berechtigt. 
2. Die Fahrkarten müſſen folgende Angaben enthalten: 
a) die Abgangs- und Beſtimmungsſtation; 
b) den Beförderungsweg; wenn die Benutzung verſchiedener Wege oder Beförderungsmittel ge— 
ſtattet iſt, iſt dies erſichtlich zu machen; 
c) die Zuggattung und die Wagenklaſſe; 
d) den Fahrpreis; 
e) den erſten Geltungstag; 
f) die Geltungsdauer. : 
3. Ein Fahrausweis ift nur übertragbar, wenn er nicht auf den Namen lautet und die Reife 
noch nicht angetreten ift. 9 7. 


Fahrpreisermäßigung für Kinder. 
1. Ein Reiſender kann höchſtens zwei Kinder bis zum vollendeten 4. Lebensjahr unentgeltlich und 
ohne Fahrkarte mitführen, inſofern für dieſelben kein beſonderer Platz beanſprucht wird. 
2. Kinder vom vollendeten 4. bis zum vollendeten 10. Lebensjahr werden zum halben normalen 
Tarifpreiſe befördert. Derſelbe Preis ift für jüngere Kinder, für die ein Platz beanſprucht wird, zu bezahlen. 
3. Dieſe Ermäßigung wird nur bei Fahrkarten zu normalen Preiſen angewendet; bei Fahrkarten 
mit ermäßigten Preiſen nur dann, wenn es in dem betreffenden ermäßigten Tarif vorgeſehen wurde. 
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§ 8. 
Geltungsdauer der Fahrausweiſe. 
1. Sofern die Tarife nicht längere Geltungsdauer der Fahrkarten vorſehen, beträgt die Geltungs⸗ 


baner: bei einfacher Fahrt: 5 
meien 8 1 Tag; 
für die weiteren auch nur augefangenen je 200 km » . . . . 1 ........ 1 Tag; 

bei Hin- und Rückfahrt: 
ie e une e r! 8 1 Tag; 
für die weiteren auch nur angefangenen 1e 00 // TER 1 Tag; 


2. Beſondere Fahrausweiſe zu ermäßigten Preiſen können eine andere Geltungsdauer haben. 

3. Als erſter Tag der Geltungsdauer wird der Tag gezählt, mit deſſen Ziffer die Fahrkarte ab- 
geſtempelt worden iſt. Er wird als voller Tag gerechnet. Die Fahrkarten zu einem fahrplanmäßig um 
Mitternacht abgehenden Zug erhalten die Ziffer des anbrechenden Tages. 

4. Die Reiſe kann an einem beliebigen Tage innerhalb der Geltungsdauer angetreten werden. 
Die Eiſenbahn hat jedoch das Recht, für gewiſſe Linien oder Strecken anzuordnen, daß die Fahrt am 
Tage der Abſtempelung der Fahrkarte oder mit dem auf derſelben vermerkten Zuge oder in der auf der 
Fahrkarte beſtimmten Tageszeit, angetreten werden muß. Solche Anordnungen müſſen in der für die 
Veröffentlichung der Tarife $ 3 vorgeſehenen Art veröffentlicht werden. ; 

5. Die Fahrt muß ſpäteſtens um Mitternacht des letzten Geltungstages beendigt werden. Die 
Fahrkarte mit eintägiger Geltungsdauer berechtigt jedoch, falls die Fahrt am Tage der Abſtempelung 
der Fahrkarte angetreten iſt, zur ununterbrochenen Fahrt bis zur Beſtimmungsſtation auch nach Mitternacht. 


$ 9. 
Anweifung und Vorausbeſtellung der Plätze. Frauen- und Nichtraucherabteile. 
Offnen der Fenſter. i 

1 Nach dem Abfahrtzeichen dürfen die Reiſenden in den Zug nicht einſteigen. 

2. Beim Einnehmen der Plätze haben die Reiſenden die Weiſungen des zuſtändigen Bahnperſonals 
zu beachten; auf Verlangen iſt das Bahnperſonal verpflichtet, den Reiſenden die Plätze anzuweiſen. 

3. Der Reiſende darf beim Einſteigen für ſich und für jede mit ihm reiſende Perſon, deren Fahr- 
karte er vorzeigen kann, je einen Platz belegen. N 

4. Wer ſeinen Platz verläßt, ohne ihn zu belegen, verliert den Anſpruch darauf. i 

5. Die mit durchgehenden Fahrkarten angekommenen Reiſenden haben den Vorzug vor den neu 
hinzutretenden. | KE | 

6. Beſtimmte Plätze können für Züge, welche Wagen mit numerierten Plätzen oder Schlafwagen 
mitführen, beſtellt werden. Die Zuſchlaggebühr für die Vorausbeſtellung der Plätze beſtimmt der Tarif. 

7. Beſondere Abteile werden Reiſenden nach Tunlichkeit gegen Erhebung der tarifmäßigen Gebühr 
auf Verlangen zur Verfügung geſtellt. 

8. Wer ein Abteil beſtellt, muß ſo viele Fahrkarten beſitzen, als das Abteil Plätze enthält. Die 
Zahl der Reiſenden in einem beſtellten Abteil darf nicht größer ſein als jene der Fahrkarten. Wird in 
einem beſtellten Abteil feſtgeſtellt, daß die Zahl der Reiſenden größer iſt als jene der Fahrkarten, werden 
hinſichtlich der Reiſenden, welche keine Fahrkarten beſitzen, die Beſtimmungen des § 12 angewendet. 

9. Beſondere Wagen werden nur nach Möglichkeit zur Verfügung geſtellt. Die Gebühr für die 
vorausbeſtellten Wagen und die beſonderen Bedingungen beſtimmen die Tarife. 

10. Jeder Zug, deſſen Durchlauf über 3 Stunden dauert, muß mindeſtens je ein Abteil zweiter 
und dritter Klaſſe für Frauen enthalten, wenn er 3 oder mehr Abteile der betreffenden Klaſſe mitführt. 

Bei allen Zügen, die zwei oder mehr Abteile derſelben Klaſſe führen, muß mindeſtens die Hälfte 
dieſer Abteile für Nichtraucher beſtimmt werden. Wenn in einem Zuge ſich nur ein Abteil erſter, zweiter 
oder dritter Klaſſe befindet, iſt das Rauchen in dieſem Abteile nur mit Zuſtimmung aller Mitreiſenden 
geſtattet. | 

11. In Frauenabteile dürfen Männer nicht zugelaſſen werden, ſelbſt wenn es die darin fahrenden 
Frauen zugeben. Die Mitnahme von Knaben bis zum vollendeten zehnten Lebensjahre iſt geſtattet. 

12. In Nichtraucher- ſowie Frauenabteilen darf ſelbſt mit Zuſtimmung der Mitreiſenden nicht 
geraucht werden. In den Wagen für Nichtraucher iſt das Rauchen auch in den Seitengängen verboten. 
Die Wagen und die Abteile für Nichtraucher dürfen mit brennenden Zigarren, Zigaretten und Pfeifen 


nicht betreten werden. Wer dem zuwiderhandelt, hat 3 Gulden zu entrichten. 


13. Nichtraucher⸗ und Frauenabteile find durch eine Aufſchrift kenntlich zu machen. 


14. Nur mit Zuſtimmung aller in demſelben Abteile reiſenden Perſonen dürfen die Fenſter 
geöffnet ſein. 
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$ 10. 8 10. 
Unterbrechung der Fahrt auf Zwiſchenſtationen. 
Der Tarif muß beſtimmen, wie oft und wie lange der Reiſende die Fahrt auf Zwiſchenſtationen 
unterbrechen darf. 
$ 11. 8 11. 


Uebergang in eine höhere Wagenklaſſe oder in einen Zug höherer Gattung. 

1. Auf der Abfahrtsſtation darf der Reiſende bis 5 Minuten vor der Abfahrzeit des Zuges ſeine 
Fahrkarte unter Ausgleich des Preisunterſchieds gegen eine andere höherer Klaſſe oder eines Zuges zu 
höheren Preiſen umtauſchen. Die Eiſenbahn kann den Umtauſch der Fahrkarte verweigern, wenn dieſelbe 
bereits durchlocht iſt. ; 

2. Gegen Zahlung des tarifmäßigen Zuſchlages und gegen vorherige Meldung beim Schaffner 
kann für die ganze Strecke oder nur für einen Teil derſelben eine höhere Klaſſe oder ein Zug mit 
höheren Fahrpreiſen benutzt werden. Dies iſt nicht geſtattet, wenn der Tarif, auf Grund deſſen die 
Fahrkarte ausgegeben wurde, diesbezüglich Beſchränkungen enthält. 

§ 12. § 12. 
Reiſende ohne gültigen Fahrausweis. 
Bahnſteigkarten. 

1. Ein Reiſender, der keinen gültigen Fahrausweis vorzeigen kann, hat unbeſchadet ſeiner ftraf= 
rechtlichen Verantwortlichkeit für die von ihm zurückgelegte Strecke, wenn aber die Zugangsſtation nicht 
ſofort unzweifelhaft nachgewieſen wird, für die ganze vom Zuge zurückgelegte Strecke, das Doppelte des 
Fahrpreiſes, mindeſtens jedoch 3 Gulden zu entrichten. Dieſer Betrag iſt auch zu zahlen, wenn ſich der 
Zug noch nicht in Bewegung geſetzt hat. 

2. Wer unaufgefordert dem Schaffner meldet, daß er keine Fahrkarte habe löſen können, hat einen 
Zuſchlag von 0,50 Gulden zu dem tarifmäßigen Preiſe, jedoch nicht mehr als das Doppelte dieſes Preiſes 
zu zahlen. Wenn der Schaffner im vorerwähnten Falle eine Fahrkarte für die angemeldete Fahrt nicht 
ſofort ausfertigt, ift der Reiſende verpflichtet, von dem Schaffner eine Beſcheinigung über die dieg- 
bezügliche Anmeldung zu verlangen. 

3. Zuſchläge werden nicht erhoben: 

a) wenn der Reiſende, dem in der Zugangsſtation eine direkte Fahrkarte zur Beſtimmungs— 
ſtation nicht ausgegeben wurde oder der auf der in der Fahrkarte bezeichneten Zielſtation 
infolge kurzen Zugaufenthaltes eine neue Fahrkarte nicht hat löſen können, dies unaufgefordert 
dem Schaffner gemeldet hat; 

b) wenn in der Halteſtelle, wo die Reiſe angetreten wird, keine Fahrkarten verabfolgt werden. 

4. Der Reiſende, der die ſofortige Zahlung der in Ziffer 1 und 2 deſes Paragraphen erwähnten 
Gebühren verweigert, kann ausgeſetzt werden. Der Ausgeſetzte hat keinen Anſpruch darauf, daß ihm ſein 
Reiſegepäck auf einer anderen als der Beſtimmungsſtation zur Verfügung geſtellt wird. 

5. Perſonen, die nicht im Beſitz einer gültigen Fahrkarte ſind, haben vor Betreten der abgeſperrten 
Teile der Station eine Bahnſteigkarte zu löſen. Die Karte iſt beim Eintritt vorzuzeigen und beim 
Verlaſſen der abgeſperrten Teile abzugeben. Die Bahnſteigkarte gibt kein Recht zum Betreten der Züge. 
Wer ohne gültigen Ausweis die abgeſperrten Teile einer Station betritt, hat 0,50 Gulden zu zahlen. 

6. Wer ohne Fahrkarte den zur Abfahrt bereitſtehenden Zug betritt, hat 3 Gulden zu entrichten. 

7. In allen Fällen, wo eine Nachzahlung geleiſtet wird, iſt eine Beſcheinigung zu verabfolgen. 

$ 18. $ 18. 
Bon der Fahrt ausgeſchloſſene oder nur bedingungsweiſe zugelaſſene e 
Beſchädigung der Wagen. 

1. Folgende Perſonen werden in die Züge nicht zugelaſſen oder können unterwegs von der Fahrt 
ausgeſchloſſen werden: 

a) betrunkene Perſonen oder ſolche, die den Anſtand und die Ruhe verletzen oder die Vor— 
ſchriften der Geſetze und der Verkehrsordnung ſowie die Anordnungen der Bahn nicht beachten; 
ſolche Perſonen haben weder Anſpruch auf Rückerſtattung des Fahrpreiſes noch der bezahlten 
Gepäckfracht; 

b) Perſonen, die wegen einer Krankheit oder aus anderen Gründen Mitreiſenden augenſcheinlich 
läſtig fallen oder gefährlich werden würden, wenn nicht ein beſonderes Abteil für ſie im 
voraus gemietet iſt oder ihnen ſonſt gegen Bezahlung einer im Tarif feſtgeſetzten Gebühr 
angewieſen werden kann. Unterwegs erkrankte Perſoneu ſind jedoch wenigſtens bis zur 
nächſten geeigneten Station zu befördern, wo ſie Pflege finden können. Das Fahrgeld und 
die Gepäckfracht ſind nach Abzug des Betrages für die durchfahrene Strecke zu erſtatten. 


i 


§ 18. 


8 14. 


$ 15. 
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2. m übrigen gelten für die Beförderung von kranken Perſonen beſondere von der zuſtändigen 
Behörde erlaſſene Vorſchriften. i MES 

3. Die Eiſenbahn hat Anſpruch auf Erſtattung der Desinfektionskoſten der zur Beförderung von 
Kranken verwendeten Abteile und Wagen. i 

4. Die durch Beſchädigung oder Verunreinigung der Wagen oder Ausrüſtungsgegenſtände entſtandenen 
Koſten ſind von den Reiſenden zu erſtatten. Die Eiſenbahn kann ſofortige Zahlung oder Sicherheits— 
leiſtung verlangen. 

5. die Entſchädigung iſt nach der von der Eiſenbahn feſtgeſetzten Preisliſte zu bemeſſen. 

i 8 14. i 
Bon der Mitnahme in die Perſonenwagen ausgeſchloſſene Gegenſtände. 

1. Gefährliche Gegenſtände, insbeſondere geladene Schußwaffen, exploſionsfähige, leicht entzündbare, 
ätzende und anſteckende Stoffe, ſowie Gegenſtände, die geeignet ſind, den Reiſenden läſtig zu fallen, dürfen 
nicht in die Perſonenwagen mitgenommen werden. 1 

Perſonen, die Waffenſcheine für Schußwaffen beſitzen, dürfen jedoch Handmunition mitnehmen. 
Perſonen, die im öffentlichen Dienſt zum Tragen von Schußwaffen verpflichtet ſind, dürfen während der 
Dienſtfahrt geladene Waffen mitführen. 

2. Die Eiſenbahnbedienſteten ſind berechtigt, ſich von der Beſchaffenheit der mitgenommenen Gegen: 
ſtände in Gegenwart des Reiſenden zu überzeugen, wenn triftige Gründe eine Zuwiderhandlung gegen 
die Beſtimmungen der Ziffer 1 dieſes Paragraphen vermuten laſſen. REL 

3. Der Zuwiderhandelnde haftet für jeden aus der Übertretung der Beſtimmung der Ziffer 1 dieſes 
Paragraphen entſtehenden Schaden und verwirkt außerdem die durch die Geſetze feſtgeſetzten Strafen. 


8 15. | 
Mitnahme von Handgepäck und Tieren in die Perſonenwagen. Gepäckträger. 


1. Der Reiſende darf leicht tragbare Gegenſtände (Handgepäck) unentgeltlich in die Perſonenwagen 
mitnehmen, wenn keine Zolls, Steuer-, Finanz-, Polizeivorſchriften oder ſonſtige verwaltungsbehördlichen 
Vorſchriften entgegenſtehen, und wenn die Wagen dadurch nicht beſchädigt werden können. Jedem Reiſenden 
ſteht für ſei Handgepäck nur der Raum über und unter ſeinem Sitzplatz zur Verfügung; weitere Be⸗ 
ſchränkungen können die Tarife beſtimmen. p „Z 

2. Das Gewicht des von einem Reiſenden mitgenommenen Handgepäcks darf insgeſamt 25 kg 
nicht überſteigen. Gegenſtände von mehr als 25 kg Einzelgewicht werden, auch wenn mehrere Perſonen 
zuſammen reiſen, nicht zugelaſſen. - 

3. Wird Handgepäd in größerer Menge als der Platz unterhalb und oberhalb des Sitzes ausreicht 
oder von größerem Gewicht als 25 Kilogramm angetroffen, kann die Eiſenbahn dieſes Gepäck aus dem 
Wagen entfernen und für die Beförderung von der Zugangsſtation die tarifmäßige Gepäckfracht erheben. 

4. Lebende Tiere dürfen in die Perſonenwagen nicht mitgenommen werden; die in den Perſonen⸗ 
wagen entdeckten Tiere ſind auf der nächſten Station zu entfernen. ; 

Ausgenommen find: EE PB 

a) kleine Hunde, Vögel und andere kleine Tiere, die auf dem Schoße getragen werden oder 
ſich in Käfigen befinden, ſofern die Polizeivorſchriften dieſes nicht verbieten oder wenn ihrer 
Mitnahme in das Abteil von den Mitreiſenden nicht widerſprochen wird; | 

b) Hunde jeder Art und Größe, wenn ihre Bejiger in einem bejonderen Abteil mit ihnen mitfahren. 

In den Tarifen und Fahrplänen kann die Mitnahme von Tieren in gewiſſe Wagen oder Zügen 
verboten werden. 

5. Im übrigen gelten für Hunde, die von Reiſenden mitgeführt werden, folgende Vorſchriften: 

a) nicht in Behältern verwahrte Hunde find tunlichſt in beſonderen Wagenräumen zu befördern; 

b) für das Ein- und Ausladen ſowie für das Umladen auf Uebergangsſtationen ferner für die 
Verpflegung der Hunde hat der Reiſende zu ſorgen; ! 

c) die nicht in Käfigen oder Körben untergebrachten Hunde ſind mit Maulkörben und Koppel 
zu verſehen; 

d) die in Perfonen- und Gepäckwagen beförderten Hunde werden mit Gepäckſcheinen mit der 
Aufſchrift „Hund“ oder mit beſonderen Fahrkarten abgefertigt; 

e) die Eiſenbahn iſt nicht verpflichtet, Hunde, die nicht ſofort nach Ankunft auf der Beſtimmungs⸗ 
ſtation abgeholt werden, zu verwahren; g 

fi wenn die Hunde binnen 2 Stunden nach Ankunſt in der Beſtimmungsſtation nicht abgenommen 
werden, ſo iſt die Eiſenbahn berechtigt, entweder die Hunde gegen tarifmäßige Gebühr auf 
Lager zu nehmen oder dieſelben nach freiem Ermeſſen bei einem Dritten ohne jedwede Ver- 
antwortung in Verwahrung zu geben. : 
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6. Die Tarife beſtimmen, ob und für welche Tiere der Reiſende eine Beförderungsgebühr zu 
bezahlen hat. z § 15. 

7. Für jedes gebührenpflichtige Tier, das ohne Beförderungsausweis mitgeführt wird, ift die 
doppelte tarifmäßige Gebühr, jedoch mindeſtens 3 Gulden zu entrichten. Wer jedoch unaufgefordert dem 
Schaffner meldet, daß er den Beförderungspreis nicht bezahlt hat, hat zu dem tarifmäßigen Preiſe einen 
Zuſchlag von 0,50 Gulden zu zahlen. Der Reiſende, der die Zahlung der obenerwähnten Gebühren 
verweigert, kann ausgeſetzt werden und hat keinen Anſpruch auf Rückerſtattung des Fahrpreiſes für die 
nicht durchfahrene Strecke. 

8. Der Reiſende hat die von ihm mitgeführten Sachen und Tiere ſelbſt zu beauffichtigen. 

9. Der Reiſende haftet für die Schäden, die infolge Mitnahme des Handgepäcks und der Tiere in 
den Wagen entſtehen. 

10. Auf größeren Stationen find Gepäckträger in genügender Anzahl zu beſtellen, die das Reife- 
und Handgepäck innerhalb des Bahnhofbereichs nach den von den Reiſenden bezeichneten Stellen zu 
bringen haben. 

11. Die Gepäckträger müſſen durch Dienſtabzeichen erkennbar ſein und eine gedruckte Dienſtanweiſung 
nebſt Gebührentarif bei ſich tragen. Sie haben auf Verlangen den Tarif vorzuzeigen. Der Gebühren- 
tarif muß überdies in den Stationen an einer leicht zugänglichen Stelle ausgehängt werden. 

12. Dem Reiſenden iſt auf Verlangen eine Marke mit der Nummer des Gepäckträgers als Be— 
ſcheinigung über das übergebene Gepäck auszuhändigen. 

13. Für die den Gepäckträgern zur Überbringung innerhalb des Bahnhofsbereichs übergebenen 
Gegenſtände haftet die Eiſenbahn wie für das ihr zur Beförderung übergebene Reiſegepäck ($ 36). 


$ 16. 8 16. 
Verſpätungen. Verſäumung des Anſchluſſes. Ausfall von Zügen. 


1. Wird infolge einer Zugverſpätung der Anſchluß an einen anderen Zug verſäumt, oder fällt ein 
Zug ganz oder teilweiſe aus, und will der Reiſende ſeine Reiſe fortſetzen, ſo hat ihn die Eiſenbahn 
nebſt ſeinem Gepäck, ſoweit es möglich iſt, und zwar ohne Preisaufſchlag, mit einem auf der gleichen 
oder auf einer anderen Strecke derſelben Eiſenbahn nach derſelben Beſtimmungsſtation fahrenden Zuge 
zu befördern, wenn hierdurch die Ankunft auf der Beſtimmungsſtation beſchleunigt wird. Der Stations— 
vorſtand hat gegebenenfalls auf dem Fahrausweis die Verſäumung des Anſchluſſes oder den Zugausfall 
zu beſcheinigen, die Geltungsdauer des Fahrausweiſes, ſoweit erforderlich, zu verlängern und ihn mit 
Gültigkeitsvermerk für den neuen Weg, für eine höhere Wagenklaſſe oder für einen Zug mit höheren 
Fahrpreiſen zu verſehen. Die Eiſenbahn iſt indeſſen berechtigt, durch den Tarif oder durch die Gebepiöne 
einzelne Züge von der Benutzung auszuſchließen. 

2. Wenn Naturereigniſſe oder andere zwingende Umſtände die Fahrt auf einer Strecke verhindern, 
ſo hat die Eiſenbahn für die Weiterbeförderung der unterwegs aufgehaltenen Reiſenden bis zur fahrbaren 
Bahnſtrecke tunlichſt auf andere Weiſe zu ſorgen. 

3. Zugverſpätungen, die mehr als 15 Minuten betragen, ſind durch Anſchlag bekanntzumachen. 

4. Betriebsſtörungen, die mehr als 24 Stunden betragen, ſind in der für die Veröffentlichung der 
Tarife $ 3 vorgeſehenen Art zu veröffentlichen. 


Kapitel II. 
Beförderung von Reiſegepäck. 


$ 17. 8 17. 
Begriff des Reiſegepäcks. Von der Beförderung ausgeſchloſſene Gegenſtände. 

1. Als Reiſegepäck werden Gegenſtände, welche der Reiſende zur Reiſe bedarf, und welche durch 
die Verpackung in Koffer, Reiſekörbe, Reiſetaſchen, Schachteln, handliche Kiſten und dergleichen als ſolcheß 
kenntlich ſind, angeſehen. 

2. Überdies werden nachſtehende Gegenſtände, ſofern ſie zum Reiſebedarf gehören, zur Beſörderung 
als Reiſegepäck angenommen: 

a) Trag- und Rollſtühle für Kranke, 

b) Kinderwagen, 

c) Muſterkoffer mit Warenproben, i 

d) Tragbare Muſikinſtrumente in Kaften oder anderen Umhüllungen, 

e) Theatergeräte und ſonſtige Ausrüſtungsgegenſtände, die Theater- und Konzertunternehmungen 
mit ſich führen, ſoweit ſie ſich nach Gewicht und Größe zur Beförderung im Packwagen eignen, 

f) Meßwerkzeuge bis zu 4 m Länge und . 
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$ 17. g) Fahrräder und Kraftzweiräder, deren Brennſtoffbehälter mit Ablaßhähnen verſehen und 
entleert ſind, 
h) Ski⸗ und Schlittſchuhſegel, 
i) ein- oder zweiſitzige Sportſchlitten. - 
3. Überdies kann die Eiſenbahn zur Beförderung als Reiſegepäck nachſtehende Gegenſtände zulaſſen: 
a) Nahrungsmittel in Mengen, die 50 kg für eine Fahrkarte nicht überſteigen, 
b) Kleine Tiere und Hunde in Käfigen, Kiſten uſw., wenn die Verladung dieſer Tiere die 
Desinfektion der Wagen nicht bedingt, 

c) Friſch geſchoſſenes Wild, das die Jäger mit ſich führen, wenn die blutenden Teile ſo verhüllt 
ſind, daß andere Gepäckſtücke nicht beſchmutzt werden. 

Der Reiſende iſt verpflichtet auf Verlangen der Eiſenbahn bei der Verladung, Umladung oder 
Ausladung der in Ziffer 2 und in dieſer Ziffer angeführten Gegenſtände behilflich zu ſein. 

4. Von der Beförderung als Gepäck ſind ausgeſchloſſen: 

1. diejenigen Gegenſtände, die dem Poſtzwang unterworfen ſind; 

2. diejenigen Gegenſtände, die ſich wegen ihres Umfanges, ihres Gewichts oder ihrer Beſchaffen⸗ 
heit zur Beförderung im Gepäckwagen nicht eignen; 

3. Leichen; 

4 exploſionsgefährliche, ſelbſtentzündliche, leichtentzündliche, giftige, ätzende, ekelerregende oder 
übelriechende Gegenſtände. 

5. Stellt die Eiſenbahn feſt, daß von der Beförderung als Reiſegepäck ausgeſchloſſene Gegenſtände 
zur Beförderung angenommen werden, iſt ſie mangels anderer geſetzlicher Beſtimmungen verpflichtet, den 
Reiſenden zur Rücknahme des Gepäcks aufzufordern. Kann der Reiſende nicht ausfindig gemacht werden 
oder verfügt er über das Gepäck nicht, ſo verfährt die Eiſenbahn gemäß $ 21 Ziffer 8 dieſer Verkehrsordnung. 

§ 18. 8 18. ; 
Haftung der Reiſenden für das Reiſegepäck. Frachtzuſchläge. 

1. der Inhaber des Gepäckſcheines iſt für die Beachtung der Vorſchriften des § 17 verantwortlich 
und trägt alle Folgen einer Zuwiderhandlung gegen dieſe Vorſchriften. 

2. Vermutet die Eiſenbahn eine ſolche Zuwiderhandlung, ſo hat ſie das Recht nachzuprüfen, ob 
der Inhalt der Gepäckſtücke den Vorſchriften entſpricht. Der Inhaber des Gepäckſcheines wird auf⸗ 
gefordert, bei der Prüfung zugegen zu ſein. Falls er ſich nicht einſtellt oder nicht zu erreichen iſt, 
hat die Nachprüfung unter Zuziehung von zwei womöglich der Eiſenbahn nicht angehörenden Zeugen 
zu erfolgen. Wird eine Zuwiderhandlung feſtgeſtellt, jo hat der Juhaber des Gepäckſcheines die Koſten 
der Nachprüfung zu bezahlen. 

3. Bei einer Zuwiderhandlung gegen die Beſtimmungen des § 17 Ziffer 4 hat der Inhaber nach⸗ 
ſtehenden Zuſchlag zu entrichten: 

a) 9 Gulden für jedes Kilogramm brutto des von der Beförderung als Reiſegepäck ausgeſchloſſenen 
Gegenſtandes, mindeſtens 18 Gulden für jede Gepäckſendung, bei den auf Grund des 
§ 17 Ziffer 4 (3) und (4) von der Beförderung ausgeſchloſſenen Gegenſtänden; 

b) für alle anderen Gegenſtände 3 Gulden für jedes Kilogramm brutto des von der Beförderung 
als Reiſegepäck ausgeſchloſſenen Gegenſtandes, mindeſtens 6 Gulden für jede Sendung. 

Ueberdies hat der Inhaber des Gepäckſcheines gegebenenfalls den Unterſchied der Beförderungs- 
gebühren und die Koſten der Nachprüfung zu bezahlen und unbeſchadet der ſtrafrechtlichen Verantwortlichkeit 
den etwaigen Schaden zu erſetzen. 

§ 19. ; i 8 19. i 
Berpadung und Zuſtand des Gepäcks. 

1. Gepäckſtücke, deren Verpackung ungenügend oder deren Herrichtung zur Beförderung mangelhaft 
iſt, können zurückgewieſen werden. Werden ſie gleichwohl zur Beförderung angenommen, ſo iſt die 
Eiſenbahn berechtigt, in dem Gepäckſchein einen Vermerk über den Zuſtand aufzunehmen. Die Annahme 
des Gepäckſcheines mit dem Vermerke gilt als Anerkenntnis dieſes Zuſtandes. 

2. Jedes Gepäckſtück muß den genauen und dauerhaft befeſtigten Namen und Adreſſe des Reiſenden 
ſowie den Namen der Beſtimmungsſtation tragen. Die Annahme derart nicht gekennzeichneter Stücke 
kann abgelehnt werden. 


Wenn die Eiſenbahn auf Verlangen des Reiſenden dieſe Leiſtungen bewirkt, iſt ſie berechtigt, 
hierfür eine im Tarif feſtgeſetzte Gebühr zu erheben. 


3. Aeltere Bezeichnungen, Adreſſen und Auſſchriften aus früherer Beförderung müſſen durch den 
Reiſenden von den Gepäckſtücken entfernt ſein. 


F 


$ 20. 
Auflieferung. Gepäckſchein. 
1. Reiſegepäck wird nur gegen Vorweis eines mindeſtens bis zur Beſtimmungsſtation des Gepäcks 
gültigen Fahrausweiſes abgefertigt. . 
Die Tarife beſtimmen, ob und inwieweit Neifegepäd ohne Fahrausweis zur Beförderung zu⸗ 
gelaſſen iſt. - 
2. Das Reiſegepäck ift innerhalb der für die Löſung der Fahrkarten feſtgeſetzten Zeit aufzuliefern; 


indes kann die Annahme von Gepäck abgelehnt werden, das nicht ſpäteſtens 15 Minuten vor Abgang 


des Zuges aufgeliefert wird. l 

3. Die Eiſenbahn ift verpflichtet, das Gewicht des Gepäcks feſtzuſtellen. Wenn jedoch für gewiſſe 
Gegenſtände der Tarif feſte Gewichtsſätze beſtimmt, wird von der Verwiegung Abſtand genommen und 
werden dieſe Sätze als Grundlage zur Berechnung der Fracht angenommen. 

Verlangt jedoch der Reiſende die Nachwiegung ſolcher Gegenſtände und kann dieſem Verlangen 
ſtattgegeben werden, ſo wird das ermittelte Gewicht der Berechnung der Fracht zu Grunde gelegt— 

4. Bei der Auflieferuug des Gepäcks wird dem Reiſenden ein Gepäckſchein verabfolgt. 

Die Gepäckſcheine müſſen folgende Angaben enthalten: 

a) die Aufgabe- und Beſtimmungsſtation; 

b) gegebenenfalls den Beförderungsweg; 

c) den Tag der Aufgabe und den Zug, zu dem das Gepäck aufgegeben worden iſt; 

d) die Nummer der Fahrausweiſe (mit Ausnahme des in Ziffer 1 zweiter Abſatz dieſes Para⸗ 
graphen vorgeſehenen Falles); 

e) die Anzahl und das Gewicht der Gepäckſtücke; 

f) bie Gepäckfracht und etwaige andere Gebühren; 

g) gegebenenfalls den Betrag (in Buchſtaben) des nach § 35 angegebenen Lieferungswertes. 

5. Die Frachtgebühren als auch die Gebühr für die Angabe des Lieferungswertes ſind bei der 
Aufgabe zu entrichten. 

6. Auf den Stationen, wo keine Gepäckabfertigungsſtellen vorhanden ſind, ſowie in Ausnahmefällen 
kann die Eiſenbahn das Reiſegepäck mit dem Vorbehalt zur Beförderung annehmen, daß die Verwiegung 
und Bezahlung der Beförderungsgebühr auf einer Zwiſchenſtation oder auf der Beſtimmungsſtation vor 
Ausgabe des Gepäcks erfolgen wird. 

In ſolchen Fällen gilt das Reiſegepäck mit dem Zeitpunkte der Annahme als zur Beförderung 
übernommen. y 

7. Der Reiſende ift verpflichtet zu prüfen, ob der ihm ausgehändigte Gepäckſchein ſeinen Angaben 
gemäß ausgefertigt wurde. 

8. Auf den Gepäckſcheinen dürfen Aufdrude zu andern als dienſtlichen Zwecken nicht angebracht 
werden. 

8 21. 


Auslieferung. 


1. Das Gepäck wird gegen Rückgabe des Gepäckſcheines und nach Entrichtung der noch nicht bee 
zahlten Gebühren und Koſten ausgeliefert. Die Eiſenbahn iſt nicht verpflichtet, die Berechtigung des 
Inhabers zu prüfen. 

2. Der Inhaber iſt berechtigt, auf der Beſtimmungsſtation die Auslieferung des Gepäcks zu ver— 
langen, ſobald nach Ankunft des Zuges, zu dem es aufgegeben war, die zur Bereitſtellung und etwa 
zur zoll, ſteueramtlichen, polizeilichen oder ſonſtigen verwaltungsbehördlichen Abfertigung erforderliche 
Zeit abgelaufen iſt. 

3. Wird der Gepäckſchein nicht beigebracht, ſo iſt die Eiſenbahn zur Auslieferung des Gepäcks nur 
verpflichtet, wenn die Empfangsberechtigung nachgewieſen wird; auch kann Sicherheitsleiſtung verlangt 
werden, wenn der Nachweis für unzulänglich erkannt wird. 

4. Das Gepäck iſt auf der Station auszuliefern, wohin es abgefertigt war. Auf rechtzeitig ge— 
ſtelltes Verlangen des Inhabers kann es jedoch, wenn Zeit und Umſtände es geſtatten und keine zoll⸗, 
ſteuer- oder polizeiliche oder ſonſtige verwaltungsbehördliche Vorſchriften entgegenſtehen, gegen Rückgabe 
des Gepäckſcheines auf der Aufgabeſtation zurückgegeben oder auf einer Zwiſchenſtation ausgeliefert werden. 

5. Der Inhaber des Gepäckſcheines, dem das Gepäck nicht unter den in Ziffer 2 dieſes Paragraphen 
bezeichneten Bedingungen ausgeliefert wird, kann verlangen, daß ihm auf dem Gepäckſchein Tag und 
Stunde der Abforderung beſcheinigt werden. 


$ 21. 
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8.21. 6. Der Inhaber des Gepäckſcheines kann bei der Ablieferung verlangen, daß das Gepäck in ſeiner 
Gegenwart nachgewogen wird. Er hat hierfür die tarifmäßige Gebühr zu zahlen. Wird bei der Nach⸗ 
wiegung ein Mindergewicht feſtgeſtellt, das von der Eiſenbahn zu vertreten iſt, ſo werden dem Reiſenden 
die erhobenen Gebühren zurückerſtattet. 


7. Werden Gepäckſtücke nicht innerhalb 24 Stunden nach Ankunft des Zuges abgeholt, ſo iſt das 
tarifmäßige Lagergeld zu entrichten. a 

8. Die Eiſenbahn ift berechtigt, das binnen 30 Tagen nach Ankunft in der Beſtimmungsſtation 
nicht abgeholte Gepäck ohne Förmlichkeit zu verkaufen. Ferner iſt die Eiſenbahn berechtigt, leichtverderbliche 
Gegenſtände oder Gegenſtände, deren Wert durch längeres Lagern unverhältnismäßig vermindert würde, 


ſofern Vorſchriften der Zoll-, Steuer-, Polizei- und anderen Verwaltungsbehörden nicht entgegenſtehen, 
vor Ablauf dieſes Termines zu verkaufen. 


Im Falle des Verkaufes wird der Erlös nach Abzug der Gebühren und Koſten der Veräußerung 
dem Inhaber des Gepäckſcheines zur Verfügung geſtellt. 


Kapitel III. | 
Gemeinſame Beſtimmungen für Perſonen- und Gepäckbeförderung. | 
§ 22, 8 22. 
Züge. Fahrpläne. Anhalten der Züge. 


1. Zur Beförderung dienen die im Fahrplan enthaltenen regelmäßigen und die nach Bedarf ver- 
kehrenden Züge. 

; 2. Die Eiſenbahnen haben die Fahrpläne der Züge vor ihrer Einführung auf den Stationen aus— 
ky zuhängen. Aus ihnen müſſen Abfahrtszeiten ſowie die wichtigeren Zuganſchlüſſe zu erſehen ſein. 

SSR Auger Kraft getretene Fahrpläne find ſofort zu entfernen. 

3. Bei Ankunft auf einer Station hat das Zugbegleitperſonal den Namen der Station auszurufen 
und die Dauer des Aufenthaltes, ſofern dieſer mehr als 5 Minuten beträgt. Auf Zugwechſelſtationen 
wird überdies auf die Notwendigkeit des Umſteigens in Züge anderer Richtungen aufmerkſam gemacht. 

4. Jeder Reiſende hat ſelbſt dafür zu ſorgen, daß er in den richtigen Zug einſteigt, ſowie daß er 
am Ziele ſeiner Reiſe den Wagen verläßt bezw. in der Umſteigeſtation umſteigt. Die Reiſenden dürfen 
erſt nach Anhalten des Zuges ausſteigen. Wird ausnahmsweiſe außerhalb einer Station längere Zeit 
angehalten, ſo dürfen die Reiſenden nur mit ausdrücklicher Bewilligung des Zugführers ausſteigen. Sie 
müſſen ſich ſofort von dem Bahngleis entfernen und auf das erſte Zeichen des Zugführers ihre Plätze 
wieder einnehmen. ; 
| 5. Das Anhalten der Züge während der Fahrt ohne begründete Urſache mittelſt Notbremſe oder 
Be auf eine andere Weiſe ift unterſagt. Der Zuwiderhandelnde hat die im Tarif beſtimmte Gebühr zu 


zahlen; überdies haftet er der Eiſenbahn oder anderen Perſonen für den hierdurch verurſachten Schaden 
3 nach den allgemeinen Rechtsgrundſätzen. / 


$ 23. § 28. 
Grundſätze für die Berechnung der Beförderungspreiſe. 
1. Die Beförderungspreiſe find nach Maßgabe der zu Recht beſtehenden Tarife zu berechnen. 
* 2. Auf jeder Station iſt an einem zugänglichen Orte ein Ausweis der Fahrpreiſe dieſer Station 

nach den meiſt beſuchten Stationen und ein Ausweis der tarifmäßigen Gepäckfrachtſätze auszuhängen. 

3. Außer den im Tarife vorgeſehenen Fracht- und Nebengebühren darf die Eiſenbahn nur bare 
Auslagen wie von ihr bezahlte Aus- oder Eingangsabgaben, durch Tarif nicht vorgeſehene Koſten der 
Überführung von einem Bahnhofe nach dem anderen, Ausgaben für notwendige Ausbeſſerungen der 
äußeren und inneren Verpackung zur Erhaltung der Sendung und andere ähnliche Ausgaben erheben. 
Die Belege für dieſe Ausgaben müſſen den betreffenden Frachtdokumenten beigegeben werden. 
; 4. Die Eiſenbahn darf für bare Auslagen die tarifmäßige Gebühr (Provifion) erheben; ausgenommen 
ſind die von der Eiſenbahn verauslagten Rollgelder, die Fracht, die Nebengebühren und die Beträge 
für Porto und Stempel. t 


5. Die baren Auslagen und die in Ziffer 4 dieſes Paragraphen erwähnten Gebühren He- i 
lajten die Sendung. ; 


ee 
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| 9 24. | Bet SOB 
Berbot von Sonderübereinfommen. 
1. Die Tarife müſſen jedermann gegenüber in gleicher Weiſe angewendet werden. 


2. Jedes Sonderübereinkommen, wodurch einem oder mehreren Reiſenden eine Preisermäßigung 
gegenüber den Tarifen gewährt wird, iſt verboten und nichtig. 

3. Dagegen ſind Preisermäßigungen zuläſſig, die gehörig veröffentlicht ſind und unter Erfüllung 
der gleichen Bedingungen jedermann in gleicher Weiſe zugute kommen, ebenſo Ermäßigungen, die für 
den Eiſenbahndienſt, für Zwecke der öffentlichen Verwaltung oder Sa Wohlfahrts-, SIno! und 
Unterrichtungszwecke gewährt werden. 


$ 25. | Gra 8 85. 
Abfertigung durch die Zoll-, Steuer-, Finanz-, Polizei- und ſonſtigen 
Verwaltungsbehörden. 


1. Die Reiſenden haben die zoll-, jteuer- und finanzamtlichen, polizeilichen und verwaltungsbehördlichen 
Vorſchriften hinſichtlich ihrer Perſon und hinſichtlich der Unterſuchung ihres Gepäcks und Handgepäcks zu 
befolgen. Der Neiſende hat der Unterſuchung beizuwohnen, es ſei denn, daß die Vorſchriften Ausnahmen 
zulaſſen. Die Eiſenbahn ift gegenüber dem Reiſenden von jeder Haftung für die Folgen der Nicht- 
beachtung dieſer Vorſchriften befreit. i 

2. Wenn die Eiſenbahn auf Verlangen des Reiſenden oder im Sinne der beſtehenden Vorſchriften 
von Amtswegen die zoll, fteuere, finanz- polizei- und ſonſtigen verwaltungsbehördlichen Vorſchriften erfüllt, 
iſt ſie berechtigt, hierfür die im Tarif vorgeſehenen Gebühren zu erheben. 


8 26. 8 26. 
Rückerſtattungen. 


1. Ein Reiſender, der wegen Platzmangel in der ſeinem Fahrausweis entſprechenden Wagenklaſſe 
einen ihm in einer niedrigeren Klaſſe zugewieſenen Platz benutzt, hat Anſpruch auf Erſtattung des Preis- 
unterſchiedes zwiſchen dem gezahlten Fahrpreis und demjenigen für die benutzte niedrigere Klaſſe. 

Iſt ein Fahrausweis infolge von Tod, Krankheit oder Unfall des Reiſenden oder wegen zwingender 
Gründe ähnlicher Art überhaupt nicht oder nur teilweiſe benutzt worden, ſo wird vorbehaltlich der in 
den Ziffern 3 und 4 dieſes Paragraphen bezeichneten Abzüge der Fahrpreis bezw. der Unterſchied zwiſchen 
dem bezahlten Geſamtpreis und dem nach dem Normaltarif für die zurückgelegte Strecke berechneten 
Fahrpreis erſtattet. 

2. Die Nichtausnutzung der Fahrkarte in den in Ziffer 1 dieſes Paragraphen vorgeſehenen e 
muß bahnamtlich beſcheinigt werden. 

3. Von der Rückerſtattung ausgeſchloſſen ſind die Steuern, Zuſchläge für Platzkarten, Herſtellungs⸗ 
koſten für Fahrausweiſe in Heſtform und die für den Verkauf der Fahrausweiſe bezahlten Proviſionen. 

4. Von dem zu erſtattenden Betrag wird außer den etwaigen Portoauslagen für ſeine Zuſendung 
eine Gebühr von 10%, jedoch nicht weniger als 0,30 Gulden und nicht mehr als 1,50 Gulden für die 
Fahrkarte abgezogen. 

5. Verzichtet ein Reiſender, der infolge von Anſchlußverſäumnis wegen Zugverſpätung den Mn- 
ſchlußzug verſäumt hat oder durch den Ausfall eines Zuges oder durch eine Verkehrsunterbrechung an 
der fahrplanmäßigen Fortſetzung ſeiner Reiſe verhindert worden iſt oder wegen Platzmangels in der 
entſprechenden Wagenklaſſe auf die Weiterreiſe, ſo iſt er berechtigt, von der Eiſenbahn die Rückerſtattungen 
laut Ziffer 1 dieſes Paragraphen zu verlangen; die Abzüge nach Ziffer 4 dieſes Paragraphen dürfen 
jedoch nicht gemacht werden. 

6. Für verlorene Fahrausweiſe wird keine Rückerſtattung gewährt. 

7. Wird das aufgegebene Gepäck zurückgenommen, ehe es die Aufgabeſtation verlaſſen hat, ſo 
kann die bezahlte Gepäckfracht zurückverlangt werden. 

Wird das Gepäck auf einer Unterwegsſtation zurückgenommen, ſo kann die Frachterſtattung nur 
in den Fällen und im Umfang der Beſtimmungen der Ziffern 1 und 5 dieſes Paragraphen verlangt werden. 

In beiden Fällen wird eine Gebühr von 0,20 Gulden für den Gepäckſchein und eine etwaige 
Steuer und Stempel abgezogen. 

8. Alle Anſprüche auf Rückerſtattung nach den Beſtimmungen der Ziffern 1, 5 und 7 dieſes 
Paragraphen find erloſchen, wenn fie nicht binnen 6 Monaten nach Ablauf der Gültigkeitsdauer des 
Fahrausweiſes bei der Eiſenbahn geltend gemacht worden ſind. 
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$ 26. 9. Wurde der Tarif unrichtig angewendet oder find bei der Feſtſetzung der Beförderungspreiſe 
und Gebühren Fehler vorgekommen, jo muß der Mehr- oder Minderbetrag erſtattet werden. 


10. Von der Eiſenbahn feſtgeſtellte Ueberzahlungen müſſen, wenn ſie für einen Fahrausweis oder 
Gepäckſchein den Betrag von 0,60 Gulden überſteigen, ſoweit möglich von Amtswegen den Beteiligten 
mitgeteilt werden. 


8 27. 8 27. 
Streitigkeiten. Beſchwerden. 
1. Streitigkeiten unter den Reiſenden und Streitigkeiten zwiſchen den Reiſenden und den Be⸗ 


dienſteten entſcheidet vorläufig auf den Stationen der zuſtändige Aufſichtsbeamte, während der Fahrt 
der Zugführer. 


2. Die Beſchwerden über die Eiſenbahnbedienſteten können mündlich oder ſchriftlich eingebracht 
werden. 


Die Eiſenbahn hat die Beſchwerde zu prüfen und in tunlichſt kurzer Zeit einen Beſcheid zu erteilen. 


Titel III. 5 f 
Haftung der Eiſenbahn. Klagen. Reklamationen. Währung. 


Kapitel J. 
7 Haftung. 
§ 28. $ 28. 
Haftung für die Beförderung von Reiſenden, Handgepäck und Tieren. 
1. Verſpätung oder Ausfall eines Zuges als auch Ausſchluß eines direkten Wagens aus dem 
Zuge geben keinen Anſpruch auf Entſchädigung. 


2. Für Handgepäck und Tiere, deren Ueberwachung dem Reiſenden nach $ 15 obliegt, haftet die 
Eiſenbahn nur inſoweit, als der Schaden durch ihr Verſchulden entſtanden iſt. 


8 29. 8 29. 
Haftungsgemeinſchaft der Eiſenbahnen für das Reiſegepäck. 


Die Eiſenbahn, die Reiſegepäck zur Beförderung angenommen hat, haftet für die Ausführung der 
Beförderung auf der ganzen Strecke bis zur Auslieferung. : 


Jede nachfolgende Eiſenbahn tritt dadurch, daß ſie das Gepäck übernimmt, in den Beförderungs- 
vertrag ein und übernimmt die ſich daraus ergebenden Verpflichtungen. 


$ 30. § 30. 
Umfang der Haftung. 


1. Die Eiſenbahn haftet unter den in dieſem Kapitel feſtgeſetzten Bedingungen für den Schaden, 
der durch gänzlichen oder teilweiſen Verluſt oder Beſchädigung des Gepäcks in der Zeit von der 
Annahme bis zur Auslieferung oder durch verſpätete Auslieferung entſteht. 


2. Sie iſt bei gänzlichem oder teilweiſem Verluſt oder bei Beſchädigung des Gepäcks von dieſer 
Haftung befreit, wenn ſie beweiſt, daß der Schaden durch ein Verſchulden des Reiſenden, durch die 
natürliche Beſchaffenheit des Gepäcks oder durch höhere Gewalt herbeigeführt worden ift. 


Gie ift von der Haftung für Schäden befreit, die aus der beſonderen Beſchaffenheit des Gepäcks 
oder daraus entſtehen, daß das Gepäck mangelhaft verpackt war oder von der Beförderung ausgeſchloſſene 
Gegenſtände trotzdem als Gepäck aufgegeben wurden. 


Konnte nach den Umſtänden des Falles ein Schaden aus einer Gefahr entſtehen, die mit der 
beſonderen Beſchaffenheit des Gepäcks, mit Mängeln der Verpackung oder damit verbunden iſt, daß von 
der Beförderung ausgeſchloſſene Gegenſtände als Gepäck aufgegeben wurden, ſo wird bis zum Nachweis 
des Gegenteils durch den Berechtigten vermutet, daß der Schaden hieraus entſtanden iſt. 


3. Die Eiſenbahn iſt von der Haftung für den Schaden aus der verſpäteten Auslieferung befreit, 
wenn ſie beweiſt, daß die Verſpätung durch Umſtände herbeigeführt worden iſt, die ſie nicht abzuwenden 
und denen fie auch nicht abzuhelſen vermochte. 
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$ 31. § 31. 
Höbe der entſchädigung bei gänzlichem oder teilweiſem Verluſt des Reiſegepäcks. 


Im Falle gänzlichen oder teilweiſen Verluſtes des Gepäcks kann beanſprucht werden: 
a) wenn der Betrag des Schadens nachgewieſen iſt, der Erſatz dieſes Schadens bis zur Höhe 
von 20 Gulden für jedes fehlende Kilogramm des Rohgewichts: 
b) wenn der Betrag des Schadens nicht nachgewieſen iſt, 
ein Pauſchalſatz von 10 Gulden für jedes fehlende Kilogramm des Rohgewichts. 


Dazu kommt die Erſtattung deſſen, was an Gepäckfracht, Zöllen und ſonſtigen Koſten für das 
verlorene Gepäck bezahlt worden iſt, jedoch ohne weiteren Schadenerſatz, vorbehaltlich der in den 88 35 
und 36 vorgejehenen Ausnahmen. 


8 32. § 32. 
Vermutung für den Verluſt des Reiſegepäcks. Wiederauffinden verlorenen Gepäcks. 


1. Ein fehlendes Gepäckſtück gilt nach Ablauf des vierzehnten Tages nach der Abforderung als 

ET 

Wird ein für verloren gehaltenes Gepäckſtück innerhalb eines Jahres nach der Abforderung 
. aufgefunden, ſo hat die Eiſenbahn den Reiſenden, wenn ſein Aufenthaltsort bekannt iſt, oder ſich 
ermitteln läßt, hiervon zu benachrichtigen. 

3. Innerhalb von 30 Tagen nach erhaltener Nachricht kann der Reiſende verlangen, daß ihm das 
Gepäckſtück nach feiner Wahl auf der Beſtimmungsſtation oder der Aufgabeſtation koſtenfrei gegen Rück⸗ 
erſtattung der ihm bezahlten Entſchädigung und vorbehaltlich aller Anſprüche auf Entſchädigung wegen 
Verſpätung gemäß $ 34 und gegebenenfalls § 35, ausgeliefert werde. Wird das Gepäck in der Aufgabe— 
ſtation ausgeliefert, hat der Reiſende Anſpruch auf Rückerſtattung der bezahlten Fracht. 

4. Wird das wiederaufgefundene Gepäckſtück nicht innerhalb der in Ziffer 3 dieſes Paragraphen 
vorgeſehenen Friſt von 30 Tagen zurückverlangt oder wird es erſt nach Ablauf eines Jahres nach der 
Abforderung wiedergefunden, ſo kann die Eiſenbahn das Gepäckſtück ohne Förmlichkeit verkaufen. Der 
erzielte Verkaufserlös wird nach Abzug der ausgezahlten Entſchädigung ſowie anderer Gebühren und. 
Verkaufskoſten dem Bezugsberechtigten ausbezahlt. 


$ 33. 8 33. 
Höhe der Entſchädigung bei Beſchädigung des Reiſegepäcks. 
Bei Beſchädigung hat die Eiſenbahn den Betrag des Minderwertes des Gepäcks zu zahlen und 
zwar ohne weiteren Schadenerſatz vorbehaltlich der in den SS 35 und 36 vorgeſehenen Ausnahmen. 
Die Entſchädigung darf jedoch nicht überſteigen: 
a) wenn die ganze Sendung durch die Beſchädigung entwertet iſt, 
den Betrag, der im Falle des Verluſtes der ganzen Sendung zu zahlen wäre; 


b) wenn nur ein Teil der Sendung durch die Beſchädigung entwertet iſt, 
den Betrag, der im Falle des Verluſtes dieſes Teils der Sendung zu zahlen wäre. 


a $ 34. 8 34. 
Höhe der Entſchädigung für Reiſegepäck bei verſpäteter Auslieferung. 


1. Bei verſpäteter Auslieferung hat die Eiſenbahn, falls der Reiſende nicht nachweiſt, daß ein 
Schaden aus dieſer Verſpätung entſtanden ift, eine Entſchädigung von 0,10 Gulden für das Kilogramm 
des Rohgewichts des Gepäcks, ſoweit es verſpätet ausgeliefert worden iſt, für je angefangene 24 Stunden 
von der Abforderung an gerechnet, höchſtens aber für 14 Tage zu zahlen. 

2. Wird der Nachweis erbracht, daß ein Schaden aus der Verſpätung entſtanden iſt, ſo iſt für 
dieſen Schaden eine Entſchädigung zu zahlen, die das Vierfache der in Ziffer 1 dieſes Paragraphen be— 
ſtimmten Pauſchalentſchädigung nicht überſteigen darf. 

3. Die Entſchädigung für verſpätete Auslieferung kann nicht neben der bei gänzlichem Verluſt zu 
leiſtenden Entſchädigung verlangt werden. 

Bei teilweiſem Verluſt und verſpäteter Ablieferung iſt die Entſchädigung für den nicht verloren 
gegangenen Teil zu entrichten. 


Bei Beſchädigung und verſpäteter Ablieferung kann die Entſchädigung für Beſchädigung und ver- 
ſpätete Ablieferung beanſprucht werden. 
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$ 35. $ 35. 
Angabe des Lieferungswertes. 


1 Für jede Gepäckſendung kann der Lieferungswert angegeben werden. Der. Betrag iſt auf dem 
Gepäckſchein zu vermerken. 


2. Es wird eine beſondere Gebühr von einem Viertel von Tauſend (d. i. 0,25 Gulden bei 1000 Gulden) 
der angegebenen Summe für je angefangene 10 km erhoben. 

Die Tarife können die Gebühr herabſetzen, auch einen Mindeſterhebungsbetrag feſtſetzen. 

3. Iſt der Lieferungswert angegeben, ſo kann bei verſpäteter Auslieferung beanſprucht werden: 

a) wenn nicht nachgewieſen wird, daß ein Schaden aus dieſer Verſpätung entſtanden iſt, bis 
zur Höhe des angegebenen Betrages 0,20 Gulden für das Kilogramm des Rohgewichtes des 
verſpätet ausgelieferten Gepäcks, für je angefangene 24 Stunden von der Abforderung an 
gerechnet, höchſtens aber für 14 Tage; 

b) wenn der Nachweis erbracht wird, daß ein Schaden aus der Verſpätung entſtanden iſt, eine 
Entſchädigung bis zur Höhe des angegebenen Betrages. 


Iſt der Betrag des angegebenen Lieferungswertes geringer als die im 834 vorgeſehenen Entſchädigungen, 
ſo können dieſe an Stelle der unter a) und b) erwähnten Beträge verlangt werden. 


4. Wird der Nachweis erbracht, daß ein Schaden aus einem gänzlichen oder teilweiſen Verluſt 
oder aus einer Beſchädigung des Gepäcks entſtanden iſt, das den Gegenſtand einer Angabe des Lieferungs⸗ 
wertes bildet, ſo kann außer der in den S$ 31 und 33 vorgeſehenen Entſchädigung Schadenerſatz bis 


zur Höhe der angegebenen Summe beanſprucht werden. 
8 36. ; § 36. 
Höhe der Entſchädigung bei Vorſatz oder grober Fahrläſſigkeit der Eiſenbahn. 
In allen Fällen, in denen der gänzliche oder teilweiſe Verluſt, die Beſchädigung oder die verſpätete 
Auslieferung auf Vorſatz oder grobe Fahrläſſigkeit der Eiſenbahn zurückzuführen iſt, iſt der Schaden 
jeweils bis zum Doppelten der in den 88 31, 33, 34 und 35 vorgeſehenen Höchſtbeträge zu erſetzen. 
„ 8 37. 
Verzinſung der Entſchädigungsbeträge. 


Der Reiſende kann ſechs vom Hundert Zinſen der ihm auf einen Gepäckſchein gewährten Ent- 
ſchädigung verlangen, ſofern ſie den Betrag von 6 Gulden überſteigt. 


Wieje Zinſen laufen vom Tage der im § 40 vorgeſehenen Reklamation. 


8 38. § 38. 
Rückerſtattung der Entſchädigung. 
Jede zu Unrecht empfangene Entſchädigung iſt zurückzuerſtatten. 
Außerdem hat die Eiſenbahn im Falle eines Betruges unbeſchadet der ſtrafrechtlichen Folgen An- 
ſpruch auf Zahlung einer Summe, die dem zu Unrecht gezahlten Betrage gleichkommt. 
8 39. $ 39. 
Haftung der Eiſenbahn für ihre Leute. 


Die Eiſenbahn haftet für ihre Leute und für andere Perſonen, deren fie ſich bei der Ausführung 
der von ihr übernommenen Beförderung bedient. 


Wenn indeſſen Bahnangeſtellte auf Verlangen eines Reiſenden Verrichtungen ausüben, die der 
Bahn nicht obliegen, gelten fie als Beauftragte des Reiſenden, für den ſie tätig ſind. 


Kapitel II. 
Reklamationen, Klagen aus dem Beförderungsvertrag. Verjährung. 
§ 40. § 40. 
Reklamationen. 


1. Außergerichtliche Anſprüche aus dem Beförderungsvertrag müſſen ſchriftlich bei der in $ 42 
näher bezeichneten Eiſenbahn angebracht werden. 


2. Zur Geltendmachung ſind die gemäß 5 4ꝗ zur Erhebung der Klage gegen die Eiſenbahn 
berechtigten Perſonen befugt. 
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3. Der Berechtigte muß den Fahrausweis, den Gepäckſchein und ſonſtige Belege, die er feiner § 40. 
Reklamation beifügen will, in Urſchrift oder Abſchrift vorlegen, Abſchriften auf Verlangen der Eiſenbahn 
in gehörig beglaubigter Form. 
§ 41. 8 41. 
Zur Erhebung der Klage gegen die Eiſenbahn berechtigte Perſonen. 
Zur gerichtlichen Geltendmachung von Anſprüchen gegen die Eiſenbahn iſt nur befugt, wer den 


Fahrausweis oder Gepäckſchein vorweiſt oder, wenn er den Fahrausweis oder den Gepäckſchein nicht 
beibringen kann, ſeine Berechtigung nachweiſt. 


$ 42. § 42. 
Eiſenbahnen, gegen welche die Klagen zu richten find. 
Zuſtändigkeit. 
1. Anſprüche auf Rückerſtattung von Zahlungen, die auf Grund des Beförderungsvertrages geleiſtet 
ſind, können nur gegen die Eiſenbahn gerichtlich geltend gemacht werden, die den Betrag erhoben hat. 


2. Sonſtige Anſprüche aus dem Beförderungsvertrag können nur gegen die Abgangsbahn, die 
Beſtimmungsbahn oder diejenige Eiſenbahn gerichtlich geltend gemacht werden, auf deren Strecke ſich die 
den Anſpruch begründende Tatſache ereignet hat. 

Unter den bezeichneten Eiſenbahnen ſteht dem Kläger die Wahl zu; mit der Erhebung der Klage 
erliſcht das Wahlrecht. 

3. Im Wege der Widerklage oder der Einrede können Anſprüche auch gegen eine andere als die 
in den Ziffern 1 und 2 dieſes Paragraphen bezeichneten Eiſenbahnen erhoben werden, wenn ſich die 
Klage auf denſelben Beförderungsvertrag gründet. 


$ 43. $ 43. 


Feſtſtellung eines teilweiſen Verluſtes oder einer Beſchädigung 
des Reiſegepäcks. 

1. Wird ein teilweiſer Verluſt oder eine Beſchädigung des Gepäcks von der Eiſenbahn entdeckt 
oder vermutet oder vom Reiſenden behauptet, ſo hat die Eiſenbahn den Zuſtand und das Gewicht des z 
Gepäcks, und, ſoweit dieſes möglich ift, den Betrag, die Urſache und den Zeitpunkt des Schadens fofort, 3 
womöglich in Gegenwart des Reiſenden, durch eine Tatbeſtandsaufnahme feſtzuſtellen. JĄ 

Dem Reiſenden ift auf fein Verlangen eine Abſchrift der Tatbeſtandsaufnahme auszuhändigen. 

2. Wenn der Reiſende die Feſtſtellungen der Tatbeſtandsaufnahme nicht anerkennt, kann er ver- Be 
langen, daß der Zuſtand und das Gewicht des Gutes, die Schadensurſache ſowie der Betrag des Schadens . 
gerichtlich feſtgeſtellt wird. 

3. Bei Verluſt eines Gepäckſtückes iſt der Reiſende, um die Nachforſchungen der Eiſenbahn zu 
erleichtern, verpflichtet, eine möglichſt genaue Beſchreibung des verloren gegangenen Gepäckſtückes zu geben. 


| $ 44. § 44, 
Erlöſchen der Anſprüche gegen die Eiſenbahn aus dem Gepäckbeförderungsvertrag. 
1. Mit der Abnahme des Gepäcks find alle Anſprüche gegen die Eiſenbahn aus dem Gepäd- 
beförderungsvertrag erloſchen. 
Jedoch erlöſchen nicht: 
(1) Entſchädigungsanſprüche, bei denen der Reiſende nachweiſt, daß der Schaden durch Vorſatz 
oder grobe Fahrläſſigkeit der Eiſenbahn herbeigeführt worden iſt; 
(2) Entſchädigungsanſprüche wegen verſpäteter Auslieferung, wenn fie bei einer der im § 42 > 
Ziffer 2 bezeichneten Eiſenbahnen innerhalb einer Friſt von nicht mehr als vierzehn Tagen, den i 
Tag der Abnahme nicht mitgerechnet, angemeldet werden; j 
(3) Entſchädigungsanſprüche wegen teilweiſen Verluſtes oder Beſchädigung: 
a) wenn der Verluſt oder die Beſchädigung vor der Abnahme des Gepäcks durch den 
Reiſenden gemäß $ 43 feſtgeſtellt ift; 


b) wenn die Feſtſtellung, die gemäß § 43 hätte erfolgen müſſen, nur durch Verſchulden 
der Eiſenbahn unterblieben iſt; 
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§ 44. (4) Entſchädigungsanſprüche wegen äußerlich nicht erkennbarer Schäden, die erſt nach der Ab⸗ 
nahme feſtgeſtellt worden ſind, jedoch nur unter nachſtehenden Vorausſetzungen: 
a) daß ſich die Eiſenbahn dem Reiſenden gegenüber nicht zur Feſtſtellung des Zuſtandes 
des Gepäcks auf der Beſtimmnngsſtation bereit erklärt hat; 
b) daß unverzüglich nach der Entdeckung des Schadens und ſpäteſtens drei Tage nach der 
Abnahme des Gepäcks der Antrag auf Feſtſtellung gemäß $ 43 angebracht wird; 
c) daß der Reiſende beweiſt, daß der Schaden in der Zeit zwiſchen der Annahme zur Bez 
förderung und der Auslieferung entſtanden iſt; 
(5) Anſprüche auf Rückerſtattung geleiſteter Zahlungen. 
2. Der Reiſende kann die Abnahme des Gepäcks ſolange verweigern, bis ſeinem Antrag auf Feſt⸗ 
ſtellung der behaupteten Schäden ſtattgegeben iſt. 


3. Vorbehalte bei der Abnahme des Gepäcks ſind wirkungslos, ſofern ſie nicht von der Eiſenbahn 
anerkannt ſind. 

4. Wenn von mehreren im Gepäckſchein verzeichneten Stücken bei der Auslieferung einzelne fehlen, 
ſo kann der Reiſende, ehe er die anderen annimmt, von der Eiſenbahn eine Beſcheinigung hierüber 
verlangen. 

4. Die Haftung für gänzlichen Verluſt erliſcht, wenn das Gepäck nicht binnen 6 Monaten nach 
der Ankunft des Zuges, zu dem es aufgegeben war, auf der Beſtimmungsſtation abgefordert wird. 


$ 45. § 45. i 
; Verjährung der Klagen aug dem Beförderungsvertrag. 


1. Klagen aus dem Beförderungsvertrag verjähren in einem Jahr. Die Verjährung beträgt indes 
drei Jahre, wenn es ſich um Klagen wegen eines durch Vorſatz oder grobe Fahrläſſigkeit verurſachten 
Schadens oder wegen des in § 38 erwähnten Falles des Betruges handelt. 

2. Die Verjährung beginnt: 

a) bei Entſchädigungsanſprüchen wegen teilweiſen Verluſtes, Beſchädigung oder verſpäteter 
Auslieferung g 
mit dem Tage der Auslieferung; 
b) bei Entſchädigungsanſprüchen wegen gänzlichen Verluſtes 
mit dem Tage, an dem die Auslieferung hätte erfolgen ſollen; 
c) bei Anſprüchen auf Zahlung oder Rückerſtattung von Beförderungs- oder Nebengebühren oder 
von Zuſchlägen oder auf Berichtigung bei unrichtiger Tarifanwendung oder bei Rechenfehlern 
mit dem Tage der Zahlung oder, wenn keine Zahlung ſtattgefunden hat, mit dem 
Tage, an dem ſie hätte erfolgen ſollen, im Falle der Veräußerung mit dem Tage der 
Veräußerung; i 
d) bei Anſprüchen auf Zahlung eines von der Zollbehörde verlangten Zuſchlags 
mit dem Tage, an dem die Zollbehörde das Verlangen geſtellt hat; 
e) bei ſonſtigen, die Perſonenbeförderung betreffenden Anſprüchen 
mit dem Tage des Ablaufs der Gültigkeitsdauer des Fahrausweiſes. 

Der als Beginn der Verjährung bezeichnete Tag iſt in der Friſt nicht inbegriffen. 

3. Wenn der Reiſende eine ſchriftliche Reklamationzgemäß 8 40 bei der Eiſenbahn eingereicht hat 
wird der Lauf der Verjährung gehemmt. Der Lauf beginnt wieder mit dem Tage, an dem die Eijen- 
bahn die Reklamation durch ſchriftlichen Beſcheid zurückgewieſen und die der Reklamation etwa beigefügten 
Belege zurückgegeben hat. Der Beweis des Eingangs der Reklamation oder des Beſcheides und der 
Rückgabe der Belege liegt dem ob, der ſich auf dieſe Tatſache beruft. Weitere Reklamationen aus dem— 
ſelben Titel hemmen die Verjährung nicht. ; 


4. Wegen der Unterbrechung der Verjährung bewendet es bei den allgemeinen geſetzlichen Vorſchriften. 


8 46. N $ 46. 
Unzuläſſigkeit der Geltendmachung erloſchener oder verjährter Anſprüche. 


Anſprüche, die gemäß § 26 Ziffer 8 und den $$ 44 und 45 erloſchen oder verjährt find, können 
auch nicht im Wege einer Widerklage oder Einrede geltend gemacht werden. 
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Kapitel III. 
Abrechnung. Rückgriff der Eiſenbahnen gegeneinander. Währung. 
8 47. 8 47. 
Abrechnung zwiſchen den Eiſenbahnen. 


Jede Eiſenbahn hat den übrigen beteiligten Eiſenbahnen die ihnen zukommenden Anteile an den 
Beförderungsgebühren zu bezahlen, die ſie erhoben hat oder hätte erheben müſſen. 


§ 48. ; § 48. 
Rückgriff bei Entſchädigung für gänzlichen oder teilweiſen Verluſt oder Beſchädigung 
und für die verſpätete Ablieferung. 


1. Hat eine Eiſenbahn auf Grund der Beſtimmungen dieſer Verkehrsordnung eine Entſchädigung 
für gänzlichen oder teilweiſen Verluſt oder Beſchädigung oder verſpätete Ablieferung des Gepäcks geleiſtet, 
ſo ſteht ihr der Rückgriff gegen die an der Beförderung beteiligten Eiſenbahnen nach Maßgabe folgender 
Beſtimmungen zu: 

a) die Eiſenbahn, die den Schaden allein verurſacht hat, haftet ausſchließlich dafür; 

b) haben mehrere Eiſenbahnen den Schaden verurſacht, ſo haftet jede Eiſenbahn für den von 
ihr verurſachten Schaden. Iſt eine ſolche Unterſcheidung nach den Umſtänden des Falles 
nicht möglich, ſo beſtimmen ſich ihre Anteile an der Entſchädigung nach den Grundſätzen 
unter c); 

e) wenn nicht nachgewieſen werden kann, daß eine oder mehrere Eiſenbahnen den Schaden ver⸗ 
urſacht haben, jo haften ſämtliche an der Beförderung beteiligten Eiſenbahnen mit Ausnahme 
derjenigen, die beweiſen, daß der Schaden auf ihrer Strecke nicht verurſacht worden iſt. Die 
Verteilung erfolgt nach dem Verhältnis der Tarifkilometer. 

2. Bei Zahlungsunfähigkeit einer dieſer Eiſenbahnen wird der auf ſie entfallende, aber von ihr 
nicht bezahlte Anteil unter alle anderen an der Beförderung beteiligten Eiſenbahnen nach Verhältnis der 
Tarifkilometer verteilt. 


§ 49. SRA), $ 49. 
Währung. u 

1. Sämtliche Zahlungen find in der im Umlaufe befindlichen Landeswährung zu leiſten. 

2. In Stationen, wo das Bedürfnis hierfür beſteht oder in manchen Verkehrsbeziehungen kann 
die Eiſenbahn nach ihrem Ermeſſen auch die Annahme fremder Währung an Zahlungsſtatt anordnen. 

3. Die Eiſenbahn hat die Kurſe, zu denen ſie die in ausländiſcher Währung ausgedrückten Frachten, 
Nachnahmen-, Neben- oder anderen Gebühren, die in inländiſcher Währung bezahlt werden, umrechnet 
(Umrechnungskurſe), durch Schalteraushang oder auf ſonſt geeignete Weiſe bekanntzugeben. 

4. Ebenſo hat eine Eiſenbahn, die fremdes Geld in Zahlung nimmt, die Kurſe bekanntzugeben, zu 
denen ſie es annimmt (Annahmekurſe). 


Titel IV. 
Aufbewahrung des Gepäcks. 


$ 50. 8 50. 
Aufbewahrungsſtellen. 


1. Auf den Stationen, wo Reiſegepäck abgefertigt wird, ſind tunlichſt Vorkehrungen zu treffen, die 
es dem Reiſenden ermöglichen, ſein Gepäck gegen eine durch Aushang bekannt zu machende Gebühr zu 
vorübergehender Aufbewahrung niederzulegen. 

2. Für Verluſt oder Beſchädigung des aufbewahrten Gepäcks haftet die Eiſenbahn als Verwahrer, 
höchſtens bis zum Betrage von 60 Gulden für ein Stück. Die Eiſenbahn kann dieſen Höchſtbetrag 
erhöhen und dafür eine beſondere Gebühr verlangen. Der erhöhte Höchſtbetrag ſowie die hierfür zu 
erhebende beſondere Gebühr ſind durch Aushang auf den Stationen bekanntzumachen. 
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Titel V. 
Expreßſendungen. 
$ 51. 8 51. f 
Begriff der Expreßſendungen. Von der Beförderung ausgeſchloſſene Gegenſtände. 
1. Gegenſtände, die ſich zur Beförderung im Packwagen eignen, werden auf Grund nachſtehender 


Vorſchriften ſowie der Tarifbeſtimmungen zur Beförderung als Expreßgut mit perſonenführenden Zügen 
angenommen. ? 


2. Von der Beförderung als Expreßgut ſind ausgeſchloſſen: 
(1) diejenigen Gegenſtände, die dem Poſtzwang unterworfen ſind; 
(2) diejenigen Gegenſtände, die ſich wegen ihres Umfanges, ihres Gewichts oder ihrer Beſchaffenheit 
zur Beförderung im Gepäckwagen nicht eignen; 
(3) Leichen; 
(4) exploſionsgefährliche, ſelbſtentzündliche, leichtentzündliche, giftige, ätzende, ekelerregende, Übel- 
riechende oder anſteckende Gegenſtände. 


3. Stellt die Eiſenbahn feſt, daß Gegenſtände, die von der Beförderung als Expreßgut aus- 
geſchloſſen ſind, zur Beförderung angenommen wurden, ſo iſt ſie mangels anderer geſetzlicher Beſtimmungen 
verpflichtet, den Abſender zur Rücknahme der Sendung aufzufordern. Verfügt der Abſender über die 
Sendung innerhalb acht Tagen vom Tage der Abſendung des Benachrichtigungsſchreibens über die 
Sendung nicht, verfährt die Eiſenbahn gemäß $ 60 Ziffer 3 und 4. 


§ 52. $ 52. 
Aufgabe von Expreßgut. Expreßfrachtbrief. 
1. Expreßgut iſt bei den Gepäckabfertigungsſtellen in der für dieſe Sendungen beſtimmten und 
durch Aushang in den Stationen bekanntzumachenden Zeit aufzugeben. 
2. Zu jeder Sendung hat der Abſender einen Expreßfrachtbrief beizubringen. Formulare des 
Expreßfrachtbriefes ſind nur bei der Abfertigungsſtelle gegen eine im Tarif bezeichnete Gebühr zu erhalten. 
3. Die ſtark umrahmten Teile des Expreßfrachtbriefes füllt die Eiſenbahn, die übrigen der 
Abſender aus. 
4. Der Expreßfrachtbrief hat folgende Angaben zu enthalten: 
a) Bezeichnung der Beſtimmungsſtation; 
b) Name und genaue Adreſſe des Empfängers; 
e) Stückzahl, Art der Verpackung und Inhalt der Sendung; 
d) Verzeichnis der beigeſchloſſenen durch die Zoll-, Steuer-, Polizei, Finanz- und ſonſtige 
Verwaltungsbehörden vorgeſchriebenen Begleitpapiere; 
e) die Angabe des Beförderungsweges. 
In Ermangelung dieſer Angabe hat die Eiſenbahn denjenigen Weg zu wählen, der ihr 


für den Abſender am zweckmäßigſten ſcheint. Für die Folgen dieſer Wahl haftet die Eiſen— 
bahn nur, wenn ihr hierbei ein grobes Verſchulden zur Laſt fällt. 
f) Unterſchrift und Adreſſe des Abſenders. Die Unterſchrift kann durch Druck oder Stempel 
bewirkt werden. 
5. Expreßfrachtbriefe mit abgeänderten oder radierten Eintragungen werden nicht zugelaſſen. 
Durchſtreichungen ſind nur zuläſſig, wenn der Abſender ſie mit ſeiner Unterſchrift anerkennt und, wenn 
es ſich um die Zahl oder das Gewicht der Stücke handelt, die berichtigten Mengen in Buchſtaben 


einſchreibt. 
= 6. Die Aufnahme anderer in dieſer Verkehrsordnung oder in den Tarifen nicht vorgeſehenen 
5 Erklärungen im Expreßfrachtbrieſe ſowie die Beigabe anderer als in Ziffer 4 dieſes Paragraphen 
E unter d) aufgezählten Begleitpapiere ift unzuläſſig. 
i 7. Die Perſon, welche die Sendung der Eiſenbahn übergibt, gilt als vom Abſender ermächtigt 
E im Expreßfrachtbriefe Aenderungen und Ergänzungen, Erklärungen im Namen des Abſenders abzugeben 


ſowie alle den Vertragsabſchluß betreffenden Handlungen vorzunehmen. 
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8. Jedes Stück der Sendung muß in lateiniſchen Buchſtaben die genaue und lesbare dauerhaft § 52. 


befeſtigte Adreſſe des Empfängers, den Namen der Verſand- und Beſtimmungsſtation tragen. Jedes 
nicht derartig gekennzeichnete Stück kann zurückgewieſen werden. Altere Bezeichnungen müſſen von den 
Stücken entfernt werden. 


9. Die Eiſenbahn hat bei der Annahme des Expreßgutes das Gewicht feſtzuſtellen und auf der 
Expreßgutkarte vorzumerken. Dem Abſender oder deſſen Beauftragten ſteht es frei, der Feſtſtellung 
beizuwohnen. 


8 58. 
Zuſtand der Sendung. Verpackung. 


. 1. Nimmt die Eiſenbahn ein Gut zur Beförderung an, das offenſichtlich Spuren von Beſchädigungen 
aufweiſt, ſo kann ſie verlangen, daß der Zuſtand des Gutes im Expreßfrachtbrief beſonders vermerkt wird. 
Der Abſender haftet für den Schaden, welcher infolge ſchlechten Zuſtandes des Gutes entſtanden iſt. 
2. Der Abſender hat das Gut, ſoweit deſſen Natur eine Verpackung erfordert, zum Schutz gegen 
gänzlichen oder teilweiſen Verluſt und gegen Beſchädigung während der Beförderung ſowie zur Verhütung 
einer Beſchädigung von Perſonen, Betriebsmitteln oder anderen Gütern ſicher zu verpacken. 


3. Iſt der Abſender der Vorſchrift der Ziffer 2 dieſes Paragraphen nicht nachgekommen, ſo iſt die 
Eiſenbahn berechtigt, entweder die Annahme des Gutes zu verweigern oder zu verlangen, daß der Ab— 
ſender auf dem Expreßfrachtbrief das Fehlen oder den mangelhaften Zuſtand der Verpackung unter 
genauer Beſchreibung desſelben anerkennt. 

4. Der Abſender haftet für die Folgen des Fehlens oder des mangelhaften Zuſtandes der Ver— 
packung, die in dieſer Weiſe auf dem Frachtbrief anerkannt ſind, ſowie für äußerlich nicht erkennbare 
Mängel der Verpackung. Alle ſich daraus ergebenden Schäden fallen dem Abſender zur Laſt, der gegebenen— 
falls der Eiſenbahn den von ihr erlittenen Schaden zu erſetzen hat. 


Der Abſender haftet auch für äußerlich erkennbare Mängel der Verpackung, die im Frachtbrief ane 
erkannt ſind, wenn das Vorhandenſein dieſer Mängel von der Eiſenbahn nachgewieſen wird. 


8 54. 
Haftung für die Angaben im Expreßfrachtbrief. Zuſchläge. 


1. Der Abſender haftet für die Richtigkeit der von ihm in den Frachtbrief aufgenommenen Angaben 
und Erklärungen. Er trägt alle Folgen, die daraus entſtehen, daß dieſe Angaben oder Erklärungen 
unrichtig, ungenau, unvollſtändig oder nicht an der für ſie vorgeſehenen Stelle des Erpreßfrachtbriefes 
eingetragen ſind. 

2. Die Eiſenbahn ift berechtigt, die Übereinſtimmung der Sendung mit dem Expreßfrachtbriefe 
nach Stückzahl, Gewicht und Inhalt jederzeit zu prüfen. Gebühren dürfen hierfür nicht erhoben werden. 
Wenn jedoch die Erpreßfrachtbriefangaben ſich als unrichtig erweiſen, werden die tarifmäßigen Gebühren 
ſowie die erwachſenen Koſten erhoben. Die nicht ſofort bezahlten Gebühren und Koſten belaſten die 
Sendung. 

Findet die Feſtſtellung auf der Verſandſtation ſtatt, ſo iſt der Abſender, findet ſie auf der Be⸗ 
ſtimmungsſtation ſtatt, der Empfänger einzuladen, ihr beizuwohnen, wenn ſie nicht im Intereſſe der 
öffentlichen Sicherheit vorgenommen wird. Erſcheint der Beteiligte nicht, oder findet die Feſtſtellung 
auf einer Unterwegsſtation ſtatt, ſo ſind zwei Zeugen hinzuzuziehen, die nicht der Eiſenbahn angehören. 

3. Bei unrichtiger Angabe des Inhaltes der Sendung hat der Abſender unabhängig von der 
Nachzahlung des Frachtunterſchiedes, der eventuellen Haftung für den Schaden ſowie der ſtrafrechtlichen 
Folgen einen Zuſchlag zu zahlen. 

Der Zuſchlag beträgt: 

a) bei exploſionsgefährlichen und ſelbſtentzündlichen Gegenſtänden 9 Gulden für jedes Kilogramm 
Rohgewicht des Stückes, in dem ſolche Gegenſtände vorgefunden werden, mindeſtens 18 Gulden; 

b) bei anderen im $ 51 Ziffer 2 aufgezählten Gegenſtänden 3 Gulden für jedes Kilogramm 
Rohgewicht des Stückes, in dem ſolche Gegenſtände vorgefunden werden; 

c) bei allen anderen Gegenſtänden den doppelten Frachtunterſchied, inſofern die unrichtige Mn- 


gabe eine Frachtverkürzung herbeiführen konnte. Der Zuſchlag beträgt mindeſtens 1 Gulden, 
auch dann, wenn kein Frachtunterſchied vorliegt. 


8 58. 


8 54. 
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§ 55. 8 
Abfertigung durch die Zoll-, Steuer-, Finanz-, Polizei- 
und ſonſtige Verwaltungsbehörden. 


1. Der Abſender iſt verpflichtet, dem Expreßfrachtbrief die Begleitpapiere beizugeben, die zur Er⸗ 
füllung der Zoll, Steuer-, Finanz, Polizei⸗ und ſonſtigen verwaltungsbehördlichen Vorſchriften 
erforderlich ſind. ż 

Der Abſender haftet der Eiſenbahn, ſofern dieſer kein Verſchulden zur Laſt fällt, für alle Schäden, 
die aus dem Fehlen, der Unzulänglichkeit oder Unrichtigkeit dieſer Papiere entſtehen. 

Die Eiſenbahn iſt nicht verpflichtet, die beigegebenen Papiere auf ihre Richtigkeit und Vollſtändigkeit 
zu prüfen. 

2. Die Zoll, Steuer-, Finanz⸗, Polizei» und ſonſtige verwaltungsbehördliche Vorſchriften werden, 
ſolange das Gut ſich unterwegs befindet, von der Eiſenbahn gegen Erhebung der tarifmäßigen Gebühr 
erfüllt. Sie kann dieſe Aufgabe unter ihrer eigenen Verantwortlichkeit einem Kommiſſionär übertragen 
oder ſie ſelbſt übernehmen. In beiden Fällen hat ſie die Verpflichtungen eines Kommiſſionärs. 


$ 56. § 56. 
Zahlung der Frachtgebühren. Pfandrecht. 


1. Die Fracht ſowie die Nebengebühren find bei der Aufgabe zu entrichten. Die unterwegs 
erwachſenden Gebühren und Koſten belaſten die Sendung und werden vom Empfänger erhoben. 


2. Im Falle unrichtiger oder fehlerhafter Berechnung der Fracht, Nebengebühren, Koſten oder 
Zuſchläge muß der Mehrbetrag zurückerſtattet, der Minderbetrag eingezahlt werden. Zur Bezahlung 
des Frachtunterſchiedes bezw. der Empfangnahme der Mehrgebühr iſt der Abſender oder der Empfänger 
verpflichtet, je nachdem der eine oder der andere die Zahlung geleiſtet hat. 


3. Zur Sicherſtellung der Gebühren ſowie anderer Forderungen aus dem Frachtvertrage ſteht der 
Eiſenbahn das Pfandrecht am Gute zu, ſolange dasſelbe ſich in der Verwahrung der Eiſenbahn befindet. 


$ 57. a 07. 
Beförderung. 


1. Expreßſendungen werden mit perſonenführenden Zügen befördert. Die Züge, bei denen die Be- 
förderung von Expreßgut beſchränkt oder ausgeſchloſſen iſt, ſind durch Aushang in den Stationen bekannt 
zu machen. í 

2. Wird der Zug, mit dem das Expreßgut von der Verſandſtation abgehen ſoll, bei der Aufgabe 
vom Abſender nicht bezeichnet, ſo wird es mit dem nächſten geeigneten Zuge befördert. 

Die Abbeförderung mit einem beſtimmten Zuge kann nur beanſprucht werden, wenn die Sendung 
ſpäteſtens eine Stunde vor Abgang des Zuges aufgeliefert wird. 


3. Nachträgliche Verfügungen ſind unzuläſſig. Ausgenommen ſind Verfügungen, welche für den 
Fall eines Beförderungs- oder Ablieferungshinderniſſes getroffen werden. 


8 88. . 8 58. 
Beförderungshinderniſſe. 


1. Wird der Beginn oder die Fortſetzung der Beförderung einer Sendung verhindert, ſo hat die 
Eiſenbahn zu entſcheiden, ob es im Intereſſe des Abſenders liegt, ihn um Anweiſung zu erſuchen, oder 
ob es zweckmäßiger iſt, das Gut von Amtswegen unter Abänderung des Beförderungsweges zu befördern. 
Die Eiſenbahn hat in dieſem Falle Anſpruch auf Zahlung der Fracht über dieſen anderen Weg. 


2. Wenn kein anderer Beförderungsweg vorhanden iſt, wendet ſich die Eiſenbahn an den Abſender 
um Anweiſung. 


3. Der Abſender, der von einem Beförderungshindernis benachrichtigt wird, kann vom Vertrag 
zurücktreten, muß aber dann der Eiſenbahn je nach Lage des Falles entweder die Fracht für die bereits 
zurückgelegte Strecke oder die Koſten der Vorbereitung der Beförderung, außerdem alle fonſtigen Koſten 
bezahlen, die in den Tarifen vorgeſehen ſind, es ſei denn, daß die Eiſenbahn ein Verſchulden trifft. 

4. Wenn das Beförderungshindernis vor dem Eintreffen einer Anweiſung des Abſenders wegfällt, 


ſo iſt das Gut der Beſtimmungsſtation zuzuleiten, ohne daß Anweiſungen abgewartet werden; der 
Abſender iſt hiervon möglichſt raſch zu benachrichtigen. 


1 
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§ 59. 8 50. 
Auslieferung. ; 


1. Der Empfänger ift berechtigt, auf der Beſtimmungsſtation die Auslieferung des Expreßgutes 
gegen Bezahlung der auf dem Gute haftenden Gebühren und Koſten während der Dienſtſtunden zu 
verlangen, ſobald nach Ankunft des Zuges, mit dem es zu befördern war, die zur ordnungsmäßigen 
Bereitſtellung und Zollabfertigung erforderliche Zeit verſtrichen iſt. Die Eiſenbahn kann den Nachweis 
der Berechtigung zur Empfangnahme des Gutes verlangen. Der Empfänger hat den Empfang des 
Gutes im Expreßfrachtbriefe zu beſtätigen. 

2. Meldet ſich der Empfänger nach Ankunft des Zuges nicht, benachrichtigt ihn die Eiſenbahn von 
der Ankunft der Sendung. Die Benachrichtigung entfällt, ſofern die Eiſenbahn in der Beſtimmungs⸗ 
ſtation Einrichtungen für die Zuführung dieſer Sendungen in die Behauſungen des Empfängers beſitzt. 

3. Die Benachrichtung über die Ankunft des Gutes geſchieht nach Wahl der Eiſenbahn durch die. 
Poſt, durch Fernſprecher, durch Telegramm oder ſchriftlich durch beſonderen Boten. 

4. Der Bote hat die Benachrichtigung dem Empfänger oder einer ermächtigten Perſon, in ihrer 
Abweſenheit einem erwachſenen Familienmitgliede, Geſellſchafter oder einem beim Empfänger beſchäftigten 
Angeſtellten einzuhändigen. Die Zuſtellung iſt durch Unterſchrift zu beſtätigen unter Angabe des Tages 
und der Stunde der Zuſtellung. 

5. Erfolgt die Abnahme nicht binnen 24 Stunden nach der Ankunft der Sendung, kann die Eiſen⸗ 
bahn für die Verwahrung eine tarifmaßige Gebühr erheben. 


§ 60. § 60. 
Ablieferungshinderniſſe. 


1. Verweigert der Empfänger die Annahme des Gutes oder wird die Sendung binnen drei Tagen 
nach der Ankunft nicht abgenommen oder ergibt ſich ein ſonſtiges Ablieferungshindernis, ſo hat die 
Beſtimmungsſtation den Abſender auf feine Koſten durch Vermittelung der Aufgabeftation vom Abs 
lieferungshindernis zu benachrichtigen und ſeine Anweiſung einzuholen. 

2. Der Abſender kann im Expreßfrachtbriefe auch vorſchreiben, daß ihm das Gut bei Eintritt eines 
Ablieferungshinderniſſes ohne vorherige Benachrichtigung zurückgeſchickt werde. 

In keinem andern Falle darf das Gut dem Abſender ohne ſein ausdrückliches ſchriftliches Ein⸗ 
verſtändnis zurückgeſandt werden. ; 

3. Iſt die Benachrichtigung des Abſenders nicht tunlich oder ift der Abſender mit der Erteilung 
der Anweiſung ſäumig oder iſt die Anweiſung nicht ausführbar, ſo hat die Eiſenbahn das Gut auf 
Gefahr und Koſten des Abſenders auf Lager zu nehmen. Sie hat in dieſem Falle die Pflichten eines 
ordentlichen Kaufmannes. Die Eiſenbahn iſt jedoch auch berechtigt, ſolche Güter unter Nachnahme der 
darauf laſtenden Koſten und Auslagen in einem Lagerhauſe für Rechnung und Gefahr des Verfügungs⸗ 
berechtigten zu hinterlegen. i 

4. Die Eiſenbahn ift, ſofern Vorſchriften der Zoll-, Steuer-, Polizei⸗ und anderer Verwaltungs- 
behörden nicht entgegenſtehen, ferner berechtigt: 

s a) Güter, die ſchnellem Verderben unterliegen oder nach den örtlichen Verhältniſſen weder auf 
SA - der Eiſenbahn noch in einem privaten Lagerhauſe eingelagert werden können, nach Ablauf 
- von 24 Stunden von der Ankunft der Sendung, 

b) alle anderen Güter 4 Wochen nach Ablauf der lagerfriſtfreien Zeit ohne Förmlichkeit beft- 
möglich zu verkaufen. Wenn aber ihr Wert durch längeres Lagern unverhältnismäßig 
vermindert würde oder wenn die Lagerkoſten in keinem Verhältnis zum Werte des Gutes 
ſtehen würden, kann die Sendung ſchon früher beſtmöglich verkauft werden. 

5. Von dem angeordneten Verkauf iſt der Abſender womöglich zu verſtändigen. 

6. Im Falle des Verkaufs iſt der Erlös nach Abzug der Gebühren und Koſten dem Abſender 
zur Verfügung zu ſtellen. Die bei der Veräußerung ungedeckten Gebühren und Koſten hat der Abſender 
5 zu entrichten. 
£ 

a 


$ 61. ; 8 61. 
Haftung der Eiſenbahn für teilweijen oder gänzlichen Verluſt und Beſchädigung 
von Expreßſendungen. 
1. Die Eiſenbahn haftet für den Schaden, der durch gänzlichen oder teilweiſen Verluſt oder 
Beſchädigung von Expreßgut in der Zeit von der Annahme bis zur Auslieferung entſteht. 
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8 61. 2. Sie iſt bei gänzlichem oder teilweiſen Verluſt oder bei Beſchädigung des Expreßgutes von 
dieſer Haftung befreit, wenn ſie beweiſt, daß der Schaden durch ein Verſchulden des Abſenders, durch 


die natürliche Beſchaffenheit der Sendung (inneren Verderb, Rinnverluſt und dergl.) oder durch höhere 
Gewalt herbeigeführt worden iſt. í 


3. Gie ift von der Haftung für Schäden befreit, die aug der beſonderen Beſchaffenheit des Expreß⸗ 
gutes oder daraus entſtehen, daß das Gut mangelhaft verpackt war oder die von der Beförderung als 
Erpreßgut ausgeſchloſſenen Gegenſtände enthielt. 


Konnte nach den Umſtänden des Falles ein Schaden aus einer Gefahr entſtehen, die mit der 
beſonderen Beſchaffenheit des Expreßgutes, mit Mängeln der Verpackung oder damit verbunden iſt, daß 
von der Beförderung ausgeſchloſſene Gegenſtände als Expreßgut aufgegeben wurden, ſo wird bis zum 
Nachweis des Gegenteils durch den Berechtigten vermutet, daß der Schaden hieraus entſtanden iſt. 


§ 62. $ 62. 
Höhe der Entſchädigung bei gänzlichem und teilweiſem Verluſt oder Beſchädigung 
des Expreßgutes. 

Im Falle gänzlichen oder teilweiſen Verluſtes einer Expreßſendung, iſt die Eiſenbahn verpflichtet, 
eine Entſchädigung nach dem gemeinen Handelswert, den ein Gut derſelben Art und Beſchaffenheit am 
Orte der Abſendung zur Zeit der Annahme zur Beförderung hatte, jedoch nicht mehr als 50 Gulden 
für jedes Kilogramm Rohgewicht, und bei nachgewieſenem Vorſatz oder grober Fahrläſſigkeit bis zur 
doppelten Höhe dieſes Höchſtbetrages zu zahlen. Im Falle der Beſchädigung hat die Eiſenbahn den Betrag, um 
welchen ſich der Wert der Sendung verminderte, zu zahlen, nicht mehr jedoch als die Entſchädigung, 
welche ſie für gänzlichen beziehungsweiſe teilweiſen Verluſt zu zahlen gehabt hätte. 

Dazu kommt die Erſtattung deſſen, was an Fracht, Zöllen und ſonſtigen Koſten für das in Verluſt 
geratene Gut bezahlt worden iſt. i 

§ 63. ö 8 63. 
Reklamationen. 


Der Reklamation hat der Abſender die Beſtätigung über die Aufgabe der Sendung, der Empfänger 
die Beſtätigung über die etwa bezahlten Gebühren beizugeben. 


8 64. $ 64. 


Ergänzende Beſtimmungen. 


Sofern in dem Titel V nichts anderes beſtimmt wurde, finden hinſichtlich der Expreßgutſendungen 
die Beſtimmungen des Titels J, II und III dieſer Verkehrsordnung Anwendung. 
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Berfefrsordnung 
für die Beförderung von Gütern auf den Eiſenbahnen im Gebiet der Freien Stadt Danzig. 8 Ś 


Titel I. 
Geltungsbereich der Verkehrsordnung. Durchgehende Beförderung. 
8 1. 8 1. 
Eiſenbahnen und Sendungen, auf die die Verkehrsordnung Anwendung findet. 


1. Dieſe Verkehrsordnung (abgekürzte Bezeichnung V. O. G.) gilt auf allen dem öffentlichen Ver⸗ 

kehre dienenden Eiſenbahnen im Gebiet der Freien Stadt Danzig. 

2. Für den Verkehr mit ausländiſchen Eiſenbahnen gilt ſie nur ſoweit, als er nicht durch beſondere 
Beſtimmungen geregelt iſt. 

3. Die Verkehrsordnung findet auch Anwendung auf Sendungen, deren Verſand- und Beſtimmungs⸗ 
ſtation im Geltungsbereich der Verkehrsordnung liegen und das Gebiet eines anderen Staates nur im 
Durchgang berühren. ; 

4. Die Verkehrsordnung findet Anwendung auf Sendungen von und nach Stationen des Nachbar— 
landes, wenn die Beförderung auf der ganzen Strecke von einer im Geltungsbereich der Verkehrsordnung 
gelegenen Eiſenbahn bewirkt wird, jedoch nur dann, wenn der Verſender durch die Wahl des Frachtbrief- 
formulars die Anwendung dieſer Verkehrsordnung beanſprucht, und der Nachbarſtaat nicht widerſpricht. 

5. Dieſe Verkehrsordnung findet auch Anwendung auf Sendungen von und nach Güternebenſtellen, 
welche außerhalb des Gebietes der Eiſenbahnlinien für die Abfertigung von Gütern eingerichtet ſind. 

6. Die Verkehrsordnung kann auch auf Sendungen, welche die Eiſenbahn unter Mitwirkung regel- 
mäßig betriebener Schiffahrts⸗, Kraftwagen- oder Flugzeuglinien befördert, mit Abweichungen, die fih 
aus der Verſchiedenartigkeit der Beförderungsart ergeben, angewendet werden. Solche Abweichungen 
müſſen in der für die Veröffentlichung dieſer Verkehrsordnung vorgeſehenen Art veröffentlicht werden. 


$ 2. $2. 
Ausführungsbeſtimmungen. Abweichungen. Vorübergehende Anderungen. 


1. Die Eiſenbahnen können zu dieſer Verkehrsordnung Ausführungsbeſtimmungen erlaſſen. 

2. Für Eiſenbahnlinien von untergeordneter und örtlicher Bedeutung, für einzelne Bahnſtrecken, 
Züge, ſowie gewiſſe Abfertigungsarten, insbeſondere für regelmäßig wiederkehrende Sendungen zwiſchen 
beſtimmten Orten, können in Berückſichtigung beſonderer Verhältniſſe Abweichungen von dieſer Verkehrs⸗ 
ordnung eingeführt werden. e 

3. Die in Ziffer 2 erwähnten Abweichungen müſſen von der Aufſichtsbehörde genehmigt werden. 

Sowohl die in Ziffer 1 erwähnten Ausführungsbeſtimmungen ſowie die in Ziffer 2 genannten 
Abweichungen müſſen in der für die Veröffentlichung der Tarife ($ 9) vorgeſehenen Art veröffentlicht 
und in den Tarif aufgenommen werden. 

4. Vorläufige oder vorübergehende Anderungen einzelner Vorſchriften dieſer Verkehrsordnung 
können, ſei es allgemein, ſei es nur für beſtimmte Bahnſtrecken oder Verkehrsbeziehungen von der Auf⸗ 
ſichtsbehörde verfügt werden. Solche Verfügungen müſſen in der für die Verkündung dieſer Verkehrs- 
ordnung vorgeſehenen Weiſe verkündet werden. 


83. 9 8. 
Von der Beförderung ausgeſchloſſene Gegenſtände. 
1. Von der Beförderung mit der Eiſenbahn ſind auf Grund dieſer Verkehrsordnung ausgeſchloſſen: 
(1) diejenigen Gegenſtände, die dem Poſtzwang unterworfen ſind; 
(2) diejenigen Gegenſtände, die ſich wegen ihres Umfangs, ihres Gewichts oder ihrer Beſchaffenheit 
nach den Anlagen oder Betriebsmitteln auch nur einer der in Betracht kommenden Eiſenbahnen 
zur Beförderung nicht eignen; . 
(3) diejenigen Gegenſtände, deren Beförderung durch geſetzliche Beſtimmungen oder aus Gründen 
der öffentlichen Ordnung wenn auch nur auf einen Teil des Beförderungsweges verboten iſt; 
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(4) nachſtehende Gegenſtände, ſoſern für fie in der Anlage A zu dieſer Verkehrsordnung keine 

Ausnahmen vorgeſehen ſind; 
A. exrplofionsgefährliche Gegenſtände, wie: 

a) Spreng- und Schießmittel, 

b) Munition, 

c) Zündwaren und Feuerwerkskörper, 

d) verdichtete, verflüſſigte oder unter Druck gelöſte Gaſe, : 

e) Stoffe, die in Berührung mit Waſſer entzündliche oder die Verbrennung unterſtützende 

Gaſe entwickeln. 

Stoffe, die nicht Schieß⸗ oder Sprengzwecken dienen, ſind keine exploſionsgefährlichen Gegen⸗ 
ſtände im Sinne dieſer Verkehrsordnung, wenn die Berührung mit einer Flamme ſie nicht 
zur Exploſion bringen kann und wenn ſie gegen Stoß oder Reibung nicht empfindlicher ſind 
als Dinitrobenzol; A 
B. ſelbſtentzündliche Stoffe. 

Die Eiſenbahnen können jedoch gewiſſe von der Beförderung ausgeſchloſſene Gegenſtände zur Be- 
förderung zulaſſen. 

2. Stellt die Eiſenbahn feſt, daß von der Beförderung ausgeſchloſſene Gegenſtände zur Beförderung 
angenommen wurden, iſt ſie mangels anderer geſetzlicher Beſtimmungen verpflichtet, den Abſender zur 
Rücknahme der Sendung aufzufordern. Verfügt der Abſender über die Sendung nicht innerhalb von 
acht Tagen, gerechnet vom Tage des an ihn abgeſandten Benachrichtigungsſchreibens, ſo verfährt die 
Eiſenbahn mit dem Gute nach den Beſtimmungen des § 24 Ziffer 6, 7 und 8. 

3. Gegenſtände, die dem Poſtzwange unterworfen ſind, kann die Eiſenbahn gegen Erhebung der 
Frachtgebühren und ſonſtiger Koſten der Poſt behufs Weiterbeförderung übergeben. 

4. Der Abſender iſt verpflichtet, ſämtliche hierdurch entſtandenen Koſten und Eiſenbahngebühren 
ſowie die etwaigen Frachtzuſchläge ($ 7) zu entrichten, unabhängig von etwaigen ſtrafrechtlichen Folgen. 


8 4. 
Bedingungsweiſe zur Beförderung zugelaſſene Gegenſtände. 
1. Die nachſtehenden Gegenſtände werden zur Beförderung unter folgenden Bedingungen zugelaſſen: 

A. die in der Anlage A zu dieſer Verkehrsordnung bezeichneten Gegenſtände zu den daſelbſt 
angegebenen Bedingungen. 

B. Leichentransporte unter den in der Anlage B zu dieſer Verkehrsordnung angegebenen Bes 
dingungen. 

C. Eiſenbahnfahrzeuge, die auf eigenen Rädern laufen, werden unter der Bedingung zugelaſſen, 
daß die Eiſenbahn feſtſtellt, daß das Fahrzeug lauffähig ift, und dies durch eine Aufſchriſt 
auf dem Fahrzeug oder durch ein beſonderes Zeugnis beſcheinigt; Lokomotiven, Tender und 
Motorwagen müſſen außerdem von einem vom Abſender geſtellten ſachverſtändigen Angeſtellten 
begleitet werden, der ſie zu beaufſichtigen, insbeſondere zu ſchmieren hat. 

Die Gebühren ſowie die näheren Bedingungen für die Fahrt der Begleiter enthalten 
die Tarife. 

D. Lebende Tiere unter den in der Anlage © zu dieſer Verkehrsordnung angegebenen Bee 
dingungen. 

E. Gegenſtände, deren Verladung zur Befördernung nach dem Ermeſſen der Verſandbahn mit 
Rückſicht auf die Anlagen oder Betriebsmittel einer oder mehrerer der berührten Eiſenbahnen 
beſondere Schwierigkeiten verurſacht, werden nur unter beſonderen, von Fall zu Fall feft- 
zuſetzenden Bedingungen zugelaſſen. 

2. Die Eiſenbahnen können in den Tarifen für die bedingungsweiſe zugelaſſenen Güter leichtere 
Bedingungen zugeſtehen. 
85. 
Beförderungspflicht. Durchgehende Beförderung, Reihenfolge der Beförderung. 
1. Die Eiſenbahnen find verpflichtet, Güter von und nach allen Stationen nach Maßgabe ihrer 
im Tarife angegebenen Abfertigungsbefugniſſe mit durchgehendem Frachtbriefe ($ 6) zur Beförderung 
anzunehmen, ſofern: - 

a) der Abſender den Vorſchriften dieſer Verkehrsordnung und der geltenden Tarife ſowie den 
allgemeinen Anordnungen der Eiſenbahn nachkommt; 

b) die Beförderung mit den regelmäßigen Beförderungsmitteln möglich iſt; 

e) die Beförderung nicht durch Umſtände verhindert wird, welche die Eiſenbahn nicht abzuwenden 
und denen ſie auch nicht abzuhelfen vermochte. 
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2. Die Eiſenbahn ift zur Annahme von Gütern, deren Auf, Um- oder Abladen die Verwendung 85. 


beſonderer Anlagen erforderlich macht, nur verpflichtet, wenn die in Betracht kommenden Stationen 
derartige Anlagen beſitzen. 


3. Die Eiſenbahn iſt nur verpflichtet Güter anzunehmen, deren Beförderung alsbald erfolgen 
kann. Güter, die nicht ſofort befördert werden können, hat die Eiſenbahn, ſoweit die Räumlichkeiten es 
geſtatten, gegen Empfangsbeſcheinigung einſtweilen in Verwahrung zu nehmen. Der Abſender hat ſein 
Einverſtändnis hiermit auf dem Frachtbriefe zu erklären und auf dem Duplikate zu wiederholen. Bis 
zum Abſchluſſe des Frachtvertrages hat die Eiſenbahn die Pflichten des Verwahrers und iſt berechtigt, 
für die einſtweilige Verwahrung das tarifmäßige Lagergeld zu erheben. Die Verwahrung leicht ver- EA. 
derblicher Güter und der im $ 4 angeführten Gegenſtände kann abgelehnt werden. Die Verwahrung Sa 
von Gütern, für welche die Fracht bei der Aufgabe entrichtet werden muß, kann die Eiſenbahn von der SĄ 
Hinterlegung einer entſprechenden Sicherheit abhängig machen. 

4. Wenn die Eiſenbahn Wagenladungsgüter, die nicht ſofort befördert werden können, gleichwohl 
zur Beförderung annimmt, ſo iſt ſie berechtigt mit dem Abſender zu vereinbaren, daß die Lieferfriſt von dem 


Tage an läuft, an dem die Abſendung erfolgt. Der Abſender hat ſein Einverſtändnis auf dem Fracht⸗ E 
briefe zu erklären und auf dem Duplikate zu wiederholen. Die Eiſenbahn iſt verpflichtet, den Zeitpunkt 3 
der Abſendung durch Aufdrücken des Stationsſtempels auf dem Frachtbriefe und dem Duplikate gemäß . 
8 8 Ziffer 1 der Verkehrsordnung erſichtlich zu machen. Auf das im Frachtbrief geftellte Verlangen iſt OBN 
dieſer Tag dem Abſender auf feine Koſten bekanntzugeben. 3 3 
5. Die Güter find vorbehaltlich der in Ziffer 6 dieſes Paragraphen vorgejehenen Ausnahmen in * 
der Reihenfolge ihrer Annahme zu befördern. 4 
6. Wenn das öffentliche Intereſſe oder zwingende Gründe des Betriebes es erfordern, kann die 42 
Eiſenbahn mit Zuſtimmung der Aufſichtsbehörde anordnen, daß N 
a) der Betrieb ganz oder teilweiſe eingeſtellt wird, A 
b) gewiſſe Sendungen ausgeſchloſſen oder nur bedingungsweiſe zugelaſſen werden, ; > 

c) gewiſſe Sendungen vorzugsweiſe befördert werden, A 


d) das Gut auf einem anderen als auf dem vom Abſender vorgeſchriebenen Wege befördert wird. 
Dieſe Maßnahmen müſſen auf die von der Aufſichtsbehörde vorgeſchriebene Art veröffentlicht werden. 


7. Jede Zuwiderhandlung gegen die Beſtimmungen dieſes Paragraphen begründet einen Anſpruch A 
auf Erja des dadurch entſtandenen Schadens. 


Titel II. 4 
Frachtvertrag. 7 
; Kapitel I. s 
Form und Bedingungen des Frachtvertrages. 
& 
5.6. § 6. a 3 
Inhalt und Form des Frachtbriefes. 5 
1. Der Abſender muß mit jeder Sendung einen Frachtbrief nach den in der Anlage Da und Db z 
enthaltenen Muſtern überreichen. Für Eilgüter wird dasſelbe Muſter, das auf der Vorder- und Rück⸗ 8 


ſeite, oben und unten, am Rande einen mindeſtens einen Zentimeter breiten roten Streifen trägt, S 
verwendet. zy 


2. Die Frachtbriefformulare müſſen auf fejteg, weißes Schreibpapier gedruckt fein. 


3. Alle Güterabfertigungsſtellen ſind verpflichtet, Frachtbriefformulare zu dem im Tarife feſtgeſetzten 
Preiſe zu verkaufen. 


4. Die Frachtbriefe müſſen zum Nachweiſe, daß fie den Vorſchriften der Verkehrsordnung ent⸗ 


ſprechen, den Prüfungsſtempel der Eiſenbahn tragen. Die Stempelung der nicht von der Eiſenbahn ag 
gedruckten Frachtbriefe erfolgt gegen eine im Tarif feſtzuſetzende Gebühr; ſie kann abgelehnt werden, Be 
wenn nicht gleichzeitig mindeſtens 100 Frachtbriefe vorgelegt werden. > 85 

5. Die ſtarkumrahmten Teile des Formulars, mit Ausnahme des in Ziffer 9d dieſes Paragraphen A 


vorgeſehenen Falles, betreffend Angabe der Gattung, Nummer und Eigentumsmerkmale des Wagens, 
hat die Eiſenbahn, die übrigen der Abſender auszufüllen. Vergleiche jedoch § 39 Ziffer 2. Der Abſender 
muß die Spalten, die er nicht ausfüllen will, durch einen Strich ungültig machen. 
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§ 6. 6. Die Wahl des weißen oder rotumränderten Formulars zeigt an, ob das Gut in gewöhnlicher | 
oder in Eilfracht befördert werden fol. Der Abſender kann nicht verlangen, daß die Beförderung auf 
einer Teilſtrecke in Eilfracht und auf einer anderen Teilſtrecke in gewöhnlicher Fracht vollzogen wird, es | 
fei denn, daß der Tarif eine derartige Beförderungsart zuläßt. 

Sofern der Tarif dieſes vorſieht, kann der Abſender im Frachtbriefe verlangen, daß Eilgutſendungen 
mit Perſonen führenden Zügen befördert werden. 

7. Der Frachtbrief muß in deutſcher oder polniſcher Sprache mit Tinte oder Druck ausgefüllt 
werden. Frachtbriefe mit abgeänderten oder radierten Eintragungen werden nicht zugelaſſen. Durch— 
ſtreichungen ſind nur zuläſſig, wenn der Abſender ſie mit ſeiner Unterſchrift anerkennt und, wenn es 
ſich um die Zahl oder das Gewicht der Stücke handelt, die berichtigten Mengen in Buchſtaben vorſchreibt. 

8. Die Perſon, welche der Eiſenbahn die Sendung übergibt, gilt als vom Abſender ermächtigt, 
im Frachtbriefe Anderungen und Ergänzungen vorzunehmen, Erklärungen im Namen des Abſenders 
abzugeben, ſowie alle den Vertragsabſchluß betreffenden Handlungen vorzunehmen. 


9. Der Abſender hat in den Frachtbrief einzutragen: 

a) Ort und Tag der Ausſtellung; 

b) die Bezeichnung der Beſtimmungsſtation mit allen näheren Angaben, die notwendig ſind, 
um jede Verwechſelung zwiſchen verſchiedenen Stationen desſelben Ortes oder gleich oder 

5 ähnlich benannter Orte auszuſchließen; 
> e) Namen und Wohnort des Empfängers. Als Empfänger darf nur eine einzige phyſiſche oder 
juriſtiſche Perſon (Firma) oder ein öffentliches Amt angegeben werden. Die Beſtimmungs— 
ſtation oder deren Vorſteher als Empfänger anzugeben iſt nur ſtatthaft, wenn die Berechtigung 
zur Benutzung dieſer Adreſſe nachgewieſen wird, oder aus dem Tarif hervorgeht. 
Adreſſen, die den Namen des Empfängers nicht bezeichnen, wie „an Order von . .. 
oder „an den Inhaber des Frachtbriefduplikats“ find unzuläſſig; 

d) die Bezeichnung der Sendung nach ihrem Inhalt, ferner bei Stückgut die Anzahl, Art der 
Verpackung, Zeichen und Nummern der Frachtſtücke und bei Gütern, deren Verladung dem 
Abſender obliegt, die Gattung, die Nummer und die Eigentumsmerkmale des Wagens. Die 
Güter müſſen wie folgt bezeichnet werden: Die in der Anlage A zu dieſer Verkehrsordnung 
enthaltenen Güter nach der in dieſer Anlage gewählten Bezeichnung; die in der Güter- 
klaſſifikation oder im Tarif aufgeführten Güter nach der daſelbſt gewählten Bezeichnung, die 
übrigen Güter nach ihrer handelsüblichen Bezeichnung. Wenn der auf dem Frachtbrief für 
die Bezeichnung der Güter vorgeſehene Platz nicht ausreicht, iſt zu dieſem Zwecke die rechte 
Hälfte der Rückſeite zu benutzen, nötigenfalls find dem Frachtbriefe beſondere gleichgroße und 
vom Abſender unterzeichnete Blätter haltbar anzuheften. Im Frachtbriefe iſt auf ſie zu verweiſen; 

e) das genaue Verzeichnis der durch die Zoll-, Steuer-, Finanz-, Polizei- oder ſonſtigen Ber- 
waltungsbehörden vorgeſchriebenen Begleitpapiere unter Angabe, ob dieſelben dem Frachtbriefe 
beigefügt oder bei einer beſtimmten Station hinterlegt ſind; 

t) die Unterſchrift des Abſenders mit ſeinem Namen ſowie die Angabe ſeiner Wohnung, nach 

ſeinem Ermeſſen ergänzt durch feine Telegramm- oder Telefonadreſſe. Die Unterſchrift des 
Abſenders kann aufgedruckt oder aufgeſtempelt werden. Als Abſender darf nur eine einzige 
phyſiſche oder juriſtiſche Perſon (Firma) oder ein öffentliches Amt auf dem Frachtbrief erſcheinen. 
Außerdem kann der Abſender in den entſprechenden Rubriken des Frachtbriefes eintragen: 

g) den Beſtimmungsort, wenn dieſer ein anderer iſt, als die Beſtimmungsſtation; 

h) das Gewicht der Sendung oder eine den Vorſchriften der Verſandbahn entſprechende ähnliche 
Angabe; 

i) das Verlangen, daß die Eiſenbahn das Gewicht bezw. die Stückzahl der Sendung in der 
Verſandſtation bei der Aufgabe oder in der Beſtimmungsſtation bei der Auslieferung feſtſtellt; 

k) das etwaige Verlangen, daß das Gut „bahnlagernd“ zu ſtellen oder in die Wohnung zu⸗ 
zuführen ift, wenn eine derartige Zuführung in der Beſtimmungsſtation vorgeſehen ift ($ 16 
Ziffer 26). 

Bei exploſiven und leicht entzündlichen Gegenſtänden (Anlage A) iſt die Vorſchrift im 
Frachtbrief „bahnlagernd“ unzuläſſig. 

Das bezügliche Verlangen foll oberhalb der Adreſſe des Empfängers mit auffallender 
Schrift eingetragen werden; 

1) das Verlangen, beſtimmte Tarife, insbeſondere Spezial- oder Ausnahmetarife gemäß § 11 
Ziffer 12 und § 34 Ziffer 1 anzuwenden; 

m) den Betrag eines gemäß § 35 angegebenen Lieferwertes; 

n) die Angabe der Gebühren und often, die der Abſender gemäß $ 17 übernimmt; 


u 


o) die Höhe der auf dem Gut haftenden Nachnahme und der von der Eiſenbahn geleiſteten 
Barvorſchüſſe gemäß $ 19; 

p) die Vorſchrift des Beförderungsweges und die Bezeichnung der Stationen, auf denen die 
Behandlung durch die Zoll, Steuer-, Finanz-, Polizei- und ſonſtigen Verwaltungsbehörden 
ſtattfinden ſoll; 

r) die Bezeichnung eines Bevollmächtigen gemäß § 15 Ziffer 2; 

s) andere in der Verkehrsordnung oder in den Tarifen vorgeſehene Erklärungen. 

10. Die Aufnahme anderer Erklärungen in den Frachtbrief und die Beifügung anderer Schriftſtücke 
zum Frachtbriefe, welche in dieſer Verkehrsordnung oder in den Tarifen nicht vorgeſehen ſind, iſt un⸗ 
zuläſſig. Für ſolche Erklärungen und Schriftſtücke haftet die Eiſenbahn nicht. 

11. Es iſt unzuläſſig, in einem und demſelben Frachtbrief mehrere Güter aufzunehmen, die nach 
ihrer Beſchaffenheit nicht ohne Nachteil oder nur unter Verletzung von Zoll, Steuer-, Finanz-, Polizei- 
oder ſonſtigen verwaltungsbehördlichen Vorſchriften zuſammengeladen werden können. 

12. Den vom Abſender oder Empfänger auf oder abzuladenden Gütern find beſondere Fracht⸗ 
briefe beizugeben, die keine von der Eiſenbahn auf- oder abzuladende Güter betreffen. 

Für die bedingungsweiſe zur Beförderung zugelaſſenen Gegenſtände ($ 4) müſſen gleichfalls be- 
fondere Frachtbriefe ausgeſtellt werden. 

13. Ein- und derſelbe Frachtbrief darf nur eine einzige Wagenladung umfaſſen mit Ausnahme 
der unteilbaren Gegenſtände, die mehr als einen Wagen beanſpruchen. Dieſe Vorſchrift gilt jedoch nicht, 
wenn die Tarife die Aufgabe mehrerer Wagen mit einem und demſelben Frachtbrief für die ganze 
Beförderungsſtrecke zulaſſen. 

14. Der Abſender darf auf dem unteren Teil der Rückſeite des Frachtbriefes, jedoch nur zur 
Nachricht für den Empfänger und ohne jede Verbindlichkeit und Verantwortlichkeit für die Eiſenbahn 
die folgenden Vermerke anbringen: ż 


Von Sendung des N. Aus Schiff N. 

Im Auftrage des N. ; Bur Ausfuhr nah N. 

Bur Verfügung deg N. Für Kraftwagen N. 

Bur Weiterbeförderung an N. Aus Kraftwagen N. 

Verſichert bei N. Für Flugzeug N. 

Für Schiff N. Aus Flugzeug N. 
Jeder dieſer Vermerke muß ſich auf die ganze Sendung beziehen. 

S 


Haftung für die Angaben im Frachtbriefe. Feſtſtellung des Inhaltes, des Gewichtes, 
und der Stückzahl. Frachtzuſchläge. Verladung. Maßnahmen bei UÜberlaſtung. 


1. Der Abſender haftet für die Richtigkeit der von ihm in den Frachtbrief aufgenommenen 
Angaben und Erklärungen. Er trägt alle Folgen, die daraus entſtehen, daß dieſe Angaben oder 
Erklärungen unrichtig, ungenau, unvollſtändig oder nicht an der für ſie vorgeſehenen Stelle des Fracht— 
briefes eingetragen find. (Siehe $ 39 Ziffer 2.) 

2. Die Eiſenbahn iſt berechtigt, die Übereinſtimmung der Sendung mit dem Frachtbriefe nach 
Stückzahl, Gewicht und Inhalt jeder Zeit zu prüfen. 

3. Gebühren dürfen hierfür nicht erhoben werden. Wenn jedoch die Frachtbriefangaben ſich als 
unrichtig erweiſen, werden die tarifmäßigen Gebühren ſowie die erwachſenden Koſten erhoben. Die nicht 
an Ort und Stelle bezahlten Gebühren und Koſten belaſten die Sendung. 

4. Findet die Feſtſtellung auf der Verſandſtation ſtatt, ſo iſt der Abſender, findet ſie auf der 
Beſtimmungsſtation ſtatt, der Empfänger einzuladen, ihr beizuwohnen, wenn ſie nicht im Interreſſe der 
öffentlichen Sicherheit vorgenommen wird. Erſcheint der Beteiligte nicht, oder findet die Feſtſtellung 
auf einer Unterwegsſtation ſtatt, ſo ſind zwei Zeugen hinzuzuziehen, die nicht der Eiſenbahn angehören. 

5. Nach Ablieferung an den Empfänger iſt die Eiſenbahn nur dann berechtigt, den Inhalt ſowie den 


im Tarife vorbehaltenen Gebrauch der Sendung zu prüfen, wenn auf Grund der im Frachtbriefe ein- 


getragenen Erklärung des Abſenders die Fracht nach einem Tarif berechnet wurde, deſſen Anwendung 
von Bedingungen abhängig iſt, welche erſt nach der Abnahme der Sendung erfüllt werden können. 

6. Bei Stückgütern, die von der Eſſenbahn verladen werden, iſt dieſe verpflichtet, Anzahl und 
Gewicht bei der Annahme feſtzuſtellen. Für die Verwiegung von Stückgütern kann die Eiſenbahn die 
im Tarife feſtgeſetzte Gebühr erheben. Dem Abſender oder deffen Beauftragen ſteht frei, der Feſt— 
ſtellung beizuwohnen. 


8 6. 
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7. Bei allen anderen Sendungen iſt die Eiſenbahn auf Antrag des Abſenders im Frachtbriefe 
verpflichtet, auf der Verſandſtation das Gewicht und die Stückzahl feſtzuſtellen, es ſei denn, daß die 
vorhandenen Wiegevorrichtungen nicht ausreichen oder die Beſchaffenheit des Gutes oder die Betriebs— 


verhältniſſe es nicht geſtatten. Das Gewicht hat die Eiſenbahn auch ohne Antrag feſtzuſtellen, wenn es 


im Frachtbriefe nicht angegeben iſt. Iſt die Feſtſtellung des Gewichtes auf der Verſandſtation nicht 
angängig, ſo erfolgt ſie auf einer anderen unterwegs gelegenen Station oder in der Beſtimmungsſtation, 
ſofern dieſe Stationen entſprechende Wiegevorrichtungen beſitzen. Für diefe Feſtſtellungen ift die tarif- 
mäßige Gebühr zu zahlen. i 

8. Ob die Berwiegung auf der Güterſchuppenwaage oder auf der Gleiswaage zu erfolgen hat, ferner 
die Art der Verwiegung bleibt der Eiſenbahn überlaſſen. Wenn die Sendung aus mehreren Stücken 
beſteht, wird jedes einzelne Stück oder werden einzelne Partien beſonders nur dann gewogen, wenn der 
Abſender im Frachtbriefe das Gewicht der einzelnen Stücke geſondert angegeben hat. Für ſolche Ver- 
wiegung iſt die tarifmäßige Gebühr zu zahlen. 

9. Der Abſender kann bei der Aufgabe verlangen, daß ihm Gelegenheit geboten werde, der Feſt— 
telling der Stückzahl und des Gewichts beizuwohnen, wenn fie auf der Verſandſtation erfolgt. Stellt 
er ein ſolches Verlangen nicht, oder verſäumt er die ihm gebotene Gelegenheit, ſo hat er die tarifmäßige 
Gebühr nochmals zu zahlen, wenn die Feſtſtellung auf ſeinen Antrag wiederholt wird. 


10. Bei Verwiegung der Sendung auf der Gleiswaage kann die Eiſenbahn das an dem Eiſenbahn⸗ 
wagen angeſchriebene Eigengewicht der Gewichtsermittelung zu Grunde legen. Jedoch iſt einem Antrage 
des Verfügungsberechtigten auf Verwiegung des leeren Wagens auf einer anderen Station zu entſprechen, 
wenn es die Betriebsverhältniſſe geſtatten. Wird hierbei feſtgeſtellt, daß das Eigengewicht des Wagens 
dem angeſchriebenen nicht entſpricht, ſo wird das feſtgeſtellte Eigengewicht der Gewichtsermittelung zu 
Grunde gelegt. - 


11. Ergibt bag auf Verlangen des Berechtigten feſtgeſtellte Eigengewicht des Wagens keine größere 
Differenz als 2 v. H. des angeſchriebenen Eigengewichtes, ſo wird die tarifmäßige Gebühr erhoben. In 
dieſem Falle hat die Eiſenbahn das Recht, für die Beförderung des Wagens nach und von der Wiege— 
ſtation die Fracht zu erheben. 


12. Ergibt die ohne Feſtſtellung des Eigengewichts des Wagens vorgenommene bahnamtliche Nach— 
wiegung anf der Gleiswaage keine größere Abweichung von dem im Frachtbriefe angegebenen Gewicht 
als 2 v. H. des angeſchriebenen Eigengewichtes, ſo wird das im Frachtbrief angegebene Gewicht als 
Grundlage zur Frachtberechnung angenommen. 


13. Die Feſtſtellung des Gewichts und der Stückzahl gemäß Ziffer 6 und 7 dieſes Paragraphen 
ſowie des Eigengewichtes des Wagens hat die Eiſenbahn auf dem Frachtbriefe zu beſcheinigen. Erfolgt die 
Feſtſtellung auf der Verſandſtation, ſo iſt die Beſcheinigung auch auf das Frachtbriefduplikat zu ſetzen. 
Wurden dieſe Feſtſtellungen nicht auf der Verſandſtation vorgenommen, ſo iſt die Eiſenbahn auf Ver⸗ 
langen des Aufgebers verpflichtet, das Ergebnis der Nachwiegung nachträglich im Duplikate einzutragen. 


14. Bei unrichtigen, ungenauen oder unvollſtändigen Angaben oder Erklärungen, die zur Folge 
haben können, daß Gegenſtände angenommen werden, die gemäß 8 3 Ziffer 1 (4) dieſer Verkehrsordnung 
von der Beförderung ausgeſchloſſen ſind, daß das Gut eine niedrigere Fracht genießt, oder daß die 
normale Anwendung des Tarifes verhindert wird, oder bei Nichtbeachtung der in der Anlage A Vor- 
geſchriebenen Sicherheitsvorſchriften, ſowie bei Moerlajtung eines vom Abſender beladenen Wagens ift ein 
Frachtzuſchlag zu zahlen, vorbehaltlich der Nachzahlung des Frachtunterſchieds und gegebenenfalls der 
Haftung für den Schaden, ſowie der ſtrafrechtlichen Folgen. 

Der Frachtzuſchlag wird wie folgt feſtgeſtellt: 

a) Bei unrichtiger, ungenauer oder unvollſtändiger Bezeichnung der von der Beförderung gemäß 
§ 3 Ziffer 1 (4) dieſer Verkehrsordnung ausgeſchloſſenen, oder der in der Anlage A an— 
geführten Gegenſtände, oder bei Nichtbeachtung der in dieſer Anlage gegebenen Sicherheits— 
vorſchriften wird folgender Frachtzuſchlag erhoben: 5 

Für die von der Beförderung ausgeſchloſſenen Gegenſtände ſowie für 
explodierbare und ſelbſtentzündliche Gegenſtände der Kl. I und II der Anlage A 8 Gulden. 
für leicht entzündliche, giftige und ätzende Flüſſigkeiten und Gegenſtände der 
Kl. III, IV und V der Anlage . . . . . . : „77 .. 6 Gulden 
für ekelerregende und übelriechende Gegenſtände der Kl. IV der Anlage A. .. 3 Gulden 
für das Kilogramm Rohgewicht des ganzen Frachtſtückes, in welchem obige Gegenſtände 
vorgefunden wurden. 
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b) In allen anderen Fällen feſtgeſtellter Unrichtigkeit des im Frachtbriefe angegebenen Inhaltes, $ 7. 
oder bei Feſtſtellung unrichtiger Angaben oder Erklärungen, welche eine niedrigere Fracht⸗ 
berechnung zur Folge haben könnte, beträgt der Zuſchlag das Doppelte des Unterſchiedes 
zwiſchen der Fracht, die auf Grund der unrichtigen Inhaltsangabe oder unter Berückſichtigung 
der unrichtigen Angaben oder Erklärungen berechnet wurde, und der Fracht, welche bei 
richtiger Inhaltsangabe bezw. richtigen Angaben oder Erklärungen auf die Sendung für den 
ganzen Weg von der Verſand⸗ bis zur Beſtimmungsſtation entfällt. Selbſt wenn kein 
Frachtunterſchied beſteht, beträgt der Zuſchlag mindeſtens 1 Gulden. 

c) Bei Angabe eines niedrigeren Gewichtes oder einer geringeren Stückzahl einer vom Abſender 
verladenen Sendung beträgt der Zuſchlag das Doppelte des Unterſchiedes zwiſchen der 
Fracht für das angegebene und das ermittelte Gewicht bezw. Stückzahl von der Verfand- bis 
zur Beſtimmungsſtation. 

d) Bei Überlaſtung eines vom Abſender beladenen Wagens beträgt der Frachtzuſchlag das 


Sechsfache der Fracht für das die Belaſtungsgrenze überſteigende Gewicht von der Verſand⸗ 
bis zur Beſtimmungsſtation. 


15. Eine Überlaſtung liegt vor, wenn die, wie folgt, ermittelte Belaſtungsgrenze eines Wagens 
überſchritten iſt; wenn ein Wagen nur eine die zuläſſige Belaſtung kennzeichnende Auſſchrift trägt, wird 
dieſe als normales Ladegewicht angeſehen; die Belaſtungsgrenze (Tragfähigkeit) entſpricht alsdann dieſem 
Ladegewicht zuzüglich fünf vom Hundert. Wenn ein Wagen zwei Auſfſchriften trägt, bezeichnet die 

niedrigere Zahl die normale Belaſtung, die höhere Zahl die Belaſtungsgrenze (Tragfähigkeit). 

Wenn für einen und denſelben Wagen eine zu niedrige Gewichtsangabe und eine Überlaſtung 
vorliegt, werden die Frachtzuſchläge für beide Zuwiderhandlungen neben einander erhoben. 


16. Die Frachtzuſchläge hat der Abſender zu zahlen. Wenn der Abſender den Frachtzuſchlag noch 
nicht bezahlt hat, wird die Sendung nur nach Bezahlung des auf der Sendung laſtenden Frachtzuſchlages 
an den Empfänger ausgeliefert. Nach dem Bezuge der Sendung haftet der Empfänger für den Fracht⸗ 
zuſchlag, welcher infolge Nichterfüllung einer durch den Verſender bei der Inhaltsangabe im Frachtbrief 
eingetragenen Bedingung entſtanden ift, wenn von der Erfüllung dieſer Bedingung die Anwendung eines 
ermäßigten Tarifes abhängig iſt. ($ 7 Ziffer 5). 

17. Ein Frachtzuſchlag wird nicht erhoben: 

a) bei unrichtiger Gewichtsangabe von Gütern, zu deren Verwiegung die Eiſenbahn nach den 
geltenden Beſtimmungen verpflichtet iſt; 


b) bei unrichtiger Gewichtsangabe oder bei Überlaſtung, wenn der Abſender im Frachtbrief die 
Verwiegung durch die Eiſenbahn beantragt hat; 
c) bei einer während der Beförderung infolge von Witterungseinflüſſen eingetretenen Uberlaſtung, 
wenn der Abſender nachweiſt, daß er bei der Beladung des Wagens die geltenden Beſtimmungen 
eingehalten hat; z 
d) bei einer während der Beförderung eingetretenen Gewichtszunahme ohne Überlaſtung, wenn 
der Abſender nachweiſt, daß die Gewichtszunahme auf Witterungseinflüſſe zurückzuführen iſt. 
18. Wenn die lÜberlaſtung eines Wagens durch die Verſandſtation oder durch eine Zwiſchenſtation 
feſtgeſtellt wird, muß der überſchießende Teil der Ladung aus dem Wagen entfernt werden, ſelbſt wenn 
zur Erhebung eines Frachtzuſchlags kein Anlaß vorliegt. Der Abſender iſt gegebenenfalls unverzüglich 
durch Vermittelung der Verſandſtation zur Verfügung über den überſchießenden Teil der Ladung 
aufzufordern. 
19. Die Fracht für den überſchießenden Teil der Ladung wird für die durchfahrene Strecke nach 
dem für die Hauptladung anzuwendenden Tarif berechnet, gegebenenfalls zuzüglich des in Ziffer 14 
dieſes Paragraphen vorgeſehenen Frachtzuſchlags; bei Entladung werden die Koſten für dieſe Maßnahme 
nach dem Nebengebührentarif der Eiſenbahn, die ſie ausführt, berechnet. 


20. Für die Lagerung des überſchießenden Teiles der Sendung wird das tarifmäßige Lagergeld 
vom Tage der Entladung erhoben. Wenn infolge des Abladens des Übergewichts der Wagen auf- 
gehalten wurde, ſo wird für den Aufenthalt das tarifmäßige Wagenſtandgeld, jedoch nicht mehr als für 
einen Tag, erhoben, ſofern die Eiſenbahn nicht gemäß Ziffer 7 dieſes Paragraphen zur Verwiegung der 
Sendung verpflichtet war. 


21. Wenn der Abſender vorſchreibt, daß der überſchießende Teil der Ladung zurückgeſchickt oder 
weiterbefördert werden ſoll, ſo wird dieſer als beſondere Sendung behandelt, ſofern die Tarife nicht die 
Zuladung des abgenommenen Uebergewichtes zu einer anderen Sendung desſelben Abſenders geſtatten. 
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87. 22. Wenn der Abſender über das abgeladene Übergewicht binnen acht Tagen nach Abſendung der 
Verſtändigung von dem Abladen nicht verfügt, wird nach den Beſtimmungen des § 24 Ziffer 6, 7 

und 8 vorgegangen. 

23. Für den Schaden ſowie die Koſten, welche infolge Überlaftung des Wagens entſtehen, haftet 
der Abſender. 

8 8. 88. 
Abſchluß des Frachtvertrages. Frachtbriefduplikat. 

1. Der Frachtvertrag iſt abgeſchloſſen, ſobald die Verſandſtation das Gut mit dem Frachtbrief zur 
Beförderung angenommen hat. Als Zeichen der Annahme wird dem Frachtbrief der Tagesſtempel der 
Verſandſtation aufgedrückt, welcher die Aufgabeſtation, die Eiſenbahnverwaltung und den Tag der An— 
nahme der Sendung zu enthalten hat. Mit demſelben Stempel ſind die dem Frachtbriefe angefügten 
Blätter ($ 6 Ziffer 9 d) zu verſehen. 

2. Der Frachtbrief iſt nach vollſtändiger Auflieferung des darin verzeichneten Gutes und nach 
Zahlung der vom Abſender übernommenen Beträge ohne Bergug abzuſtempeln, und zwar auf Verlangen 
des Abſenders in deſſen Gegenwart. 

3. Der abgeſtempelte Frachtbrief dient als Beweis für ben Frachtvertrag. 

4. Jedoch bilden bezüglich der Güter, deren Aufladen nach den Beſtimmungen der Verkehrs- 
ordnung, nach den Tarifen, oder nach beſonderer Vereinbarung dem Abſender obliegt, die Angaben des 
Frachtbriefes über das Gewicht und die Anzahl der Stücke gegen die Eiſenbahn keinen Beweis, ſofern 
nicht die Nachwiegung oder Nachzählung durch die Eiſenbahn erfolgt und dies auf dem Frachtbrief be— 
urkundet iſt. 

5. Für die Richtigkeit und Genauigkeit des durch die Eiſenbahn feſtgeſtellten Gewichtes ſowie 
der Stückzahl haftet die Eiſenbahn nur inſofern, als das Ergebnis dieſer Feſtſtellung den Frachtvertrag 
betrifft. 

6. Die Eiſenbahn iſt verpflichtet, den Empfang des Gutes unter Angabe des Tages der Annahme 
zur Beförderung auf dem ihr vom Abſender zugleich mit dem Frachtbrief vorzulegenden Duplikat nach 
Muſter D 1 zu beſcheinigen. Die Frachtbriefduplikate müſſen zum Nachweis, daß ſie den Vorſchriften 
der Verkehrsordnung entſprechen, gleichzeitig mit den Frachtbriefen gemäß den Beſtimmungen des 8 6 
Ziffer 4 mit dem Prüfungsſtempel der Eiſenbahn verſehen ſein. Für die Abſtempelung der Duplikate 
wird keine Gebühr erhoben. Das Duplikat muß mit dem Frachtbrief gleichlauten. Die dem Frachtbriefe 
angefügten Blätter ſind in Abſchrift dem Duplikat beizugeben. 

7. Das Duplikat hat nicht die Bedeutung des Frachtbriefes oder eines Ladeſcheines und dient 
ausſchließlich zu den in der Verkehrsordnung oder in den Tarifen vorgeſehenen Zwecken. 

8. Auf Verlangen des Abſenders iſt die Annahme des Gutes auch in anderer Form, z. B. durch 
Unterſtempelung einer Eintragung in einem Quittungsbuch oder dergleichen zu beſcheinigen. Eine ſolche 
Beſcheinigung hat nicht die Bedeutung eines Frachtbriefduplikats. 


89. 89. 
Tarife, Grundfäße für die Frachtberechnung. Wegevorſchriften. 

1. Die Eiſenbahn hat Tarife aufzuſtellen, die über alle für den Beförderungsvertrag maßgebenden 
Beſtimmungen, über die Beförderungspreiſe und die Nebengebühren Auskunft geben. 

2. Die in den Tarifen enthaltenen Beſtimmungen gelten nur inſoweit, als fie dieſer Verkehrs— 
ordnung nicht widerſprechen. 

3. In den Tarifen iſt die Zeitſchrift anzugeben, in welcher ihre Einführung ſowie die ſpäteren 
Anderungen veröffentlicht werden, ferner, wo und zu welchem Preiſe die Tarife käuflich zu erhalten ſind. 

4. Die Tarife treten nicht vor ihrer Veröffentlichung in Kraft. 

5. Jede Eiſenbahnſtation iſt verpflichtet, auf Verlangen die ſie betreffenden Tarife den Intereſſenten 
in den Dienſtſtunden zur Einſicht zu überlaſſen. 

6. Tariferhöhungen oder andere Erſchwerungen der Beförderungsbedingungen treten früheſtens vier 
Wochen nach der Veröffentlichung in Kraft. Mit Genehmigung der Auſſichtsbehörde kann dieſe Friſt 
auf zwei Wochen abgekürzt werden. In dieſem Falle muß in der Veröffentlichung auf die Genehmigung 
der Auſſichtsbehörde Bezug genommen werden. Die Tarife, die für eine beſtimmte Zeit eingeführt 
werden, erlöſchen mit Ablauf der Geltungsdauer, ohne daß es einer Veröffentlichung bedarf. Anderungen 
werden in derſelben Art wie der Tarif veröffentlicht. Die Beſtimmungen dieſes Paragraphen betr. den 
Zeitpunkt des Inkrafttretens der Tarife beziehen ſich nicht auf die in § 11 Ziffer 6, § 14 Ziffer 18, 
§ 16 Ziffer 43 dieſer Verkehrsordnung vorgeſehenen Fälle. 

7. Die Tarife müſſen alle beſonderen Bedingungen für die verſchiedenen Beförderungsarten, 
beſonders auch eine Beſtimmung darüber enthalten, ob ſie für Eilgut oder Frachtgut gültig ſind. 
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Wenn eine Eiſenbahn für alle Güter oder für einzelne von ihnen oder für beſtimmte Strecken nur 8 9. 
einen Tarif für eine einzige Beförderungsart beſitzt, jo ift dieſer Tarif für alle Sendungen anwendbar, 
gleichgültig, ob ſie von einem gewöhnlichen oder von einem Eilfrachtbrief begleitet ſind; dabei gelten die 
Lieferfriſten, die für die Beförderungsart des betreffenden Frachtbriefes vorgeſehen ſind. 

8. Die Eiſenbahn iſt verpflichtet, die gemäß den Beſtimmungen dieſer Verkehrsordnung ſowie den 
geltenden Tarifen berechneten Fracht⸗ und Nebengebühren im Frachtbriefe einzutragen. 


9. a) Wenn der Abſender auf dem Frachtbriefe den Beförderungsweg vorgeſchrieben hat, werden 
die Beförderungskoſten nach dieſem Wege berechnet. 


Die Bezeichnung der Stationen, auf denen die von den Zoll-, Steuer-, Finanz-, Polizei- und 
ſonſtigen Verwaltungsbehörden vorgeſchriebenen Förmlichkeiten zu erfüllen ſind, iſt einer Wegevorſchrift 
gleichzuachten. 

b) Wenn der Abſender im Frachtbrief nur die anzuwendenden Tarife vorgeſchrieben hat, wendet 
die Eiſenbahn dieſe Tarife an, ſofern dieſe Vorſchrift für die Feſtſtellung der Stationen, zwiſchen denen 
die verlangten Tarife Anwendung finden follen, genügt. Die Eiſenbahn ſucht unter den Beförderungs- 
wegen, für die diefe Tarife am Tage des Abſchluſſes des Frachtvertrages gültig find, den Beförderungs— 
weg aus, der ihr für den Abſender am vorteilhafteſten erſcheint. 

c) Wenn der Abſender im Frachtbrief die Vorauszahlung der Fracht bis zu einer Zwiſchenſtation ch 
gemäß 8 17 Ziffer 1 dieſer Verkehrsordnung vorgeſchrieben hat ohne Angabe des Beſörderungsweges, futt 10 
die Eiſenbahn unter den Beförderungswegen, die die genannte Zwiſchenſtation berühren, den aus, der A 
ihr für den Abſender am vorteilhafteften erſcheint. Die Beförderungskoſten werden nach dem von der A 
Eiſenbahn gewählten Beförderungsweg berechnet. Be. 

d) Wenn in den vorftehend unter a) und c) erwähnten Fällen direkte Tarife zwiſchen der 
Verſand⸗ und der Beſtimmungsſtation auf dem durch den Verſender vorgeſchriebenen Beförderungswege N 
oder zwiſchen der Verſandſtation und der Station, bis zu welcher der Abſender die Fracht voraus- 4 
zuzahlen wünſcht, beſtehen, jo werden diefe Tarife angewendet, vorausgeſetzt, daß zur Zeit der Auf- N 
lieferung auf den betreffenden Beförderungswegen ihre Anwendbarkeit nicht Bedingungen unterliegt, die 
nicht erfüllt ſind. 

e) Wenn der Abſender weder den Beförderungsweg noch den anzuwendenden Tarif vorgeſchrieben 
hat, oder wenn die vom Abſender gemachten Angaben nicht genügen, um den Leitungsweg oder die 5 
Tarife vollſtändig feſtzuſtellen, oder wenn einzelne dieſer Angaben ſich widerſprechen, ſo hat die Eiſenbahn A 
lebende Tiere ſowie Eilgüter nach dem Tarife abzufertigen, welcher die kürzeſte Lieferfrift und bei 
gleichen Lieferfriſten in mehreren Tarifen nach dem am Tage des Vertragsabſchluſſes billigſten Tarife, 
alle anderen Sendungen nach dem am Tage des Vertragsabſchluſſes billigſten Tarife und bei gleichen 16 
Preiſen auf mehreren Wegen auf dem Wege, der ihr für den Abſender am vorteihafteſten erſcheint. u 

Wenn der billigſte Tarif ein Ausnahmetarif ift, wird er nur dann angewendet, wenn die in dieſem h 
Tarife vorgejchriebenen Bedingungen erfüllt wurden. 4 

F 


t) Ausnahme- oder Spezialtarife, welche eine Verlängerung der Lieferfriſt ($ 11 Ziffer 12 dieſer 
Verkehrsordnung) oder die Beſchränkung der Haftung gemäß $ 34 Ziffer 1 vorſehen, dürfen nur dann 
angewendet werden, wenn der Aufgeber deren Anwendung im Frachtbriefe vorgeſchrieben hat. 


g) Die Eiſenbahn iſt verpflichtet, die Erklärungen des Abſenders betreffend die Station, in welcher fo 
die von den Bol- Steuer-, Finanz, Polizei⸗ und anderen Verwaltungsbehörden vorgeſchriebenen & 
Förmlichkeiten zu erledigen find, ſowie die Wegevorſchrift bei lebenden Tieren, immer zu beachten. ; y 
Andere Vorſchriften des Abſenders werden, ſoweit möglich, beachtet. : "ag 

h) Die Eiſenbahn kann außer den im $ 5 Ziffer 6 ſowie § 23 Ziffer 1 erwähnten Fällen die 1 


Beförderung nur dann auf einem anderen als dem vom Abſender vorgeſchriebenen Weg vornehmen, wenn: 

1. die Beförderungskoſten und Lieferfriſten nicht größer ſind, als die Koſten und Friſten auf 
dem vom Abſender vorgeſchriebenen Weg; 

2. die von den Zoll, Steuer, Finanz-, Polizei und ſonſtigen Verwaltungsbehörden vor- 
geſchriebenen Förmlichkeiten immer auf den vom Abſender angegebenen Stationen erfüllt 
werden. 

Der Abſender iſt zu benachrichtigen, wenn die Beförderung auf einem anderen als dem von ihm 
vorgeſchriebenen Wege erfolgt. 

i) In den unter b), c) und e) erwähnten Fällen iſt die Eiſenbahn für einen aus der Wahl des 
Leitungsweges oder der Tarife etwa entſtehenden Schaden nur bei Vorſatz oder grober Fahrläſſigkeit 
verantwortlich. 
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89. 10. Als Grundlage zur Berechnung der Fracht dienen die am Tage des Vertragsabſchluſſes 
gültigen Tarife. Wenn jedoch auf Verlangen des Abſenders, oder mangels direkter Tarife, die Fracht 
für Teilabſchnitte des Beförderungsweges geſondert berechnet wird, werden der Frachtberechnung für 
jeden einzelnen Abſchnitt diejenigen Tarife zugrundegelegt, welche am Tage des Überganges der Sendung 
auf die einzelnen Abſchnitte gültig ſind. 

11. Außer den in den Tarifen vorgeſehenen Frachtſätzen und Nebengebühren dürfen zu Gunſten 
der Eiſenbahn nur Barauslagen erhoben werden, wie Aus- und Einfuhrabgaben, nicht in den Tarif 
aufgenommene Koſten für die Überführung von einem Bahnhof zum anderen, Koſten der Inſtandſetzung 
der äußeren und inneren Verpackung der Güter, die zu ihrer Erhaltung notwendig ſind, und ähnliche 
Auslagen. Dieſe Auslagen ſind gehörig feſtzuſtellen und getrennt auf dem Frachtbrief zu berechnen, 
dem die Belege beizufügen ſind. Wenn die Bezahlung dieſer Auslagen dem Abſender obliegt, ſind die 
Beweisſtücke nicht dem Empfänger, ſondern dem Abſender zuzuſtellen. 

12. Für die Barauslagen darf die Eiſenbahn die tarifmäßige Gebühr (Proviſion) erheben; gebührenfrei 
ſind die durch die Eiſenbahn bar bezahlten Zufuhrgebühren, die Fracht und andere tarifmäßige Gebühren, 
Poſtporto und Stempelgebühren. 

$ 10. 810. 


Verbot von Sonderübereinfommen. 


1. Die Tarife müſſen jedermann gegenüber in gleicher Weije angewendet werden. 

2. Jedes Sonderübereinkommen, wodurch einem oder mehreren Abſendern eine Preisermäßigung 
gegenüber den Tarifen gewährt wird, iſt verboten und nichtig. 

3. Dagegen ſind Tarifermäßigungen erlaubt, welche gehörig veröffentlicht ſind und unter Erfüllung 
der gleichen Bedingungen jedermann in gleicher Weiſe zugute kommen, ſowie die Ermäßigungen, die für 
den Eiſenbahndienſt, für Zwecke der öffentlichen Verwaltungen oder für Wohlfahrtszwecke gewährt werden. 


8 11. 5.14; 
Lieferfriſten. 


1. Die Lieferfriſten betragen, ſofern die Tarife keine kürzeren Friſten vorſehen: 
A. für Eilgüter: 


b) Beförderungsfriſt für je auch nur angefangene 250 Tariffilometer . . . . . 1 Tag; 
B. für Frachtgüter: 
Alerting eit e , Ka DR CRY YNA 2 Tage; 


1. bedingungsweiſe zur Beförderung zugelaſſene Gegenſtände, 
2. leere Gebinde von den unter 1. erwähnten Gegenſtänden, 
3. Gegenſtände, welche infolge ihrer Länge, Breite oder Höhe in normale gedeckte Wagen nicht 
verladen werden können 
werden die unter A. und B. angegebenen Friſten doppelt gezählt. 


2. Wenn die Beförderung ſich über mehrere durch Schienen verbundene Eiſenbahnnetze erſtreckt, 
wird die Beförderungsfriſt nach der geſamten Tarifentfernung zwiſchen der Berjande und der Beſtimmungs⸗ 
ſtation berechnet; die Abfertigungsfriſt wird nur einmal berechnet ohne Rückſicht auf die Zahl der 
beteiligten Eiſenbahnen. : 

3. Die Lieferfriften werden über den vom Abſender vorgeſchriebenen oder den von der Eiſenbahn 
gemäß den Beſtimmungen des § 9 gewählten Weg berechnet. 

4. Die Eiſenbahn kann mit Genehmigung der Auſſichtsbehörde Zuſchlagfriſten in folgenden Fällen 
feſtſetzen: 

a) für Beförderungen: 
1. unter Mitwirkung anderer Verkehrsmittel; i ; 
2. mit einer Verbindungsbahn, die zwei Linien desſelben Netzes oder verſchiedener Netze 
verbindet; ; 
3. mit Eiſenbahnlinien untergeordneter Bedeutung oder mit ſchwachem Güterverkehr; 
4. mit Eiſenbahnen anderer als normaler Spurweite; 
5. von beziehungsweiſe nach Güternebenſtellen; 
b) Für außergewöhnliche Verhältniſſe, die zur Folge haben: 
eine ungewöhnliche Verkehrszunahme, 
oder ungewöhnliche Betriebsſchwierigkeiten. 
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Die Zuſchlagsfriſten unter b) kann die Eiſenbahn vorbehaltlich der nachträglichen Genehmigung 
durch die Aufſichtsbehörde ſelbſt einführen. 8 10. 

Die Zuſchlagsfriſten müſſen ſtets nach ganzen Tagen gemeſſen ſein. 

5. Die Zuſchlagsfriſten, die durch die in Ziffer 4 des Paragraphen unter a) vorgeſehenen Ver— 
hältniſſe begründet ſind, müſſen in die Tarife aufgenommen werden. 

6. Die in Ziffer 4 dieſes Paragraphen unter b) vorgeſehenen Zuſchlagsfriſten müſſen in dem für 
die Veröffentlichung der Tarife vorgeſehenen Blatt veröffentlicht werden und treten nicht vor ihrer Ver— 
öffentlihung in Kraft. Aus der Veröffentlichung muß zu erſehen fein, ob die Genehmigung durch die 
Aufſichtsbehörde erteilt oder vorbehalten ift; wird die nachträgliche Genehmigung nicht innerhalb acht 
Tagen nach Veröffentlichung der Zuſchlagsfriſten bekanntgemacht, ſo iſt die Feſtſetzung nichtig. 

7. Die Lieferfriſt beginnt mit der auf die Annahme des Gutes ($ 8) folgenden Mitternacht (ſiehe 
jedoch Ziffer 9 dieſes Paragraphen). 

8. Die Lieferfriſt iſt gewahrt, wenn vor ihrem Ablauf 

a) das Gut dem Empfänger zugeführt iſt auch in dem Falle, wenn aus den, von der Eiſenbahn 
unabhängigen Gründen das zugeführte Gut nicht abgenommen wurde, 

b) bei Gütern, die nicht zugeführt werden, der Empfänger von der Ankunft des Gutes benach⸗ 
richtigt wurde ($ 16 Ziffer 3). 

Für Güter, die von der Eiſenbahn dem Empfänger nicht zugeführt werden und von deren Ankunft 
der Empfänger nicht benachrichtigt zu werden braucht, iſt die Lieferfriſt gewahrt, wenn ſie vor Ablauf 
der Lieferfriſt auf der Beſtimmungsſtation zur Ablieferung an den Empfänger bereitgeſtellt ſind. 

9. Der Lauf der Lieferfriſt ruht: 

a) für die ganze Dauer des Aufenthaltes, der durch die Zoll-, Steuer-, Finanz-, Polizei- oder 
ſonſtige verwaltungsbehördliche Abfertigung verurſacht wird; 

b) für die Dauer des Aufenthaltes der Sendung infolge der gemäß $ 5 Ziffer 6 der Verkehrs⸗ 
ordnung angeordneten Verkehrsbeſchränkungen; 

c) für die Dauer jeder ohne Verſchulden der Eiſenbahn eingetretenen Verkehrsunterbrechung, 
durch bie der Beginn oder die Fortſetzung der Beförderung verhindert wird ($ 23). 

d) für die Dauer des Aufenthaltes der Sendung infolge eiſenbahnamtlicher Prüfung, ob die 
Frachtbriefangaben über Inhalt, Gewicht und Stückzahl richtig ſind, ſowie des Aufenthaltes 
infolge Umladung, Abladung oder Zuladung des Mehrgewichtes, infolge Sicherung der 
Sendung oder Verpackung, ſowie Richtung der ſchlechtverladenen Sendung; 

e) während der Dauer des durch eine nachträgliche Verfügung des Abſenders verurſachten 
Aufenthaltes; 

f) bei lebenden Tieren während des Aufenthaltes behufs Tränkung, Fütterung und Beſpritzung, 
ſofern hierdurch eine weſentliche Verzögerung der Beförderung erfolgt; ; 

g) für Frachtgüter an Feiertagen, an denen der Güterverkehr auf den Eiſenbahnen ruht. 

10. Die Lieferfriſt beginnt bei allen Sendungen, wenn der auf die Annahme des Gutes zur Be⸗ 
förderung folgende Tag ein Sonntag oder geſetzlicher Feiertag iſt, einen Tag ſpäter. Falls der letzte 
Tag der Lieferfriſt ein Sonntag oder geſetzlicher Feiertag iſt, ſo läuft die Lieferfriſt erſt am darauf⸗ 
folgenden Tage ab. i 

11. In allen in diefem Paragraph vorgejehenen Fällen wird die Verlängerung der Lieferfriſt nach 
ganzeu Tagen berechnet. 

12. Die Eiſenbahn kann in Spezial- oder Ausnahmetarifen zu ermäßigten Preiſen längere als die 
in Ziffer 1 dieſes Paragraphen vorgeſehenen Lieferfriſten vorbehalten bei Anwendung dieſer Tarife. 


§ 12. 5 12. 
Zuſtand des Gutes. Verpackung und Bezeichnung der Sendung. 
1. Nimmt die Eiſenbahn ein Gut zur Beförderung an, das offenſichtlich Spuren von Beſchädigungen 
N aufweiſt, ſo kann ſie verlangen, daß der Zuſtand des Gutes im Frachtbrief beſonders vermerkt wird. 
Der Abſender haftet für den Schaden, welcher infolge des ſchlechten Zuſtandes des Gutes ent— 
ſtanden iſt. 
2. Der Abſender hat das Gut, ſoweit deſſen Natur eine Verpackung erfordert, zum Schutz gegen 
gänzlichen oder teilweiſen Verluſt und gegen Beſchädigung während der Beförderung ſowie zur Ver⸗ 
hütung einer Beſchädigung von Perſonen, Betriebsmitteln oder anderen Gütern ſicher zu verpacken. 


Im übrigen gelten für die Verpackung die Beſtimmungen dieſer Verkehrsordnung und der Tarife. 
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8 12. 3. Iſt der Abſender der Vorſchrift der Ziffer 2 nicht nachgekommen, ſo iſt die Eiſenbahn be⸗ 
rechtigt, entweder die Annahme des Gutes zu verweigern, oder zu verlangen, daß der Abſender auf dem 
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Frachtbrief das Fehlen oder den mangelhaften Zuſtand der Verpackung unter genauer Beſchreibung deg- 
45 ſelben anerkennt. 
+ 4. Der Abſender haftet für die Folgen des Fehlens oder des mangelhaften Zuſtandes der Ver⸗ 


packung, die in dieſer Weiſe auf dem Frachtbrief anerkannt ſind, ſowie für äußerlich nicht erkennbare 
Mängel der Verpackung. Alle ſich daraus ergebenden Schäden fallen dem Abſender zur Laſt. 

Der Abſender haftet auch für äußerlich erkennbare Mängel der Verpackung, die im Frachtbrief 
nicht anerkannt ſind, wenn das Vorhandenſein dieſer Mängel von der Eiſenbahn nachgewieſen wird. 

5. Wenn ein Abſender gleichartige Güter, die einer Verpackung bedürfen, unverpackt oder mit den 
gleichen Mängeln der Verpackung auf derſelben Station aufzugeben pflegt, kann er fi) der Verpflichtung, 
für jede Sendung der in Ziffer 3 dieſes Paragraphen enthaltenen Vorſchrift geſondert zu entſprechen, 
dadurch entziehen, daß er auf dieſer Station eine allgemeine Erklärung nach dem Muſter der Anlage E 
dieſer Verkehrsordnung hinterlegt. In dieſem Falle muß der Frachtbrief einen Hinweis auf die bei der 
Verſandſtation hinterlegte allgemeine Erklärung enthalten. 

6. Vorbehaltlich der ausdrücklich in den Tarifen vorgeſehenen Ausnahmen iſt der Abſender 
verpflichtet, Stückgüter mit deutlichen, unauslöſchbaren äußeren Zeichen und Nummern zu verſehen, die 
keine Verwechſelung zulaſſen und mit den auf dem Frachtbrief angegebenen Zeichen und Nummern genau 
übereinſtimmen. Außerdem iſt er verpflichtet, auf jedem Stück einen Zettel anzubringen, auf dem in 
unauslöſchlicher Schrift die Beſtimmungsſtation angegeben iſt. Die Eiſenbahn kann auch verlangen, daß 
auf dem Zettel Name und Adreſſe des Empfängers angegeben werden. Alte Anſchriften oder Zettel 
müſſen vom Abſender durchſtrichen oder entfernt ſein. Der Abſender trägt die Folgen der Nichtbeachtung 
dieſer Vorſchrift. 

Werden die in dieſem Paragraph vorgeſchriebenen Handlungen durch die Eiſenbahn erfüllt, ſo iſt 
ſie berechtigt, hierfür eine tarifmäßige Gebühr zu erheben. 

7. Vorbehaltlich der ausdrücklich in den Tarifen vorgeſehenen Ausnahmen dürfen leicht zerbrechliche 
Gegenſtände (wie Glaswaren, Porzellan, Töpferwaren), Gegenſtände, die ſich leicht im Wagen verſtreuen 
(wie Nüſſe, Obſt, Futtermittel, Steine), und Güter, die andere Sendungen beſchmutzen oder beſchädigen 
könnten (wie Kohlen, Kalk, Aſche, gewöhnliche Erde, Farberde), nur als Wagenladungen befördert werden, 
es ſei denn, daß dieſe Güter ſo verpackt oder zuſammengebunden werden, daß ſie nicht zerbrechen, 
verloren gehen oder andere Sendungen beſchmutzen oder beſchädigen können. ; 

8. Die Eiſenbahn kann verlangen, daß kleine Stückgüter derſelben Art (Kleineiſenzeug oder der- 
gleichen), deren Annahme und Verladung nicht ohne erheblichen Zeitverluſt möglich iſt, durch Verbindung 
oder Verpackung zu größeren Einheiten zuſammengefaßt werden. 


8 18. $ 18. 
Begleitpapiere für die Abfertigung durch die Zoll, Steuer- Finanz Polizei- 
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$ und ſonſtigen Verwaltungsbehörden. Verpackung der Zollſendungen. 

h 1. Der Abfender ift verpflichtet, dem Frachtbrief die Begleitpapiere beizugeben, die zur Erfüllung 
7 der Zoll-, Steuer-, Finanz-, Polizei⸗ und ſtatiſtiſchen Vorſchriften ſowie der durch ſonſtige Verwaltungs⸗ 
5 behörden erlaſſenen Anordnungen vor der Ablieferung des Gutes an den Empfänger erforderlich ſind. 
. Dieſe Papiere dürfen nur Güter umfaſſen, die den Gegenſtand eines und desſelben Frachtbriefes bilden, 
7 es fei denn, daß Verwaltungs- oder Tarifvorſchriften etwas anderes beſtimmen. 

a Wenn ſolche Papiere dem Frachtbrief nicht beigegeben werden können, weil ſie in einer Station 
X hinterlegt find, muß der Frachtbrief die genaue Angabe enthalten, bei welcher Stelle ſie hinterlegt ſind. 
05 2. Die Eiſenbahn iſt nicht verpflichtet, die beigegebenen Papiere auf ihre Richtigkeit und Voll⸗ 
a ſtändigkeit zu prüfen. 

. 3. Der Abſender haftet der Eiſenbahn, ſofern dieſer kein Verſchulden zur Laſt fällt, für alle Schäden, 
ie die aus dem Fehlen, der Unzulänglichkeit oder Unrichtigkeit dieſer Papiere entſtehen könnten, ſowie für 
. alle Schäden, welche infolge Nichtbeachtung der Vorſchriften der zuſtändigen Behörden durch den Abſender 
K entſtanden find. Wird infolge Fehlens, Unzulänglichkeit oder Unrichtigkeit dieſer Begleitpapiere die Ab⸗ 
$ ſendung, die Beförderung oder die Auslieferung der Sendung verzögert, iſt die Eiſenbahn berechtigt, für 
W i die Dauer der Verzögerung das tarifmäßige Lagergeld oder Wagenſtandgeld zu erheben. 


4. Für den Verluſt eines dem Frachtbriefe beigegebenen oder darm angeführten Begleitpapieres 

( 6 Ziffer 9 e) haftet die Eiſenbahn, wenn hierdurch das Gut beſchädigt (teilweiſer Verluſt und Bes 

ſchädigung), oder wenn die Lieferfriſt überſchritten wurde, nach den Beſtimmungen des Titels III. Für 

5 andere Folgen des Verluſtes eines derartigen Begleitpapieres haftet die Eiſenbahn nur dann, wenn ſie 
i die Pflichten eines ordentlichen Kaufmanns vernachläſſigt hat. 
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5. Der Abſender iſt verpflicht, für die Verpackung und Bedeckung der Güter entſprechend den Zoll- $ 13 
und Steuervorſchriften zu ſorgen. Wenn der Abſender dieſe Vorſchriften nicht befolgt, kann die Eiſenbahn 
die Annahme der Sendungen verweigern; ſie iſt auch berechtigt, die Sendung auf Rechnung des Ab— 3 
fenders vorſchriftmäßig verpacken oder bedecken zu laſſen. $ 

6. Die über die Grenzen des Zollgebiets aus- oder durchzuführenden Güter ſowie die dieſes Gebiet | 
tranfitierenden Güter unterliegen der Anmeldepflicht für ſtatiſtiſche Zwecke. 

7. Der Verſender iſt verpflichtet, bei der Abfertigungsſtelle einen ſtatiſtiſchen Anmeldeſchein zu 
kaufen und nach Ausfüllung dem Frachtbriefe beizuſchließen. Wird der ſtatiſtiſche Anmeldeſchein durch 
die Eiſenbahn ausgefüllt, ift fie berechtigt hierfür die tarifmäßige Gebühr zu erheben. 


Kapitel II. 
Ausführung des Frachtvertrages. $ 
9 14. 8 14. N 
Auflieferung und Berlabung. Beftellung der Wagen. Verwendung bededter oder gt 


offner Wagen. Umladung. 8 
i I. Auflieferung. 
1. Die Güter müſſen bei den durch die Eiſenbahn bezeichneten Stellen während der Dienſtſtunden, 
die von der Eiſenbahn feſtzuſetzen und durch Aushang bekannt zu machen ſind, aufgeliefert werden. 
2. Die Eiſenbahn kann die Stückgüter gegen eine durch Aushang bekanntzumachende Gebühr ſelbſt i 
anfahren oder Rollfuhrunternehmer dafür bejtellen. Die hierbei verwendeten Perſonen gelten als Leute | hi 
der Eiſenbahn im Sinne des § 39. Die Rollfuhrleute haben ihren Gebührentarif bei ſich zu tragen 


und auf Verlangen vorzuzeigen. i 
Dem Abſender ſteht frei, von dieſer Einrichtung Gebrauch zu machen oder die Güter ſelbſt anzu⸗ Ta 

fahren oder fie durch andere Unternehmer anfahren zu laſſen. 17 
Für die in dieſer Ziffer angeführten Leiſtungen haftet die Eiſenbahn als Spediteur. U, 


3. Die Eiſenbahn kann im Tarif vorſchreiben, daß das Überladen von Gütern, die auf der Ver- 
ſandſtation von Schiffen, Kraftwagen und Flugzeugen unmittelbar auf die Eiſenbahn übergehen ſollen, 
gegen Zahlung der im Tarif oder durch Aushang bekanntzumachenden Gebühren von ihr ſelbſt oder W 
durch beſondere Unternehmer ausgeführt wird. Die hierbei verwendeten Perſonen gelten als Leute der Nz 
Eiſenbahn im Sinne des § 39. ` 

Für die in dieſer Ziffer angeführten Leiſtungen haftet die Eiſenbahn als Spediteur. 

4. An Sonn- und Feſttagen braucht die Eiſenbabn gewöhnliche Frachtgüter nicht anzunehmen. 
Eilgutſendungen werden angenommen, ſofern die Aufgabeſtation laut Tarif ſolche Sendungen an dieſen 
Tagen annimmt und die Erfüllung von Zoll- und Steuervorſchriften oder von Vorſchriften anderer Ber- 
waltungsbehörden die Annahme nicht verhindert. 

5. Wird die Annahme einer durch die Eiſenbahn zu verladenden Sendung vom Abſender dadurch 
verzögert, daß er nicht alle zum Frachtbriefe gehörenden Güter binnen 24 Stunden aufliefert, kann die 
Eiſenbahn für das eingelagerte Gut das tarifmäßige Lagergeld erheben. Dieſes Recht ſteht der Eiſenbahn 
auch zu, wenn der Abſender den wegen Unrichtigkeit oder Unvollſtändigkeit beanſtandeten Frachtbrief 
nicht binnen 24 Stunden nach Beginn der Auslieferung berichtigt übergibt oder bei Freivermerk die 
vorauszuzahlenden Frachtbeträge und Gebühren nicht innerhalb derſelben Friſt begleicht. 


II. Beſtellung der Wagen. 

6. Die Bereitſtellung der Wagen für Güter, die der Abſender zu verladen hat, muß unter Angabe 
des Gutes, des ungefähren Gewichts und der Beſtimmungsſtation für einen beſtimmten Tag nachgeſucht 
werden. Bei der Beſtellung des Wagens kann die Eiſenbahn Sicherheit in der Höhe des tarifmäßigen 
Wagenſtandgeldes für einen Tag verlangen. Die für einen beſtimmten Tag beſtellten Wagen werden 
nur nach Möglichkeit beigeſtellt. Können die Wagen nicht beigeſtellt werden oder werden ſie zu einem 
anderen Zeitpunkte als nachgeſucht wurde, bereitgeſtellt, iſt der Abſender koſtenfrei hiervon womöglich 
zu verſtändigen. 

7. Wagen von beſtimmtem Ladegewicht, beſtimmter Ladefläche oder ſpezieller Bauart werden nur 
nach Möglichkeit beigeſtellt. j j 

e. Nähere Beſtimmungen über Beſtellung der Wagen enthalten die Tarife. 

9. Wird ein Wagen vor der Bereitſtellung wieder abbeſtellt, ſo hat der Beſteller eine im Tarif 
feſtzuſetzende Gebühr zu entrichten, welche das Wagenſtandgeld für einen halben Tag nicht überſchreiten darf. 

Wird ein Wagen nach der Bereitſtellung vor Ablauf der Beladefriſt abbeſtellt, fo ift das tarif- 
mäßige Wagenſtandgeld höchſtens für 24 Stunden zu zahlen. 

Wird der Wagen nach Ablauf der Beladefriſt abbeſtellt, ſo iſt vom Zeitpunkt der Bereitſtellung 
das tarifmäßige Wagenſtandgeld zu zahlen, mindeſtens jedoch für einen Tag. ; 
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III. Verladung. 

10. Ob die Güter durch die Eiſenbahn oder durch den Abſender zu verladen ſind, hat der Tarif 
zu beſtimmen, ſoweit nicht dieſe Verkehrsordnung Vorſchriften darüber enthält oder eine beſondere Ver⸗ 
einbarung zwiſchen dem Abſender und der Eiſenbahn im Frachtbriefe getroffen iſt. 

11. Die Eiſenbahn iſt berechtigt, für die Verladung die in den Tarifen vorgeſehene Gebühr zu er⸗ 
heben. Zur Erhebung dieſer Gebühr iſt die Eiſenbahn auch dann berechtigt, wenn die Verladung, welche 
der Eiſenbahn obliegt, mit ihrer Zuſtimmung durch den Abſender ausgeführt wird. 

12. Die Eiſenbahn iſt verpflichtet, zur Verladung gehörig gereinigte und betriebsfähige Wagen zu 
ſtellen. Wenn die Verladung dem Abſender obliegt, hat er ſich vor der Verladung zu überzeugen, ob 
der bereitgeſtellte Wagen der Bauart nach für die zu verladende Sendung geeignet iſt, ob er rein iſt 
und an den Wänden, am Fuk- und Dachboden keine offenſichtlichen Mängel vorhanden ſind, durch 
welche eine Beſchädigung der Sendung erfolgen könnte. Werden ſolche Mängel feſtgeſtellt, kann der 
Abſender die Beiſtellung eines anderen Wagens koſtenfrei verlangen. Überdies gelten die in den Tarifen 
vorgeſehenen Beſtimmungen betreffend die Verladung in Güterwagen. 

13. Wenn die Verladung dem Abſender obliegt, ſo iſt er gegenüber der Eiſenbahn für alle Schäden 
und Koſten, die aus einer mangelhaften Verladung entſtehen, haftbar. 

14. Wenn am Wagen das Ladegewicht und die Tragfähigkeit (Belaſtungsgrenze) angeſchrieben 
ſind, iſt für die Beladung das Ladegewicht maßgebend. Eine Belaſtung über das Ladegewicht iſt nur 
dann zuläſſig, wenn nach der natürlichen Beſchaffenheit des Gutes nichts zu befürchten iſt, daß die Be⸗ 
laſtung infolge von Witterungseinflüſſen während der Beförderung die Tragfähigkeit überſchreiten werde. 
Eine die Tragfähigkeit überſchreitende Belaſtung iſt in keinem Falle geſtattet. Bei Wagen, an denen 
nur das Ladegewicht angeſchrieben iſt, darf die angeſchriebene Gewichtsgrenze bis zu 5 v. H. über⸗ 
ſchritten werden. 

15. Die Verladung durch den Abſender hat in der Regel während der Dienſtſtunden (§ 14 Ziffer 1) 
zu erfolgen; ſie muß innerhalb der im Tarif feſtgeſetzten Friſt vollendet fein. Dieſe Friſt beginnt mit 
dem Zeitpunkte der Bereitſtellung des Wagens, früheſtens jedoch vom Beginn der Dienſtſtunden der 
Aufgabeſtation. 

16 Wird die Friſt überſchritten oder wird der wegen Unrichtigkeit oder Unvollſtändigkeit be⸗ 
anſtandete Frachtbrief nicht innerhalb der Ladefriſt berichtigt übergeben oder werden bei Freivermerk die 
vorauszuzahlenden Frachtbeträge und Gebühren nicht innerhalb derſelben Friſt beglichen, ſo hat der Ab— 
ſender das tarifmäßige Wagenſtandgeld zu zahlen. Für Sonn- und Feſttage iſt Wagenſtandgeld nur 
dann zu zahlen, wenn die Ladefriſt ſchon am Tage vorher abgelaufen iſt. Die Eiſenbahn kann, wenn 
die Ladefriſt um mehr als 24 Stunden überſchritten wird, die Beſtellung als erloſchen betrachten, das 
Gut auf Koſten und Gefahr des Abſenders ausladen und auf Lager nehmen oder einem Spediteur 
übergeben. Auf Stationen, welche an Sonn- und Feſttagen für den Ladedienſt geöffnet ſind, wird das 
Wagenſtandgeld wie an gewöhnlichen Tagen berechnet. 

17. Der Lauf der in den Ziffern 5 und 15 dieſes Paragraphen vorgeſehenen Friſten ruht: 

a) für die Dauer der Erledigung der durch die Zoll-, Steuer-, Polizei- und andere Verwaltungs- 
behörden vorgeſchriebenen Förmlichkeiten; wenn jedoch die Erledigung dieſer Förmlichkeiten 
durch den Abſender verzögert wird, längſtens 48 Stunden; 

b) an Sonn- und Feiertagen auf den für die Güterabfertigung an dieſen Tagen geſchloſſenen 
Stationen; 

c) für die Zeit, während welcher die Verladung infolge eiſenbahnamtlicher Anordnung unmöglich 
war, ſofern dieſe Anordnung nicht durch den Abſender veranlaßt wurde. 

18. Wenn die ordnungsmäßige Abwickelung des Verkehrs durch Güteranhäufungen in der Aufgabe⸗ 
ſtation gefährdet wird, ſo iſt die Eiſenbahn berechtigt, nach Maßgabe des Bedarfs die Ladefriſten und 
die lagerzinsfreie Zeit abzukürzen ſowie das Wagenſtandgeld und das Lagergeld zu erhöhen. 

Verfügungen dieſer Art müſſen durch die Aufſichtsbehörde genehmigt werden und können am Tage 
ihrer Bekanntmachung in Kraft treten. Die Bekanntmachung hat in dem für die Veröffentlichung der 
Tarife beſtimmten Blatt zu erfolgen ($ 9). Wenn jedoch zur Erhaltung des ordnungsmäßigen Verkehrs 
die ſofortige Einführung ſolcher Anordnungen erforderlich iſt, ſo hat die Eiſenbahn das Recht, ſolche 
Anordnungen mit Gültigkeit des Aushangtages durch Aushang einer entſprechenden Bekanntmachung auf 
der betreffenden Station zu erlaſſen. In dem Aushang iſt zu vermerken, daß dieſe Anordnung der 
Genehmigung der Aufſichtsbehörde bedarf. Erfolgt die Genehmigung dieſer Anordnung durch die Auf⸗ 
ſichtsbehörde nicht innerhalb acht Tagen nach dem in der Bekanntmachung angegebenen Tage, ſo iſt die 
Verfügung als nichtig zu betrachten. Dieſe durch Aushang bekanntgemachten Verfügungen ſowie deren 
ſpätere Genehmigung durch die Aufſichtsbehörde ſind in dem für die Veröffentlichung der Tarife beſtimmten 
Blatt zu veröffentlichen. 
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IV. Verwendung bededter oder offener Wagen. 

19. Die Tarife beſtimmen, welche Güter in offenen Wagen befördert werden dürfen und unter 
welchen Bedingungen Wagendecken für offene Wagen mietweiſe überlaſſen werden. 

Der Abſender kann im Frachtbriefe verlangen: 

a) daß Güter in bedeckten Wagen befördert werden, für die der Tarif offene Wagen vorſieht; 
b) daß Güter in offenen Wagen befördert werden, für die der Tarif bedeckte Wagen vorſieht. 

Dieſes Verlangen wird nicht berückſichtigt, wenn Vorſchriften der Zoll-, Steuer-, Polizei- oder 
anderer Verwaltungsbehörden oder zwingende Gründe des Betriebes entgegenſtehen. 

Im Falle der Berüdfichtigung des unter a) erwähnten Antrages, kann die Eiſenbahn eine im 
Tarif feſtzuſetzende höhere Fracht erheben. 

V. Umladung. 

20. Wenn infolge mangelhafter Verladung durch den Abſender, welche äußerlich bei der Annahme 
nicht wahrnehmbar war, die Sendung umgeladen, gerichtet, oder in anderer Weiſe verladen werden 
mußte, fallen die diesbezüglichen Koſten dem Abſender bezw. Empfänger zur Laft (§ 17). Wird hierdurch 
der Wagen aufgehalten, ſo erhebt die Eiſenbahn das tarifmäßige Wagenſtandgeld, längſtens jedoch für 
einen Tag. Mit dem abgeladenen Teil wird wie mit dem abgeladenen Übergewicht gemäß $ 7 Ziffer 18 
dieſer Verkehrsordnung vorgegangen. 

21. Wenn die Umladung, das Richten oder Verladen in anderer Weiſe nicht durch Verſchulden 
des Abſenders erfolgt, geſchieht dies koſtenfrei; die Beförderung des abgeladenen Teiles erfolgt gleichfalls 
unentgeltlich. 

22. Wenn die Sendung aus Gegenſtänden beſteht, deren Umladung beſondere Sorgfalt oder 
Fachkenntniſſe erfordert (z. B. loſe Früchte, unverpackte Glaswaren uſw.) kann die Eiſenbahn den Abſender 
um Weiſungen bezüglich der Verladung angehen. 

23. Wenn die Betriebsverhältniſſe oder die Beſchaffenheit des Gutes die Aus- und Umladung 
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nicht gejtatten, kann die Eiſenbahn die Sendung anhalten und Verfügung vom Abſender zu verlangen. 


24. Erteilt der Abſender binnen acht Tagen vom Tage der Abſendung der Aufforderung keine 
Weiſungen oder ſind die Weiſungen undurchführbar, wird im Sinne des § 24 Ziffer 6, 7 und 8 
vorgegangen. 

In obigen Fällen kann die Eiſenbahn, wenn ſie ſich an den Abſender um Weiſungen bezüglich der 
Umladung wendet, Wagenſtandgelder für die ganze Dauer des Aufenthaltes des Wagens erheben, ſofern 
die Umladung durch Verſchulden des Abſenders erfolgt; erfolgt die Umladung nicht durch ein Verſchulden 
des Abſenders, nur für die Zeit nach Ablauf der oben angegebenen achttägigen Friſt. 


$ 15. 
Abfertigung durch die Zoll-, Steuer-, Finanz-, Polizei- und ſonſtigen 
Verwaltungsbehörden. 


1. Die Zoll-, Steuer-, Finanz, Polizei- und ſonſtigen verwaltungsbehördlichen Vorſchriften werden, 
ſolange das Gut ſich unterwegs befindet, von der Eiſenbahn erfüllt. 

2. Der Abſender kann entweder ſelbſt oder durch einen im Frachtbrief bezeichneten Bevollmächtigten 
der im vorigen Abſatz bezeichneten Behandlung beiwohnen, um alle nötigen Aufklärungen zu geben und 
ſachdienliche Bemerkungen zu machen, ohne, daß daraus für ihn das Recht begründet würde, das Gut in 
Beſitz zu nehmen oder die Förmlichkeiten ſelbſt zu erfüllen. 

3. Will der Abſender ſelbſt oder durch einen namhaft gemachten Bevollmächtigten der Zoll- oder 
Steuerbehandlung beiwohnen, hat er dies im Frachtbriefe in der Rubrik „Erklärungen wegen Erledigung 
der durch die Zoll, Polizei-, Steuer- und ſonſtigen Verwaltungen vorgeſchriebenen Förmlichkeiten unter 
Bezeichnung der Zollabfertigungsſtation“ zu vermerken. Auf Antrag und gegen Erſtattung der Koſten 
iſt der Abſender oder ſein Bevollmächtigter von der Ankunft des Gutes auf der Station, wo dieſe 
Behandlung ſtattfindet, zu benachrichtigen. 

4. Schreibt der Abſender im Frachtbriefe für die Erledigung der Zoll, Steuer-, Polizei⸗ oder 
anderer verwaltungsbehördlicher Förmlichkeiten eine Weiſe vor, die durch die Eiſenbahn nicht ausgeführt 
werden kann, ſo werden die Förmlichkeiten von der Eiſenbahn in der Weiſe erfüllt, die ihr für den 
Abſender am vorteilhafteſten erſcheint. Die Eiſenbahn hat den Abſender auf ſeine Koſten hiervon zu 
verſtändigen. 

5. Wird infolge der Erledigung der von den Zoll-, Steuer-, Polizei- ſowie anderen Verwaltungs⸗ 
behörden vorgeſchriebenen Förmlichkeiten die Abſendung oder die weitere Beförderung der Sendung 
länger als 48 Stunden vom Zeitpunkte der Bereitſtellung zur Abfertigung durch Verſchulden des 
Abſenders aufgehalten, ſo kann die Eiſenbahn nach Ablauf dieſer Friſt das tarifmäßige Lagergeld oder 
Wagenſtandgeld erheben. 
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geſchriebenen Förmlichkeiten bei der Auslieferung der Sendung beträgt die lagergeldfreie bezw. wagen⸗ 
ſtandgeldfreie Friſt: 
a) für Güter, die aus Wagen ausgeladen werdenununnnndNnmnmdmndmdndn 2 Tage, 
b) für Güter, die in den Wagen während Erledigung der Förmlichkeiten verbleiben . 1 Tag. 
In dieſe Friſten werden der Ausladetag bezw. der Tag der Stellung des Wagens für die Erledigung 


der Förmlichkeiten ſowie die Sonn- und Feiertage nicht eingerechnet, ſofern an dieſen Tagen das 
betreffende Amt dieſe Förmlichkeiten nicht erledigt. 


6. Wenn die ſtatiſtiſche Anmeldepflicht während der Beförderung oder auf Verlangen des Ab- 
ſenders bezw. des Empfängers durch die Eiſenbahn erfüllt wird, werden die tatſächlichen Auslagen für 
den Anmeldeſchein und die ſtatiſtiſche Gebühr erhoben. Bei den vom Auslande jowie von den Privat- 
und Schmalſpurbahnen anlangenden Sendungen werden die Anmeldeſcheine durch die Beſtimmungsſtation 
ausgefüllt und der Preis für die Anmeldeſcheine vom Empfänger erhoben. 


7. Wenn auf der Beſtimmungsſtation ein Zollamt beſteht, und wenn entweder der Frachtbrief die 
Zollbehandlung auf der Beſtimmungsſtation vorſchreibt, oder beim Fehlen einer ſolchen Vorſchrift das 
Gut unverzollt auf der Beſtimmungsſtation ankommt, ſo hat der Empfänger das Recht, auf der 
Beſtimmungsſtation die Zollbehandlung zu beſorgen. Wenn er von dieſem Recht Gebrauch macht, muß 
er vorher die auf der Sendung haftenden Koſten begleichen und den Frachtbrief einlöſen. 


8. Wenn die Eiſenbahn auf Verlangen des Verſügungsberechtigten oder im Sinne der geltenden 
Vorſchriſten von Amtswegen die Zoll-, Steuer-, Polizei- und andere durch die Verwaltungsbehörden 
vorgeſchriebenen Förmlichkeiten erledigt, ſo hat ſie das Recht, dafür eine im Tarif vorgeſehene Gebühr 
zu erheben. Dieſe Leiſtungen kann die Eiſenbahn unter ihrer Verantwortung einem Kommiſſionär 
übertragen oder durch eigene Organe ausführen. In beiden Fällen hat die Eiſenbahn die Verpflichtungen 
eines Kommiſſionärs. 

8 16. $ 16. 


Benachrichtigung des Empfängers von der Ankunft des Gutes. Einlöſung des 
Frachtbriefes. Auslieferung. Ausladung. Nachwiegung und Nachzählung in der 
Beſtimmungsſtation. Zuführung. Abnahmefriſten. 


J. Benachrichtigung des Empfängers von der Ankunft der Sendung. 


1. Die Benachrichtigung von der Ankunft des Gutes geſchieht nach Wahl der Eiſenbahn durch die 
Poſt, durch Fernſprecher, durch Telegramm oder ſchriftlch durch beſonderen Boten. Auf ſchriſtlichen 
Antrag des Empfängers kann die Abfertigungsſtelle eine beſondere Art der Benachrichtigung mit ihm 
vereinbaren. 

2. Die Benachrichtigung von der Ankunft der Sendung hat erſt dann zu erfolgen, wenn das Gut 
in der Beſtimmungsſtation angelangt iſt. 

3. Die Benachrichtigung gilt als bewirkt: 

bei Zustellung durch die Poft 12 Stunden, durch Telegramm 3 Stunden nach der Aufgabe, 
bei Zuſtellung durch Fernſprecher oder durch einen Boten mit der Aufgabe, bezw. mit der Aus⸗ 
händigung. 

4. Der Bote hat die Benachrichtigung dem Empfänger oder einer ermächtigten Perſon, in ihrer 
Abweſenheit einem erwachſenen Familienmitgliede, Geſellſchafter oder einem beim Empfänger beſchäftigten 
Angeſtellten einzuhändigen. Die Zuſtellung iſt durch Unterſchrift zu beſtätigen unter Angabe des Tages 
und der Stunde der Zuſtellung. 


5. Wurde die Zuſtellung durch Boten vergeblich verſucht, kann die Eiſenbahn die Benachrichtigung 
nach Wahl durch die Poſt, Telegramm oder Fernſprecher ausführen. In dieſem Falle werden die obigen 
Friſten vom Zeitpunkte des Erſcheinens des Boten mit der Benachrichtigung beim Empfänger gerechnet. 
8 6. Ausgeſertigt wird die Benachrichtigung unentgeltlich, für die Zuſtellung oder Zuſendung kann 
0 die Eiſenbahn den Erſatz ihrer Auslagen verlangen. l 
| 7. Die Benachrichtigung unterbleibt, wenn der Empfänger ſchriftlich darauf verzichtet und bei 
A bahnlagernd geſtellten Gütern, wenn der Abfender fie im Frachtbriefe nicht ausdrücklich vorgeſchrieben 
A hat, und ſchließlich bei Stückgutſendungen, welche die Eiſenbahn gemäß Ziffer 26 dieſes Paragraphen 
r dem Empfänger zuführt. 

u 8. Iſt eine Wagenladung wegen Laufunfähigkeit des Wagens unterwegs umgeladen worden, ſo 
j muß das dem Empfänger bei der Benachrichtigung mitgeteilt werden. 
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| $ 15. Für die Erledigung der von den Zoll-, Steuer-, Polizei- oder anderen Verwaltungsbehörden vor- 
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II. Einlöſung des Frachtbriefes. Ablieferung. 


9. Die Eiſenbahn iſt verpflichtet, am Orte der Ablieferung dem Empfänger das Gut und den mit 
der Empfangsbeſtätigung über alle erhobenen Gebühren verſehenen Frachtbrief zu übergeben. 

10. Zur Einlöſung des Frachtbriefes gilt als ermächtigt derjenige, welcher die Benachrichtigung 
von der Ankunft der Sendung verſehen mit der Empfangsbeſtätigung durch den Empfänger vorzeigt. 
Die Eiſenbahn iſt nicht verpflichtet, die Identität des Empfängers oder die Echtheit ſeiner Unterſchrift 
zu prüfen. 

In den Fällen, in welchen die Benachrichtigung von der Ankunft der Sendung unterbleibt ($ 16 
Ziffer 7), wird die Sendung dem im Frachtbriefe namhaft gemachten Empfänger, welcher ſich auf Ver⸗ 
langen zu legitimieren hat, ausgeliefert. 

11. Durch Annahme des Frachtbriefes und des Gutes wird der Empfänger verpflichtet, der Eiſen⸗ 
bahn nach Maßgabe des Frachtbriefes Zahlung zu leiſten (ſiehe $ 18 Ziffer 4). 

12. Der Übergabe des Gutes an den Empfänger ſteht gleich die Übergabe an die Bol- und 
Steuerverwaltung in deren Abfertigungsräumen oder Niederlagen, wenn dieſe nicht unter Verſchluß der 
Eiſenbahn ſtehen, ſowie die nach dieſer Verkehrsordnung zuläſſige Hinterlegung bei einem Spediteur oder 
in einem öffentlichen Lagerhauſe. 

13. Als Ort der Ablieferung im Sinne der Ziffer 9 dieſes Paragraphen gilt die vom Abſender 
bezeichnete Beſtimmungsſtation oder Güternebenſtelle auch dann, wenn im Frachtbrief ein anderer Be⸗ 
ſtimmungsort angegeben iſt (ſiehe $ 6 Ziffer 9g). 

14. Der Empfänger iſt nach Ankunft des Gutes am Orte der Ablieferung berechtigt, die durch 
den Frachtvertrag begründeten Rechte gegen Erfüllung der ſich daraus ergebenden Verpflichtungen im 
eigenen Namen gegen die Eiſenbahn geltend zu machen, ohne Unterſchied, ob er hierbei im eigenen oder 
im fremden Intereſſe handelt. Er iſt insbeſondere berechtigt, von der Eiſenbahn die Uebergabe des 
Frachtbriefes und die Auslieferung des Gutes zu verlangen, wenn nicht der Abſender der Eiſenbahn eine 
entgegenſtehende Verfügung im Sinne des $ 21 erteilt hat. 


III. Ausladung. 

15. Ob die Güter durch die Eiſenbahn oder durch den Empfänger auszuladen ſind, hat der Tarif 
zu beſtimmen, ſoweit nicht dieſe Verkehrsordnung Vorſchriften darüber enthält. 

16. Der Abſender kann im Frachtbriefe verlangen: 

a) daß die laut Tarif durch den Empfänger auszuladenden Güter durch die Eiſenbahn, 
b) daß die laut Tarif durch die Eiſenbahn auszuladenden Güter durch den Empfänger 
auszuladen ſind. 

Ein ſolches Verlangen kann auch der Empfänger ſtellen, ſofern der Abſender im Frachtbrief keinen 
entgegengeſetzten Antrag eingetragen hat. 

Die Eiſenbahn iſt nur dann verpflichtet, obige Anträge zu berückſichtigen, wenn nach ihrem Ermeſſen 
die Beſchaffenheit des Gutes, die örtlichen ſowie die Betriebsverhältniſſe in der Beſtimmungsſtation es 
geſtatten. 

Werden ſolche Anträge berückſichtigt, hat die Eiſenbahn dieſes im Frachtbriefe zu vermerken. 

17. Die Eiſenbahn iſt berechtigt, für die Ausladung in ſolchem Falle eine im Tarif feſtgeſetzte 
Gebühr zu erheben. j 

Zur Erhebung dieſer Gebühr ift die Eiſenbahn auch dann berechtigt, wenn die Ausladung, die der 
Eiſenbahn obliegt, durch den Empfänger ausgeführt wird (8 16 Ziffer 16 b). 

18. Bei der Ablieferung dürfen außer der Empfangsbeſcheinigung weitere Erklärungen, namentlich 
über tadelloſe oder rechtzeitige Ablieferung nicht verlangt werden. 

19. Vom Empfänger abzuholende Güter ſind ihm, wenn die Eiſenbahn ſie auszuladen hat, auf den 
Güterböden, ſonſt auf den Entladeplätzen zur Verfügung zu ſtellen. 

Der Empfänger hat den eingelöſten und ſaldierten Frachtbrief vorzuzeigen. 

Derjenige, welcher den eingelöſten Frachtbrief vorzeigt, wird als durch den Empfänger zur Empfang⸗ 
nahme der Sendung ermächtigt angeſehen. 

20. Vor Einlöſung des Frachtbriefes ift der Empfänger nicht berechtigt, die Sendung oder einzelne 
Stücke zu öffnen oder Muſter zu entnehmen. Die Eiſenbahn kann jedoch bei manchen Gütern allgemein 
oder nur in gewiſſen Stationen die Entnahme von Muſtern unter den im Tarif angegebenen Bedingungen 
geſtatten. 
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8 16.5 IV. Nachzählung und Verwiegung auf der Beſtimmungsſtation. 


21. Der Empfänger kann bei der Ablieferung verlangen, daß die Güter in ſeiner Gegenwart auf 
dem Bahnhofe nachgezählt und nachgewogen werden. Die Eiſenbahn iſt verpflichtet, die beantragte 
Nachwiegung und Nachzählung vorzunehmen, es ſei denn, daß die vorhandenen Wiegevorrichtungen nicht 
ausreichen oder die Beſchaffenheit des Gutes oder die Betriebsverhältniſſe dies nicht geſtatten. Kann 
die Nachwiegung auf der Beſtimmungsſtation nicht vorgenommen werden, ſo kann der Empfänger das 
Gut auf der nächſten von der Eiſenbahn als geeignet befundenen Waage in Gegenwart eines Bevoll— 
mächtigten der Eiſenbahn nachwiegen. Er hat die hierdurch entſtehenden Koſten einſchließlich der Ent- 
lohnung des Bevollmächtigten der Eiſenbahn zu zahlen. 

22. Für die Nachzählung und Nachwiegung der Sendung auf Verlangen des Abſenders gemäß 
§ 6 Ziffer 9i oder des Empfängers gemäß Ziffer 21 dieſes Paragraphen werden die tarifmäßigen 
Gebühren erhoben. / 

23. Ob bie Verwiegung auf der Güterbodenwaage oder auf der Gleiswaage zu erfolgen hat, 
ferner die Art der Verwiegung, bleibt der Eiſenbahn überlaſſen. Wenn die Sendung aus mehreren 
Stücken beſteht, wird jedes einzelne Stück oder einzelne Partien beſonders nur dann gewogen, 
wenn der Abſender im Frachtbriefe das Gewicht der einzelnen Stücke oder Partien geſondert angegeben 
hat. Für ſolche Verwiegung ift die tarifmäßige Gebühr zu zahlen. 

Wenn die Eiſenbahn das Gut bei der Annahme gewogen und das Gewicht im Frachtbriefe vermerkt 
hat, kann ſie das Verlangen der Nachwiegung auf der Beſtimmungsſtation ablehnen, wenn in dieſer 
Station Wiegevorrichtungen derſelben Art wie bei der Annahme nicht vorhanden ſind. Der Empfänger 
kann jedoch die Nachwiegung in einer anderen Station, wo derartige Wiegevorrichtungen vorhanden 
ſind, verlangen. In dieſem Falle hat der Empfänger die Fracht für die Beförderung der Sendung zur 
Wiegeſtation und zurück zu bezahlen. 

24. Wird bei der Nachzählung oder Nachwiegung eine Minderzahl oder ein Mindergewicht feſt⸗ 
geſtellt, die von der Eiſenbahn zu vertreten ſind, ſo hat die Eiſenbahn dem Empfänger die Gebühren für 
die Feſtſtellung ſowie die anderen Koſten der Feſtſtellung zu erſetzen. 

25. Für die Verwiegung von Gütern auf der Gleiswaage gelten die Vorſchriften des $ 7 Ziffer 10. 


V. Zuführung. 


26. Die Eiſenbahn kann die Stückgüter, welche ſie ſelbſt auszuladen hat, gegen eine durch Aushang 
bekanntzumachende Gebühr ſelbſt zuführen oder Rollfuhrunternehmer dafür beſtellen. Die Stationen, 
welche Stückgüter zuführen, haben dieſes bei den Güterabfertigungsſtellen entſprechend bekannt zu machen. 
Die hierbei verwendeten Perſonen gelten als Leute der Eiſenbahn im Sinne des § 39. Die Roll. 
fuhrleute haben den Gebührentarif bei ſich zu tragen und auf Verlangen vorzuzeigen. 

27. Auch auf den Stationen, wo die Eiſenbahn für die Zuführung ſorgt, ſind die Empfänger be⸗ 
rechtigt, ihre Güter ſelbſt abzuholen oder ſie durch andere als die von der Eiſenbahn beſtellten Fuhr⸗ 
unternehmen abholen zu laſſen. Wollen ſie von dieſem Rechte Gebrauch machen, ſo haben ſie dieſes der 
Abfertigungsſtelle vor der Ankunft des Gutes ſchriftlich anzuzeigen. 

28. Die Eiſenbahn kann jedoch im allgemeinen Verkehrsintereſſe mit Genehmigung der Auſſichts⸗ 
behörde dieſes Recht dem Empfänger gemäß Ziffer 27 dieſes Paragraphen vorübergehend oder, wenn 
beſondere Verhältniſſe es erfordern, auch dauernd beſchränken oder aufheben. Eine derartige Anordnung 
muß in der im $ 11 Ziffer 6 vorgeſehenen Art veröffentlicht werden. 

29. Müſſen Güter nach Räumen der Holle oder Steuerverwaltung gebracht werden, die außerhalb 
der Bahnhöfe liegen, ſo kann dieſes die Eiſenbahn gegen Erſtattung der Koſten ſelbſt beſorgen oder 
unter ihrer Verantwortung auf Koſten des Verfügungsberechtigten durch einen Spediteur beſorgen laſſen, 
auch wenn der Empfänger ſich die Selbſtabholung vorbehalten hat. 

30. Die Eiſenbahn kann im Tarife vorſchreiben, daß das Überladen von Gütern, die auf der Be- 
ſlimmungsſtation vom Eiſenbahnwagen unmittelbar in Schiffe, Kraftfahrzeuge und Flugzeuge übergehen 
ſollen, gegen Zahlung der im Tarif oder durch Aushang bekanntzumachenden Gebühren von ihr ſelbſt 
oder durch beſondere Unternehmer ausgeführt wird. Die hierbei verwendeten Perſonen gelten als Leute 
der Eiſenbahn im Sinne des $ 39. Für dieſe Handlungen haftet die Eiſenbahn als Spediteur. 

31. Iſt an dem im Frachtbrief gemäß $ 6 Ziffer 9 g angegebenen Beſtimmungsorte keine Güter- 
abfertigungs⸗ oder Güternebenſtelle vorhanden, hat die Eiſenbahn auch keine allgemeinen Einrichtungen 
für die Weiterbeförderung der Güter dorthin getroffen und hat weder der Abſender noch der Empfänger 
für die unmittelbare Weiterbeförderung geſorgt, ſo hat die Eiſenbahn wegen der Weiterbeförderung die 
Pflichten des Spediteurs (8 26 Ziffer 3). 


rn 


257 
32. Die gemäß Ziffer 26 dieſes Paragraphen dem Empfänger zugeführte Sendung kann auch einem 
Familienmitgliede, Geſellſchafter oder Angeſtellten ausgeliefert werden. . RBA: 
33. Die Friſten, innerhalb deren die Güter dem Empfänger von der Eifenbahn zugeführt werden, 
ſind durch Aushang an den Abfertigungsſtellen bekanntzumachen. 


VI. Friſten für die Abnahme der Güter. 


34. Die von der Eiſenbahn auszuladenden und von ihr nicht zugeführten Güter ſind innerhalb 
der im Tarife feſtzuſetzenden Friſt abzunehmen. Dieſe Friſt muß mindeſtens 24 Stunden betragen und 
beginnt mit der Benachrichtigung von der Ankunft des Gutes (§ 16 Ziffer 3). 

Die Friſt, innerhalb deren die vom Empfänger auszuladenden Güter abzunehmen ſind, iſt durch 
den Tarif bekanntzumachen. Die Friſt beginnt mit der Benachrichtigung von der Ankunft des Gutes. 

35. Sind die zu entladenden Wagen nicht rechtzeitig bereitgeſtellt, ſo beginnt die Entladefriſt erſt 
mit dem Zeitpunkte der Bereitſtellung. í i 

36. Sind die Güter bahnlagernd geſtellt und hat der Abſender im Frachtbriefe die Benachrichtigung 
des Empfängers nicht ausdrücklich vorgeſchrieben oder hat der Empfänger auf die Benachrichtigung 
ſchriftlich verzichtet oder iſt die Benachrichtigung nicht möglich, ſo beginnt die Abnahmefriſt mit der 
Bereitſtellung des Gutes. 

37. Die Auslieferung der Güter erfolgt während der Dienſtſtunden. An Sonn- und Feſttagen 
braucht die Eiſenbahn Frachtgüter nicht auszuliefern. Eilgüter werden ausgeliefert, vorausgeſetzt, daß 
der goll- oder ſteueramtlichen Behandlung kein Hindernis entgegenſteht. Die Eiſenbahn kann verlangen, 
daß die Güter während der Dienſtſtunden abgefahren werden. 

38. Der Lauf der Abnahme- und Ausladefriſten ruht während der im § 15 Ziffer 5 feſtgeſetzten 
Zeit für die Erledigung der durch die Zoll-, Steuer-, Polizei- oder andere Verwaltungsbehörden Vote 
geſchriebenen Förmlichkeiten, ferner während der Zeit, während welcher die Abnahme infolge eiſenbahn⸗ 
amtlicher Anordnungen unmöglich war, ſofern diefe Anordnung nicht durch den Empfänger verurſacht 
wurde; auf Stationen, auf welchen der Ladedienſt an Sonn- und Feſttagen, ruht, auch an dieſen Tagen. 

39. Wird das Gut nicht innerhalb der feſtgeſetzten Friſt abgenommen, fo ift das tarifmäßige 
Lager- oder Wagenſtandgeld verwirkt. Auch kann die Eiſenbahn die vom Empfänger nicht rechtzeitig 
ausgeladenen Güter auf feine Gefahr und Koſten ausladen. Für Sonn- und Feſttage ift Wagenſtand⸗ 
geld nur dann zu zahlen, wenn die Entladefrift ſchon am Tage vorher abgelaufen ift. Auf Stationen, 
auf welchen der Ladedienſt an Sonn- und Feſttagen geöffnet iſt, wird für die Verzögerung der Ausladung 
das Wagenſtandgeld wie an gewöhnlichen Tagen berechnet. In außergewöhnlichen Verhältniſſen kann 
die Eiſenbahn mit Genehmigung der Auffichtsbehörde die vom Empfänger auszuladenden Sendungen 
vor Ablauf der Abnahmefriſt ausladen, ſie kann jedoch hierfür keine Ausladegebühr verlangen. 

40. Der Empfänger kann nach Einlöſung des Frachtbriefes eine Wagenladungsſendung ohne Um- 
ladung mit neuem Frachtbriefe nach einer anderen Station aufgeben, ſofern die Tarife nichts anderes 
beſtimmen. Im Falle der Neuaufgabe iſt die Eiſenbahn berechtigt, für die Zeit nach Ablauf der Mug- 
| ladefriſt bis zur Neuaufgabe das Wagenſtandgeld ſowie eine beſondere in den Tarifen fejtgejegte Gebühr 

zu erheben. ; 0. ; 

41. Meldet fih der benachrichtigte Empfänger zur Abnahme des Gutes und kann es ihm nicht 
innerhalb drei Stunden nach ſeinem Eintreffen bereitgeſtellt werden, ſo hat die Eiſenbahn ihm die Koſten 


| der vergeblich verſuchten Abholung zu erjegen. Auf Verlangen des Empfängers hat die Eiſenbahn die — 


vergeblich verſuchte Abholung auf dem Frachtbriefe zu beſcheinigen. 

42. Die vom Empfänger auszuladenden Wagen ſind der Eiſenbahn nach der Entladung in 
beladungsfähigem Znſtande, das ift gehörig rein und mit eingefaßten Zubehörſtücken zurückzuſtellen. 
Kommt der Empfänger dieſer Verpflichtung nicht nach, werden dieſe Handlungen durch die Eiſenbahn 
gegen Erhebung der tarifmäßigen Gebühr veranlaßt. 

43. Wenn die ordnungsmäßige Abwickelung des Verkehrs durch Güteranhäufungen gefährdet wird, 
ſo iſt die Eiſenbahn berechtigt, nach Maßgabe des Bedarfs die Ladefriſten und die lagerzinsfreie Zeit 
abzukürzen, ſowie das Wagenſtandgeld und das Lagergeld zu erhöhen. 5 | 

Verfügungen dieſer Art müſſen von der Aufſichtsbehörde genehmigt werden und können am Tage 
ihrer Bekanntmachung in Kraft treten. Die Bekanntmachung hat in dem für die Veröffentlichung der 
Tarife beſtimmten Blatt zu erfolgen ($ 9). Wenn jedoch zur Erhaltung des ordnungsmäßigen Verkehrs 


die ſofortige Einführung ſolcher Anordnungen erforderlich ift, jo hat die Eiſenbahn das Recht, ſolche Ans: 


ordnungen mit Gültigkeit des Aushangtages durch Aushang einer entſprechenden Bekanntmachung auf 
der betreffenden Station gu erlaſſen. In dem Aushange iſt zu vermerken, daß diefe Anordnung der 
Genehmigung der Aufſichtsbehörde bedarf. Erfolgt die Genehmigung dieſer Anordnung durch die Auf— 


ſichtsbehörde nicht innerhalb acht Tagen nach dem in der Bekanntmachung angegebenen Tage, ſo iſt die 


dl w ME? | | 
$ 16. Verfügung als nichtig zu betrachten. Dieſe durch Aushang bekannt gemachten Verfügungen ſowie deren 


ſpätere Genehmigung durch die Aufſichtsbehörde find in dem für die Veröffentlichung der Tarife beſtimmten 
15 Blatte zu veröffentlichen. 


8 17. 

Hi Zahlung der Fracht. 

. 1. Die Frachtgelder (Fracht und Nebengebühren) und ſonſtigen Koſten, deren Bezahlung der 
hi Abſender nicht laut Frachtbrieſvorſchrift übernommen hat ($ 6 Ziffer 9 n) gelten als auf den Empfänger 
| überwieſen. Der Abſender kann entweder die ganze Fracht ſamt allen Nebengebühren und anderen 


Koſten oder nur einen Teil der Fracht bis zu einem beſtimmten Betrage oder bis zu einer beſtimmten 
Station, ſchließlich alle oder nur gewiſſe Koſten als Frankatur übernehmen. 


oder „franco Fracht und Zoll“; das Wort „Zoll“ bedeutet, daß der Abſender ſowohl die von 
der Zollbehörde zu erhebenden Gebühren und Speſen als auch die von der Eiſenbahn zu 
erhebende Gebühr für die Beſorgung der Verzollung zu tragen hat; der Ausdruck „Fracht“ 
umfaßt auch die Nebengebühren und Koſten der Verſa dſtation: 

c) wenn der Abſender außer den Gebühren unter a) auch die nach der Abſendung des Gutes 
bis zur Einlöſung des Frachtbriefes entſtandenen Gebühren und Koſten übernimmt, bezeichnet 
er es durch die Worte „franco ſämtlichen Gebühren“. Dieſe Bezeichnung umfaßt jedoch nicht 
Beträge zu Gunſten dritter Perſonen z. B. Zoll, welche der Abſender, wenn er fie über- 
nehmen (frankieren) will, in der unter b) angegebenen Art bezeichnen muß; 

d) übernimmt der Abſender einen in einer Geldſumme auszudrückenden Teil der Frachtgebühren, 
bezeichnet er es durch Worte „franco. . . .G.. c ET DAR 
e ee AC A, „ : z i 

3. Bei Sendungen, die nach dem Ermeſſen der Verſandbahn ſchnellem Verderb ausgeſetzt ſind, 
oder wegen ihres geringen Wertes oder ihrer Natur nach die Fracht nicht ficher decken, kann fie Voraus- 
zahlung der Fracht verlangen. Auch kann die Eiſenbahn in Ausnahmetarifen mit ermäßigten Frachtſätzen 
die Vorausbezahlung der Fracht vorbehalten. 

4. Wenn der Abſender die Koſten ganz oder teilweiſe übernimmt und wenn dieſer Betrag bei der 
t Auflieferung. nicht genau feſtgeſtellt werden kann, kann die Eiſenbahn die Hinterlegung einer den Koſten 
| annähernd entſprechenden Summe als Sicherheit fordern. Desgleichen kann Sicherheit verlangt werden, 
\ wenn der Abſender die Zollgebühren und andere Koſten übernimmt. 
gd Die Abrechnung mit dem Abſender hat binnen 2 Wochen nach Ablauf der Lieferfriſt zu erfolgen. 
Í 5. Die Verſandſtation muß ſowohl im Duplikat wie im Frachtbrief die als Frankatur erhobenen 

Beträge einzeln aufführen. 

i § 18. § 18. 

M Unrichtige Berechnung der Gebühren. 

i 1. Im Falle ungenauer oder unrichtiger Berechnung der Fracht, Nebengebühren, Koſten ſowie 
ih Zuſchläge aus $ 7 muß der Mehrbetrag durch die Eiſenbahn zurückerſtattet, der Minderbetrag der 
Eiſenbahn nachgezahlt werden. 

2. Von der Eiſenbahn feſtgeſtellte Uberzahlungen müſſen, wenn ſie für einen Frachtbrief den Betrag 

i von 0,50 Gulden überſteigen, koſtenlos den Berechtigten möglichſt bald mitgeteilt und ausgeglichen werden. 
i 3. Die Eiſenbahn hat den Verpflichteten zur Zahlung der infolge unrichtiger Berechnung feft- 
; geſtellten Unterſchiede aufzufordern und ihm eine entſprechende Friſt zur Begleichung einzuräumen. 
1 4. Zu wenig bezahlte Beträge hat der Abſender der Eiſenbahn nachzuzahlen, wenn der Frachtbrief 
Mda, nicht eingelöft wird. Hat der Empfänger den Frachtbrief eingelöſt, ſo iſt der Abſender zur Nachzahlung 
nur bezüglich der Koſten verpflichtet, die er nach Maßgabe des Frankaturvermerks im Frachtbrief über⸗ 
nommen hat ($ 17, Ziffer 1), ſowie der aus dem Titel der Frachtzuſchläge ($ 7) entſtandenen Minder- 
beträge. Im übrigen liegt die Nachzahlung dem Empfänger ob. 

5. Die nach dieſem Artikel auf einem Frachtbrief geſchuldeten Summen ſind, ſofern ſie den Betrag 


von 10 Gulden überſteigen, vom Tage der Einbringung der Reklamation mit ſechs vom Hundert zu 
verzinſen. ; 


i 

4 2. Die Gebühren und Koſten, welche der Abſender übernimmt, hat er in der hierfür beſtimmten 
0 Rubrik des Frachtbriefes genau in einer jede Zweifel ausſchließenden Weiſe zu bezeichnen, und zwar: 

4 a) wenn der Abſender die Fracht bis zur Beſtimmungsſtation oder bis zu einer beſtimmten 
i Station (Landesgrenze) ſamt Nebengebühren und Koſten für die auf der Verſandſtation 
«8 vollzogenen Leiſtungen übernimmt, bezeichnet er es durch das Wort „franco“ oder „franco 
I BE Aue un KA * 

; b) wenn der Abſender nur manche beſtimmte Gebühren oder Koſten übernimmt, bezeichnet er es 
j durch das Wort „franco“ unter Hinzufügung der übernommenen Gebühr 3. B. „franco Zoll“ 
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8 19. 
Nachnahmen und Barvorſchüſſe. 

1. Der Abſender kann das Gut bis zur Höhe feines Wertes mit Nachnahme belaſten. Die Auf⸗ 
gabeſtation iſt berechtigt, in zweifelhaften Fällen vom Abſender die Vorlage einer Beſcheinigung über 
den Wert des Gutes zu verlangen. Der Nachnahmebetrag muß in der Landeswährung ausgedrückt 
werden; hiervon können die Tarife Ausnahmen zulaſſen. Der Tarif kann auch den Mindeſtbetrag der 
Nachnahmebelaſtung beſtimmen. 

2 Als Beſcheinigung über die Belaſtung mit Nachnahme dient der abgeſtempelte Frachtbrief oder 
das Duplikat. Auf Verlangen ſind außerdem beſondere Nachnahmeſcheine gebührenfrei auszuhändigen. 

3. Die Eiſenbahn iſt nicht verpflichtet, dem Abſender die Nachnahme auszuzahlen, bevor der Betrag 
vom Empfänger bezahlt iſt. Dieſer Betrag muß dem Abſender innerhalb einer Friſt von 3 Wochen 
nach der Einzahlung zur Verfügung geſtellt werden; bei Verzögerung kann der Abſender 6 v. H. 
Zinſen von Ablauf dieſer Friſt verlangen. 

4. Die Eiſenbahn hat, ſobald die Nachnahme bezahlt iſt, den Abſender auf deſſen Koſten zu 
benachrichtigen. Iſt die Auszahlung im Tarife vom Ablauf einer beſtimmten Friſt abhängig gemacht 
oder eine andere Art der Auszahlung vorgeſehen, ſo iſt keine beſondere Benachrichtigung erforderlich. 

5, Iſt das Gut dem Empfänger ohne vorherige Einziehung der Nachnahme abgeliefert worden, 
ſo hat die Eiſenbahn dem Abſender den Schaden bis zum Betrage der Nachnahme zu erſetzen, vorbehaltlich 
ihres Rückgriffs gegen den Empfänger. 

6. Die Eiſenbahn kann einen Barvorſchuß bis zu einem im Tarife vorgeſehenen Betrage gewähren, 
wenn er nach dem Ermeſſen der Verſandſtation durch den Wert des Gutes ſicher gedeckt wird. 

7. Der Betrag der Nachnahme und des etwa gewährten Barvorſchuſſes iſt vom Abſender in den 
Frachtbrief an der hierfür vorgeſehenen Stelle mit Buchſtaben einzutragen. Dieſe Eintragung iſt auch 
bei einer Abweichung von einer Eintragung in Ziffern maßgebend. 

8. Für die Nachnahme wird die tarifmäßige Gebühr (Proviſion) berechnet; dieſe Gebühr wird in 
urſprünglicher Höhe auch dann erhoben, wenn die Nachnahme durch nachträgliche Verfügung aufgehoben 
oder eingeſchränkt wird. 8 20 


Verpflichtungen der Empfangsbahn. 


Die Empfangsbahn hat alle ſich aus dem Frachtvertrag ergebenden Forderungen, insbeſondere 
Fracht und ſonſtige auf dem Gute haftende Gebühren und Koſten (Nebengebühren, Nachnahmen, Bar⸗ 
vorſchüſſe, Frachtzuſchläge, Zoll-, Steuer- und andere Gebühren) einzuziehen und zwar ſowohl für eigene 
Rechnung als auch für Rechnung der vorhergehenden Bahnen und der ſonſtigen Berechtigten. 


Kapitel III. 
Abänderung des Frachtvertages. 


8 21. 
Recht zur Abänderung des Frachtvertrages. l 
1. Der Abſender allein hat das Recht, den Frachtvertrag nachträglich abzuändern, indem er verfügt, 
daß das Gut: 
a) auf der Verſandſtation wieder zurückgegeben, 
b) daß es unterwegs aufgehalten, 
c) daß feine Ablieferung ausgeſetzt werde, 
d) daß es am Beſtimmungsort einer anderen Perſon abgeliefert, 
e) daß es nach einem anderen Ort überführt und dort: 
1. dem im Frachtbriefe angegebenen Empfänger, 
2. oder einer anderen Perſon abgeliefert; 
f) oder daß es an die Verſandſtation zurückgeſandt werde. 
Der Abſender kann ebenfalls durch nachträgliche Verfügung verlangen: 
a) daß die Sendung mit Nachnahme belaſtet wird, 
b) daß der im Frachtbrief angegebene Nachnahmebetrag erhöht, ermäßigt oder zurückgenommen wird, 
c) daß die mit Frachtbrief auf den Empfänger überwieſene Fracht von ihm ſelbſt ganz oder 
teilweiſe bezahlt wird ($ 17). i 
2. Nachträgliche Verfügungen anderen Inhaltes find unzuläſſig, ſofern die Tarife nicht Ausnahmen 
enthalten. 
3. Nachträgliche Verfügungen können ſich nicht auf Teile, ſondern nur auf die ganze Sendung 
beziehen. 
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4. Die nachträglichen Verfügungen muß der Abſender durch eine ſchriftliche von ihm unterſchriebene 
Erklärung nach dem Muſter der Anlage F diefer Verfehrsordnung” treffen. Hinſichtlich der Ausſtellung 
nachträglicher Verfügungen gelten die Beſtimmungen des 8 6 betreffend Ausſtellung des Frachtbriefes. 

Der Abſender hat gleichzeitig das Frachtbriefduplikat vorzulegen und die obige Erklärung darin 
einzutragen (ſiehe jedoch $ 24 Ziffer 5). Die Verſandſtation hat auf dem Duplikat die Annahme der 
nachträglichen Verfügung durch Aufdrückung des Datumſtempels unter der Erklärung des Abſenders zu 
beſtätigen und das Duplikat dem Abſender zurückzugeben. 

5. Hat die Eiſenbahn die Verfügungen des Abſenders befolgt, ohne die Vorzeigung des Duplikats 
zu verlangen, ſo iſt ſie für den daraus entſtandenen Schaden dem Empfänger, dem der Abſender dieſes 
Duplikat übergeben hat, verantwortlich. 

6. Wenn der Abſender die Erhöhung, Ermäßigung oder Aufhebung einer Nachnahme verlangt, ſo 
muß er die ihm etwa ausgeſtellte Beſcheinigung über die Nachnahme vorweiſen. Wird die Nachnahme 
erhöht oder ermäßigt, ſo wird die Beſcheinigung dem Abſender nach Berichtigung zurückgegeben. Im 
Falle der Aufhebung der Nachnahme wird ihm die Beſcheinigung abgenommen. 

7. Jede Verfügung des Abſenders, die in anderer als der oben vorgeſchriebenen Form gegeben 
wird, iſt nichtig. 

8. Die Eiſenbahn gibt den Verfügungen des Abſenders nur Folge, wenn ſie ihr durch Vermittelung 
der Verſandſtation zugegangen ſind. 

Das unmittelbar an die Beſtimmungsſtation gerichtete Verlangen des Abſenders, die Sendung an 
den Empfänger nicht auszuliefern, kann vorläufig berückſichtigt werden. Der Abſender hat jedoch der 
Empfangsſtation die vorgeſchriebene Verfügung in einer angemeſſenen Zeit beizubringen. Andernfalls 
wird die Sendung dem Empfänger ausgeliefert. . 

9. Bei leicht verderblichen Gütern oder ſolchen, deren Wert die infolge der Ausführung der nach— 
träglichen Verfügung entſtehenden Koſten nicht ſicher deckt, kann die Eiſen bahn die Vorausbezahlung der 
Frachtgebühren und anderer Koſten oder, wenn dieſe im voraus nicht feſtgeſtellt werden können, die 
Hinterlegung einer Sicherheit verlangen. 

10. Das Recht des Abſenders zur Abänderung des Frachtvertrages erliſcht, auch wenn er das 
Frachtbriefduplikat beſitzt, ſobald der Frachtbrief dem Empfänger übergeben iſt, oder ſobald der letztere 
ſeine Rechte aus dem Frachtvertrag nach Maßgabe des § 16 Ziffer 14 ſchriftlich geltend gemacht hat. 
Von dieſem Zeitpunkt an hat die Eiſenbahn die Anweiſungen des Empfängers zu beachten, widrigenfalls 
ſie ihm gegenüber für die Folgen der Nichtbeachtung unter den in Titel III angegebenen Bedingungen 
haftbar wird. 

8 22. 
Ausführung der nachträglichen Verfügungen. 

1. Die Eiſenbahn darf die Ausführung der in 8 21 Ziffer 1 vorgeſehenen Verfügungen nur dann 
verweigern oder verzögern oder ſolche Verfügungen in veränderter Weiſe ausführen, wenn: 

a) ihre Ausführung in dem Zeitpunkt, in dem ſie der Eiſenbahn zugehen, nicht mehr möglich iſt, 

b) durch ihre Befolgung der regelmäßige Beförderungsdienſt geſtört würde, 

e) ihrer Ausführung in den Fällen einer Aenderung einer Beſtimmungsſtation geſetzliche oder 
ſonſtige Beſtimmungen, insbeſondere Boll, Steuer-, Finanz-, Polizei- oder ſonſtige Vere 
waltungsbehördliche Vorſchriften entgegenſtehen, ; 

d) in den Fällen einer Anderung der Beſtimmungsſtation der Wert des Gutes vorausſichtlich die 
Geſamtkoſten der Beförderung bis zur neuen Beſtimmungsſtation nicht deckt, es ſei denn, 
daß der Betrag dieſer Koſten ſofort entrichtet oder ſichergeſtellt werde, 

e) wenn die nachträgliche Verfügung infolge einer gemäß $ 5 Ziffer 6 erlaſſenen Anordnung 
unmöglich iſt. 

In dieſen Fällen iſt der Abſender unverzüglich von den Hinderniſſen zu verſtändigen, die der 
Ausführung ſeiner Verfügung entgegenſtehen. 

Wenn die Eiſenbahn dieſe Hinderniſſe nicht vorausſehen konnte, trägt der Abſender alle Folgen, 
die ſich daraus ergeben, daß die Eiſenbahn ſeine Verfügung auszuführen begonnen hat. 

2. Die Verſandſtation iſt verpflichtet, die nachträglichen Verfügungen möglichſt raſch auszuführen. 
Auf Verlangen des Abſenders hat die Verſandſtation auf ſeine Koſten die Beſtimmungs- oder Anhalte- 
ſtation von der nachträglichen Verfügung telegrafiſch zu verſtändigen. Dieſes Telegramm muß mittels 
ſchriftlicher Benachrichtigung in der in § 21 Ziffer 4 vorgeſchriebenen Form beſtätigt werden. Bis zum 
Empfang der ſchriftlichen Verfügung darf die Beſtimmungsſtation oder Anhalteſtation in dieſem Falle den 
Frachtbrief oder die Sendung dem Empfänger weder ausliefern noch die Sendung weiterſenden. 
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3. Hat der Abſender die Auslieferung des Gutes auf einer Zwiſchenſtation verfügt, jo wird die § 22. 
Fracht bis zu dieſer Station nach den zwiſchen der Verſandſtation und der genannten Zwiſchenſtation 
geltenden Tarifen erhoben. : 

Hat der Abſender die Rückſendung nach der Verſandſtation verfügt, fo wird die Fracht berechnet: 

a) bis zur Station, wo die Sendung aufgehalten worden iſt, nach den zwiſchen dieſer Station 
und der Verſandſtation geltenden Tarifen; 

b) von der genannten Station bis zur Verſandſtation nach den für dieſe Strecke geltenden 
Tarifen. 

Hat der Abſender die Weiterbeförderung nach einer anderen Station. verfügt, ſo wird die 
Fracht berechnet: 

a) bis zur Station, wo die Sendung aufgehalten worden iſt, nach den zwiſchen dieſer Station 
und der Verſandſtation geltenden Tarifen; | 

b) von der genannten Station bis zur neuen Beſtimmungsſtation nach den zwiſcheu dieſen 
beiden letzteren Stationen geltenden Tarifen. i 

4. Verfügt der Abſender, daß die Sendung unterwegs angehalten oder auf der Beſtimmungsſtation 
zurückgehalten wird, ſo iſt die Eiſenbahn berechtigt, für jede Verzögerung über acht Stunden das tarif— 
mäßige Stand- oder Lagergeld zu erheben. Beträgt die Verzögerung mehr als 24 Stunden, ſo kann 
die Eiſenbahn das Gut auf Gefahr und Koſten des Abſenders ausladen und auf Lager nehmen oder 
einem Lagerhaus übergeben. 


5. Die Eiſenbahn kann, wenn die nachträgliche Verfügung nicht durch ihr Verſchulden veranlaßt 


iſt, für deren Ausführung neben Erhebung der gemäß Ziffer 3 dieſes Paragraphen berechneten Fracht⸗ 
koſten, Nebengebühren und Barauslagen eine im Tarif feſtzuſetzende Gebühr verlangen. 


8 23. | § 28. 
Beförderungshinderniſſe. 


1. Wird der Beginn oder die Fortſetzung der Beförderung einer Sendung verhindert, ſo hat die 
| Eiſenbahn zu entſcheiden, ob es im Intereſſe des Abſenders liegt, ihn um Anweiſung zu erſuchen, oder 
| ob es zweckmäßiger ift, das Gut von Amtswegen unter Abänderung des Beförderungswegs zu befördern. 

Die Eiſenbahn hat in dieſem Fall Anſpruch auf Zahlung der Fracht über dieſen anderen Weg und 

verfügt über die dieſem Weg entſprechende Lieferfriſt, es ſei denn, daß die Eiſenbahn ein Were 

ſchulden trifft. 5 
| 2. Wenn kein anderer Beförderungsweg vorhanden iſt, wendet ſich die Eiſenbahn an den Abſender 
um Anweiſung; indeſſen ift die Eiſenbahn zur Einholung der Anweiſung im Falle vorübergehender 
Behinderung infolge der in § 5 Ziffer 6 bezeichneten Umſtände nicht verpflichtet. 

3. Der Abſender, der von einem Beförderungshindernis benachrichtigt wird, kann vom Vertrag 
zurücktreten, muß aber dann der Eiſenbahn je nach Lage des Falles entweder die Fracht für die bereits 
zurückgelegte Strecke oder die Koſten der Vorbereitung der Beförderung, außerdem alle ſonſtigen Koſten 
bezahlen, die in den Tarifen vorgeſehen ſind, es ſei denn, daß die Eiſenbahn ein Verſchulden trifft. 

4. Iſt der Abſender nicht im Beſitz des Frachtbriefduplikats, ſo dürfen die in dieſem Paragraphen 
vorgeſehenen Anweiſungen weder die Perſon des Empfängers noch den Beſtimmungsort abändern. 

5. Es wird nicht Folge gegeben: 

a) Anweiſungen des Abſenders, die nicht durch Vermittelung der Verſandſtation gegeben werden; 

b) der Anweiſung, ein Gut zurückzuſenden oder nach einer anderen Beſtimmungsſtation zu 
ſenden, deſſen Wert aller Wahrſcheinlichkeit nach die Stoften der Rück- oder Weiterſendung 
nicht deckt, es ſei denn, daß dieſe Koſten ſofort bezahlt oder ſichergeſtellt werden. 

6. Erteilt der Abſender, der von einem Beförderungshindernis benachrichtigt iſt, innerhalb 
angemeſſener Friſt keine ausführbare Anweiſung, ſo iſt nach den für Ablieferungshinderniſſe geltenden 
Beſtimmungen ($ 24) zu verfahren. i 

7. Wenn das Beförderungshindernis vor dem Eintreffen einer Anweiſung des Abſenders wegfällt, 
ſo iſt das Gut der Beſtimmungsſtation zuzuleiten, ohne daß Anweiſungen abgewartet werden; der Mb- 
ſender iſt hiervon möglichſt raſch zu benachrichtigen. RE ; 

8. Nach Eintritt des Beförderungshinderniſſes werden Sendungen, welche über die unterbrochene 
Strecke zu befördern wären, nur dann zur Beförderung angenommen, wenn der Abſender einen fahrbaren 
Weg im Frachtbriefe vorſchreibt. ; 

9. Beförderungshinderniſſe, welche länger als 48 Stunden dauern, müſſen unter Anführung der 
Urſache, der annähernden Dauer ſowie des Hilfsweges, in dem für die Veröffentlichung der Tarife 
3 beſtimmten Blatt veröffentlicht werden. 
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8 24. 
Ablieferungshinderniſſe, Verzögerung der Abnahme. 

1. Iſt der Empfänger des Gutes nicht zu ermitteln, verweigert er die Annahme, oder löſt er den 
Frachtbrief nicht innerhalb der von der Eiſenbahn im Tarif feſtzuſetzenden Friſt ein, oder ergibt ſich vor 
Einlöſung des Frachtbriefes ein ſonſtiges Ablieferungshindernis, ſo hat die Beſtimmungsſtation unverzüglich 
den Abſender durch die Verſandſtation von dem Ablieferungshindernis auf ſeine Koſten zu benachrichtigen 
und ſeine Anweiſung einzuholen. 

2. Wenn der Abſender im Frachtbrief das Verlangen geſtellt hat, daß er auf ſeine Koſten unmittelbar 
telegrafiſch oder durch die Poſt von dem Ablieferungshinderniſſe benachrichtigt werde, hat ihn die Be⸗ 
ſtimmungsſtation unmittelbar zu verſtändigen. Der Abſender iſt in dieſem Falle unter den im Tarife 
feſtzuſetzenden Bedingungen berechtigt, ſeine Anweiſung gleichfalls unmittelbar an die Beſtimmungs⸗ 
ſtation zu richten. 

3. Der Abſender kann unter den im Tarif feſtzuſetzenden Bedingungen im Frachtbrief auch vor⸗ 


ſchreiben, daß ihm das Gut bei Eintritt eines Ablieferungshinderniſſes ohne vorherige Benachrichtigung 


zurückgeſchickt werde. 

4. In keinem anderen Falle darf das Gut dem Abſender ohne fein ausdrückliches ſchriftliches Ein- 
verſtändnis zurückgeſandt werden. 

5. Verweigert der Empfänger die Abnahme des Gutes, ſo ſteht dem Abſender das Verfügungsrecht 
auch dann zu, wenn er das Frachtbriefduplikat nicht vorweiſen kann. 

Wenn der Empfänger nach Verweigerung der Abnahme ſich nachträglich zur Abnahme des Gutes 
meldet, iſt ihm dieſes abzuliefern, ſofern nicht die Beſtimmungsſtation inzwiſchen entgegengeſetzte An⸗ 
weiſungen des Abſenders erhalten hat. Von dieſer nachträglichen Ablieferung iſt der Abſender ſofort 
durch eingeſchriebenen Brief zu benachrichten, deſſen Koſten auf dem Gut haften. 

6. Iſt die Benachrichtigung des Abſenders nicht tunlich, oder iſt der Abſender mit der Erteilung 
der Anweiſung ſäumig, oder iſt die Anweiſung nicht ausführbar, ſo hat die Eiſenbahn das Gut auf 
Gefahr und Koſten des Abſenders auf Lager zu nehmen. Sie hat in dieſem Falle die Pflichten eines 
ordentlichen Kaufmannes. Die Eiſenbahn iſt jedoch auch berechtigt, ſolche Güter unter Nachnahme der 
darauf laſtenden Koſten und Auslagen in einem Lagerhauſe für Rechnung und Gefahr des Verfügungs⸗ 
berechtigten zu hinterlegen. 

7. Die Eiſenbahn ift ferner berechtigt, inſofern nicht Vorſchriften der Zoll-, Steuer-, Polizei⸗ und 
anderer Verwaltungsbehörden entgegenſtehen: 

a) Güter, die nach Ablauf der Abnahmefriſt nicht abgenommen werden, wenn fie ſchnellem Ber- 
derben unterliegen, oder nach den örtlichen Verhältniſſen weder auf der Eiſenbahn noch in 
einem privaten Lagerhauſe eingelagert werden können, ſofort; 

b) alle anderen Güter, die weder durch den Empfänger abgenommen noch durch den Abſender 
zurückgenommen werden, 4 Wochen nach Ablauf der lagerzinsfreien Zeit ohne Förmlichkeit 
beſtmöglich zu verkaufen. Wenn aber ihr Wert durch längeres Lagern unverhältnismäßig 
vermindert würde, oder wenn die Lagerkoſten in keinem Verhältniſſe zum Werte des Gutes 
ſtehen würden, kann die Sendung ſchon früher beſtmöglich verkauft werden. Von dem bevor- 
ſtehenden Verkauf iſt, wenn dies möglich iſt, der Abſender zu benachrichtigen. Die Eiſenbahn 
kann, wenn ſie den Verkauf ſelbſt vornimmt, außer den baren Auslagen und gegebenenfalls 
der Fracht für die Beförderung der Sendung zur Verkaufsſtelle eine im Tarif feſtzuſetzende 
Gebühr erheben. 

8. Von der Hinterlegung und vom erfolgten Verkaufe des Gutes hat die Eiſenbahn den Abſender 
unverzüglich zu benachrichtigen, wenn dieſes möglich iſt; unterläßt ſie es, ſo haftet ſie für den daraus 
entſtandenen Schaden. Dem Abſender ift der Verkaufserlös nach Abzug der noch nicht bezahlten Mus- 
lagen, Fracht und Nebengebühren zur Verfügung zu ſtellen. . 

9. Sofern in dieſem Paragraphen nichts anderes vorgeſehen ift, gelten für die Verfügungen des 
Abſenders, welche infolge Ablieferungshinderniſſes getroffen werden, die Beſtimmungen der S$ 21 
und 22 der Verkehrsordnung. 

10. Wird der Frachtbrief vom Empfänger eingelöſt, das Gut aber nicht innerhalb der für die 
Abnahme feſtgeſetzten Friſt abgenommen, oder ergibt ſich ein ſonſtiges Ablieferungshindernis, ſo iſt der 
Empfänger nochmals zur Abnahme aufzufordern und zu benachrichtigen, daß das Gut auf ſeine Gefahr 
und Koſten lagere. 

Die Eiſenbahn iſt berechtigt, ſolche Güter auf Lager zu geben, oder zu veräußern unter Beachtung 
der Vorſchriften der Ziffer 6 und 7 dieſes Paragraphen, wobei anſtelle des Abſenders der Empfänger 
tritt. Im Falle des Verkaufs iſt der Erlös nach Abzug der Koſten dem Empfänger zur Verfügung 
zu ſtellen. 
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11. Den nach Veräußerung der Sendung ungedeckten Teil der Fracht, anderer Gebühren oder $ 24. 


Koſten hat der Abſender und nach Einlöſung des Frachtbriefes der Empfänger zu entrichten. 

12. Die Eiſenbahn iſt berechtigt, bei Ablieferungshinderniſſen, ſofern ſie nicht durch Verſchulden der 
Eiſenbahn entſtanden find, außer den in den Beſtimmungen dieſes Paragraphen erwähnten Gebühren ſowie 
den hierdurch entſtandenen Koſten eine im Tarif feſtzuſetzende beſondere Gebühr für die Benachrichtigung 
ſowie Ausführung der Verfügung zu erheben. 


Kapitel IV. 
Sicherſtellung der Rechte der Eiſenbahn. 


§ 25. 
Pfandrecht der Eiſenbahn. 

Die Eiſenbahn hat für alle im § 20 bezeichneten Forderungen die Rechte eines Fauſtpfandgläubigers 
am Gut. Dieſes Pfandrecht beſteht, ſolange ſich das Gut in der Verwahrung der Eiſenbahn oder eines 
Dritten beſindet, der es für ſie inne hat. 

Die Wirkungen des Pfandrechts beſtimmen ſich nach den Zivilgeſetzen. 


Titel III. 
Haftung der Eiſenbahnen. Klagen. 
Kapitel J. 
Haftung. 
8 26. 
Haftungsgemeinſchaft der Eiſenbahnen. 

1. Die Eiſenbahn, die das Gut mit dem Frachtbrief zur Beförderung angenommen hat, haftet für 
die Ausführung der Beförderung auf der ganzen Strecke bis zur Ablieferung. 

2. Jede nachfolgende Eiſenbahn tritt dadurch, daß ſie das Gut mit dem urſprünglichen Frachtbrief 
übernimmt, nach Maßgabe des letzteren in den Frachtvertrag ein und übernimmt die ſich daraus 
ergebenden Verpflichtungen. | 

3. Die Haftung der Eiſenbahn auf Grund dieſer Verkehrsordnung hört auf der im Frachtbrief 
bezeichneten Beſtimmungsſtation auf, auch wenn der Abſender einen anderen Beſtimmungsort angegeben 
hat. Wegen der Weiterbeförderung hat die Eiſenbahn die Pflichten des Spediteurs. Hat die Eiſenbahn 
Einrichtungen zur Weiterbeförderung des Gutes nach forhen Orten getroffen ($ 1 Ziffer 5 und § 16 
Ziffer 26), ſo haftet ſie bis zum Beſtimmungsort als Frachtführer. 


8 27. 
Umfang der Haftung. 

1. Die Eiſenbahn haftet unter den in dieſem Kapitel feſtgeſetzten Bedingungen für den Schaden, 
der durch gänzlichen oder teilweiſen Verluſt oder durch Beſchädigung des Gutes in der Zeit von der 
Annahme bis zur Ablieferung oder durch Ülberſchreitung der Lieferfriſt entſteht. 

2. Sie iſt bei gänzlichem oder teilweiſem Verluſt oder bei Beſchädigung des Gutes von dieſer 
Haftung befreit, wenn fie beweiſt, daß der Schaden durch ein Verſchulden oder eine nicht von der Eifen- 
bahn verſchuldete Anweiſung des Berechtigten, durch die natürliche Beſchaffenheit des Gutes (inneren 
Verderb, Schwinden, gewöhnliche Leckage uſw.), oder durch höhere Gewalt herbeigeführt worden iſt. 

3. Sie iſt von der Haftung für den durch Überſchreitung der Lieferfriſt entſtandenen Schaden 
befreit, wenn ſie beweiſt, daß die Überſchreitung durch Umſtände herbeigeführt worden iſt, die ſie nicht 
abzuwenden und denen ſie auch nicht abzuhelfen vermochte. 

4. Die Eiſenbahn iſt berechtigt, gegen Erhebung einer im Tarife beſtimmten Gebühr ihre Haftung 
auf alle oder auf einzelne Fälle, in welchen ſie von der Haftung gemäß Ziffer 1, 2 und 3 befreit iſt, 
auszudehnen. 8 28 Í 


Beſchränkung der Haftung für Schäden, die aus 
beſonderen Urſachen entſtehen können. 
1. Die Eiſenbahn haftet nicht für Schäden, die aus einer oder mehreren der nachbenannten 
Urſachen entſtehen: 
a) der mit der Beförderung in offenen Wagen verbundenen Gefahr für Güter, die nach den Ye- 
ſtimmungen der Verkehrsordnung oder nach den Tarifbeſtimmungen oder nach einer in den 
Frachtbrief aufgenommenen Vereinbarung mit dem Abſender auf dieſe Weiſe befördert werden; 


$ 27. 
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$ 28, b) der mit dem Fehlen einer Verpackung oder mit der mangelhaften Beſchaffenheit der Ver- 
packung verbundenen Gefahr für Güter, die ohne Verpackung nach ihrer Natur Verluſten 
oder Beſchädigungen ausgeſetzt ſind; 
c) der mit dem Auf- oder Abladen oder mit mangelhafter Verladung verbundenen Gefahr für 
Güter, die nach den Beſtimmungen der Verkehrsordnung oder nach den Tarifbeſtimmungen 
oder nach einer in den Frachtbrief aufgenommenen Vereinbarung mit dem Abſender oder 
nach Vereinbarung mit dem Empfänger vom Abſender verladen oder vom Empfänger 
entladen werden; f 

d) der beſonderen Gefahr des gänzlichen oder teilweiſen Verluſtes oder der Beſchädigung, 
namentlich durch Bruch, Roſt, inneren Verderb, außergewöhnliche Leckage, Austrocknung, 
Verſtreuung, der gewiſſe Güter wegen ihrer eigentümlichen Beſchaffenheit ausgeſetzt ſind; 

e) der Gefahr, die damit verbunden iſt, daß Gegenſtände, die von der Beförderung ausgeſchloſſen 
ſind, trotzdem unter unrichtiger, ungenauer oder unvollſtändiger Bezeichnung aufgegeben 
werden, oder daß Gegenſtände, die nur bedingungsweiſe zur Beförderung zugelaſſen ſind, 
unter unrichtiger, ungenauer oder unvollſtändiger Bezeichnung oder unter Außerachtlaſſung 
der vorgeſchriebenen Vorſichtsmaßregeln durch den Abſender aufgegeben werden; 

1) der für lebende Tiere mit der Beförderung verbundenen beſonderen Gefahr; 

g) der Gefahr, deren Abwendung durch die Begleitung von lebenden Tieren oder Gütern bezweckt 
wird, wenn nach den Beſtimmungen dieſer Verkehrsordnung oder nach den Tarifbeſtimmungen oder nach 
einer in den Frachtbrief aufgenommenen Vereinbarung mit dem Abſender dieſen Tieren oder Gütern 
eine Begleitung beigegeben werden muß. 

2. Wenn nach den Umſtänden des Falles ein Schaden aus einer oder mehreren der in Ziffer 1 
dieſes Paragraphen erwähnten Urſachen entſtehen konnte, ſo wird bis zum Nachweis des Gegenteils 
durch den Berechtigten vermutet. daß der Schaden hieraus entſtanden iſt. 

3. Die Eiſenbahn iſt berechtigt, gegen Erhebung einer beſonderen im Tarif beſtimmten Gebühr 
ihre Haftung auf Schäden, welche aus allen oder gewiſſen in Ziffer 1 dieſes Paragraphen erwähnten 
Urſachen entſtehen, auszudehnen. 

9 29. 8 29. 
Höhe der Entſchädigung bei gänzlichem oder teilweiſem Verluſt des Gutes. 

1. Wenn von der Eiſenbahn auf Grund der Beſtimmungen dieſer Verkehrsordnung Entſchädigung 
für gänzlichen oder teilweiſen Verluſt des Gutes zu leiſten ift, jo wird die Entſchädigung berechnet 

nach dem Börſenpreis, 

in Ermangelung eines ſolchen nach dem Marktpreis, 

in Ermangelung beider nach dem gemeinen Wert, 
den Güter derſelben Art und Beſchaffenheit am Verſandort zu der Zeit hatten, zu der das Gut zur Be- 
förderung angenommen worden iſt. Jedoch darf vorbehaltlich der im $ 34 Ziffer 1 vorgeſehenen Ein- 
ſchränkung die Entſchädigung 50 Gulden für jedes fehlende Kilogramm des Rohgewichts nicht überſteigen. 

Wenn die Berechnung der Frachtgebühren nach den in den Tarifen für einzelne Stücke der 
Sendung vorgeſehenen Gewichtsnormen erfolgt, wird das auf dieſe Weiſe feſtgeſtellte und nicht das 
wirkliche Gewicht der Berechnung der Entſchädigung zu Grunde gelegt. 

à Werden die Frachtgebühren laut Tarif nicht nach dem Gewicht der Sendung für die Stückzahl, 
ſondern nach der Ladefläche des verwendeten Wagens berechnet, ſo wird das durchſchnittliche Gewicht 
derartiger Güter der Berechnung der Entſchädigung zu Grunde gelegt. 

Dazu kommt die Erſtattung deſſen, was an Fracht, Zöllen und ſonſtigen Koſten für das Gut 
bezahlt worden iſt, jedoch vorbehaltlich der in den § 35 und 36 vorgeſehenen Ausnahmen ohne 
weiteren Schadenerſatz. 

2. Sind die als Grundlage für die Berechnung der Entſchädigung dienenden Beträge in fremder 
Währung ausgedrückt, ſo erfolgt die Umrechnung nach dem Kurs zur Zeit und am Ort der Zahlung. 

3. Die Eiſenbahn iſt berechtigt, gegen Erhebung einer beſonderen in den Tarifen beſtimmten 
Gebühr das in Ziffer 1 dieſes Paragraphen vorgeſehene Höchſtmaß der Entſchädigung zu erhöhen. 


8 30. $ 30. 


Vermutung für ben Verluſt des Gutes. Wiederauffinden verlorenen Gutes. 


1. Der Berechtigte (S$ 16 Ziffer 14, 21 Ziffer 10) kann das Gut ohne weiteren Nachweis als in 
Verluſt geraten betrachten, wenn es nicht innerhalb von 30 Tagen nach Ablauf der gemäß $ 11 berech⸗ 
neten Lieferfriſt dem Empfänger abgeliefert oder zur Verfügung geſtellt worden iſt. 
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2. Der Berechtigte kann bei der Empfangnahme der Entſchädigung für das in Verluſt geratene 8 30. 
Gut in der Quittung den Vorbehalt machen, daß er für den Fall, daß das Gut binnen vier Monaten 
nach Zahlung der Entſchädigung wieder aufgefunden wird, ſofort benachrichtigt werden ſoll. 

Ueber dieſen Vorbehalt wird ihm eine Beſcheinigung erteilt. 

3. In dieſem Fall kann der Berechtigte innerhalb dreißig Tagen nach erhaltener Nachricht verlangen, 
daß ihm das Gut nach ſeiner Wahl auf der Verſandſtation oder auf der im Frachtbrief angegebenen 
Beſtimmungsſtation koſtenfrei gegen Rückerſtattung der ihm bezahlten Entſchädigung und vorbehaltlich 
aller Anſprüche auf Entſchädigung wegen Verſpätung gemäß § 33 und gegebenenfalls $ 35 ausgeliefert werde. 

4. Wenn der in Ziffer 2 dieſes Paragraphen erwähnte Vorbehalt in der Quittung nicht gemacht 
oder keine Anweiſung in der in Ziffer 3 dieſes Paragraphen bezeichneten Friſt von dreißig Tagen erteilt 
worden iſt, oder endlich, wenn das Gut ſpäter als vier Monate nach Zahlung der Entſchädigung wieder 
aufgefunden worden iſt, ſo kann die Eiſenbahn frei darüber verfügen. 


8 31. | § 31. 
Einſchränkung der Haftung bei Gewichtsverluſten. 
1. Bei Gütern, die nach ihrer beſonderen natürlichen Beſchaffenheit bei der Beförderung regelmäßig 


einen Verluſt an Gewicht erleiden, haftet die Eiſenbahn für Gewichtsverluſte nur inſoweit, als die nach— 
ſtehend beſtimmten Normalſaͤtze überſchritten werden: 


a) zwei vom Hundert des Gewichts für die flüſſigen oder in feuchtem Zuſtand aufgegebenen 


Güter ſowie für die nachſtehenden Güter: 
Farbhölzer, geraſpelte oder gemahlene, 
Felle, 

Fettwaren, 

Fiſche, getrocknete, 

Früchte, frije, 

Gemüſe, friſches, 

Häute, 

Hautabfälle, 

Hopfen, 

Hörner und Klauen, 

Kitte, friſche, 

Knochen, ganze oder gemahlene, 


Obſt, getrocknetes oder gebackenes, 
Pferdehaare, 

Rinden, 

Salz, 

Schafwolle, 
Schweinsborſten, 
Seifen und harte Oele, 
Süßholz, 

Tabak, geſchnittener, 
Tabakblätter, friſche, 
Tierflechſen, 

Wurzeln; 


Leder, 


b) eines vom Hundert des Gewichts für alle übrigen trockenen Güter, die gleichfalls bei der 
Beförderung einem Gewichtsverluſt unterliegen. 

2. Die in Ziffer 1 dieſes Paragraphen vorgeſehene Beſchränkung der Haftung tritt nicht ein, ſoweit 
nachgewieſen wird, daß der Verluſt nach den Umſtänden des Falles nicht auf die Urſachen zurückzuführen 
iſt, die die Annahme eines regelmäßigen Gewichtsverluſtes rechtfertigen. 

3. Wenn mehrere Stücke mit einem einzigen Frachtbrief befördert werden, wird der Gewichts 
verluſt für jedes Stück berechnet, ſofern ſein Gewicht bei der Aufgabe entweder auf dem Frachtbrief 
einzeln angegeben iſt oder auf andere Weiſe feſtgeſtellt werden kann. 

4. Bei gänzlichem Verluſt des Gutes findet bei der Berechnung der Entſchädigung kein Abzug für 
Gewichtsverluſt ſtatt. 


5. Durch dieſen Paragraphen werden die Vorſchriften des $ 28 nicht berührt. 

6. Die Eiſenbahn kann gegen eine beſondere im Tarif feſtgeſetzte Gebühr auf das Recht des 
prozentuellen Abzuges des Gewichtsverluſtes infolge beſonderer natürlicher Beſchaffenheit des Gutes 
gänzlich oder teilweiſe verzichten. 

l § 32. § 32. 
Höhe der Entſchädigung bei Beſchädigung des Gutes. 

1. Bei Beſchädigung hat die Eiſenbahn, abgeſehen von dem im $ 34 Ziffer 1 vorgeſehenen Fall, 
den Betrag des Minderwerts des Gutes und zwar ohne weiteren Schadenserſatz vorbehaltlich der in 
den $$ 35 und 36 vorgeſehenen Ausnahmen zu zahlen. 
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8 32. 2. Die Entſchädigung darf jedoch nicht überſteigen: 
a) wenn die ganze Sendung durch die Beſchädigung entwertet iſt, 
den Betrag, der im Falle des Verluſtes der ganzen Sendung zu zahlen wäre ($ 29); 
b) wenn nur ein Teil der Sendung durch die Beſchädigung entwertet iſt, 
den Betrag, der im Falle des Verluſtes dieſes Teils der Sendung zu zahlen 
wäre ($ 29). 
§ 38. 8 33. 
Höhe der Entſchädigung bei Überſchreitung der Lieferfriſt. 
1. Bei Überſchreitung der Lieferfriſt hat die Eiſenbahn, wenn der Berechtigte nicht nachweiſt, daß 
ein Schaden aus dieſer Überſchreitung entſtanden iſt, zu zahlen: 
110 der Fracht bei einer Überſchreitung bis einſchließlich / der Lieferfriſt; 
10 der Fracht bei einer Überſchreitung von mehr als ½¼ bis 2/,, der Lieferfriſt; 
10 der Fracht bei einer Überſchreitung von mehr als / bis einſchließlich 3/,, der Lieferfriſt; 
tlio der Fracht bei einer Überſchreitung von mehr als *o bis einſchließlich / der Lieferfriſt; 
0 der Fracht bei einer Überſchreitung von mehr als 4/10 der Lieferfriſt. 
2. Wird der Nachweis erbracht, daß ein Schaden aus der Überſchreitung entſtanden iſt, ſo iſt für 
dieſen Schaden eine Entſchädigung bis zur Höhe der Fracht zu entrichten. 
3. Als Frachtgebühr gilt die bloße Fracht ohne Nebengebühren. 
4. Die in den Ziffern 1 und 2 dieſes Paragraphen vorgeſehene Entſchädigung kann nicht neben 
der bei gänzlichem Verluſt zu leiſtenden Entſchädigung verlangt werden. 
Bei teilweiſem Verluſt iſt ſie gegebenenfalls für den nicht verloren gegangenen Teil der Sendung 
zu entrichten. 
| Bei Beſchädigung tritt fie gegebenenfalls neben die in § 32 vorgeſehene Entſchädigung. 
$ 34. 8 34. 
Beſchränkung der Entſchädigung bei gewiſſen Tarifen. 
1. Die Eiſenbahn kann in beſonderen Beförderungsbedingungen (Spezial- oder Ausnahmetarifen), 
die gegenüber der nach den gewöhnlichen Bedingungen (Allgemeinen Tarifen) für die ganze Beförderung 


Iſt ein ſolcher Höchſtbetrag in einem Tarif vorgeſehen, der nur auf einem Teil der Beförderungs⸗ 
ſtrecke angewendet worden iſt, ſo tritt die Beſchränkung der Haftung der Eiſenbahn nur ein, wenn die 
die Entſchädigung begründende Tatſache ſich auf dieſem Teil der Beförderungsſtrecke ereignet hat. 

2. Wünſcht der Abſender die Anwendung ſolcher Tarife, ſo muß er das Verlangen im Frachtbrief 
eintragen ($ 6 Ziffer 91). 

$ 35. $ 35 


währung anzugeben, es fei denn, daß die Tarife die Angabe des Lieferwertes in fremder Währung geſtatten. 
2. Es wird eine beſondere Gebühr von einem Viertel vom Tauſend der angegebenen Summe für 


Die Tarife können die Gebühr herabſetzen, auch einen Mindeſtbetrag feſtſetzen. 
3. Iſt der Lieferwert angegeben, ſo kann bei Überſchreitung der Lieferfriſt beanſprucht werden: 
a) wenn nicht nachgewieſen wird, daß ein Schaden aus dieſer Überſchreitung entſtanden iſt, bis 
zur Höhe des angegebenen Lieferwertes 
*/ der Fracht bei einer Überſchreitung bis einſchließlich / der Lieferfriſt, 
10 der Fracht bei einer Überſchreitung von mehr als ½¼ bis einſchließlich / der 
Lieferfriſt, 
10 der Fracht bei einer Überſchreitung von mehr als / bis einſchließlich / der 
Lieferfriſt, 
10 der Fracht bei einer Überſchreitung von mehr als 3/,, bis einſchließlich / der 
Lieferfriſt, . 
die gange Fracht bei jeder Ueberſchreitung von mehr als 0 der Lieferfriſt; 
b) wenn der Nachweis erbracht wird, daß ein Schaden aus der Überſchreitung entſtanden iſt, 
eine Entſchädigung bis zur Höhe des angegebenen Lieferwertes. 
4. Als Frachtgebühr gilt die bloße Fracht ohne Nebengebühren. 
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5. Iſt der Betrag des angegebenen Lieferwertes geringer als die in $ 33 vorgeſehenen Entſchä⸗ $ 35. 


digungen, ſo können dieſe Entſchädigungen an Stelle der unter a) und b) erwähnten Beträge verlangt 
werden. 

6. Wird der Nachweis erbracht, daß ein Schaden aus dem gänzlichen oder teilweiſen Verluſt oder 
aus der Beſchädigung eines Gutes entſtanden iſt, für welches der Lieferwert angegeben iſt, ſo kann 
außer der in den S$ 29 und 32 oder gegebenenfalls in § 34 vorgeſehenen Entſchädigung ein weiterer 
Schadenerſatz bis zur Höhe der angegebenen Summe beanſprucht werden. 


§ 36. 8 86. 


Höhe der Entſchädigung bei Vorſatz oder grober Fahrläſſigkeit der Eiſenbahn. 
In allen Fällen, in denen der gänzliche oder teilweiſe Verlust, die Beſchädigung oder die Über⸗ 
ſchreitung der Lieferfriſt auf Vorſatz oder grobe Fahrläſſigkeit der Eiſenbahn zurückzuführen iſt, iſt der 
Schaden jeweils bis zum Doppelten der in den 88 29, 32, 33, 34 und 35 vorgeſehenen Höchſtbeträge 
zu erſetzen. i 


8 37. 8 37. 


Verzinſung des Entſchädigungsbetrages. 
1. Der Berechtigte kann ſechs vom Hundert Zinſen der ihm auf einen Frachtbrief gewährten Ent⸗ 
ſchädigung verlangen, ſofern ſie den Betrag von 10 Gulden überſteigt. 
2. Dieſe Zinſen laufen vom Tage der in § 40 vorgeſehenen Reklamation. 


8 38. 8 88. 


Rückerſtattung der Entſchädigung. 
Jede zu Unrecht empfangene Entſchädigung iſt zurückzuerſtatten. 
Außerdem hat die Eiſenbahn im Falle einer durch Betrug erwirkten Entſchädigung unbeſchadet der 
ſtrafrechtlichen Folgen Anſpruch auf Zahlung einer Summe, die dem zu Unrecht bezahlten Betrage 
gleichkommt. 


§ 39. § 39. 


Haftung der Eiſenbahn für ihre Leute. Beſchwerden. 

1. Die Eiſenbahn haftet für ihre Leute und für andere Perſonen, deren ſie ſich bei Ausführung 
der von ihr übernommenen Beförderung bedient. 

2. Wenn indeſſen Bahnangeſtellte auf Verlangen eines Beteiligten Frachtbriefe ausſtellen oder 
Überſetzungen anfertigen oder ſonſtige der Eiſenbahn nicht obliegende Verrichtungen ausüben, gelten ſie 
als Beauftragte deſſen, für den ſie tätig ſind. 

3. Beſchwerden können mündlich oder ſchriftlich angebracht werden. Die Eiſenbahn hat die Be⸗ 
ſchwerden zu prüfen und ſobald wie möglich einen Beſcheid zu erteilen. 


r Kapitel II. 
Reklamationen. Klagen aus dem Frachtvertrag. Verjährung. 


$ 40. § 40. 
Reklamationen. 

1. Außergerichtliche Anſprüche aus dem Frachtvertrag müſſen ſchriftlich bei der in § 42 näher be⸗ 
zeichneten Eiſenbahn angebracht werden. 

2. Zur Geltendmachung ſind die gemäß § 41 zur Erhebung der Klage gegen die Eiſenbahn be⸗ 
rechtigten Perſonen befugt. 

3. Bei Geltendmachung ſolcher Anſprüche hat der Abſender das Frachtbriefduplikat, der Empfänger 
den Frachtbrief vorzulegen. Vermag der Abſender das Frachbriefduplikat nicht vorzulegen, ſo kann er 
ſeinen Anſpruch gegen die Eiſenbahn nur mit Zuſtimmung des Empfängers oder dann geltend machen, 
wenn er nachweiſt, daß der Empfänger die Annahme des Gutes verweigert hat. 

4. Bei Reklamationen wegen gänzlichen oder teilweiſen Verluſtes oder wegen Beſchädigung der 
Sendung muß der Wert des Gutes beſcheinigt werden. 

5. Den Reklamationen, welche andere Perſonen, als die nach 8 41 Berechtigten einbringen, müſſen 
auf beſonderen Blättern ausgeſtellte Erklärungen beigebracht werden, wonach der Berechtigte in die Mug- 
zahlung der Entſchädigungsſumme an den Reklamanten einwilligt. In dieſen Erklärungen müſſen die 
den Gegenſtand der Reklamation bildenden Frachtbriefe erſichtlich gemacht werden. Die Eiſenbahn kann 
verlangen, daß die Unterſchriften unter den Erklärungen beglaubigt werden. Die Erklärungen werden 
von der Eiſenbahn zurückbehalten. 

6. Reklamationen wegen Rückerſtattung der unrichtig berechneten Frachtgebühren müſſen die details 
lierte Begründung der Anſprüche enthalten. 
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$ 40. 7. Der Frachtbrief, das Frachtbriefduplikat und die übrigen Belege, die der Berechtigte feiner Re- 
klamation beifügen will, müſſen in Urſchrift oder in beglaubigter Abſchrift vorgelegt werden. Bei der 
endgültigen Erledigung der Reklamation kann die Eiſenbahn in dieſem Falle die Vorlage der Urſchriften 
des Frachtbriefes, Frachtbriefduplikats oder des Nachnahſeſcheins verlangen, um auf ihnen die end: 
gültige Erledigung zu beurkunden. 
8. Die Eiſenbahn iſt verpflichtet, die Reklamation möglichſt raſch ſchriftlich zu erledigen. Im 
Falle auch nur teilweiſer Berückſichtigung der Reklamation trägt die Eiſenbahn die Koſten der Zuſtellung 
des Beſcheides ſowie der Überweiſung des Betrages. 


$ 41. § 41. 
Zur Erhebung der Klage gegen die Eiſenbahn berechtigte Perſonen. 


1. Zur gerichtlichen Geltendmachung von Anſprüchen auf Rückerſtattung von Zahlungen, die auf 
Grund des Frachtvertrages geleiſtet worden ſind, iſt der Abſender oder Empfänger befugt, je nachdem, 
wer die Zahlung geleiſtet hat. 

2. Zur gerichtlichen Geltendmachung von Anſprüchen wegen Nachnahmen iſt nur der Abſender befugt. 

3. Zur gerichtlichen Geltendmachung ſonſtiger Anſprüche gegen die Eiſenbahn auf Grund des 
Frachtvertrages ſind befugt: 

der Abſender, ſolange ihm nach $ 21 das Recht zuſteht, nachträgliche Verfügungen über das 
Gut zu treffen; 
der Empfänger von dem Zeitpunkt an, zu dem ihm der Frachtbrief übergeben worden iſt. 

4. Zur Erhebung der Klage durch den Abſender bedarf es der Vorlegung des Frachtbriefduplikats. 
Vermag der Abſender das Frachtbriefduplikat nicht vorzulegen, ſo kann er ſeinen Anſpruch gegen die 
Bahn nur mit Zuſtimmung des Empfängers oder dann gerichtlich geltend machen, wenn er nachweiſt, 
daß der Empfänger die Annahme des Gutes verweigert hat. 


8 42. § 42. 
; Eiſenbahnen, gegen welche die Klagen zu richten ſind. 
1. Anſprüche auf Rückerſtattung von Zahlungen, die auf Grund des Frachtvertrages geleiſtet ſind, 

können nur gegen die Eiſenbahn gerichtlich geltend gemacht werden, die den Betrag erhoben hat. 
E 2. Anſprüche wegen Nachnahme können nur gegen die Verſandbahn gerichtlich geltend gemacht werden. 
7 3. Sonſtige Anſprüche auf Grund des Frachtvertrages können nur gegen die Verſandbahn, die 
p Empfangsbahn oder diejenige Eiſenbahn geltend gemacht werden, auf deren Strecken fih die den An— 
ſpruch begründende Tatſache ereignet hat. 

Unter den bezeichneten Eiſenbahnen ſteht dem Kläger die Wahl zu; mit der Erhebung der Klage 
erliſcht das Wahlrecht. j 

4. Im Wege der Widerklage oder der Einrede können Anſprüche auch gegen eine andere als die 
in den vorigen Paragraphen bezeichneten Eiſenbahnen erhoben werden, wenn fih die Klage auf den- 
ſelben Frachtvertrag gründet. 

5. Die Vorſchriften dieſes Paragraphen finden keine Anwendung auf den Rückgriff der Eiſenbahnen 
gegeneinander nach Maßgabe des Kapitels III des Titels III. 


§ 48. 8 43. 

Feſtſtellung eines teilweiſen Verluſtes oder einer Beſchädigung des Gutes. 

1. Wird ein teilweiſer Verluſt oder eine Beſchädigung des Gutes von der Eiſenbahn entdeckt oder 
vermutet oder von dem Berechtigten behauptet, ſo hat die Eiſenbahn den Zuſtand und das Gewicht des 
Gutes und, ſoweit dies möglich iſt, den Betrag, die Urſache und den Zeitpunkt des Schadens ſofort 
durch eine Tatbeſtandsaufnahme feſtzuſtellen. Dem Berechtigten iſt auf Verlangen eine Abſchrift der 
Tatbeſtandsaufnahme auszuhändigen. 

2. Zur Feſtſtellung gemäß Ziffer 1 dieſes Paragraphen iſt der Verfügungsberechtigte zuzuziehen. 
Iſt die Aufforderung des Verfügungsberechtigten untunlich, oder erſcheint derſelbe nicht in der von der 
Eiſenbahn beſtimmten Friſt, ſind zwei unbeteiligte Zeugen, nötigenfalls Sachverſtändige zuzuziehen. 

3. Ergibt die auf Verlangen des Verfügungsberechtigten vorgenommene Unterſuchung keinen, oder 
nur einen von der Eiſenbahn ſchon anerkannten teilweiſen Verluſt oder Beſchädigung, ſo hat er die 
entſtandenen Koſten zu tragen. 

4. Wenn der Berechtigte die Feſtſtellungen der Tatbeſtandsaufnahme nicht anerkennt, kann er 

A verlangen, daß der Zuſtand und das Gewicht des Gutes ſowie die Schadensurſache und der Betrag 
des Schadens gerichtlich feſtgeſtellt werden. 
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§ 44. 8 44. 
Erlöſchen der Anſprüche gegen die Eiſenbahn aus dem Frachtvertrage. 


1. Mit der Abnahme des Gutes ſind alle Anſprüche gegen die Eiſenbahn aus dem Frachtvertrag 
erloſchen. Jedoch erlöſchen nicht: 

(1) Entſchädigungsanſprüche, bei denen der Berechtigte nachweiſt, daß der Schaden durch Vorſatz 
oder grobe Fahrläſſigkeit der Eiſenbahn herbeigeführt worden iſt; 

(2) Entſchädigungsanſprüche wegen Überſchreitung der Lieferfriſt, wenn ſie bei einer der im 
§ 42 Ziffer 3 bezeichneten Bahnen innerhalb einer Friſt von vierzehn Tagen, den Tag der 
Abnahme nicht mitgerechnet, angebracht werden; 

(3) Entſchädigungsanſprüche wegen teilweiſen Verluſtes oder Beſchädigung: 

a) wenn der Verluſt oder die Beſchädigung vor der Abnahme des Gutes durch den Bee 
rechtigten gemäß $ 43 feſtgeſtellt worden iſt; 

b) wenn die Feſtſtellung, die nach § 43 hätte erfolgen ſollen, nur durch Verſchulden der 
Eiſenbahn unterblieben iſt; 

(4) Entſchädigungsanſprüche wegen äußerlich nicht erkennbarer Schäden, die erſt nach der Abnahme 
feſtgeſtellt worden ſind, jedoch nur unter nachſtehenden Vorausſetzungen: 

a) daß ſich die Eiſenbahn dem Berechtigten gegenüber nicht zur Feſtſtellung des Zuſtandes 
des Gutes auf der Beſtimmungsſtation bereit erklärt hat; 

b) daß unverzüglich nach der Entdeckung des Schadens und ſpäteſtens ſieben Tage nach 
der Abnahme des Gutes der Antrag auf Feſtſtellung gemäß $ 43 angebracht wird; 

c) daß der Berechtigte beweiſt, daß der Schaden in der Zeit zwiſchen der Annahme zur 
Beförderung und der Ablieferung entſtanden iſt; 

(5) Anſprüche auf Rückerſtattung geleiſteter Zahlungen ($ 18) oder wegen Nachnahmen. 

2. Der Berechtigte kann die Abnahme des Gutes auch nach Annahme des Frachtbriefes und 
Bezahlung der Fracht ſo lange verweigern, bis ſeinem Antrag auf Feſtſtellung von behaupteten Schäden 
ſtattgegeben iſt. 

3. Vorbehalte bei der Abnahme des Gutes ſind wirkungslos, ſofern ſie nicht von der Eiſenbahn 
anerkannt ſind. 

4. Wenn von mehreren im Frachtbrief verzeichneten Gegenſtänden einzelne bei der Ablieferung 
fehlen, jo kann der Berechtigte in der im § 16 Ziffer 9 vorgeſehenen Quittung feſtſtellen, daß diefe 
genau zu bezeichnenden Gegenſtände ihm nicht abgeliefert worden ſind. 


$ 45. $ 45. 
Verjährung der Anſprüche aus dem Frachtvertrage. 
1. Anſprüche aus dem Frachtvertrage verjähren in einem Jahre. 
Die Verjährung beträgt indeſſen drei Jahre, wenn es ſich handelt um Anſprüche: 
a) des Abſenders auf Auszahlung einer Nachnahme, die die Eiſenbahn vom Empfänger ein⸗ 
gezogen hat; 
b) wegen eines durch Vorſatz oder grobe Fahrläſſigkeit verurſachten Schadens; 
c) wegen des in § 38 erwähnten Falles des Betruges. 
2. Die Verjährung beginnt: 
a) bei Entſchädigungsanſprüchen wegen teilweiſen Verluſtes, Beſchädigung oder Überſchreitung 
der Lieferfriſt 
mit dem Tage der Ablieferung; 
b) bei Entſchädigungsanſprüchen wegen gänzlichen Verluſtes 
mit dem Tage des Ablaufs der Lieferfriſt; 
c) bei Anſprüchen auf Zahlung oder Rückerſtattung von Fracht, Nebengebühren oder Fracht 
zuſchlägen oder auf Berichtigung bei unrichtiger Tarifanwendung oder bei Rechenfehlern 
mit dem Tage der Zahlung oder, wenn keine Zahlung ſtattgefunden 1 mit dem Tage 
der Aufgabe des Gutes; 
und im Falle der Veräußerung der Sendung 
mit dem Tage der Veräußerung; 
d) bei Anſprüchen wegen Nachnahmen 
mit dem 30. Tage nach Ablauf der Lieferfriſt; 
e) bei Anſprüchen auf Zahlung eines von der Zollbehörde verlangten Zuſchlags 
mit dem Tage, an dem die Zollbehörde das Verlangen geſtellt hat. 
Der als Beginn der Verjährung bezeichnete Tag iſt in der Friſt nicht einbegriffen. 


* 
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§ 46. 3. Wenn der Berechtigte eine ſchriftliche Reklamation gem. § 40 bei der Eiſenbahn eingereicht hat, 
wird der Lauf der Verjährung gehemmt. Der Lauf beginnt wieder mit dem Tage, an dem die Eiſen⸗ 
bahn die Reklamation durch ſchriftlichen Beſcheid zurückgewieſen und die der Reklamation etwa bei⸗ 
gefügten Belege zurückgegeben hat. Der Beweis des Eingangs der Reklamation oder des Beſcheides 
und der Rückgabe der Belege liegt dem ob, der ſich auf dieſe Tatſachen beruft. 
Weitere Reklamationen hemmen die Verjährung nicht. 
4. Für die Hemmung der Verjährung gelten die Beſtimmungen des allgemeinen Rechtes. 
$ 46. $ 46. 
Unzuläſſigkeit der Geltendmachung erloſchener oder verjährter Anſprüche. 
Anſprüche, die gemäß den S$ 44 und 45 erloſchen oder verjährt ſind, können auch nicht im Wege 
einer Widerklage oder einer Einrede geltend gemacht werden. 
Kapitel III. 
Abrechnung. Rückgriff der Eiſenbahnen gegeneinander. Währung. 


§ 47. § 47. 
Abrechnung zwiſchen den Eiſenbahnen. 
1. Jede Eiſenbahn, die bei der Aufgabe oder Ablieferung des Gutes die Fracht oder andere aus 


den ihnen gebührenden Anteil an der Fracht und den erwähnten Forderungen zu bezahlen. 

2. Die Übergabe des Gutes von einer Eiſenbahn an die nächſtfolgende begründet für die erſtere 
das Recht, die letztere fofort mit dem Betrag der Fracht und der ſonſtigen Forderungen zu belaſten, 
ſoweit ſich dieſe zur Zeit der Übergabe des Gutes aus dem Frachtbrief ergeben, vorbehaltlich der end⸗ 
gültigen Abrechnung nach Maßgabe der Ziffer 1 dieſes Paragraphen. 

3. Die Verſandbahn haftet vorbehaltlich ihrer Anſprüche gegen den Abſender für die Fracht und 
ſonſtigen Beträge, welche der Abſender nach Maßgabe des Frachtbriefes zu ſeinen Laſten übernommen hat. 


K § 48. § 48. 

7 Rückgriff bei Entſchädigung für gänzlichen oder teilweiſen Verluſt, 

für Beſchädigung und Überſchreitung der Lieferfriſt. 

i j 1. Hat eine Eiſenbahn auf Grund der Beſtimmungen dieſer Verkehrsordnung eine Entſchädigung 

' für gänzlichen oder teilweiſen Verluſt oder Beſchädigung oder Überſchreitung der Lieferfrist geleiſtet, fo 

ſteht ihr der Rückgriff gegen die an der Beförderung beteiligten Eiſenbahnen nach Maßgabe folgender 

N Beſtimmungen zu: | 

a) die Eifenbahn, die den Schaden verurſacht hat, haftet ausſchließlich dafür; 

4 b) haben mehrere Eiſenbahnen den Schaden verurſacht, ſo haftet jede Bahn für den von ihr 

1 verurſachten Schaden. Iſt eine ſolche Unterſcheidung nach den Umſtänden des Falles nicht 

möglich, ſo beſtimmen ſich ihre Anteile an der Entſchädigung nach den Grundſätzen unter c); 

e) wenn nicht nachgewieſen werden kann, daß eine oder mehrere Eiſenbahnen den Schaden ver⸗ 

4 urjacht haben, jo haften ſämtliche an der Beförderung beteiligten Eiſenbahnen mit Ausnahme 

j derjenigen, die beweiſen, daß daß der Schaden auf ihrer Strecke nicht verurſacht worden ift; 

i die Verteilung erfolgt nach Verhältnis der Tarifkilometer. 

2. Bei Zahlungsunfähigkeit einer dieſer Eiſenbahnen wird der auf ſie entfallende aber von ihr 
nicht bezahlte Anteil unter alle übrigen an der Beförderung beteiligten Eiſenbahnen nach Verhältnis der 
at; Tarifkilometer verteilt. 

i $ 49. | 8 49. 
i} ’ Währung. 

1. Sämtliche Zahlungen find in der in Umlauf befindlichen Landeswährung zu leiſten. 

2. In Stationen, wo das Bedürfnis hierfür beſteht oder in manchen Verkehrsbeziehungen kann 
die Eiſenbahn nach ihrem Ermeſſen auch die Annahme fremder Währung an Zahlungsſtatt anordnen. 

3. Die Eiſenbahn hat die Kurſe, zu denen ſie die in ausländiſcher Währung ausgedrückten 
Frachten, Nachnahmen, Neben- oder anderen Gebühren, die in inländiſcher Währung bezahlt werden, 
umrechnet (Umrechnungskurſe), durch Schalteraushang oder auf ſonſtige geeignete Weiſe bekanntzugeben. 

4. Ebenſo hat eine Eiſenbahn, die fremdes Geld in Zahlung nimmt, die Kurſe bekanntzugeben, 
zu denen ſie es annimmt (Annahmekurſe). 


dem Frachtvertrag herrührende Forderungen eingezogen hat, iſt verpflichtet, den beteiligten Eiſenbahnen 
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Anlage A. 


Vorſchriften 
über die nur bedingungsweiſe zur Beförderung durch die Eiſenbahn zugelaſſenen Gegenſtände. 
($ 3 der „Beförderungsvorſchriften“ 34.) j 
Klaſſe I. 
Exploſionsgefährliche Gegenſtände. 
Ia. Sprengſtoffe (Spreng- und Schießmitteh. 
Allgemeine Bemerkungen. 

1. Gegenſtände, die nicht zu Schieß- oder Sprengzwecken dienen und durch Feuerzündung nicht zur 
Exploſion gebracht werden können, und gegen Reibung und Stöße nicht empfindlicher als Doppelnitrobenzol 
ſind, gehören im Sinne dieſer Vorſchriften nicht zu den Spreng- und Schießmitteln. 

2. Die Zulaſſung von Spreng- und Schießmitteln zur Beförderung mit der Eiſenbahn erfolgt durch 
die Aufſichtsbehörde. 

3. Die Zulaſſung der Spreng- oder Schießmittel zur Beförderung mit der Eiſenbahn erfolgt auf 
Grund von Beförderungsſicherheitsproben. 

4. Der Herſteller iſt verpflichtet, durch ſtändige Proben feſtzuſtellen, ob die maßgebenden Eigenſchaften 
der Sprengſtoffe, die zur Beförderung zugelaſſen ſind, gewahrt ſind. 

5. Unbeſchadet der Verantwortung des Herſtellers für die Einhaltung der maßgebenden Eigenſchaften 
der zur Beförderung zugelaſſenen Sprengſtoffe, kann die Auſſichtsbehörde jederzeit feſtſtellen, ob die Erfüllung 
dieſer Bedingungen gewahrt iſt und gegebenenfalls die Beförderung des Sprengſtoffes verbieten. 

Zur Beförderung find nur nachſtehend genannte Sgrengſtoffe zugelaſſen: 


A, Spreugmittel.“) 
1. Gruppe. Handhabungsſichere Sprengſtoffe, die in unbeſchränkten Mengen als Stück— 
gut befördert werden dürfen. 

a) Ammonſalpeterſprengſtoffe (vorwiegender Beſtandteil Ammonſalpeter), ſofern ſie in einer Temperatur 
von 75° innerhalb 48 Stunden keine Stickoxyde abſondern, auch vor ſowie nach der Lagerung bei Stoß, 
Reibung und Entzündung nicht gefährlicher ſind als Ammonit 1 von folgender Zuſammenſetzung: 

80 v. H. Salpeter, 12 v. H. Trinitroluol, 4 v. H. Holzmehl und 4 v. H. Nitroglyzerin. 

Sprengſtoffe dieſer Art, deren Zuſammenſetzung ſich 1 des Rahmens der nachſtehend aufgeführten 
Gemenge hält, ſind zur Beförderung zugelaſſen: 

a) vorläufig, wenn ihre genaue Zuſammenſetzung der Auſſichtsbehörde angezeigt wurde, 
p) endgültig, wenn auf Grund dieſer Anzeige die Aufnahme in die Lifte der zur Beförderung mit 
der Bahn zugelaſſenen Sprengſtoffe durch die Aufſichtsbehörde beſtätigt iſt. 


I. Bergwerkſprengſtoffe. 
A. Geſteinsſprengſtoffe. 

Ammonit 1 (Gemenge von 77 bis 85 v. H. Ammonſalpeter, wovon bis 10 v. H. der Geſamtmenge 
des Sprengſtoffes durch Kaliſalpeter erſetzt fein dürfen, 1 bis 6 v. H. Pflanzenmehl und / oder feſten Kohlen⸗ 
waſſerſtoffen, 10 bis 18 v. H. Nitroabkömmlingen des Toluols und / oder Naphtalins und / oder Diphenylamins, 
3 bis 4 v. H. Nitroglyzerin auch gelatiniert). 

Ammonit 2 (Gemenge von 77 bis 87 Ammonſalpeter, wovon bis zu 10 v. H. der Geſamtmenge des 
Sprengſtoffes durch Kaliſalpeter erſetzt fein dürfen, 1 bis 6 v. H. Pflanzenmehl und / oder feſten Kohlen⸗ 
waſſerſtoffen und / oder natürlichen auf chemiſchem oder biologiſchem Wege veränderten Zellſtoffen, 12 bis 20 
Nitroabkömmlingen des Toluols und /oder Naphtalins und / oder Diphenylamins, wovon 4 v. H. der Geſamt⸗ 
menge des Sprengſtoffes durch Nitrozelluloſe erſetzt ſein dürfen). 

Ammonit 3 (Gemenge von 72 bis 76 v. H. Ammonſalpeter, wovon bis 10 v. H. der Geſamtmenge 
des Sprengſtoffes durch Kaliſalpeter erſetzt ſein dürfen, 3 bis 5 v. H. Kaliumperchlorat, 1 bis 4 v. H. 
Pflanzenmehl und/oder feſten Kohlenwaſſerſtoffen, 11 bis 15 v. H. Nitroabkömmlingen des Toluols und / oder 
Naphtalins und / oder Diphenylamins, 3 bis 4 v. H. Nitroglyzerin auch gelatiniert). 


*) In Sprengmitteln, die Nitroglyzerin außer Exploſivgelatine enthalten, kann das Nitroglyzerin durch Nitroglyzerine 
urſtoffe oder Dinitroglykol erſetzt ſein. 
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Ammonit 4 (Gemenge von 70 bis 77 v. H. Ammonſalpeter, 5 bis 10 v. H. Kaliumperchlorat, 1 bis 4 
v. H. Pflanzenmehl und /oder feſten Kohlenwaſſerſtoffen und / oder natürlichem auf chemiſchem oder biologiſchem 
Wege verändertem Zellſtoff, 10 bis 16 v. H. Nitroabkömmlingen des Toluols und / oder Naphtalins und / oder 
Naphtaylamins, wovon bis 4 v. H. der Geſamtmenge des Sprengſtoffes durch Nitrozelluloſe erſetzt 
ſein dürfen). 

Ammonit 5 (Gemenge von 73 bis 84 b. H. Ammonſalpeter, wovon bis 5 v. H. der Geſamtmenge 
des Sprengſtoffes durch Kaliſalpeter erſetzt ſein dürfen, 2 bis 12 v. H. Aluminium, 5 bis 15 v. H. Nitro⸗ 
abkömmlingen des Toluols und / oder Raphtalins und / oder Diphenylamins, auch bis 5 v. H. Kalium⸗ 
perchlorat, auch bis 4 v. H. Pflanzenmehl und / oder Zelluloſe oder natürlichem auf chemiſchem oder biolo- 
giſchem Wege verändertem Zellſtoff, auch bis 4 v. H. feſten oder flüſſigen Kohlenwaſſerſtoffen). 

Ammonit 6 (Gemenge von 82 bis 88 v. H. Ammonſalpeter, wovon bis 10 v. H. der Geſamtmenge 
des Sprengſtoffes durch Kaliſalpeter erſetzt werden dürfen, 1 bis 6 v. H. Pflanzenmehl und /oder feſten 
Kohlenwaſſerſtoffen, 3 bis 8 v. H. Nitroabkömmlingen des Toluols und / oder Naphtalins und / oder Diphe⸗ 
nylamins, 3 bis 4 v. H. Nitroglyzerin auch gelatiniert). 

Ammonit 7 (Gemenge von 83 bis 88 v. H. Ammonſalpeter, wovon bis 10 v. H. der Geſamtmenge 
des Sprengſtoffes durch Kaliſalpeter erſetzt fein dürfen, 1 bis 6 v. H. Pflanzenmehl und / oder feſten Kohlen- 
waſſerſtoffen und/oder Zelluloſe oder natürlichem, auf chemiſchem oder biologiſchem Wege verändertem 
Zellſtoff, 7 bis 11 v. H. Nitroabkömmlingen des Toluols und / oder Naphtalins und / oder Diphenylamins, 
wovon bis 4 v. H der Geſamtmenge des Sprengſtoffes durch Nitrozelluloſe erſetzt fein dürfen). 

Ammonit 8 (Gemenge von 76 v. H. Ammonſalpeter, 11 v. H. Trinitrotoluol, 6 v. H. Nitroglycerin, 
2 v. H. Holzmehl, 5 v. H. Metallalluminium). 

Ammongelatine (Gemenge von 28 bis 33 v. H. Dinitrochlorhydrin, wovon bis zu 5 v. H. der 
Geſamtmenge des Sprengſtoffes durch Nitroglycerin erſetzt ſein dürfen, 1 bis 3 v. H. Kollodiumwolle, 45 
bis 50 v. H. Ammonſalpeter, 10 bis 15 v. H. Alkalinitralen, 6 bis 12 v. H. Nitroabkömmlingen des Toluols 
und / oder Naphtalins und / oder Diphenylamins, bis 2 v. H. Pflanzenmehl). 


B. Wetterſprengſtoffe. 


Wetter⸗Bradit A (Gemenge von 79,5 v. H. Ammonſalpeter, 4 v. H. Nitroglycerin, 2 v. H. Trini⸗ 
trotoluol, 1,5 v. H. Holzmehl, 13 v. H. Küchenſalz). 

Wetter⸗Bradit B (Gemenge von 65,5 v. H. Ammonſalpeter, 7,5 v. H. Dinitronaphtalin, 6 v. H. Nitro⸗ 
glycerin, 20 v. H. Küchenſalz, 1 v. H. Holzmehl). 

Wetter⸗Bradit C (Gemenge von 64,7 Ammonſalpeter, 4 v. H. Nitroglycerin, 8 v. H. Trinitrotoluol, 
1,3 v. H. Holzmehl, 2 v. H. Holzkohle, 20 v. H. Küchenſalz. y 

Wetter⸗Bradit D (Gemenge von 74,7 v. H. Ammonſalpeter, 4 v. H. Nitroglycerin, 12 v. H. Trini⸗ 
trotoluol, 1,3 v. H. Holzmehl, 1 v. H. Holzkohle, 7 v. H. Küchenſalz). 

Wetter⸗Bradit E (Gemenge von 63 v. H. Ammonſalpeter, 6 v. H. Kaliumperchlorat, 7 v. H. Trini⸗ 
trotoluol, 4 v. H. Nitroglycerin, 2 v. H. Holzmehl, 18 v. H. Küchenſalz). 

Wetter⸗Bradit F (Gemenge von 77,5 v. H. Ammonſalpeter, 4 v. H. Kaliumperchlorat, 4 v. H. Trini⸗ 
trotoluol, 4 v. H. Nitroglycerin, 1,5 v. H. Holzmehl, 9 v. H. Küchenſalz). 

Wetter⸗Lignoſit A (Gemenge von 62 v. H. Ammonſalpeter, 5 v. H. Kaliſalpeter, 6,3 v. H. Trini⸗ 
trotoluol, 0,7 v. H. Dinitrotoluol, 4 v. H. Holzmehl, 4 v. H. Nitroglycerin, 18 v. H. Küchenſalz). 

Wetter⸗Lignoſit B (Gemenge von 61,5 v. H. Ammonſalpeter, 3 v. H. Barytſalpeter, 5 v. H. Dini⸗ 
trotoluol, 4 v. H. Holzmehl, 4. v. H. gelatiniertes Nitroglycerin, 22,5 v. H. Küchenſalz). 

Wetter⸗Lignoſit O (Gemenge von 57 v. H. Ammonſalpeter, 22 v. H. Natriumſalpeter, 4 v. H. Nitro⸗ 


glycerin, 3,5 v. H. Holzkohle, 7 v. H. Chlorammon, 3 v. H. Schwefel). 


Wetter⸗Lignoſit D (Gemenge von 81 v. H. Ammonſalpeter, 4 v. H. Nitroglycerin, 4 v. H. Mononitro⸗ 

naphtalin, 2 v: H. Holzmehl, 9 v. H. Küchenſalz). i 
Wetter⸗Lignoſit E (Gemenge von 53 v. H. Ammonſalpeter, 6 v. H. Nitroglycerin, 3 v. H. Trinitrotoluol, 

2 v. H. Holzmehl, 1 v. H. Holzkohle, 35 v. H. Küchenſalz). 

Wetter⸗Lignoſit F (Gemenge von 83 v. H. Ammonſalpeter, 2 v. H. Barytſalpeter, 4 v. H. Nitro⸗ 
glycerin, 3 v. H. Dinitrotoluol, 2 v. H. Graphit, 6 v. H. Chlorkalium). 

Wetter⸗Lignoſit G (Gemenge von 54 v. H. Ammonſalpeter, 22 v. H. Natronſalpeter, 4 v. H. Nitro⸗ 
glycerin, 3,5 v. H. Holzmehl, 3,5 v. H. Holzkohle, 10 v. H. Küchenſalz, 3 v. H. Schwefel). 
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Wetter⸗Lignoſit H (Gemenge von 67 v. H. Ammonſalpeter, 5 v. H. Kaliſalpeter, 5 v. H. Mononitros 
naphtalin, 4 v. H. Nitroglycerin, 15 v. H. Küchenſalz, 4 v. H. Holzmehl). 

Wetter⸗Lignoſit J (Gemenge v. 70 v. H. Ammonſalpeter, 5 v. H. Natronſalpeter, 4 v. H. Mononitro⸗ 
naphtalin, 4 v. H. Nitroglycerin, 5 v. H. Perchlorat, 5 v. H. Küchenſalz, 3 v. H. Chloramonium, 4 v. H. 
Holzmehl). 

Wetter⸗Weſtfalit A (Gemenge aus 84 v. H. Ammonſalpeter, 2,4 v. H. Barytſalpeter, 1,6 v. H. Naphtalin, 
4 v. H. Nitroglycerin, 8 v. H. Chlorkalium). 

Wetter⸗Weſtfalit B (Gemenge v. 82 v. H. Ammonſalpeter, 1,5 v. H. Holzmehl, 1,5: v. $. Kohle, 
4 v. H. Nitroglycerin, 11 v. H. Chlorkalium). 

Wetter⸗Weſtfalit D (Gemenge von 83,5 v. H. Ammonſalpeter, 4 v. H. Nitroglycerin, 1,5 v. H. Trini⸗ 
trotoluol phlegmatiſiert, 2 v. H. Holzmehl, 9 v. H. Chlorkalium). 

Wetter⸗Ammoncahüeit A (Gemenge von 64,7 v. H. Ammonſalpeter, 8 v. H. Trinitrotoluol, 2 v. H. 
Kohle, 1,3 v. H. Holzmehl, 4 v H. gelantiniertes Nitroglycerin, 20 v. H. Chlornatrium). 

Wetter⸗Ammoncahücit B (Gemenge von 67 v. H. Ammonſalpeter, 6 v. H. Dinitrotoluol 1,5 v. H. 
Holzmehl, 1,5 v. H. Kohle, 4 v. H gelatiniertes Nitroglycerin, 20 v. H. Chlornatrium). 

Wetter⸗Pionkit A (Gemenge von 62 v. H. Ammonſalpeter, 4 v. H. Nitroglycerin, 10 v. H. Nitrotoluol, 
2 v. H. Holzmehl, 22 v. H. Küchenſalz). i 

Wetter⸗Pionkit B (Gemenge von 81 v. H. Ammonſalpeter, 3 v. H. Trinitrotoluol, 4 v. H. Nitro⸗ 
glycerin, 2 v. H Zelluloſe, 10 v. H. Küchenſalz). 

Forſt⸗ und Landwirtſchaftsbradit (Gemenge von 70 v. H. Ammonſalpeter, 12 v. 5. Trinitrotoluol und 
anderen Stickſtoffverbindungen, 0,5 v. H. Nitroglycerin, 7 v. H. er 15 v. H. Holzmehl, 
1 v. H. Holzkohle, 8 v. H. Küchenſalz). 

II. Andere Sprengſtoffe. 


b) Organiſche Nitroverbindungen, ſoweit ſie gegen Stoß, Reibung und Entzündung nicht gefährlicher 
als reine Pikrinſäure find und in 75° Temperatur innerhalb 48 Stunden ihr Gewicht nicht ändern (ſiehe 
auch Gruppe 2 Punkt a) und zwar: 

4) In Waſſer unlöslich, keine exploſiven Salze bildend: 
Trinitrotoluol, reines, auch gemiſcht mit Ammonſalpeter (mit Ammonſalpeter verdünntes Trini: 

trotoluol zur Füllung von Gejchofjen) oder mit Dinitrotoluol, Terpentin und höchſtens 0,5 v. H. 

Kollodiumnitrozelluloſe (Plaſtrotyl), ferner ſogenanntes flüſſiges Trinitrotoluol (neutrale Miſchung von 

Mitroabkömmlingen von Toluol, flüſſig in gewöhnlicher Temperatur) und plaſtiſches Trinitrotoluol 

(eine plaſtiſche Miſchung von kriſtalliniſchem und flüſſigem Trinitrotoluol, enthaltend höchſtens 0,5 v. H. 
Kollodiumbaumwolle) und Trinitrotoluol in gepreßter Miſchung mit Ammonſalpeter und Alluminium (Amonal). 

Dieſe Gegenſtände dürfen nicht gefährlicher als chemiſch reines „Trinitrotoluol“ ſein. 


Trinitroaniſol, Trinitroanilin, 
Trinitroxylol, i ; À Trinitronaphtalin, 
Trinitromeſitylen, Tetranitronaphtalin, 
Trinitropſeudokumol, Hexanitrodiphenylamin, 
Trinitrobenzol, Hexanitrodiphenylſulfid. 
Trinitrochlorbenzol, g 


9) In Waſſer löslich: 
Pikrinſäure. Dieſe Säure darf keine Beimiſchungen enthalten, die fie gefährlicher als das rein 


chemiſche Produkt geſtalten. 
Trinitrokreſol, 


Trinitronaphtol, 
Tetranitronaphtol. 

„) Miſchungen aus vorgenannten Stoffen (v und p), die miteinander oder mit anderen aromatiſchen Nitro- 
körpern gemengt ſind, die im Sinne dieſer Vorſchriften keine Sprengſtoffe ſind, z. B. Mononitroluol, 
auch mit anderen die Gefahr nicht erhöhenden Zuſätzen. Hierzu gehören: 

I. Bergbauſprengſtoffe. 
Pikrit (Gemenge von 90 bis 100 v. H. Pikrinſäure, wovon ein Teil bis zu 20 v. H der Geſamt⸗ 
menge des Sprengſtoffs durch andere aromatiſche Nitrokörper erſetzt ſein dürfen, auch mit höchſtens 10 5 H. 
Waſſer oder anderen die Gefahr nicht erhöhenden Zuſätzen). 
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Heramit (Gemenge von 60—90 v. H. Hexanitrodiphenylamin, wovon bis zu 40 v. H. der Geſamt⸗ 
menge des Sprengſtoffs durch Pikrinſäure erſetzt ſein dürfen, mit 10—40 v. H. Dinitro⸗ und/oder Trini⸗ 
trotoluol und / oder Trinitronaphtalin, auch mit höchſtens 4 v. H. Pflanzenmehh). 

II. Andere Sprengſtoffe. 
(Einſtweilen im Verkehr nicht befindlich.) 

e) Nitrozelluloſe (Schießbaumwolle, Kollodiumwolle), ſofern ſie den Stabilitätsanforderungen genügt 
und zwar: 

1. Die Menge der in einer Temperatur von 132 0 innerhalb zwei Stunden ſich ausſcheidenden 
Stickſtoffoxyd darf nicht mehr als 3 ems auf 1 Gramm Nitrozelluloſe betragen. 

2. Die Entzündungstemperatur der Nitrozelluloſe muß höher als 1800 o fein. 

a) Schießbaumwolle und Kollodiumbaumwolle ungepreßt, ſowie auch Schießbaumwolle in Flocken⸗ 
form mit mindeſtes 25 v. H. Waſſer⸗ oder Alkoholgehalt (75 Teile Trockenſtoff und 25 Teile 
Flüſſigkeit); ' 

6) Schießbaumwolle und Kollodiumbaumwolle, gepreßt mit mindeſtens 15 v. H. Waſſergehalt 
(85 Teile Trockenſtoff und 15 Teile Waſſer) (vergleiche auch 2. Gruppe unter Punkt b). 

d) Pulver und Sprengſtoffe mit einem Beſtande wie annähernd Schwarzpulver, handhabungsſicher, 
ſoweit ſie gegen Stoß, Reibung oder Entzündung nicht gefährlicher ſind als Sprengſalpeter 2 von folgender 
Zuſammenſetzung: 75 v. H. Natronſalpeter, 10 v. H. Schwefel, 15 v. H. Braunkohle. 

Hierher gehören: 

% Bergwerkſprengſtoffe. 

Sprengpulver 4 (Gemenge von 65—70 v. H. Kaliſalpeter, 8 v. H. Ruß, 10—15 v. H. Zellulose, 
8—12 v. H. Schwefel, bis zu 3 v. H. Eiſenſulfat). 

Sprengpulver 5 (Gemenge von 70—78 v. H. Kaliſalpeter, 17—19 v. H. Schwefel, 5—7 v. H. Holz⸗ 
kohle, 5—7 v. H. Zelluloſe oder natürlichem auf chemiſchem oder biologiſchem Wege verändertem Zellſtoff). 

Sprengſalpeter 2 (Gemenge von 70—75 v. H. Natronſalpeter, wovon bis zu 5 v. H. der Geſamt⸗ 
menge des Sprengſtoffs durch Kaliſalpeter erſetzt ſein dürfen, 10—16 v. H. Braunkohle, 9—15 v. H. 
Schwefel). 

Sprengſalpeter 3 (Gemenge von 71—76 v. H. Natronſalpeter, wovon bis zu 5 v. H. der Gejanite 
menge des Sprengſtoffs durch Kaliſalpeter erſetzt ſein dürfen, 9—11 v. H. Schwefel, 15—19 v. H. Pech, 
wovon bis zu 10 v. H. der Geſamtmenge des Sprengſtoffs durch Kohle erſetzt ſein dürfen, auch bis zu 
1 v. H. Kaliumbichromat). 

Sprengſalpeter 4 (Gemenge von 65—70 v. H. Natronſalpeter, wovon bis zu 40 v. H. der Geſamt⸗ 
menge des Sprengſtoffs durch Kaliſalpeter erſetzt fein dürfen, 8 v. H. Ruß, 10—15 v. H. Zelluloſe, 8—12 
v. H. Schwefel, auch bis zu 3 v. H. Eiſenſulfat. 

Sprengſalpeter 5 (Gemenge von 70—75 v. H. Natronſalpeter, wovon bis zu 40 v. H. der Geſamt⸗ 
menge des Sprengſtoffs durch Kaliſalpeter erſetzt ſein dürfen, 17—19 v. H. Schwefel, 5—7 v. H. Kohle, 
5—7 v. H. Zelluloſe oder natürlichem auf chemiſchem oder biologoſchem Wege verändertem Zellſtoff). 

II. Andere Sprengſtoffe. 
(Einſtweilen im Betrieb nicht befindlich.) 

e) Chlorat: und Perchloratſprengſtoffe (Gemenge von Chloraten und Perchloraten oder alkaliſchen 
Erden mit kohlenſtoffreichen Verbindungen, wie Kohlenwaſſerſtoffe, Harze, nitrierte Ole, aromatiſche Kohlen⸗ 
waſſerſtoffe, Pflanzenmehle, anorganiſche Salze und ähnliche). Chloratmiſchungen dürfen keine Ammonſalze 

Unter dem Einfluß von Stoß, Reibung oder Entzündung dürfen die Sprengſtoffe nicht gefährlicher 
ſein als ein Chloratſprengſtoff von folgender Zuſammenſetzung: 79 v H. Kaliumchlorat, 1 v. H Nitro⸗ 
naphtalin, 15 v H. Dinitrotoluol, 5 v. H. Rizinusöl. Hierher gehören: 

I; Bergwerksſprengſtoffe. 
A. Chloratſprengſtoffe. 

Chloratit 1 (Gemenge von 70—80 v. H. Kalium und/oder Natriumchlorat, wovon bis zu 20 v. H. 
der Geſamtmenge des Sprengſtoffs durch Kaliumperchlorat und / oder Kaliſalpeter erſetzt ſein dürfen, 12—20 
v. H. Nitroabkömmlingen des Toluols und / oder Naphthalins und / oder Diphenylamins, 1—5 v. H. Pflanzen⸗ 


mehl, 3—5 v. H. feſten Kohlenwaſſerſtoffen und / oder Olen und / oder Fetten, 2—6 v. H. Nitroglyzerin, nicht 
gelatiniert). 


| 
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Chloratit 2 (Gemenge von 20—25 v. H. Kalium- und/oder Natriumchlorat, wovon bis zu 20 v. H. 
der Geſamtmenge des Sprengſtoffs durch Kaliumperchlorat erſetzt fein dürfen, 10—20 v. H. Nitroabkommlingen 
des Toluols und/oder Naphthalins und / oder Diphenylamins, 1—5 v. H. Pflanzenmehl, 3—5 v. H. feſten 
Kohlenwaſſerſtoffen und / oder Olen und / oder Fetten). i Í 

Chloratit 3 (Gemenge von 88—91 v. H. Kalium- und / oder Natriumchlorat, 8—12 v. H. flüſſigen 
Kohlenwaſſerſtoffen mit einem Flammpunkt von nicht weniger als 30°, auch bis 3 v. H. Pflanzenmehl. 


B. Perchloratſprengſtoffe. 


Perchloratit 1 (Gemenge von 60 bis 75 v. H. Kaliumperchlorat, wovon bis zu 10 v. H. der Geſamt⸗ 
menge des Sprengſtoffes durch Ammonſalpeter und /oder Kaliſalpeter erſetzt ſein dürfen, 1 bis 5 v. H. 
Pflanzenmehl, 20 bis 30 v. H. Nitroabkömmlingen des Toluols und / oder Naphtalins und / oder Diphe⸗ 
nylamins, 3 bis 6 v. H. Nitroglycerin, nicht gelatiniert). N 

Perchloratit 2 (Gemenge von 62 bis 75 v. H. Kaliumperchlorat, wovon bis zu 10 v. H. der Geſamt⸗ 
menge des Sprengſtoffes durch Ammonſalpeter und /oder Kaliſalpeter erſetzt ſein dürfen, 1 bis 8 v. H. 
Pflanzenmehl und /oder feſten Kohlenwaſſerſtoffen, 20 bis 30 v. H. Nitroabkömmlingen des Toluols und / oder 
Naphtalins und/oder Diphenylamins, wovon bis zu 4 v. H. der Geſamtmenge des Sprengſtoffes durch 
Nitrozelluloſe erſetzt fein dürfen). £ 

Perchloratit 3 (Gemenge von 30 bis 40 v. H. Kalium- und / oder Ammoniumperchlorat, 35 bis 45 v. H. 
Ammonſalpeter, wovon bei Anweſenheit von Ammoniumperchlorat eine dieſem äquivalente Menge durch 
Kaliſalpeter erſetzt ſein muß, 15 bis 20 v. H. Nitroabkömmlingen des Toluols und / oder Naphthalins 
und / oder Diphenylamins, wovon bis zu 4 v. H. der Geſamtmenge des Sprengſtoffes durch Nitrozelluloſe 
erjegt fein dürfen, 3 bis 8 v. H. Pflanzenmehl und / oder feſten Kohlenwaſſerſtoffen). 


II. Andere Sprengſtoffe. 
: (Zur Zeit nicht im Verkehr.) 
f) Pulverrohmaſſe (für die Herſtellung von rauchloſem Pulver mit einem Inhalt von mindeſtens 
30 v. H. Waſſer). | 


2. Gruppe. Sprengſtoffe, die nur als Halbe und ganze Wagenladungen befördert werden 
dürfen. 

a) Organiſche Nitrokörper und Gemenge von folchen, die den Anforderungen des Punktes b) der 
Gruppe 1 nicht entſprechen, ſoweit ſie in trockenem Zuſtande, 48 Stunden bei 750 gelagert, beſtändig 
(gewichtsbeſtändig) und bei Stoß, Reibung oder Entzündung nicht gefährlicher ſind 

«) trockene ſowie naſſe, in Waſſer unlösliche — als Tetranitromethylanilin, 
6) naſſe, in Waſſer lösliche — als Trinitroreſorzin. 

b) Nitrozelluloſe (Schießbaumwolle, Kollodiumbaumwolle), ſofern fie den nachſtehenden Stabilitäts- 

anforderungen genügt und zwar: 
1. Die Mengen von Stickſtoffoxyd, die bei einer Temperatur von 132° innerhalb 2 Stunden entſtehen, 
können nicht mehr als 3 ems auf 1 Gramm Nitrozelluloſe betragen. 
2. Die Entzündungstemperatur der Nitrozelluloſe muß mehr als 1800 betragen. 
6) Schießbaumwolle und Kollodiumswolle, ungepreßt, mit mindeſtens 15 v. H. Waſſergehalt 
(85 Teile Trockenſtoff und 15 Teile Waſſer) vergleiche auch 1. Gruppe unter c), a) und f). 
6) Schießbaumwolle gemahlene, ebenfalls mit einer Beimiſchung von 30 bis 50 v. H. Kaliſalpeter 
oder Barytſalpeter, in Geſchoſſe gepreßt mit einem Paraffinüberzug. 
c) Chlorhydrine, nitrierte. 


d) Chlorat- und Perchloratſprengſtoffe, die den Bedingungen der Gruppe 1 Punkt e) nicht entſprechen 
aber nicht gefährlicher ſind als ein Choratſprengſtoff von folgender Zuſammenſetzung: 85 v. H. Kalium⸗ 
chlorat und 15 v. H. Kolophonium. ' 

e) Schwarzpulver (Gemenge vrn Kalifalpeter, Schwefel und Kohle) in Mehlſorm, gekörnt oder gepreßt, 
ferner ſchwarzpulverähnliche Gemenge, die den Bedingungen unter Gruppe 1 Punkt ch nicht entſprechen, 
aber unter dem Einfluß von Stoß, Reibung oder Entzündung nicht gefährlicher ſind als ſtaubfein gemahlenes 
Jagdpulver von folgender Zuſammenſetzung: 75 v. H. Kaliſalpeter, 10 v. H. Schwefel und 15 v. H. 
Holzkohle. 
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Hierzu gehören: 

I. Bergbauſprengſtoffe. 

Bergbaupulver 1 (Gemenge von 73 bis 77 v. H. Kaliſalpeter, 10 bis 15 v. H. Holzkohle, 8 bis 
15 v. H. Schwefel). ; 

Bergbaupulver 2 (Gemenge von 68—72 v. H. Kaliſalpeter, 28—32 v. H. Holzkohle und Schwefel). 

Bergbaupulver 3 (Gemenge von 63—67 v. H. Kaliſalpeter, 33—37 v. H. Holzkohle und Schwefel). 

Sprengſalpeter 1 (Gemenge von 70—75 v. H. Natronſalpeter, wovon bis zu 25 v. H. der Geſamt⸗ 
menge des Sprengſtoffes durch Kaliſalpeter erſetzt werden dürfen, 10—16 v. H. Kohle, 9—15 v. H. 
Schwefel). i k 

II. Andere Sprengftoffe 
(Zur Zeit nicht im Verkehr.) 

1) Dynamite und dynamitähnliche Sprengſtoffe aus einer zu ihrer Herſtellung berechtigten inländiſchen 
oder aus einer zum Verſand auf polniſchen Bahnen ermächtigten ausländiſchen Fabrik. Sie dürfen nicht 
gefährlicher ſein als Sprenggelatine oder Gur⸗Dynamit. 

Hierher gehören: 

I. Bergbauſprengſtoffe. 
A. Geſteinſprengſtoffe. 

Dynamit 1 (Gemenge von 61 63,5 v. H. Nitroglyzerin, 1,5—4 v. H. Kollodiumbaumwolle, 
25—29 v. H. Natronſalpeter und / oder Kaliumperchlorat, 6—9 v. H. Pflanzenmehl, auch bis zu 2 v. H. 
Soda und / oder Kreide und / oder unſchädlichen färbenden Beſtandteilen, z. B. Ocker, Caput mortuum). 

Dynamit 2 (Gemenge von 56—61 v. H. Nitroglyzerin, 4,5—9 v. H. Nitrozelluloſe, 3—8 v. H. 
Pflanzenmehl, bis zu 4 v H. Nitroabkömmlingen des Toluols und / oder Naphtalins und / oder Diphenylamins, 
25—30 v. H. Alkalinitraten und / oder Kaliumperchlorat). 

Dynamit 3 (Gemenge von 34—39 v. H. Nitroglyzerin, 1—6 v. H. Nitrozelluloſe, 1—6 v. H. Pflanzen- 
mehl, 6—10 v. H. Nitroabkömmlingen des Toluols und / oder Naphtalins und / oder Diphenylamins, 
44 — 45 v. H. Alkalinitraten und / oder Ammonſalpeter und / oder Kaliumperchlorat. 

Dynamit 4 (Gemenge von 36 39,5 v. H. Nitroglyzerin, 0,5—4 v. H. Nitrozelluloſe, 1—7 v. H. 
Pflanzenmehl und / oder feſten Kohlenwaſſerſtoffen, 40—50 v. H. Alfalinitraten und / oder Ammonſalpeter 
und / oder Kaliumperchlorat, 71—12 v. H. anorganiſchen inerten Salzen). 

Dynamit 5 (Gemenge von 16—20 v. H. Nitroglyzerin, 0,5 2 v H. Schießbaumwolle, 50—75 v. H. 
Kaliumperchlorat und / oder Ammonſalpeter und /oder Alkalinitraten, 2—12 v. H. Nitroabkömmlingen des 
Toluols und / oder Naphtalins und / oder Diphenylamins, 1—6 v. H. Pflanzenmehl und / oder feſten Kohlen⸗ 
waſſerſtoffen, auch bis zu 12 v. H. Alkalichloriden). 

Gelatit (Gemenge von mindeſtens 20 v. H. gelatinierten Nitroglyzerin, auch mit waſſerhaltigen Streck⸗ 
mitteln, Ammonſalpeter, Holzmehl, auch mit aromatiſchen Nitrokörpern, nicht gefährlicher als Trinitrotoluol, 
auch mit Chlornatrium, Chlorkalium oder ähnlichen ungefährlichen, neutralen, beſtändigen Salzen). 

Sprenggelatine (Gemenge von 92—94 v. H. Nitroglyzerin und 6—8 v. H. Kollodiumbaumwolle). 


B. Wetterſprengſtoffe. 
6) halbgelatinöſe Wetterſprengſtoffe. 

Wetter⸗Baldurit A (Gemenge von 12 v. H. gelatiniertem Nitroglyzerin, 50 v. H. Ammonſalpeter, 
2 v. H. Dinitrotoluol, 2 v. H. Holzmehl 0,5 v. H. Kohlenſtaub, 33,5 v. H. Chlornatrium). 

Wetter⸗Baldurit B (Gemenge von 12 v. H. gelatiniertem Nitroglyzerin, 50 v. H. Ammonſalpeter, 
1 v. H. Kohlenſtaub, 35 v. H. Küchenſalz, 2 v. H. Holzmehl). 

Wetter⸗Bavarit A (Gemenge von 12 v. H gelatiniertem Nitroglyzerin, 55 v. H. Ammonſalpeter, 
3 v. H. Dinitrotoluol, 1 v. H. Kohle, 1 v. H. Holzmehl, 28 v. H. Chlornatrium). 

Wetter⸗Bavarit B (Gemenge von 12 v. H. gelatiniertem Nitroglyzerin, 56 v. H. Ammonſalpeter, 
2 v. H. Trinitrotoluol, 2 v. H. Dinitrotoluol, 28 v. H. Chlornatrium). 

6) Gelatinöſe Wetterſprengſtoffe. 

Wetter⸗Barbarit A (Gemenge von 30 v. H gelatiniertem Nitroglyzerin, 0,5 v. H. Schießbaumwolle, 
0,5 v. H. Dinitrotouol, 25 v. H. Ammonſalpeter, 3 v. H. Barytjalpeter, 1 v. H. Talk, 40 v. H Chlorkalium). 

Wetter⸗Barbarit B (Gemenge von 29,5 v. H. gelatiniertem Nitroglyzerin, 0,5 v. H. Schießbaumwolle, 
1 v. H. Glyzerin, 24 v. H. Ammonſalpeter, 2,5 v. H. Barytſalpeter, 1 v. H Talk, 41,5 v. H. Küchenſalz). 
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Wetter⸗Barbarit C (Gemenge von 30 v. H. gelatinieriem Nitroglyzerin, 34,5 v. H. Chlorkalium, 
32,5 v. H. Ammonſalpeter, 1,5 v. H. Naphtalin, 1 v. H. Kaliſalpeter, 0,5 v. H. Glyzerin. 


Wetter⸗Arit A (Gemenge von 25 v. H Nitroglyzerin, 0,8 v. H. Schießbaumwolle, 1 v. H. Glyzerin 


(Dickflüſſigkeit = 1,13), 29,5 v. H. Ammonfalpeter, 3,7 v. H. Trinitrotoluol, 40 v. H. Chlornatrium). 
Wetter⸗Arit B (Gemenge von 25 v. H. Nitroglygerin, 0,8 v. H. Schießbaumwolle, 1 v. H. Glyzerin 
(Dickflüſſigkeit = 1,13), 31 v. H. Ammonſalpeter, 4,2 v. H. Trinitrotoluol, 38 v. H. Chlornatrium. 


II. Andere Sprengſtoffe. 
(Zur Zeit nicht im Verkehr.) 

g) Ammonſalpeterſprengſtoffe, die bei gewöhnlicher Behandlung nicht handhabungsſicher ſind (d. h. 
den Bedingungen der 1. Gruppe Punkt a) nicht entſprechen), ſoweit ſie in keiner Beziehung nicht gefährlicher 
ſind als Sprenggelatine. Sie dürfen keine Chlorate enthalten und müſſen aus inländiſchen zu ihrer Her⸗ 
ſtellung berechtigten oder aus der zum Verſand auf polniſchen Bahnen beſonders ermächtigten ausländiſchen 
Fabrik herſtammen. 

h) Proben neuer Sprengſtoffe bis zum Gewichte von 15 kg, bei Aufgabe an amtlich anerkannte 
Prüfungsſtellen zur Unterſuchung, ſoweit ſie nicht gefährlicher ſind als Sprenggelatine oder Gurdynamit. 


B. Schießmittel. 
1. Gruppe. Schießmittel, die in unbeſchränkten Mengen als Stückgut befördert werden 
dürfen, und zwar: i 

Rauchſchwache gelatinierte Nitrozelluloſepulver und nitroglyzerin— 
haltige Nitrozelluloſepulver, loſe und in Ladungen, ſoweit ſie nachſtehenden 
Anforderungen entſprechen: * 

1. Die verwendete Nitrozelluloſe muß von beſter Beſchaffenheit ſein und folgenden Stabilitätsbedingungen 
genügen: i i i 

a) die Abſpaltung von Stickoxyd während einer zweiſtündigen Erhitzung auf 1320 darf für 1 g 
Nitrozelluloſe nicht mehr als 3 cem betragen. 

b) die Verpuffungstemperatur der Nitrozelluloſe muß über 1800 liegen. 

2. Das verwendete Nitroglyzerin muß von beſter Beſchaffenheit, inbeſondere keine freien Säuren enthalten. 
3. Das fertige Pulver muß gelatiniert ſein und folgenden Anforderungen entſprechen: 

a) Nitrozelluloſenpulver müſſen eine Verpuffungstemperatnr von mindeſtens 1700 haben und bei 
der Stabilitätsprüfung mindeſtens 1 Stunde auf 1320 erhitzt werden können, ohne deutlich 
erkennbare gelbrote Gaſe abzuſpalten, 

b) Nitroglyzerinhaltige Nitrozelluloſepulver müſſen eine Verpuffungstemperatur von mindeſtens 160° 
haben und bei der Stabilitätsprüfung mindeſtens 11/, Stunden auf 1200 erhitzt werden können, 
ohne deutlich erkennbare gelbrote Gaſe abzuſpalten. 

2. Gruppe. Schießmittel, die nur in halben und ganzen Wagenladungen befördert 
werden dürfen. 

Rauchloſe gelatinierte Nitrozelluloſepulver und nitroglyzerinhaltige 
Nitrozelluloſepulver, die den Anforderungen für die Pulver der 1. Gruppe 
nicht entſprechen. 

Rauchloſe nicht gelatinierte Nitrozelluloſepulver (ſogenannte Miſchpulver). 
Schwarzpulver (gepreßt und gekrönt) und ähnliche für Schießzwecke geeignete Pulver. 
Gut gelatinierte Pulverfaſern und deren Erzeugniſſe. 


f C. 
Andere exploſionsfähige Stoffe. i 
1. Exploſionsfähige, jedoch nicht ſelbſtentzündliche chemiſche Erzeugniſſe, die nicht in den Abſchnitten 
unter A und B aufgeführt find, müſſen im trockenen Zuſtande den Proben gegen Schlag, Reibung und 
Entzündung unterworfen werden und ſich dabei nicht gefährlicher erweiſen als zum Vergleich genommene 
verſtaubte Pikrinſäure bei einem Gefrierpunkt von mindeſtens 1200. 
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2. Mechaniſche Gemenge von erplofiver Eigenſchaft können zu den Stoffen der gegebenen Gruppen 
nicht zugezählt werden. 

Bemerkung. Die in der Anlage A aufgeführten Güter ſind in den Frachtbriefen mit der in 
dieſer Anlage aufgeführten Benennung zu bezeichnen. 

Der Abſender hat im Frachtbriefe die in der 1. Klaſſe aufgeführten Güter mit roter Tinte zu unter⸗ 
ſtreichen. 

Die in der Anlage A aufgeführten Stoffe können mit anderen Stoffen nur dann zuſammengepackt 
werden, wenn dieſes in der Anlage zugelaſſen iſt. | 

Ihre Ladung mit anderen Stoffen in ein und denſelben Wagen ift nur zuläffig, wenn dieſerhalb in 
der Anlage A kein Verbot enthalten iſt. 


Beförderungsbedingungen für die unter Ia, A, B und O aufgeführten Sprengſtoffe. 


I. Probeſendungen. 
Zur Beförderung an ſtaatliche oder amtlich anerkannte Prüfungsſtellen zum Zwecke der Unterfuchung 
können als Stückgut aufgegeben werden: 

a) Proben neuer Sprengſtoffe, die nicht gefährlicher find als der Vergleichs-Ammonit 1 (ſiehe Abt. A, 

1 Gruppe a) in Mengen bis zu 5 kg, wenn fie patroniert find. Die Patronen müſſen in feſtes 

Papier gewickelt und zu feſten Paketen bis zum Gewichte von 2¼ kg vereinigt, und in eine 

ſtarke, haltbare Holzkiſte und dieſe wieder in eine hölzerne Überkiſte verpackt ſein. Der Zwiſchen⸗ 

raum zwiſchen den Wandungen beider Kiſten muß mindeſtens 5 em betragen und mit Kieſelgur oder 

Sägemehl ausgefüllt ſein. Die Überkiſte muß auf dem Deckel in roten Buchſtaben die deutliche, halt⸗ 


bare Aufſchrift tragen: „| Sprengſtoffproben | | Exploſiv * Dem Frachtbriefe muß die Be- 


ſcheinigung eines von der Eiſenbahn anerkannten Chemikers beigefügt werden, daß Art und 
Verpackung der Sendung dieſen Vorſchriften entspricht. 

b) Proben beliebiger neuer Sprengſtoffe in Mengen bis zu 100 g, nur wenn ſie patroniert ſind. 
Die Patronen müſſen, ſofern es mehr als eine find, durch Unwickelung in feſtes Papier zu einem 
Paket vereinigt und in eine ſtarke haltbare Kiſte von mindeſtens 22 mm Brettſtärke und 25 cm 
Seitenlänge mit trockenem Holzmehl feſt umgeben und gegen jede Verſchiebung in der Kiſte 
völlig feſtgelegt ſein. Dieſe Kiſte iſt in eine ſtarke, dichte, ſicher zu verſchließende hölzerne Über- 
kiſte von mindeſtens 25 mm Brettſtärke und von ſolchen Abmeſſungen zu verpacken, daß zwiſchen 
Innenkiſte und Außenkiſte überall ein lichter Abſtand von mindeſtens 12 em vorhanden iſt. 
Dieſer Zwiſchenraum iſt mit trockenem Holzmehl feſt auszufüllen, durch geeignete Vorrichtungen 
ift ficherzuftellen, daß der Abſtand zwiſchen Innen- und Außenkiſte durch Rütteln während der 
Beförderung ſich nicht ändern kann. Die Überkiſte muß auf dem Deckel in roten Buchſtaben 


die deutliche, haltbare Aufſchrift tragen: -| Sprengſtoffproben | | Exploſiv | Nicht ſtürzen!“ 


Dem Frachtbrie muß die Beſcheinigung eines von der Eiſenbahn anerkannten Chemikers beige- 
fügt fein, daß die Verpackung dieſer Vorſchrift entſpricht, und daß der Abſender vorher mit der 
Prüfungsſtelle wegen der Beſchaffenheit der Proben in Verbindung getreten iſt. 

e) Proben von Dynamiten (2. Gruppe), ſoweit ſie zu Wetterſprengſtoffen gehören und an amtlich 
anerkannte Verſuchsſtationen zwecks Prüfung auf Sicherheit im Grubengas oder Kohlenſtaub 
verſandt werden, in Mengen bis zu 2 kg und nur in Geſtalt von Patronen. Die Patronen 
müſſen durch feſtes Papier zu einem Paket vereinigt fein, das mitten in eine Holzkiſte von min⸗ 
deſtens 22 mm Brettſtärke mittels Holzmehl ſo feſt zu verpacken iſt, daß es gegen Verſchiebung 
völlig geſichert iſt. Dieſe Kiſte iſt, wie unter b) angegeben, zu verpacken. Die Überkiſte muß 
auf dem Deckel in roten Buchſtaben die deutliche, haltbare Aufſchrift tragen „Dynamitproben zur 
Prüfung auf Sicherheit | Exploſiv | Nicht ſtürzen!“ Dem Frachtbrief muß die Beſcheinigung 
eines von der Eiſenbahn anerkannten Chemikers beigefügt ſein, daß die Proben nicht gefährlicher 
ſind als Sprenggelatins oder Gurdynamit, und daß die Verpackung dieſen Vorſchriften entspricht. 

Bemerkung. Proben von Exploſiv- und Schießmitteln, die durch Militärinſtitute an chemiſche Laboratorien 


zur Prüfung geſandt werden, können ſtatt in Patronen in dicht verſchloſſenen blechernen Schachteln, 
die in der gleichen guten Weiſe wie in Holzliſten verpackt find, befördert werden. 
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II. Gewöhnliche, nicht unter I fallende Sendungen. 
A. 
Verpackung. 
1. Gruppe der Sprengmittel. Leunzeichen Exploſiv | 
1. Ammonſalpeterſprengſtoffe a). WAY 

(1) Die Sprengſtoffe können nur in Geftalt von Patronen befördert werden. Die Patronen find in 
luftdicht verſchloſſene Blechbüchſen und diefe in haltbare Holzbehälter feft zu verpacken. 

(2) Die Patronen, die in Paraffin oder Zereſin getaucht werden, können auch durch eine fejte Um⸗ 
hüllung von Papier, zu Paketen von 2¼ kg Gewicht vereinigt fein. Desgleichen können auch nichtgetränkte 
Patronen verpackt werden, es müſſen aber dann die Pakete ſelbſt durch einen Überzug von Zereſin oder 
Harz völlig von der Luft abgeſchloſſen fein. Die Pakete ſind in ſtarke, dichte, ficher verſchloſſene Holz⸗ 
behälter feſt zu verpacken. 

(3) Der Inhalt der Kiſte darf höchſtens 50 kg betragen. 

(4) Die Kiſten müſſen in roter und haltbarer Aufſchrift die Bezeichnung: „Ammonſalpeter⸗Verbindungen 


| Exploſiv * tragen. 


2. Organiſche Nitroverbindungen und Gemenge aus ſolchen b). 

() Dieſe Stoffe müſſen in ſtarke, dichte, ſicher verſchloſſene Holzbehälter oder auch in ſogenannte 
amerikaniſche Pappefäſſer feſtverpackt fein. Das ſogenannte flüſſige Trinitrotoluol darf auch in eiſerne Bez 
hälter verpackt ſein, dieſe Behälter müſſen einen völlig dichten Verſchluß haben, der im Falle eines Brandes 
dem Drucke der im Innern des Behälters ſich entwickelnden Gaſe nachgibt. 

Hexamit und Pikrit werden nach den Vorſchriften für Amnonſalpeterſprengſtoffe a) verpackt, jedoch 
kann die Paraffinierung oder Zereſinierung fortfallen. 0 

(2) Die Behälter müſſen die deutliche und haltbare Aufſchrift des Sprengſtoffnamens und in roter 


Farbe das Zeichen: „Nitroverbindungen | Exploſiv K tragen. Zur Verpackung von waſſerlöslichen Nitro- 
körpern darf kein Blei verwendet werden. 
3. Nitrozelluloje*) Schießbaumwolle, Kolodiumbaumwolle c). i 

Nitrozelluloſe in Flockenform, auch ungepreßt, mit mindeſtens 25 v. H. Waſſer- oder Alkoholgehalt (a) 
und gepreßte Nitrozelluloſe mit mindeſtens 15 v. H. Waſſergehalt (e) müſſen lufte, waſſer- und alkoholdicht 
in ſtarke, dichte, ſicher verſchloſſene Holzbehälter eder in ſogenannte amerikaniſche Pappeſäſſer oder in innen 
verzinkte (verbleite) Eiſenfäſſer mit einem dichten Verſchluſſe, der einem etwaigen inneren Drucke nachgibt, 
feft verpackt fein. Bei den Holzbehältern und den amerikaniſchen Pappefäſſern ift die geforderte Luft⸗, 
Waſſer⸗ und Alkoholdichtheit durch geeignete dichte Einlagen z. B. Zinkblecheinſätze oder eine nichtunters 
brochene Paraffinpapierauslegung herzuftellen. Die Behälter müſſen in roter Farbe die deutliche Aufſchrift 


tragen: „Naſſe iteozellutoje | Erplofiv K 


4. Sprengſtoffe mit einer ähnlichen Zuſammenſetzung wie Schwarzpulver, ungefährlich bei ge⸗ 

wöhnlicher Handhabung ch). 
() Dieſe Stoffe müſſen wie die Ammonſalpeterſprengſtoffe a) verpackt ſein. Für Gruben⸗Sprengpulver 
5 und Sprengſalpeter 5 iſt an Stelle der Verpackung in Patronen auch die Verpackung in Büchſen aus 
Weißblech mit dicht ſchließendem Deckel zugelaſſen. Jede Büchſe darf höchſtens 5 kg Grubenſprengpulver 5 
oder Sprengſalpeter 5 enthalten und iſt in kräftiges Packpapier völlig einzuwickeln. Höchſtens 10 Büchſen 
ſind in einen ſtarken, dichten, ſicher verſchloſſenen Holzbehälter ſo einzuſetzen, daß die Deckel der Büchſen in 


) Nitrozelluloſe e) mit mindeſtens 25 v. H. Waſſergehalt und Pulver-Rohmaſſe e) können unverpackt in beſonders 
eingerichtete Wagen, die für andere Zwecke nicht verwendet werden dürfen, verladen werden. Die Wagen müſſen ſtarke und 
und vollkommen dichte Wände haben, die ein Verſtreuen des Inhaltes ſowie ein Entweichen der Feuchtigkeit ausſchließen. 
Sie müſſen im Inneren glatte, leicht reinzuhaltende, abwaſchbare Flächen haben ohne Vorſprünge, Schrauben, Muttern und 
dergleichen und ohne Vertiefungen, die ein Zurückbleiben von Reſten ermöglichen. Dieſe Wagen müſſen innen verzinkt oder 


verbleit, ſicher und gut verſchloſſen ſein und eine in die Augen fallende deutliche Aufſchrift „Naſſe Nitrozelluloſe. | Exploſiv | u 
tragen. 


Die Verladung und Entladung Lofer Nitrozelluloſe darf nur in den Sprengſtoſfabriken geſchehen. Von der Wieder— 
verwendung müſſen die Wagen innen und außen ſorgfältig gereinigt werden. Eine Beſcheinigung darüber, daß dies geſchehen, 
iſt der Eiſenbahn bei der Übergabe der Wagen vorzulegen. i 
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ihrer Lage durchaus feſtgehalten werden. Die Holzbehälter müſſen durch dicht zugepaßte Zwiſchenwände 


eingeteilt, durch Nagelung verbunden, jedoch nicht an den oberen Deckel des Behälters ſein, wobei ſich in 
einer Abteilung nicht mehr als 3 Büchſen befinden dürfen. Bei Gruben-Sprengpulver 5 und Spreng⸗ 


ſalpeter 5 ſind an Stelle der mit Paraffin oder Zereſin getränklen Patronenhülſen (vergleiche Ziffer 1 
Abſ. (2) dichte Hülſen aus Pergamentpapier zugelaſſen. 

(2) Auf den äußeren Behältern muß ſich die deutliche und haltbare Aufſchrift des Sprengſtoffnamens 
und die Angabe: „Grubenpuber Exploſiv J“ befinden. 


5. Chlorat- und Perchloratſprengſtoffe o). 

() Die Stoffe müſſen patroniert ſein. Die Patronen müſſen mit Paraffin oder Zereſin überzogen 
oder in paraffiniertes oder zereſiniertes Papier eingeſchlagen und durch eine fejte Umhüllung von Papier zu 
Paketen bis 21/, kg⸗Gewicht vereinigt ſein, bei Chloratit 3 darf anſtatt des Paraffinieren (Zereſinieren) 
der Pakete und Patronen gut geleimtes Papier Verwendung finden. Die Pakete müſſen in ſtarke, dichte, 
ficher verſchloſſene Holzbehälter feſt verpackt ſein. Im dem Behälter etwa leer bleibende Räume müſſen mit 
geeigneten Verpackungsſtoffen derart ausgefüllt ſein, daß ſich die Pakete nicht bewegen können. Zum Zu⸗ 
ſammenfügen der Deckel der Behälter verwendete eiſerne Nägel müſſen verzinkt ſein. 

(2) Der Inhalt eines Behälters darf höchſtens 25 kg betragen. 

(8) Die Behälter müſſen eine deutliche, haltbare Aufſchrift des Sprengſtoffnamens und je nach Art 


des Sprengſtoffes die Angabe: „Chl. | Exploſiv |’ oder „Perchl. | Exploſiv 3 in roter Farbe tragen. 
6. Pulver⸗Rohmaſſe k). 

(1) Die Maſſe muß in innen verzinkte (verbleite) Eiſenfäſſer mit einem ſicheren, dichten Verſchluſſe, der 
einem etwaigen inneren Drucke nachgibt, oder in feſt verſchloſſene, dichte Säcke aus kräftigem, gummiertem 
Stoffe und dieſe wieder in feſt verſchloſſene widerſtandsfähige Überſäcke verpackt ſein. 

(2) Das Rohgewicht eines Frachtſtückes darf 25 kg nicht überſteigen. 

(3) Die Behälter müſſen in roter Farbe die deutliche haltbare Aufſchrift tragen: „Pulver-Rohmaſſe 
| Erplofio |-. 


2. Gruppe der Sprengftoffe. Zeichen [Ti | 

1. Organische Nitroverbindungen und Gemenge von ſolchen a). 

(1) Die Verpackung der trockenen Nitroverbindungen muß dieſelbe wie bei den organiſchen Nitro— 
verbindungen der 1. Gruppe b) ſein. 

(2) Die mit Waſſer angefeuchteten Nitroverbindungen müſſen in haltbare Holzbehälter und mit inneren 
Behältern aus Blech gepackt ſein, die eine dichte Gummizwiſchenlage zwiſchen dem Rande und dem Deckel 
beſitzen. Die inneren Behälter für die im Waſſer löslichen, naſſen Nitroverbindungen a) müſſen aus 
ſolchem Material beſtehen, auf welches die naſſen, chemiſchen Nitroverbindungen nicht einwirken können 
(3. B. Ton). Der Inhalt des Waſſers muß ein derartiger ſein, daß er während der Beſörderung unter 
25 v. H. nicht fallen kann. 

(3) Der Inhalt einer Kiſte darf höchſtens 25 kg betragen. 

(4) Auf den Kiſten muß in roter, deutlicher und haltbarer Aufſchrift der Vermerk „NZ. | Exploſiv F 
eingetragen fein. RRC 

2. Nitrozelluloſe. Schießbaumwolle und Kollodiumbaumwolle b). 

(1) Die Stoffe müſſen waſſerdicht in haltbare Holzbehälter, die keine eiſernen Reifen oder Bänder 


‚haben, fo feft verpackt fein, daß der Inhalt ſich nicht bewegen kann. 


(2) Die mit Paraffin oder auch mit einem Zuſatz von 30 bis 50 v. H. Kaliſalpeter oder Baryt⸗ 
ſalpeter überzogenen Patronen müſſen vor dem Einlegen in die Behälter durch Umwickelung in ſtarkes 
Papier in Pakete gebunden ſein. 


(3) Die Behälter müſſen in roter Farbe eine deutliche, haltbare Aufſchrift „Nitrozelluloſe | Exploſiv 3 
tragen. 


) Wegen Verladung von Pulver⸗Rohmaſſe in beſonders eingerichtete Wagen vergleiche die Anmerkung zu Ziffer 3, 
Nitrozelluloſe. Die Wagen müſſen die Aufſchrift „Pulver-Rohmaſſe | Exploſiv “ tragen. 
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3. Nitrierte Chlorhydrine c). 

Nitrierte Chlorhydrine find in ſtarke, dicht verſchloſſene Metallgefäße zu verpacken, die nur bis zu 9% 
ihres Faſſungsraums gefüllt ſein und nicht mehr als 25 kg nitrinierte Chlorhydrine enthalten dürfen. Jedes 
Gefäß iſt einzeln in einen ſtarken Holzbehälter mit Sägemehl ſo einzuſetzen, daß es überall von einer 
mindeſtens 10 em ſtarken Schicht des Verpackungsſtoffes umgeben iſt. Der Holzbehälter muß in roter 


Farbe die deutliche Aufſchrift tragen: „Nitriertes Chlorhydrin | Exploſiv 5 i 


4. Chlorat⸗ und Perchloratſprengſtoffe d). 

(1) Die Stoffe müſſen patroniert ſein. Die Patronen müſſen mit Parafin oder Zereſin überzogen 
oder in paraffiniertes oder zereſiniertes Papier eingeſchlagen und durch eine feſte Umhüllung von Papier zu 
Paketen bis 2¼ kg Gewicht vereinigt fein. Die Pakete müſſen in ſtarke, dichte, ſicher verſchloſſene Holz 
behälter feſt verpackt ſein. In dem Behälter etwa leer bleibende Räume müſſen mit geeigneten Verpackungs⸗ 
ſtoffen derart ausgefüllt ſein, daß ſich die Pakete nicht bewegen können. Zum Zuſammenfügen der Deckel 
der Behälter verwendete eiſerne Nägel müſſen verzinkt ſein. 

(2) Der Inhalt eines Behälters darf höchſtens 25 kg betragen. 

(8) Die Behälter müſſen in deutlicher, haltbarer Aufſchrift den Sprengſtoffnamen und je nach der 


Art des Sprengſtoffs die Angabe in roter Farbe „Chl. | Exploſiv | oder „Bert | Exploſiv ]“ tragen. 


5. Schwarzpulver ſowie ſchwarzpulverähnliche Miſchungen e). 

() Dieſe Stoffe müſſen in haltbare, dichte, ficher. verſchloſſene Holzbehälter feft verpackt fein, die das 
Verſtreuen oder Verſtauben des Inhalts ficher verhindern. Auch ſogenannte amerikaniſche Pappefäſſer ſind 
zuläſſig. Die Behälter dürfen keine eiſerne Nägel, Schrauben oder ſonſtige eiſerne Befeſtigungsmittel 
(Reifen, Bänder oder dgl.) haben. Bei Holzfäſſern mit einem Rohgewicht von höchſtens 20 kg ſowie bei 
Holzkiſten find jedoch auch verzinkte Drahtſtifte mit verſenkten Köpfen zuläſſig. Auch metallene Packgefäße 
(mit Ausnahme von eiſernen) find zuläſſig, wenn ihr Verſchluß zwar völlig dicht ift, jedoch im Falle eines 
Brandes dem Druck der ſich Innern entwickelnden Pulvergaſe nachgeben kann. 

2) Loſes Kornpulver in Holzbehältern muß in dichte, haltbare Säcke, — Mehlpulver dagegen in 
Lederbeutel geſchüttet werden. 

(3) Das Rohgewicht eines Behälters darf höchſtens 90 kg betragen. 


(4) Die Behälter müſſen in deutlicher, haltbarer Aufſchrift den Sprengſtoffnamen und in roter Farbe 
die Angabe „. Exploſiv ]“ tragen. 


6. Dynamite und dynamitähnliche Sprengſtoffe ). Nicht handhabungsſichere Ammonſalpeter⸗ 
ſprengſtoffe g) und Proben neuer Sprengſtoffe h). 

(1) Die Sprengſtoffe müſſen patroniert fein. Die Patronen, zu deren Hülſen kein gefettetes oder 
geöltes (wohl aber paraffiniertes) Papier verwendet fein darf, müſſen durch feſtes Umſchlagpapier zu Paketen 
bis zu einem Gewicht von 2¼ kg vereinigt fein. Die Pakete find in ſtarke, dichte, ficher verſchloſſene 
Holzbehälter, die keine eiſernen Reifen oder Bänder haben, ſo feſt einzuſetzen, daß ſie ſich nicht verſchieben 
können. ; 

(2) Das Rohgewicht der Behälter mit Stoffen unter f) darf 35 kg nicht überfchreiten. 

(3) Die Behälter müſſen in deutlicher, haltbarer Aufſchrift den Sprengſtoffnamen und die Angabe in 


roter Farbe „Dyn. | Exploſiv F ſowie das Fabrikzeichen und die Bezeichnung der Herkunft (Fabrit- 
marke tragen. | 
Schießmittel. 


a) Für die 1. und 2. Gruppe gemeinſam. ; 

Schießmittel. Schießmittel, die lofe oder auch in Form von Kartuſchen find, müſſen feft in Halt: 
bare Holzbehälter verpackt ſein, deren Fugen ſo gedichtet ſind, daß kein Ausſtreuen ſtattfinden kann. Auch 
ſogenannte amerikaniſche Pappefäſſer ſind zuläſſig. Die Behälter dürfen keine eiſerne Nägel, Schrauben 
oder ſonſtige eiſerne Befeſtigungsmittel (Reifen, Bänder oder dergleichen) haben. Metallene Packgeſäße 
(nit Ausnahme von eiſernen) find zuläſſig, wenn fie völlig dicht und nachgiebig genug find, um die Ent— 
ſtehung eines eine Detonation bedingenden Innendrucks zu verhindern. 
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b) Für die 1. Gruppe. ; 
Die Holzbehälter und metallenen Gefäße müſſen in roter Farbe die deutliche und haltbare Aufſchrift 


tragen: „Rauchloſes Pulver | Gzplofiv e 


c) Für die 2. Gruppe. 

(1) Loſes Kornpulver muß vor der Verpackung in Tonnen oder Kiſten in haltbare dichte Säcke 
geſchüttet ſein. Zum Verpacken von prismatiſchem Pulver in einzelnen Stücken find ſtarke, dichte, ficher 
verſchloſſene Holzbehälter zu verwenden. Die Wände der Behälter müſſen gezinkt, Boden und Deckel müſſen 
durch verleimte hölzerne Nägel oder durch Meſſingſchrauben gut befeſtigt ſein. Innerhalb des Behälters 
müſſen ſich zur Feſtlegung der Pulverprismen zwei Platten von Filz oder einem ähnlichen elaſtiſchen Stoffe, 
die eine an einer Kopfwand, die andere unter dem Deckel befinden. 

(2) Das Rohgewicht eines Behälters darf höchſtens 90 kg betragen. Einzelne Kartuſchen dürfen ein 
höheres Gewicht haben. ; 

(8) In einem Behalter dürfen nicht zuſammen verſchiedenartige Schießmittel ſowie auch Schießmittel 
mit andern exploſivfähigen Stoffen gepackt werden. 

(4) Die Behälter müſſen die deutliche und haltbare Auſſchrift „Schießpulver | Exploſiv p in roter 
Farbe tragen. W RATE SE 


d) Ausnahmen von den Vorſchriften unter a) und b) für Schießmittel der 1. Gruppe, für 
welche die Zuſammenladung mit Sprengkapſeln [I b. Ziffer 2 a) und b)] zuläſſig ift. 

Schießmittel der 1. Gruppe, für welche die Zuſammenladung mit ſprengkräftigen Zündungen 
(Tb. Ziffer 2) zuläſſig iſt, müſſen in haltbare, dichte Holzbehälter von mindeſtens 30 mm Wandſtärke 
verpackt ſein, deren Deckel mit Schrauben befeſtigt iſt. Ein derartiger Behälter darf höchſtens 30 kg 
Schießmittel enthalten. Der Behälter iſt in cine ſtarke, dichte und mit Meſſingſchrauben oder verzinnten 
Holzſchrauben ſicher zu verſchließende hölzerne Überkiſte von mindeſtens 25 mm Wandſtärke einzuſetzen. 
Zwiſchen dem inneren Behälter und der Überkiſte muß überall ein Zwiſchenraum von mindeſtes 12 cm 
vorhanden ſein, der mit trockenem Holzmehl oder Sägemehl feft auszufüllen ift. Durch geeignete Vor⸗ 
richtungen muß ſichergeſtellt ſein, daß der Zwiſchenraum ſich durch Rütteln während der Beförderung nicht 
ändern kann. Die Überkiſten müſſen auf dem Deckel in roter Farbe die deutliche und haltbare Auſſchrift 


tragen: „Rauchloſes Pulver | Exploſiv | nach A d)“. Die äußeren Kiſten find mit einem Plomben⸗ 


verſchluß oder mit einem auf zwei Schraubenköpfen angebrachten Siegel oder mit einem über Deckel und 
Wände geklebten, die Schutzmarke enthaltenden Zeichen zu verſehen. 
Andere exploſionsfähige Stoffe. 

(1) Zur Verpackung von exploſionsfähigen Stoffen der Abteilung C müſſen haltbare und dicht ſchlie⸗ 
ßende Behälter benutzt werden, die ein Verſtreuen, Verſtauben oder Auslecken des Inhaltes gänzlich aug- 
ſchließen. 

(2) Die Behälter müſſen in roter Farbe die Aufſchriſt: „Exploſionsfähig, nicht ſelbſtentzündliche 
chemiſche Erzeugniſſe“ tragen. 3 

Aufgabe. 

(J) Als Eilgut dürfen nicht aufgegeben werden: Sprengmittel der 2., ſowie Schießmittel der 2. Gruppe. 

(2) Bei Sprengmitteln der 2. Gruppe iſt noch folgendes zu beachten: 

a) Dieſe Stoffe dürfen nicht nach Stationen und Bahnſtrecken aufgegeben werden, wo ihre Beförderung 
verboten ift. 

b) Die Annahme dieſer Stoffe fann, ſofern fie nicht mit Sonderzügen befördert werden, von vorn- 
herein auf beſtimmte Tage und Züge beſchränkt werden. Die Beſtimmung der Tage und Züge 
unterliegt der Genehmigung der Auſſichtsbehörden. 

c) Die Frachtgebühren ſind bei der Aufgabe zu entrichten. Die Sendungen dürfen nicht mit Nach- 
nahme belaſtet werden, desgleichen iſt die Angabe des Intereſſes an der Lieferung unzuläſſig. 

d) Jede Sendung muß — vorbehaltlich beſonderer Vereinbarungen mit der Eiſenbahn im Einzel⸗ 
falle — mindeſtens 1 Tag vor der Aufgabe unter Vorlegung eines genauen und vollſtändigen 
Frachtbriefes bei der Abfertigungsſtelle angemeldet werden. Die Sendung darf nur zu der von 
der Abfertigungsſtelle beſtimmten Tageszeit aufgeliefert werden. 


e) Sendungen, die in Sonderzügen befördert werden folen, find der Verſandgüterabfertigung 
mindeſtens 8 Tage vor der Aufgabe unter Bezeichnung der Beſtimmungsſtation anzumelden. 


C. 


Beſcheinigungen. Frachtbriefe. 
(1) Bei den Sprengmitteln der 1. Gruppe muß jede Sendung von einer Beſcheinigung eines von der 
Eiſenbahnverwaltung anerkannten Chemikers begleitet fein, daß der Sprengſtoff den Beſtimmungen unter Ia 
der Anlage A zu den Beförderungsvorſchriften entſprechend zuſammengeſetzt iſt und die dort vorgeſchriebene 


Prüfung beſtanden hat. Außerdem muß auf dem Frachtbrief vom Abſender beſcheinigt ſein, daß die Ver⸗ 


packung des Sprengſtoffs dieſen Vorſchriften genau entſpricht, und außerdem bei Ammonſalpeterſprengſtoffen: 
a) während der Zeit der vorläufigen Zulaſſung des Sprengſtoffs, daß die genaue chemiſche ue 
ſammenſetzung des Sprengſtoffs der Aufſichtsbehörde angezeigt iſt, 
b) nach der endgültigen Zulaſſung des Sprengſtoffes zur Beförderung, daß der Sprengſtoff von der 
Aufſichtsbehörde zur Eiſenbahnbeförderung zugelaſſen ift. 

Daneben iſt im Falle a) der Tag der Anzeige bei der Aufſichtsbehörde, im Falle b) der Tag der 
endgültigen Zulaſſung durch die Aufſichtsbehörde anzugeben. 

Bei Sendungen von Sprengſtoffen mit einer ſchwarzpulverähnlichen Zuſammenſetzung, ungefährlich bei 
gewöhnlicher Handhabung der 1. Gruppe und den Chlorat- und Perchloratſprengſtoffen der 1. Gruppe, iſt 
ebenfalls eine Erklärung des Abſenders erforderlich, daß der Sprengſtoff von der Aufſichtsbehörde zur Gijen= 
bahnbeförderung zugelaſſen iſt. Auch hier iſt der Tag der Zulaſſung anzugeben. 

Bei nitrierten Chlorhydrinen iſt die oben vorgeſchriebene Beſcheinigung eines von der Eiſenbahn 
anerkannten Chemikers nicht erforderlich. — Bei der Weiterbeſörderung von Teilſendungen durch andere 
Abſender als die herſtellende Fabrik kann von der Beſcheinigung eines von der Eiſenbahn anerkannten 
Chemikers abgeſehen werden, wenn der Abſender im Frachtbrief erklärt, daß der zur Beförderung aufgegebene 
Sprengſtoff von einer geprüften und beſcheinigten Sendung ſtammt — und daß die urſprüngliche Verpackung 
in keiner Weiſe geändert iſt. Auf Erfordern iſt dies glaubhaft nachzuweiſen. 

(2) Bei Nitroverbindungen der 1. und 2. Gruppe der Schießmaterialien und bei Miſchungen aus den- 
jelben muß im Frachtbrief an gegeben werden, ob die Nitroverbindungen und bei Miſchungen, ob ihre 
Beſtandteile im Waſſer löslich ſind. 

(3) Bei Sprengſtofien der 2. Gruppe iſt nachſtehendes zu beachten: 

a) Die Frachtbriefe dürfen keine anderen Gegenſtände umfaſſen. Die in ihnen angegebene j Bez 
zeichnung des Sprengſtoffes iſt rot zu unterſtreichen. Die Frachtbriefe müſſen außer der Anzahl, 
Gattung, Zeichen und Nummern der Gefäße auch das Gewicht jedes einzelnen Behälters tragen; 
für Nitrozelluloſe ſind beſondere Frachtbriefe auszuſtellen. Bei Dynamiten der 2. Gruppe 
kann vom obigen Abſtand genommen und können auf einen Frachtbrief dieſe zuſammen mit 
exploſionsfähigen Stoffen der 1. Gruppe aufgegeben werden, mit Ausnahme jedoch von exploſions⸗ 
fähigen Stoffen mit einer ähnlichen Zuſammenſtellung wie Schwarzpulver. 

b) Auf dem Frachtbriefe muß vom Abſender beſcheinigt ſein, daß Beſchaffenheit und Verpackung 
der Sprengſtoffe den Vorſchriften unter 1a) dieſer Anlage entſprechen. Außerdem muß jeder 
Sendung von Patronen aus Dynamit oder aus den übrigen in der 2. Gruppe unter f), g) und 
h) aufgeführten Stoffen ein von der Fabrik ausgeſtelltes, amtlich beglaubigtes Urſprungszeugnis 
und die Beſcheinigung eines von der Eiſenbahn anerkannten Chemikers über ordnungsmäßige 
Beſchaffenheit und Verpackung beigegeben ſein. 

(4) Bei den Schießmitteln der 1. Gruppe muß auf dem Frachtbrief von einem von der Eiſenbahn 
anerkannten Chemiker beſcheinigt fein, daß die Pulver den für fie geſtellten Anforderungen entſprechen. Bei 
der Weiterbeförderung von Teilſendungen durch andere Abſender als die herſtellende Fabrik kann von der 
Beſcheinigung eines von der Eiſenbahn anerkannten Chemikers abgeſehen werden, wenn der Abſender auf 
dem Frachtbrief erklärt, daß das Pulver oder die Pulverladungen einer geprüften und beſcheinigten 
Lieferung entſtammen. Auf Erfordern iſt dies glaubhaft nachzuweiſen, vergleiche auch Abſ. (6). 

(5) Für die Schießmittel der 2. Gruppe gelten die Vorſchriften für die Sprengmittel der 3. Gruppe 
in Abſ. (3), vergleiche auch Abſ. (6). 

(6) Bei Verſendung von Schießmitteln der 1. Gruppe, für welche die Zuſammenladung mit Spreng⸗ 
kapſeln (Ib Ziffer 2a) und b) zuläſſig iſt (und A nach der Vorſchrift unter Ad) verpackt 6%, ift fol- 
gendes zu beachten: 
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a) Jedem Behälter muß ein befonderer Frachtbrief beigegeben ſein, der keine anderen Gegenſtände 
umfaßt. ; 
b) Der Abſender hat im Frachtbrief nachſtehende von ihm unterzeichnete Erklärung abzugeben: 
„Der Unterzeichnete erklärt, daß die zu dieſem Frachtbriefe gehörige, mit dem 
Zeichen verſchloſſene Sendung in Beſchaffenheit und Verpackung den in der 
Anlage A der Beförderuugsvorſchriften unter Ta) getroffenen Beſtimmungen entſpricht“. 
In der Erklärung muß auch das Zeichen der Plombe, des Siegels oder der Schutz⸗ 
marke angegeben werden. 

(7) Bei den exploſionsfähigen Stoffen (Abt. C) muß auf dem Frachtbriefe ein von der Eiſenbahn an: 
erkannter Chemiker beſcheinigen, daß die Stoffe geprüft worden ſind und den Vorſchriften unter La) Teil C 
dieſer Anlage entſprechen. 

In allen Fällen kann die Beſcheinigung des Chemikers durch eine beſondere Beſcheinigung der ent⸗ 
ſprechenden Behörde erſetzt fein; im Frachtbriefe ſoll darauf hingewieſeu werden. 


DB: 
Befürderungsmittel, 
(1) Zur Beförderung aller Sprengſtoffe müſſen nur bedeckte Güterwagen verwendet werden. 
(2) Mit Blei ausgekleidete oder mit Blei bedeckte Wagen dürfen zur Beförderung von waſſerlöslichen 
Nitrokörpern (1. und 2. Gruppe der Sprengmittel) nicht verwendet werden (vergleiche O. Abſ. (2). 
(3) Für die Sprengmittel der 2. Gruppe und für die Schießmittel der 2. Gruppe, die nicht nach 
A. d) verpackt find, gilt folgendes: 
a) Nur Wagen mit federnden Stoß- und Zugvorrichtungen, feſter, ſicherer Bedachung, dichter Ver: 
ſchlagung und gut ſchließenden Türen, möglichſt ohne Bremsvorrichtung, dürfen verwendet 
werden. 


b) Wagen, in deren Innern eiſerne Nägel, Schrauben, Muttern oder dergleichen hervorſtehen, dürfen 
nicht verwendet werden. 


c) Wagentüren und Fenſter ſind verſchloſſen zu halten und zu dichten. Papier darf hierzu nicht 
verwendet werden. - 

d) Wagen, deren Achslager kürzlich erneuert worden oder die demnächſt zur Unterſuchung in der 
Werkſtätte beſtimmt ſind, dürfen nicht verwendet werden. Der Wagen muß vor der Beladung 
gut ausgefegt ſein. 

e) Die Sendungen müſſen von der Aufgabe- bis zur Beſtimmungsſtation in demſelben Wagen 
befördert und dürfen unterwegs nur bei unabweislicher Notwendigkeit umgeladen werden. 

f) Die Wagen müſſen an den Seiten- und Kopfwäuden mit Beklebezetteln nach vorgeſchriebenem 
Muſter mit der Aufſchrift „Sprengſtoffe“ verſehen ſein. 


E. 
Verladung. 


(1) Sprengſtoffe der Gruppen 1 und 2 dürfen nicht mit ſprengkräftigen Zündungen Ib. 2 und den 
unter Ic, Id, Ie, II, III und V genannten Gegenſtänden ſowie auch mit leichtentzündlichen Stoffen 
zuſammen in denſelben Wagen verladen werden. . 

Bei Beförderung der im Abſchnitt Ta A. 2. Gruppe und im Abſchnitt Ta B. 2. Gruppe genannten 
Sprengſtoffen als halbe Wagenladungen können in den Wagen andere Güter nicht zugeladen werden. 

(2) In Wagen, die mit im Waſſer löslichen Nitroverbindungen der 1. und 2. Gruppe der Spreng- 
ſtoffe verladen ſind, darf Blei nicht zugeladen werden (vergl. C. Punkt (2). ; 

(3) Chlorat- und Perchloratſprengſtoffe dürfen nicht mit Schwefel-, Salz- oder Salpeterſäure zuſammen 
in denſelben Wagen verladen werden. i 

(4) Beim Verladen der Sprengmittel ift noch folgendes zu beachten: 

a) Die Behälter müſſen in den Eiſenbahnwagen ſo feſt lagern, daß ſie ſich nicht bewegen, umdrehen, 
umkanten und aus den oberen Lagen nicht herabfallen können. Insbeſondere dürfen Tonnen 
nicht aufrecht geſtellt, ſie müſſen vielmehr gelegt, gleichlaufend mit den Längsſeiten des Wagens 
verladen und durch Holzunterlagen unter Haardecken und dgl. gegen jede rollende Bewegung 
geſichert werden. 


b) Die Wagen dürfen nur bis zu zwei Dritteln des Ladegewichts beladen werden. 
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e) Es dürfen nur Mengen bis zu 1000 kg mit anderen Gütern in einem Wagen zuſammen ber 
laden werden, vorausgeſetzt, daß letztere nicht leicht entzündlich ſind. Dieſe Güter müſſen vor 
dem Verladen der Sprengſtoffe verladen und nach Ausladen der Sprengſtoffe ausgeladen werden. 

d) Die Sprengmittel dürfen nicht von den Güterböden oder Güterſteigen aus, ſondern müſſen auf 
möglichſt abgelegenen Nebengleiſen und tunlichſt kurz vor Abgang des Zuges, mit dem ſie 
befördert werden ſollen, verladen werden. Das Verladen hat der Abſender unter ſachverſtändiger 
Aufſicht zu beſorgen. Die beſonderen Ladegeräte und Warnungszeichen (Decken, Flaggen oder 
dergleichen) ſind vom Abſender herzugeben und werden dem Empfänger mit dem Gut ausgeliefert. 

e) Fremde Perſonen, deren Anweſenheit beim Verladen entbehrlich, find von dem Verladungs— 
plage fernzuhalten. Wenn ausnahmsweife unbedingt bei künſtlicher Beleuchtung verladen werden 
muß, ſo müſſen die benutzten Laternen hoch und gut befeſtigt angebracht werden; für dieſen 
Zweck iſt die Benutzung von Petroleumlaternen unzuläſſig. 

f) Beim Verladen, insbeſondere von Patronen aus Dynamit, find Erſchütterungen ſorgfältig zu 
zu vermeiden, insbeſondere dürfen die Behälter nicht gerollt oder geworfen werden. 

(5) Von den Sprengſtoffen des Abſchnitts I a) können als Eilſtückgut nur angenommen werden: 

1. Ammonſalpeterſprengſtoffe [Ia A. 1. Gruppe a)]. 

2. Trinitrotoluol [Ia A. 1. Gruppe b) ql, 

3. Nitrozelluloſe [Schießbaumwolle in Flockenform und Kollodiumbaumwolle, ungepreßt, Ia A. 
1 Gruppe c)] mit mindeſtens 35 v. H. Waſſer- oder Alkoholgehalt, 

4. die Schießmittel der 1. Gruppe [Gruppe Ia B) bei Erfüllung der Vorſchriften unter A e)]. 

5. die im erſten Abſatz der Beförderungsvorſchriften des Abſchnitts Ta genannten Proben neuer 
Sprengſtoffe. s ) 

Bei Sprengſtoffen der 2. Gruppe wie auch bei Schießmitteln der 2. Gruppe ift noch folgendes zu 
beachten: 

F. 
Vorſichtsmaßregeln in den Bahnhöfen und während der Fahrt. 

(1) Weder beim Verladen noch während der Beförderung darf in oder in der Nähe der Wagen Tabak 
geraucht werden. Das Betreten oder Annähern an die Wagen mit offenem Licht oder überhaupt mit Feuer 
iſt verboten. 

(2) Vorüberfahrende Lokomotiven haben — tunlichſt auch beim Begegnen auf freier Strecke — Feuertür 
und Aſchenklappen geſchloſſen zu halten. Während der Vorüberfahrt der Lokomotive an der Verladeſtelle 
muß die Verladung unterbrochen, die Wagentüren müſſen dicht verſchloſſen und der noch unverladene Teil 
der Sendung muß mit einer Decke oder Leinwand feuerſicher geſchützt ſein. 

(3) Die mit Sprengſtoffen beladenen Wagen müſſen von der Lokomotive mindeſtens durch vier andere, 
nicht mit feuergefährlichen Stoffen beladene Wagen getrennt ſein. Im Sinne dieſer und der Beſtimmung 
unter G. Abf. (3) find Steinkohlen, Braunkohlen, Koks und Holz nicht als leicht entzündliche Gegenſtände 
anzuſehen. 

(4) Wagen mit Sprengſtoffen dürfen während des Verſchiebens nicht loſe abgeſtoßen werden, ſie ſind 
zu fuppeln und mit der größten Vorſicht zu bewegen, wobei jeder Anprall unbedingt vermieden werden muß. 

(6) Bei längerem Halten auf Unterwegsſtationen find die Wagen in möglichſt von Gebäuden abgelegene 
Nebengeleiſe zu fahren. Soll der Aufenthalt länger als 1 Stunde dauern, ſo iſt der Ortspolizeibehörde 
Anzeige zu machen. 

G. 
Beſtimmung der Züge und Einſtellung der mit Sprengſtoffen beladenen Wagen 
in die Züge. 

(1) Die Beförderung von Sprengſtoffen hat in reinen Güterzügen zu erfolgen, und nur auf ſolchen 
Strecken, wo ſolche Züge nicht verkehren, iſt die Beförderung mit gemiſchten Zügen zugelaſſen. 

(2) In einem gemiſchten Zuge dürfen höchſtens 8 mit Sprengmitteln der 2. Gruppe oder mit Schieß⸗ 
mitteln der 2. Gruppe beladene Achſen beigegeben werden. Größere Mengen dürfen nur mit Sonderzügen 
befördert werden. 

(3) Die mit Sprengftoffen beladenen Wagen find in die Mitte der Züge jo einzureihen, daß ſie von 
der Lokomotive durch mindeſtens 4 Wagen getrennt und am Schluß des Zuges ihnen noch drei Wagen 
folgen, die nicht mit leicht feuerfangenden Stoffen beladen ſind. Die Wagen ſind im Zuge feſt zu verkuppeln, 
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und ift die gehörige Verbindung auf jeder Zwiſchenſtation, wo der Aufenthalt es geſtattet, ſorgfältig zu 
prüfen. Wagen, die loſes Pulver in Mengen von höchſtens 15 kg Rohgewicht oder andere Sprengſtoffe in 
Mengen von höchſtens 35 kg Rohgewicht enthalten, brauchen durch die Einſtellung von Schutzwagen nicht 
getrennt zu werden. i 
(4) Weder an den mit Sprengſtoffen beladenen, noch an dem nächſten hinter und vor ihnen laufenden 


Wagen dürfen die Bremſen beſetzt werden. Dagegen muß am Schluſſe des Zuges ſich mindeſtens eine 
bediente Bremſe befinden. 


H. 
Aufſicht bei Beförderung von Sprengſtoffſendungen. 
Bei Aufgabe von mehr als einem Wagen mit Sprengſtoffen iſt der Abſender verpflichtet, zur Bez 
wachung der Ladung beſondere Aufſeher beizugeben. Der Aufſeher darf weder in noch auf dem mit 
Sprengſtoffen beladenen Wagen Platz nehmen, muß jedoch in dieſem Zuge untergebracht werden. 


I: 
Benachrichtigung der an der Beförderungsſtrecke gelegenen Unterwegsſtationen. 

(1) Alle auf dem Beförderungswege ſich befindlichen Stationen ſind über den Abgang des Zuges 
mit Sprengſtoffen, unter Angabe der Zugnummer, rechtzeitig telegraphiſch zu benachrichtigen. Das Bug- 
perſonal der kreuzenden, begegnenden und übe rholenden Züge ift ebenfalls tunlichſt zu verſtändigen. 

(2) Wenn eine Sendung auf eine andere Bahn übergehen ſoll, fo ift die Übergangsſtation ſobald als 
möglich von der Zuführung in Kenntnis zu ſetzen, wobei die Nummer des Zuges anzugeben iſt. 

K. 
Ankunft auf der Beſtimmungsſtation und Auslieferung der Sendungen. 

(1) Der Empfänger muß durch die Empfangsſtation rechtzeitig über die eingehende Sendung unter 
Angabe des Zeitpunktes ihrer Ankunft in der Beſtimmungsſtation benachrichtigt und zu ihrer ſofortigen 
Abnahme nach der Ankunft aufgefordert werden. Die Empfangsſtation iſt durch die Vorſtation über das 
Eintreffen des Zuges zu benachrichtigen. Die Übernahme hat innerhalb 3 Tagesſtunden, die Entladung 
innerhalb weiterer 9 Tagesſtunden nach Ankunft und Anmeldung zu erfolgen. * 

(2) Begleitete Sendungen (vergleiche H), die der Empfänger nicht innerhalb 3 Tagesſtunden über— 
nimmt, ſind ohne Verzug von den Aufſehern zu übernehmen. 

(3) Werden Sprengſtoffe oder Schießmittel innerhalb 12 Tagesſtunden nach der Ankunft nicht 
abgefahren, ſo ſind ſie ohne Verzug vom Bahnhofe zu entfernen und der Ortspolizeibehörde zur weiteren 
Verfügung zu übergeben. Die Übergabe von Sprengſtoffen aller Art an die Ortspolizeibehörde hat dann 
— und zwar auch auf Unterwegsſtationen — zu erfolgen, wenn die Sendung in einen ſolchen Zuſtand 
geraten iſt, daß die weitere Aufbewahrung auf der Station oder Weiterbeförderung bedenklich erſcheint. 

(4) Bis zur Übernahme iſt die Ladung beſonders zu bewachen. 

6) Die Sprengſtoffe dürfen nicht auf den Güterſteigen oder in den Güterböden entladen und gelagert 
werden, ſondern nur auf möglichſt abgelegenen Nebengleiſen oder in räumlich von den Güterböden getrennten, 


nicht gleichzeitig anderen Zwecken dienenden Schuppen unter Beachtung der unter E. und F. gegebenen 
Vorſchriften. 


Ib. Munition. 
Zur Beförderung ſind nur die nachſtehend aufgeführten Munitionsgegenſtände zugelaſſen: 

1. Zündeinrichtungen mit unbedeutender Sprengwirkung (ſchwache Zünder), d. ſ. Einrichtungen, deren 
Ladung ſo klein bemeſſen und ſo untergebracht iſt, daß bei ihrer Entzündung keine bemerkenswerte 
Sprengwirkung erfolgen kann. Hierher gehören: 

a) Zündhütchen für Schußwaffen (Metallhütchen mit feſtſitzendem Zündſatz), 

b) Reib- und Schlagzündſchrauben, Schlagröhren und ähnliche Zündungen mit kleiner Schwarz⸗ 
pulverladung oder Zündmaſſe. Zünder für Handgranaten ohne Sprengzünder, Handgranaten⸗ 
ſtiele mit dieſen Zündern, 

c) Zünder zu Geſchoſſen, Minen und Bomben ohne Spreugkapſel oder dergl. Einrichtungen mit 
kräftiger Sprengwirkung. Kapſeln zu dieſen Zündern u. dergl. Teile mit ſchwacher Sprengkraft. 

d) Leere Patronenhülſen für Handfeuerwaffen mit Kapſeln und leere Kartuſchhülſen mit Zündern. 

2. Zündeinrichtungen mit bedeutender Sprengkraft (ſtarke Zünder). 

2. Sprengkräftige Zündungen. 
a) Sprengkapſeln, 
b) Sprengkapſeln mit elektriſchen Zündern oder Zeitzündung, 
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c) Sprengkapſeln in feſter Verbindung mit langſamer Pulverzündſchnur, 

d) Sprengkapſeln in Verbindung mit einer Übertragungsladung aus gepreßtem Sprengſtoff, nicht 
gefährlicher als Tetranitromethylanilin, ſogenannte Zündladungen (Detonatoren), 

e) Sprengkapſeln in Geſchoßzündern mit und ohne Übertragungsladung (Detonatoren) ſowie auch 
Sprengkapſeln für Flugzeugbomben und Minen. 

3. Zündſchnüre. Wegen langſamer Schwarzpulverzündſchnüre ſiehe Abſchnitt 1 c Punkt 1c): 

a) Schnellzündſchnüre (Zündſchnüre aus feſt geflochtenem Schlauch mit Schwarzpulverſeele von 
großem Querſchnitt oder mit einer Seele aus nitrierten Baumwollfäden), 

b) Detonierende Zündſchnüre auch Knallzündſchnüre genannt (dünnwandige Metallröhren von ge— 
ringem Querſchnitt mit einer Fülluug aus Sprengſtoff, nicht gefährlicher als Tetranitro— 
methylanilin, oder geſponnene Schnüre von geringem Querſchnitt mit einer Seele aus ab— 
geſtumpften Knallſatz von nicht größerer Gefährlichkeit als Schwarzpulver). 

4. Patronen für Handfeuerwaffen. 

a) Fertige Metallpatronen mit Hülſen aus Metall. Die Geſchoſſe müſſen in den Hülſen ſo ein⸗ 
geſetzt ſein, daß ſie ſich nicht ablöſen können und ein Ausſtreuen der Pulverladung verhindert iſt. 

b) Fertige Patrouen, deren Hülſen nur zum Teil aus Metall beſtehen. Das Pulver muß durch 
einen Pfropfen oder Spiegel abgeſchloſſen, die Pappe der Patrone ſo beſchaffen ſein, daß ſie 
bei der Beförderung nicht bricht. 

c) Flobertmunition (Zündhütchen mit Kugel oder Schrot). 

5. Geſchoſſe für Geſchütze zuſammen- und nicht zuſammengefügt, beſonders geladene Geſchoſſe, und 
beſondere Ladungen iu Hülſen oder Kartuſchen, ſowie auch Minen zu Minenwerfern, Flugbomben, 
Torpedoausſtoßpatronen und Zündpatronen für Torpedos, aus einer zu ihrer Herſtellung berechtigten 
Fabrik des Zollgebiets oder aus einer zum Verſand auf polniſchen Bahnen ermächtigten aus- 
ländiſchen Fabrik. 

a) Fertige Geſchützpatronen, verbundene (auchſchwaches Pulver in Metallhülſen, Geſchoß ſeſt in 
Hülſe ſitzend). Hierzu gehören insbeſondere: 


Granatpatronen (briſanter Sprengſtoff oder Schwarzpulver, auch mit Rauch- oder Nebelmaſſe). 

Schrapnellpatronen (Schwarzpulver in Form einer Bodenkammerladung, Zentralkammerladung 
und mit Kugeln in Kolophonium oder dergleichen oder in Schwarzpulver gelagert). 

Kartätſchpatronen, (bei denen die Kugeln in einer Matallbüchſe mit einem ungefährlichen, 
keine exploſiven Eigenſchaften beſitzenden Mittel feſtgelegt ſind). 


Granatſchrapnellpatronen, 
Brandgeſchoßpatronen, verbundene, 
Leuchtgeſchoßpatronen, verbundene, 

b) Geſchützpatronen in getrenntem Zuſtand (Schüffe für Geſchütze). Geſchützladungen (rauchſchwaches 
Pulver in Metallhülſen oder in Kartuſchbeuteln, auch mit Beiladung aus Schwarzpulver). 
Dieſelben Ladungen für Minenwerfer. Gefüllte Geſchoſſe. Arten und Füllung wie unter a), 

c) Granaten und Wurfminen, vereinigte (Mine gefüllt, in Bodenhölung). Hierzu gehören insbeſondere: 

Exploſive Granaten und Minen (mit briſanter Ladung) Leuchtnachrichten-, und dgl. Minen, 

d) Granaten und Wurfminen ohne Treibladung, Flugbomben (Arten wie unter Punkt c). 

e) Briſantladungen und Zündpatronen für Torpedos. 

6. Hand» und Gewehrgranaten. 
Handgranaten und Gewehrgranaten gefüllt mit briſantem Sprengſtoff, Schwarzpulver, oder auch 
Rauch⸗ oder Nebelmaſſe. 
7. Briſante Sprengladungen für Geſchoſſe, Bomben, Minen und Torpedos, Pionierſprengmunition in 
Sprengbüchſen oder in Papierpackung, ſämtlich ohne Sprengkapſel. 
Briſante Sprengladungen für Geſchoſſe, Torpedos und Minen, Detonatoren, Sprengpatronen 
in Geſtalt von Büchſen, Würfeln, Bohrpatronen u. dergl. 
8. Leucht⸗ und Signalmittel für das Heer und Rettungsweſen. Die Treib- oder Leuchtmaſſe muß fo 
ſtark gepreßt ſein, daß ſie beim Brennen nicht explodieren kann. Hierher gehören Leucht-, Signal⸗ 


und dergl. Patronen. $ 
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9. Künſtliches Signalfeuerwerk: 

a) Kanonenſchläge und dergleichen (für das Heer oder das Rettungsweſen) beſtehend aus einer 
Metallbüchſe, enthaltend bis 200 g Kornpulver und verſehen mit einer Zündſchnur ohne Spreng⸗ 
kapſel, oder auch aus einer mit Bindfaden umſchnürten und geleimten Papierhülſe, die höchſtens 
200 g Kornpulver mit Zündſchnur, aber ohne Sprengkapſel enthält. (Wegen Signalfeuerwerk 
mit höchſtens 75 g Kornpulver vergl. Ic Punkt 4) 

b) Eiſenbahnalarmpetarden. (Knallkapſel.) 

c) Feuerwerk zur Nachahmung von Geſchützblitzen und dergl. 

10. Rauchentwickler-Miſchungen von amorphen (roten) Phosphor mit Harzen oder Fetten, deren Schmelz⸗ 
punkt über 350 liegt, oder anderen Stoffen, ſofern die Miſchung nicht gefährlicher als die vorz 
erwähnte iſt. 

11. Nebelmittel. — Hierher gehören insbeſondere — Nebelbüchſen, Nebeltrommeln, Nebelapparate und 
Nebelbojen. 

Beförderungsvorſchriften. 


A. 


Verpackung. 
Zu Punkt 1. Nichtſprengkräftige Zündungen. 

a) Zündhütchen für Handfeuerwaffen ſind in Papp⸗ oder Blechſchachteln mit übergreifendem Deckel 
von höchſtens 250 cem Inhalt zu füllen. Pappſchachteln mit Drahtklammern müſſen an der 
Heftſtelle ſorgfällig überklebt fein. Die Schachteln, durch Papierumhüllung zu Paketen vereinigt, 
find in ſtarke, dichte Holzkiſten oder in Blechkäſten zu verpacken. Hohlräume in den Behältern 
ſind mit trockenen Füllſtoffen wie Papier, Stroh, Holzwolle oder Hobelſpänen ſo auszufüllen, 
daß jedes Schlottern verhindert wird. 

Zündhütchen für Geſchoßzünder (Artilleriezündhütchen) und für Schlagzündſchrauben ſind 
in Pappkäſtchen mit übergreifendem Deckel und von höchſtens 70 gem Bodenfläche reihenweiſe 
nebeneinander zu ſtellen und durch Einlagen aus weicher Pappe und Abdecken mit Zellſtoffwatte 
oder einem gleichartigen Füllſtoff ſo feſtzulegen, daß ſie ſich auch bei ſtarker Erſchütterung nicht 
bewegen können. Die Pappkäſtchen dürfen nur eine Schicht Zündhütchen enthalten. 

Sind die Wände mit Drahtklammern verbunden, ſo müſſen die Heftſtellen ſorgfältig über- 
klebt ſein. Für die Vereinigung zu Paketen und Verpackung in Kiſten gilt dasſelbe, wie für 
Patronenzündhütchen. . 

Höchſtes Rohgewicht eines Behälters 80 kg. 

Neib- und Schlagzündſchrauben und ähnliche unter Punkt 1 b) und c) aufgezählte Artikel find 
bis zu 100 Stück feft in Blech- oder Pappkäſtchen und dieſe in Holzkiſten zu verpacken. 

Die Behälter müſſen die deutliche und haltbare Aufſchrift tragen: 


— ——k Ü̃— ä̃— NA 
# it ſprengkräftige Zündungen 1b“. 
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Zu Punkt 2. Sprengkräftige Zündungen. 
a) Eprengfapfeln. 

() Höchſtens 100 Stück ſind in einer ſtarken Blech- oder Pappſchachtel ſo zu ſtellen, daß auch bei 
Erſchütterung die einzelnen Kapſeln fih nicht bewegen können. Der leere Raum in den einzelnen Kapſeln 
und zwiſchen ihnen muß mit trockenem Hartholzmehl oder einem ähnlichen ſandfreien Stoffe vollſtändig 
ausgefüllt ſein. Die Ausfüllung der Kapſeln kann wegfallen, wenn der Sprengſatz z. B. durch eine innere 
Schutzhülſe, ſo abgeſchloſſen iſt, daß er durch gut zugepaßte Hütchen bei der Beförderung nicht gelockert wird. 

Bei den Blechbehältern ſind Boden und Deckel mit einer Platte aus Filz, Tuch oder einem gleich— 
artigen Stoff, die Seitenwände mit Kartonpapier ſo zu bedecken, daß eine unmittelbare Berührung der 
Sprengkapſel mit dem Blech ausgeſchloſſen ift. 

Pappebehälter müſſen außen mit Paraffin, Zereſin oder einem die Pappe in gleicher Weiſe waſſerdicht 
machenden Stoff getränkt ſein. : 

(2) Die auf dieſe Weiſe gefüllten Behälter, welche dicht abgeſchloſſen ſein müſſen, ſind mit je einem 
haltbaren Papierſtreifen ſo zu umkleben, daß der Deckel feſt auf den Inhalt gepreßt und ein Schlottern der 
Sprengkapſeln verhindert wird. Je 5 Blechbehälter ſind in einem Umſchlag aus ſtarkem Packpapier zu 
einem Paket zu vereinigen oder in eine Pappſchachtel feſt einzulegen. Die Pakete oder Schachtel ſind in 
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eine haltbare Holzkiſte von mindeſtens 20 mm Wandſtärke oder in einem ſtarken Blechbehälter fo zu ver⸗ 
packen, daß möglichſt keine Hohlräume in Innern der Behälter entſtehen. In jeder Schicht iſt mindeſtens 
ein Paket oder eine Schachtel mit einem feſten Bande zu umwinden, an dieſem Bande muß das Paket oder 
die Schachtel ohne Schwierigkeit herausgenommen werden können. Hohlräume in den Behältern ſind mit 
trockenen Füllſtoffen wie Papier, Stroh, Holzwolle oder Hobelſpänen auszuſtopfen, worauf der Deckel des 
Behälters, wenn dieſer aus Blech beſteht, aufzulöten, wenn er von Holz iſt, mit Schrauben zu befeſtigen ift. 
Die Löcher für die Schrauben müſſen im Deckel und in den Wänden fon vor dem Füllen der Behälter 
vorgebohrt ſein. 

6) Auf dieſe Weiſe gefüllte Kiſten bezw. Blechbehälter ſind mit dem Deckel nach oben in eine ſtarke, 
dichte und mit Schrauben ſicher zu verſchließende hölzerne Überkiſte von wenigſtens 23 mm Wandſtärke 
einzulegen. Zwiſchen dem inneren Behälter und der Überkiſte muß überall ein Zwiſchenraum vorhanden 
ſein, der betragen muß: 

6) mindeſtens 12 cm, wenn die Sprengmittel der 1. Gruppe (ausgenommen den ſchwarzpulver⸗ 
ähnlichen) oder Schießmittel der 1. Gruppe, die nach beſonderer Vorſchrift unter Ia A. d) verz 
packt ſind, zuſammen in denſelben Wagen verladen werden ſollen. Der Zwiſchenraum muß mit 
trockenen Weichholzmehl feſt ausgefüllt ſein. (Dieſes Mehl beſitzt andere Eigenſchaften als 
Sägemehl oder Holzplitter, es beſitzt eine gleichmäßige feine Struktur, bei Weichholzmehl von 
ſolcher Beſchaffenheit, daß es unter Druck zuſammenballt.) Durch geeignete Vorrichtungen muß 
ſichergeſtellt fein, daß ſich der Zwiſchenraum durch Rütteln während der Beförderung nicht 
ändern kann. 

6) mindeſtens 3 em bei allen übrigen Sprengkapſelſendungen. Der Zwiſchenraum muß mit trockenen 
Füllſtoffen wie Sägeſpänen, Stroh, Holzwolle oder Hobelſpänen feſt ausgefüllt ſein. 

(4) Die Überkiſte muß die deutliche und haltbare Aufſchrift tragen: „Sprengkräftige Zündungen 1 b. 
Nicht ſtürzen“. 

Jede Überkiſte ift mit einem Plombenverſchluß oder mit einem auf zwei benachbarten Schraubenköpfen 
des Deckels angebrachten Siegel oder mit einem über Deckel und Wände geklebten, die Schutzmarke 
enthaltenden Zeichen zu verſehen. 

(5) Eine Kiſte darf höchſtens enthalten: 

6) 2 kg Knallſatz aus Knallqueckſilber und Kaliumchlorat, wenn fie mit Sprengmitteln der 1. Gruppe 
(ausgenommen den ſchwarzpulverähnlichen) oder mit Schießmitteln der 1. Gruppe, die nach 
beſonderer Vorſchrift unter Ia A. d) verpackt find, befördert werden ſoll (vergl. Punkt (3) a). 

p) 20 kg berjelben Sprengmaſſe, wenn die Zündungen nach Punkt (3) 4 verladen werden follen. 

Wenn ſtatt der angegebenen Sprengmaſſe die Kapſel eine Maſſe mit ſtärkerer Wirkung enthalten, ſo 
unterliegen die unter (5) & und (5) 6) angegebenen Normen einer entſprechenden Ermäßigung. 

Kiſten, deren Gewicht 25 kg überſteigt, müſſen mit Handhaben oder Leiſten verſehen ſein. 

(6) Für Sprenglkapſel, die zu höchſtens 26 Stück in ausgebohrten Holzklötzchen verſandt werden, 
gelten folgende Vorſchriften: 

Die Löcher zur Aufnahme je einer Kapſel müſſen durch eine mindeſtens 2 mm dicke Wand von- 
einander getrennt ſein. Nach der Unterbringung der Sprengkapſeln in den Löchern iſt die Schachtel durch 
einen Schiebedeckel zu verſchließen. Die die Sprengkapſeln enthaltenden Holzklötzchen ſind mit einer etwa 
1 mm dicken Umhüllung von Pappe oder dünnem Blech zu umgeben und in eine haltbare Holzkiſte von 
mindeſtens 20 mm Wandſtär ke, in der im Punkt (2) angegebenen Weiſe ſo zu verpacken, die jegliches 
Schlottern der Kapſel und Schachtel ausſchließt. Eine Überfifte iſt in dieſem Falle nicht erforderlich. Die 
Kiſte muß plombiert und die deutliche und haltbare Aufſchrift tragen: „Sprengkapſeln Ib. Nicht ſtürzen“. 

b) Sprengkapſeln mit elektriſchen Zündern (auch mit Zeitzündung) find zu höchſtens 100 Stück in 
Pakete zu vereinigen. In einem Paket dürfen höchſtens 10 Stück zuſammengebunden ſein. Die Zündungen 
müſſen abwechſelnd an das eine oder das andere Ende des Pakets gelegt ſein. Höchſtens 10 Pakete ſind 
in ſtarkes Papier einzuwickeln, zu verſchnüren und iu eine ſtarke Holz- oder Blechkiſte zu verpacken, in der 
ſie mit trockenen Füllſtoffen wie Papier, Stroh, Holzwolle oder Hobelſpänen gegen Verſchiebung geſichert 
ſein müſſen. 

Im übrigen gelten die Vorſchriften für Sprengkapſeln unter a). 


e) Sprengkapſeln mit Pulverzündſchnur find vor allem einzeln aufzurollen und feſtzubinden. Höchſtens 
zehn ſolcher Bunde ſind in ſtarkes Packpapier einzuſchlagen und zu verſchnüren. Höchſtens 10 Rollen, das 
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find 100 Kapſeln, find in eine Holzfifte aus mindeſtens 12 mm ftarfen Brettern zu legen ünd durch Aus⸗ 
füllen der Zwiſchenräume mit trockenen Füllſtoffen, wie Papier, Stroh, Holzwolle oder Hobelſpänen ſo zu 
verpacken, daß ſie gegen Verſchiebung geſichert ſind. Dieſe Kiſten müſſen höchſtens zu 10 Stück nach den 
Vorſchriften zu a) in eine Überkiſte verpackt werden. 

Im übrigen gelten die Vorſchriſten für Sprengkapſeln unter a). 

d) Detonatoren mit eingeſetzten Kapſeln ſind in Mengen von höchſtens 100 Stück in ſtarken Holzkiſten 
ans 22 mm ſtarken Brettern zu verpacken; die Kiſtenwände müſſen verzinkt, Boden und Deckel durch 
Schrauben verbunden ſein. In den Holzkiſten ſind die Detonatoren mittels Einlagen aus Holz oder Metall 
derart zu lagern, daß ſie unter ſich und von den Kiſtenwänden mindeſtens 10 mm abſtehen und gegen 
Verſchiebung geſichert ſind. Bei Verwendung von Zinkblecheinſätzen muß die Holzkiſte mindeſtens 16 mm 
Wandſtärke haben. Die weitere Verpackung, wie unter Punkt a) für Sprengkapſeln. Auf der Schutzliſte 
muß die deutliche und haltbare Aufſchrift: „Detonatoren Ib. Nicht ſtürzen“ angebracht ſein. 

Detonatoren für Torpedos (ohne Schlagbolzenvorrichtung) ſind, wenn ſie ſich nicht in eiſernen Kiſten 
befinden, in denen ſie an Bord gegeben werden zu höchſtens 10 Stück in Holzkiſten aus 22 mm ſtarken 
Brettern zu verpacken; die Kiſtenwände müſſen gezinkt, Boden und Deckel durch Schrauben verſchloſſen ſein. 
Bei Verwendung von Zinkblecheinſätzen kann die Wandſtärke der Holzkiſte 16 mm betragen. In den Holz⸗ 
kiſten ſind die Detonatoren mittels Holzeinlage derart feſtzulegen, daß ſie unter fich und von den Kiſten⸗ 
wänden mindeſtens 20 mm abſtehen und gegen Verſchiebung geſichert ſind. Mehr als 5 Kiſten dürfen 
nicht zuſammengepackt werden. Die weitere Verpackung wie bei Punkt a) für Sprengkapſeln angegeben, 
jedoch mit dem Unterſchied, daß der lichte Abſtand zwiſchen Kiſte und Überkiſte mindeſtens 10 em 
betragen muß. i 

Die Schutzkiſte muß die deutliche und haltbare Aufſchrift: „Torpedodetonatoren 1b. Nicht ſtürzen“ 
tragen. ; 

e) Streuende Geſchützzünder find in Mengen von höchſtens 25 Stück in ſtarke Holzkiſten mit 22 mm 
Wandſtärke nach den unter Punkt d) für Detonatoren angegebenen Vorſchriften zu verpacken. Auf der 
Schutzliſte ift die deutliche und haltbare Aufſchrift: „Sprengkräftige Geſchützzündungen 1b. Nicht ſtürzen“ 
anzubringen. 

Die Zündungen für Flugzeugbomben ſind in der für die Heeresbenutzung beſtimmten Weiſe zu verz 
packen und mit der Aufſchrift: „Zündungen für Flugzeugbomben 1b. Nicht ſtürzen“ zu verſehen. ; 
Zu Punkt 3. Zündſchnüre. 

Zündſchnüre ſind in haltbare, dichte, ſicher zu verſchließende Holzbehälter ſo zu verpacken, daß ein 
Ausſtreuen oder Verſtäuben des Sprengſtoffes ſicher verhindert wird. Statt der hölzernen Behälter können 
auch ſogenannte amerikaniſche Pappefäſſer verwendet werden. 

Höchſtgewicht der Zündſchnüre in einem Behälterr 60 kg. 

Die Behälter müſſen die deutliche und haltbare Aufſchrift tragen: „Zündſchnüre I b“. 

Zu Punkt 4. Patronen für Handfeuerwaffen. 

Die Patronen für Handfeuerwaffen ſind in Behälter aus Blech, Holz oder ſteifer Pappe ſo feſtzulegen, 
daß ſie ſich nicht verſchieben können. Die Behälter find in ſtarke, dichte ficher zu verſchließende Holzkiſten 
unter Ausfüllung der Zwiſchenräume mit trockenen Füllſtoffen, wie Papier, Stroh, Holzwolle oder Hobel 
ſpänen ſo zu verpacken, daß jedes Schlottern verhindert wird. 

Das Rohgewicht einer Kiſte darf 80 kg nicht überſteigen. 

Die Kiſten müſſen die deutliche und haltbare Aufſchrift tragen: „Patronen für Handfeuerwaffen I b“. 
Zu Punkt 5. Verbundene Patronen für Geſchütze und gefüllte Geſchoſſe für Geſchütze nicht verbunden, 

Minen und verbundene Geſchoſſe für Minenwerfer, Briſantladungen und Zündpatronen für Torpedos, 

Flugbomben. 

Gefüllte Geſchoſſe ſollen nach Möglichkeit ohne Zündungen ſein; ſie müſſen an deren Stelle Zink⸗ 
oder Verſchlußſchrauben enthalten. Es können fih jedoch in ihnen, insbeſondere in den Schrapnells, 
Zündungen nach genehmigtem Muſter, befinden. 

Die fertigen Patronen und Kartuſchhülſen ſowie auch Minen, die mit Treibladung verſehen ſind, 
dürfen in den Hülſen Zündhütchen enthalten. Vor einem zufälligen Schlage muß jedes Zündhütchen durch 
Metallbügel mit Gummieinlage, die mit 3 Armen den Rand der Patronenhülſe umgreifen und dadurch in 
ihrer Lage geſichert ſind, oder durch entſprechende Einrichtungen der Packmittel (Ausſparungen, mit Löchern 
verſehene Pappeinlagen von mindeſtens 3 mm Stärke uſw.) gegen Stoßwirkungen geſchützt ſein. 
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Die Munition ift in haltbare Holzkiſten ficher oder in andere von der Heeresverwaltung eingeführte, 
zu verſchließende Behälter ſo feſt zu verpacken, daß ſie ſich nicht verſchieben kann. 

Die Deckel der gewöhnlichen Holzkiſten müſſen mit Schrauben befeſtigt fein. Nichtvereinigte J Geſchoſſe 
über 40 kg und ohne Zündungen können auf Verlangen unverpackt befördert werden. Die Kartuſchen⸗ 
ladungen müſſen wie unter La A. für Schießmittel verpackt fein. 

Die Packgefäße müſſen mit ſicheren Handhaben verſehen ſein und auf dem Deckel die deutliche und 
haltbare Auſſchrift tragen: „fertige Geſchützpatronen Ib“ oder Geſchützkanonen in getrenntem Zuſtande Ib 
oder „Geſchützladungen in Kartuſchbeuteln Ib“ 
oder „Gefüllte Geſchützgeſchoſſe Ib“ 
oder „Minen für Minenwerfer Ib“ 
oder „Torpedoladungen Ib“ 
oder „Zündpatronen für Torpedos Ib“. 


Zu Punkt 6. Hand- und Gewehrgranaten. 

Handgranaten mit Stielen ſind zu höchſtens 25 Stück in Holzkiſten aus 16 mm ſtarken Brettern, oder 
in anderer durch die Heeresverwaltung feſtgeſetzten Weiſe zu verpacken. In Holzkiſten ſind die Handgranaten 
mittels Einlagen aus Holz jo feſtzulegen, daß fie fich nicht bewegen können. In einem beſonderen Verſchlag, 
der Kiſte können bis zu 26 Sprengkaſeln in einem ausgebohrten Holzklötzchen wie unter „zu ar angegebene 
untergebracht werden. 

Gewehrgranaten und Eierhandgranaten find zu höchſtens 50 Stück in ftarfe Galgen u von 16 mm 
Wandſtärke, oder in einer durch die Heeresverwaltung feſtgeſetzten Weiſe zu verpacken. 

Jede mit Hand- und Gewehrgranaten beladene Kiſte muß plombiert oder mit einem auf zwei benachbarte 
Schraubenknöpfe angebrachten Siegel, oder mit einer über Deckel und Wände geklebten Schutzmarke verſehen ſein. 

Die Kiſten müſſen mit ſtarken Handhaben verſehen fein und die deutliche und haltbare Auffchrift 
tragen: „Handgranaten I b”. 


Zu Punkt 7 Sprengladungen ohne Sprengkapſel. 


Sprengladungen zur Füllung von Geſchoſſen, Delonatoren, Pionierſprengpatronen (Petarden) in 


Blechbüchſen oder in Papierpackung find in ſtarke, dichte, ficher zu verſchließende Holzkiſten jo zu verpacken, 
daß fie fid nicht verſchieben können. Die Körper aus gepreßter Pikrinſäure müſſen außerdem in Pergament- 
papier gewickelt oder mit einer waſſerdichten Umhüllung verſehen fein. Torpedoſpreng⸗ und Seeminen⸗ 
ladungen können in ihrer Stahlhülle oder auch in den bei der Heeres- oder Marineverwaltung üblichen 
Packgefäßen verſandt werden. Kiſten von mehr als 25 kg Gewicht müſſen mit ſtarken Handhaben verſehen ſein 

Auf den Kiſten muß ſich die deutliche und haltbare Aufſchrift: „Sprengladungen I b” befinden. 
Zu Punkt 8. Leucht⸗ und Signalmittel. i 

Leucht⸗ und Signalmittel find in der von der Fabrik hergeſtellten (Urſprungs-) Verpackung in haltbare, 
dichte, mit Olpapier ausgelegte Holzkiſten aus mindeſtens 18 mm ſtarken Brettern jo feftzulegen, daß fie fich 
bei der Beförderung nicht verſchieber können. 

Die Wände der Kiſten müſſen gezinkt, Boden und Deckel durch Schrauben befeſtigt ſein. Höchſtes 
Rohgewicht einer Kiſte 100 kg. Die Kiſten müſſen mit Handhaben verſehen ſein und die deutliche und 
haltbare Aufſchrift tragen: „Leuchtmittel Ib” oder „Signalmittel I b“. 


Zu Punkt 9. Signalfeuerwerk. 

Signalfeuerwerk muß in der von der Fabrik hergeſtellten (Urſprungs⸗ Verpackung in haltbare Fäſſer 
oder Holzkiſten feft verpackt fein, deren Fugen jo gedichtet find, daß jedes Ausſtreuen der Signalmaſſe aug- 
geſchloſſen iſt. 

Zugelaſſen ſind auch ſogenannte amerikaniſche Pappefäſſer. 

Die Kiſten und Fäſſer dürfen keine eiſernen Nägel, Schrauben, Bänder und dgl. haben. 

Die Anzündeſtelle muß ſo verwahrt ſein, daß ein Ausſtreuen des Satzes ausgeſchloſſen iſt. 

Höchſtes Rohgewicht eines Behälters 100 kg. 

Die Kiſten oder Fäſſer müſſen die deutliche und haltbare Aufſchrift tragen: „Signalfeuerwerk I b”. 

Knallkapſeln (Eiſenbahnpetarden) find in dicht ſchließende Kiſten aus mindeſtens 22 mm ſtarken ge: 
ſpundeten Brettern, die durch Verzinkung oder Schrauben zuſammengehalten werden, zu verpacken. 
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Eine jede ſolche Kiſte ift in eine dicht ſchließende Überkiſte von höchſtens 0,06 cbm Faſſungsraum 
zu bringen. Die Knallkapſeln müſſen feft in Papierfchnigel, Sägemehl oder Holzwolle gebettet oder auf andere 
Weiſe ſo feſt und getrennt in Kiſten gelegt ſein, daß ſie weder einander noch die Kiſtenwände berühren können. 

Die Überkiſte muß die deutliche und haltbare Auffchrift tragen: „Eiſenbahnalarmpetarden 1 b“. 
Zu Punkt 10. Rauchentwickler. 

Rauchentwickler ſind in haltbare Fäſſer oder Kiſten feſt zu verpacken und mit einer deutlichen und 
haltbaren Auſſchrift: „Rauchentwtckler I b” zu verſehen. 
Zu Punkt 11. Nebelmittel. 

Nebelmittel können nur in der von der Fabrik hergeſtellten (Urjprungaz) Doppelverpackung beſördert 
werden. 

Die Behälter müſſen die deutliche und haltbare Aufſchrift tragen: „Nebelmittel Ib“. 


B. 
Aufgabe. 

Fertige und geladene Geſchoſſe für Geſchütze, Minen zu Minenwerfern (Punkt 5), Hand- und Gewehr- 
granaten (Punkt 6), und Signalfeuerwerf (Punkt 9) können als Eilgutſendungen zur Beförderung nicht auf⸗ 
gegeben werden. Außerdem ſind für dieſe Gegenſtände die im Abſchnitt Ta B für Sprengſtoffe angegebenen 
Vorſchriften maßgebend. 3 

Von den ſprengkräftigen Zündungen (Punkt 2) können als Eilgutſendungen nur Sprengkapſeln (Punkt 2 a) 
und elektriſche Sprengkapſeln (Punkt 2 b) bei Erfüllung der Vorſchriſten unter A zu Punkt 2a (3) 4, zur 


Beförderung angenommen werden. 
0 


j Beſcheinigungen. Frachtbriefe. 

Der Abſender hat im Frachtbrief zu beſcheinigen, daß die Beſchaffenheit und Verpackung der auf- 
gegebenen Munitionsgegenftände den im Abſchnitt Tb, der Anlage A zu den Beförderungsvorſchriften ange- 
gebenen Bedingungen entſprechen. P $ 

Bei Verſendung von fertigen Patronen und geladenen Geſchützgeſchoſſen, Minen zu Minenwerfern 
(P. 5) Hand⸗ und Gewehrgranaten (P. 6) und Signalfeuerwerk (P. 9) iſt die Benennung dieſer Gegen⸗ 
ſtände im Frachtbrief mit roter Tinte zu unterſtreichen. 

Die Erklärung über die Beſchaffung und Verpackung iſt bei ſprengkräftigen Zündungen (P. 2) von 
einem durch die Eiſenbahn annerkannten Chemiker oder Sachverſtändigen zu beſtätigen. 

Letzterer beſcheinigt außerdem: bei detonierenden Zündſchnüren, daß die in ihnen enthaltenen Spreng⸗ 
ſtoffe den Anforderungen des Abſchnittes Ib (P. 3) entſprechen; bei Patronen und Geſchoſſen für Geſchütze, 
Flugzeugbomben, Granaten und Minen für Minenwerfer (P. 5) Hand- und Gewehrgranaten (P. 6) und 
Signalfeuerwerk (P. 9), daß die in ihnen enthaltenen Spreng⸗ und Schießmittel den unter Abſchnitt I a 
vorgeſchriebenen Bedingungen genügen. 

Bei der Weiterbeförderung von Munitionsgegenſtänden durch andere Abſender als die herſtellenden 
Fabriken kann von der Beſcheinigung des Chemikers abgeſehen werden, wenn der Abſender im Frachtbrief 
erklärt, daß die zur Beförderung aufgegebenen Munitionsgegenſtände einer geprüften und beſcheinigten 
Lieferung entſtammen und daß die urſprüngliche Verpackung in keiner Hinſicht geändert iſt. Auf Verlangen 
muß dieſes glaubwürdig feſtgeſtellt werden. 

D. 
Beförderungsmittel und ſonſtige Vorſchriften. 

Zur Beförderung aller Munitionsgegenſtände müſſen bedeckte Güterwagen verwendet werden. Bei 
Patronen und Geſchoſſen für Geſchütze, Flugzeugbomben, Granaten und Minen zu Minenwerfern (P. 5), 
Hand- und Gewehrgranaten (P. 6) und Signalfeuerwerk (P. 9) gelten die unter La D für Sprengſtoffe 
der 2. Gruppe angegebenen Vorſchriften. Außerdem find die unter La F bis K angegebenen Sicherheits⸗ 


vorſchriften zu beachten. È 


Verladung. 

Sprengkräftige Zündungen (Lb P. 2) dürfen nicht mit Sprengſtoffen (a) oder mit Munitions- 
gegenſtänden der Punkte 5, 6, 7, 8 und 9 in denſelben Wagen verladen werden. Zuläſſig iſt jedoch das 
Zuſammenladen von Sprengkapſeln, die nach den beſonderen Vorſchriften unter A. zu Punkt 2 a), Abſ. (3) a) 
verpackt ſind, mit den Sprengmitteln der 1. Gruppe, (ausgenommen den ſchwarzpulverähnlichen), ſowie mit 
den Schießmitteln der 1. Gruppe, die nach beſonderer Vorſchrift unter Ia A. d) verpackt find. i 
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Bei Geſchützpatronen und Geſchützgeſchoſſen, Flugzeugbomben, Granaten für Minenwerfer, Hand- und 
Gewehrgranaten und Signalfeuerwerk gelten die unter La E (4) angegebenen Vorſchriſten. 

Kiſten mit fertigen Geſchoſſen und Minen, die Zündungen enthalten, müſſen ſo gelagert werden, daß 
ſie nicht in der Längsrichtung ſondern in der Querrichtung der Wagen zu liegen kommen. 

Bemerkung. Spreng- und Schießmaterialien ſowie auch Munition, die durch Militärdienſtſtellen 
zur Beförderung aufgegeben werden, können nach den Militärvorſchriften verpackt und gezeichnet werden, 
jedoch unter Einhaltung der Gewichtsbeſchränkung. 

Eine Beſcheinigung des Chemikers bei Militärſendungen iſt nicht erforderlich und wird dieſe durch eine 
entſprechende Beſcheinigung des Kommandanten der die Sendung aufgebenden Militärdienſtſtelle erſetzt. 


Ic. Zündwaren und Feuerwerkskörper. 
Zur Beſörderung ſind zugelaſſen: 
1. Zündmaterialien, Zündſchnüre: 

a) Zündhölzer außer nichtphosphorierter (ſchwediſche) und andere durch Reibung entzündliche 
Zünder; 

b) Pyrotechniſche Zündſtäbchen, wie bengaliſche Zündhölzer, Goldregenhölzer, Blumenregenhölzer, 
Wunderkerzen und dergleichen. 

c) Sicherheitszündſchnüre, Zündſchnüre aus dünnem Schlauch mit Schwarzpulverſeele von geringem 

Qiuerſchnitt. Wegen anderer Zündſchnüre vergleiche (Ib 1). 

2. Pyrotechniſche Scherzartikel, Zündbänder. 

a) Knallbonbons, Blumenkarten, Blättchen von CY und ähnliche Sachen, die ganz 
geringe Mengen von Kollodiumpapier oder kleine Knallſilberpünktchen enthalten. 

b) Knallerbſen, Knallgranaten und ähnliche Artikel mit Knallſilber, die nicht über 1 g Knallſilber 
auf 1000 Stück dieſer Gegenſtände enthalten. 

c) Konfettibomben, Boskoszylinder, Kotillonfrüchte und ähnliche Artikel, die eine unbedeutende 
Ladung von Kollodiumſchießbaumwolle unentbehrlich zum Ausſtoßen eines ungefährlichen Geſchoſſes 
wie Wattekugeln, Konfetti und dergleichen enthalten. 

d) Zündblättchen (Amorces), Zündbänder und Paraffinzündbänder, enthaltend einen Knallſatz aus 
Kaliumchlorat oder Salpeter, aus unbedeutenden Mengen von Phosphor, rotem Schwefelantimon, 
Schwefel, Milchzucker, Ultramarin, Klebemitteln (Dextrin, Gummi) oder dergleichen. In 
1000 Zündpillen dürfen im ganzen höchſtens 7,5 g Knallſatz verwendet ſein. 

e) Sogenanntes ſpaniſches Feuerwerk, wie Radauplätzchen, Krawallſtangen, Gewitterhagel. 
Der einzelne Körper darf höchſtens 2,5 g wiegen und neben Gummi und Farben höchſtens 
6 v. H. gelben Phosphor, höchſtens 23 v. H. amorphen Phosphor und höchſtens 21 v. H. 
Kaliumchlorat enthalten. 
3. Feuerwerkskörper. 

a) Kunſtfeuerwerkskörper, wie Raketen, römiſche Lichter, Fontänen, Feuerräder, Sonnen und 
dergleichen. 

b) Klein- und Salonfeuerwerk, wie Fröſche, Fire crackers, Schwärmer, Silber: und Goldregen 
und ähnliche in der Hand abzubrennende Feuerwerkskörper. 

c) Bengaliſche Feuer, bengaliſche Fackeln, Signal blue-lights und dergleichen. 

Für die Zuſammenſetzung der Feuerwerkskörper gelten folgende Vorſchriften: 

1. Sie dürfen keine erhebliche Sprengwirkung hervorrufen können, auch keine Miſchungen enthalten, 
die ſich von ſelbſt oder durch Reibung, Druck oder Schlag leicht entzünden. 
Es ſind geſtattet: 

a) in Nitratſätzen und bei bengaliſchen Magneſiumfackeln ein Zuſatz von höchſtens 3 v. H. 
Magnefiumpulver ; 

b) in kleinen Leuchtſternchen, die im Feuerwerkskörper eingebettet find; Chloratmiſchungen mit 
einem Gehalt von höchſtens 40 v. H. Kaliumchlorat, Röhrchen, die pikrinſaure Magneſia 
und Chlorate enthalten; dieſe Röhrchen müſſen jedoch ſo verpackt ſein, daß ſie eine 
Exploſion durch Schlag, Stoß oder Zündung nicht veranlaſſen können. 

Andere Miſchungen, die gelben Phosphor, Zinkſtaub, Magneſiumpulver oder Chlorate 

enthalten, werden zur Beförderung nicht zugelaſſen. j 
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2. Die unter a) und b) angegebenen Gegenſtände müſſen aus Mehlpulver beſtehen, gemiſcht mit 
Kohle, Metallpulver (Gußeiſen⸗, Gußſtahlpulver), Aluminiumflitter, Bleiglätte und anderen 
Mineralpulvern in gepreßtem Zuſtande. Von gekörntem Schwarzpulver darf der einzelne 
Gegenſtand höchſtens 30 g enthalten. 

4. Signalfeuerwerk, wie Kanonenſchläge und dergleichen, beſtehend aus einer mit Bindfaden um- 
ſchnürten und geleimten Papierhülſe, die höchſtens 75 g Kornpulver mit Zündſchnur, aber ohne 
Detonationszünder enthält. 

Beförderungsbedingungen. 
A. 
Verpackung. 


(1) Zur Verpackung dürfen nur Harfe, dichte, ficher verſchloſſene Holzkiſten verwendet werden. Bei 
den Gegenſtänden der Ziffer 1 a) ſind auch feſte Behälter aus Blech zuläſſig. Für Gegenſtände unter 
2 b) bis e), 3 und 4 genannt, müſſen die Kiſten aus gefugten Brettern beſtehen und durch Zinken oder 
Leiſten miteinander verbunden ſein. Die Bretterſtärke der für die unter 1 c), 2 b) bis e), 3 und 4 genannten 
Gegenſtände darf nicht unter 18 mm betragen. 


Die Kiſten ſind mit gutem und zähem Papier auszulegen und können ſtatt dieſem auch Zinkbogen 
benutzt werden. 
(2) Vor dem Einlegen in die Kiſten ſind zu verpacken die Gegenſtände: 
a) der Ziffer la, 2a und 2e, 
in ſtarke Umſchläge oder Pappſchachteln; 
b) der Ziffer 1 b, 
in Schachteln und je 10 bis 12 Schachteln in einen Papierumſchlag; 
c) der Ziffer 2 b, 

in Holzfiften oder ſtarke Pappſchachteln, umwickelt in Papier und nicht mehr als 1000 Stück 
enthaltend, wobei dieſe Gegenſtände gegen Erſchütterung mittels Sägemehl feſtgelegt 
ſein müſſen; 

d) der Ziffer 2 d; 

6) Zündblättchen in ſtarke Pappſchachteln, von denen jede höchſtens 1000 Zündpillen ent⸗ 
halten darf. Je 12 Schachteln mit Zündblättchen ſind zu einer Rolle und je 12 Rollen 
wieder zu einem feſten Pakete mit Papierumſchlag zu verbinden. 

6) Zündhölzer und Paraffinzündbänder entweder wie unter c) oder in zylindriſchen Blech— 
büchſen mit oben und unten nicht aufgeſchobenen Deckeln. Jede Büchſe darf höchſtens 
12 gerollte Bandſtreifen mii je 50 Zündpillen enthalten. Höchſtens je 30 Büchſen 
ſind durch Papierumſchlag zu einem feſten Pakete zu vereinigen; 

e) der Ziffer 2 0), a 

in Holzkiſtchen, von denen jedes nicht mehr als 144 Feuerwerkskörper, gut in Holzmehl 

verpackt, enthalten darf; 
f) der Ziffer 3, 

in ſtarke Pappſchachteln oder Holzkiſtchen; für die Gegenſtände unter c) dieſer Ziffer find 
auch Papierbeutel zuläſſig; größere Kunſtfeuerwerkskörper ſind in Papierumſchläge zu 
verpacken, wenn nicht ihre Anzündſtelle mit einer Papierkappe bekleidet iſt — in beiden 
Fällen muß ein Ausſtreuen des Satzgemenges verhindert ſein; 

g) der Ziffer 4, 

in ſtarke Schachteln, in die das Signalfeuerwerk in Sägemehl oder einem ähnlichen Stoff 
ſo feſt eingebettet werden muß, daß die einzelnen Körper einander nicht berühren können. 
(3) Die innere Verpackung ſoll die einzelnen Stücke vor dem Bewegen in den Kiſten ſchützen. Die 
Gegenſtände der Ziffern 2 b) bis e), 3 und 4 müſſen feft verpackt und die Zwiſchenräume mit geeigneten 
trockenen Verpackungsſtoffen (Holzwolle, Papier oder dergleichen), feſt ausgeſtopft ſein. Feuchtes Heu, Putz⸗ 
wolle oder ähnliche zur Selbſtentzündung neigende Stoffe dürfen nicht verwendet werden. Größere pyro⸗ 

techniſche Gegenſtände (Transparente) ſind in der Kiſte gut zu befeſtigen. 


(4) Auf der äußeren Verpackung iſt bei den Gegenſtänden der Ziffern 2 b) bis e), 3 und 4 ihr 
Inhalt deutlich und dauerhaft und außerdem auf der Verpackung die genaue Adreſſe des Abſenders anzugeben. 
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(5) Das Rohgewicht einer Kiſte mit Artikeln der Ziffern 2 b) bis e), 3 und 4 darf 60 kg, ihr 
Geſamtgewicht an Feuerſatz 20 kg, das darin enthaltene Feuerwerkskornpulver 2,5 kg nicht überſteigen. 

(6) Jede Kiſte muß die deutliche Aufſchrift old | roten Buchſtaben tragen. Dieſe Vorſchrift 
findet auf Zündholzſendungen keine Anwendung. 


B. 
Sonſtige Vorſchriften. 

(1) Zündhölzer der Ziffer 1a) in Mengen bis zu 5 kg, die gemäß Abſchnitt A verpackt ſind, dürfen 
mit anderen Gegenſtänden (ausgenommen die Stoffe unter Ia), Ib), Ic), II und III dieſer Anlage) in ein 
Frachtſtück vereinigt werden. 

(2) Bündſchnüre (1c) ſowie Zündblättchen (2d) dürfen nicht mit Exploſiv⸗ und entzündlichen Stoffen 
zuſammen in einen Wagen verladen werden. 

(3) Die Beförderung muß in bedeckten Wagen erfolgen. { 

(4) Bei den Gegenſtänden der Ziffern 2b) bis e), 3 und 4 hat der Abſender im Frachtbrief zu er⸗ 
klären, daß die Gattung und Verpackung, den im Abſatz Ic) der Anlage A zu den Eiſenbahnbeförderungs⸗ 
vorſchriften angegebenen Bedingungen entſpricht. 


Beförderung. 
Feuerwerk (3) und Signalfeuerwerk (4) find von der Beförderung als Eilgut ausgeſchloſſen. 
Id. Verdichtete, verflüſſigte und unter Druck gelöſte Gaſe. 


Zur Beförderung ſind die nachſtehend aufgeführten verdichteten, verflüſſigten und unter Druck gelöſten 


Gaſe zugelaſſen: 
a) Verdichtete Gaſe: 
1. Kohlenſäure. 
2. Waſſergas, Leuchtgas und Miſchgas (Olgas mit einer Beimiſchung von nicht mehr als 30 v. H. 
Azetylen). 
3. Olgas (Fettgas) : 
4. Sauerſtoff, Waſſerſtoff, Stickſtoff, Erdgas (Methan) und Preßluft, Edelgaſe (Argon, Neon, Helium, 
Xenon, Kripton). i 
b) Verflüſſigte Gafe. 
5. Kohlenſäure, Olgas, Stickoxydul, Methan, 
6. Ammoniak, Chlorkohlenoxyd (Phosgen), * 
7. Chlor ohne Waſſer, Schweflige Säure, Stickſtofftetroxyd, 
8. Chlormethyl, Chloräthyl, Methyläther, Methylamin, Aethylamin. 
9. Flüſſige Luft, flüſſiger Stickſtoff. „ 
c) Unter Druck gelöſte Gaſe. 
10. Ammoniak, gelöſt in einer Waſſerlöſung von mehr als 25 v. H. und weniger als 50 v. H. 
11. Azetylen, in Azeton gelöſtes und in poröſen Maſſen aufgeſaugtes. 


Beförderungsbedingungen. 
A. 
Art der Packbehälter. 


a) Sofern in dieſem Anhang keine Vorſchriften über die Herſtellung, Art und Güte der Metallgefäße beſteht, 
b) Für flüſſige Luft und flüſſigen Stickſtoff ſind zu benutzen: l 
a) Glasgefäße mit luftleeren Doppelwänden. 

Sie müſſen mit Filz umkleidet und mit einem Filzpfropfen ſo verſchloſſen ſein, daß die verdampften Gaſe 
entweichen können, ohne im Inneren einen erheblichen Überdruck zu erzeugen, daß aber ein Ausfließen des Inhalts 
verhindert wird. Der Filzpfropfen muß ſo befeſtigt ſein, daß er ſich beim Kippen oder Umkehren des Ge- 
fäßes nicht lockert. Jedes Gefäß oder mehrere Gefäße gemeinſchaftlich müſſen durch einen ſicher ſtehenden 
Drahtkorb oder durch eine ähnliche Vorrichtung gegen Stöße geſchützt ſein. Die Drahtkörbe oder andere 
Gefäße find in Metallkäſten oder in Holzkiſten mit Blecheinſatz einzuſtellen, die oben offen oder nur durch 
ein Drahtnetz, einen mit Löchern verſehenen Deckel oder eine ähnliche Vorrichtung geſchloſſen ſind. Die 
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Metallkäſten oder Holzkiſten müſſen an dem unteren Teile bis zu einer ſolchen Höhe dicht ſein, daß im Falle 
eines Bruches der Gefäße die Flüſſigkeit nicht auslaufen kann. In den Kiſten dürfen ſich keine leicht 
brennbaren Verpackungsſtoffe befinden, dagegen ſind Stoffe wie: Filz und Wolle zugelaſſen. 

A) Gefäße aus anderem Stoffe: 

Als Gefäße von anderen Stoffen können nur ſolche benutzt werden, die keine Wärme durchlaſſen und 
ſich mit Tau und Reif nicht bedecken. Eine weitere Verpackung dieſer Gefäße iſt nicht erforderlich. Die 
Vorſchriften für den Verſchluß der Glasgefäße unter «) gelten finngemäß auch für ſolche Gefäße. 

c) Die Ausmaße der fertigen Gefäße für Azetylenlöſungen in Azeton dürfen nicht mehr als 21 cm 
inneren Durchmeſſer und 2 m Länge enthalten. 

Die Gefäße müßen aus biegſamen Stahl und einer gleichmäßigen poröſen Maſſe ſo ausgelegt ſein, 
daß fich in ihr bei einer Temperatur von 500 C oder bei Erſchütterungen während der Beförderung keine 
Vertiefungen bilden können. Die Maſſe darf keine, auch nicht eine langſame, chemiſche Wirkung auf den. 
Inhalt des Gefäßes ſowie auch nicht auf das Metall, aus welchem das Gefäß hergeſtellt iſt, ausüben. 
Keines der Metallteile, die ſich unmittelbar mit der Azetylenlöſung berühren, darf aus Kupfer oder einer 
Miſchung, die 30 v. H. Kupfer enthält, hergeſtellt werden. Es darf nur fo viel von dem Löfungsmittel 
eingeführt werden, daß ſich die durch Aufnahme des Azetylens und durch Steigerung der Wärme auf 500 C 
eintretende Volumenvergrößerung gefahrlos vollziehen kann. Hierbei darf der innere Überdruck 2 des 
Probedrucks nicht überſteigen. ia 

Amtliche Prüfung der Gefäße. 

(1) Gefäße aus Schweißeiſen, Flußeiſen, Gußſtahl oder Kupfer müſſen vor ihrer Verwendung von 
einem durch die zuſtändige Behörde ermächtigten Sachverſtändigen einer Waſſerdruckprobe unterzogen werden. 
Gefäße für Azetylenlöſungen ſind vor der Verwendung auch auf die Beſchaffenheit der poröſen Maſſe und 
die zuläſſige Füllung mit dem Löſungsmittel (fiehe A. c.) zu prüfen. 

(2) Der bei der Waſſerdruckprobe anzuwendende innere Druck muß betragen: ; 

a) Bei verdichteten Gafen das 1½ fache des Füllungsdruckes, welcher die unter D (ſiehe unten) 
zugelaſſenen Grenzen nicht überſteigen darf. Der Probedruck muß den Füllungsdruck nicht 
weniger als 5 kg auf qem überſteigen. 

b) Bei den verflüſſigten Gaſen, aufgeführt unter 5, 6, 7 und 8: 


bei Kohlenſäure, Olgas und Stickoxydu . 250 kg/qem 
M DRO aa ot 1 
bei Skickſtoſſtetr od N 50 8 
DR: BREUER POZWIE RC LA 38 y 
rr ̃ ⁵ òl!l ER 80 s 
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bei Chlormethyl, Methylamin. Methyläther, Chloräthyl und 
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e) Für unter Drud gelöfte Gafe: 

bei in Azeton gelöſtem Azetyle n.. 60 kg / gem 
bei unter Druck gelöſtem Ammo nile. 12 


(3) Die Druckprobe muß wiederholt werden: 

a) bei Gefäßen, die zur Beförderung wie Chlor, Stickſtofftetroryd, ſchwefliger Säure, Chlorkohlen⸗ 
oxyd, Chlormethyl und Choräthyl beſtimmt find — alle zwei Jahre; 

b) Bei Gefäßen, die zur Beförderung anderer verdichteter und verflüſſigter Gaſe beſtimmt ſind — 
alle fünf Jahre 

c) bei Geräßen für gelöſte Azetylen — alle 10 Jahre. Die Wiederholungsprobe der Gefäße für 
gelöſte Azetylen kann unter Zuhilfenahme von Waſſerdruck oder vollſtändiger Füllung von 
Azetylen unter Zuhilfenahme von verdichtetem Stickſtoff, Luft oder ähnlichen verdichtetem Gaſe 
erfolgen; 

während der Druckprobe müſſen die für Azetylen beſtimmten Gefäße ſich unter Waſſer 

befinden, damit ihre vollſtändige Dichtigkeit geprüft werden kann; 

d) bei Ge äßen für unter Druck gelöſten Ammoniak — alle fünf Jahre. 
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(4) Die Vornahme der Waſſerdruckprobe hat in der Weiſe zu erfolgen, daß der geſteigerte Druck ſich 
nicht gewaltſam bildet. Die Gefäße müſſen den Probedruck aushalten, ohne die Form dauernd zu ändern 
oder undicht zu werden. Bei der Druckprobe iſt das zur Kontrolle benutzte Manometer dahin zu beobachten, 
ob die Gefäße mindeſtens für die Dauer von mindeſtens einer Minute unverändert verbleiben. 


C. 
Ausſtattung der Gefäße, Ventile, Aufſchriften. 

(1) Die zur Beförderung von verdichteten, verflüffigten oder unter Druck zerlegten Gaſe (mit Ausnahme 
von flüſſiger Luft und flüſſigem Sauerſtoff) müſſen mindeſtens ein Ventil zum Füllen und Entleeren beſitzen. 
Bei Azetylenlöſungen (11) dürfen die mit dem Gaſe in Berührung kommenden Teile der Ventile nicht aus 
Kupfer hergeſtellt fein. Bei Chlorkohlenoxyd, Öl- und Miſchgas find ſtatt der Ventile eingeſchraubte Stopfen 
zuläſſig; dieſe müſſen jedoch ſo dicht ſchließen, daß ſich der Inhalt des Gefäßes nicht durch Geruch 
bemerkbar macht. ; 

(2) Auf den Gefäßen find dauerhafte und deutliche Aufſchriften anzubringen die folgendes enthalten müſſen: 

a) bei allen Gaſen: 
«) den Namen des Gaſes, des Erzeugers oder des Eigentümers, ſowie die Ordnungsnummer; 
A) das Gewicht des leeren Gefäßes mit Zubehör (Ventil, Schutzhülle, Metallſtopfen und dgl.) 
7) den Tag der letzten Prüfung und das Siegel des Sachverſtändigen, der die Unterſuchung durch⸗ 
geführt hat; 
b) bei den verdichteten Gaſen: 
die Höhe des zuläſſigen Druckes, [ſiehe D (1)], 
e) bei den verflüffigten und unter Druck zerlegten Gaſen: 
das zuläſſige Höchſtgewicht der Füllung. 
D. 
Füllung der Gefäße. 

() Der zuläſſige höchſte Füllungsdruck der zur Beförderung dienenden Gefäße beträgt für verdichtete 

Gafe bei einer Temperatur von 150 C: 
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(2) Die zuläffige höchſte Füllung der zur Beförderung dienenden Gefäße beträgt für verflüſſigte Gaſe 
aufgeführt unter 5, 6, 7 und 8: 
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Sonſtige Vorſchriften. 
() Werden Gefäße mit Gaſen aufgeführt unter 5, 6, 7 und 8 (ausgenommen Chlor und Stickſtoff⸗ 
tetroxyd) in Kiſten verpackt, fo ift das Beipacken anderer Gegenſtände geſtattet. 
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(2) Nicht in Kiſten verpackte Gefäße mit verdichteten Gaſen und mit verflüſſigten Gaſen der Ziffern 
5, 6, 7 und 8 müſſen mit Vorrichtungen verſehen ſein, die ein Rollen der Gefäße verhindern. Ihre Ventile 
müſſen Schutzkappen aus Schmiedeeiſen, Stahl oder ſchmiedbarem Guß tragen; bei Gefäßeu aus Kupfer 
ſind kupferne Schutzkappen zuläſſig. Solche Kappen ſind nicht unbedingt erforderlich für Ventile, die im 
Innern des Flaſchenhalſes angebracht und durch einen aufgeſchraubten, gut ſitzenden Metallſtöpſel geſchützt ſind. 

(3) Auf den mit verdichteten und verflüſſigten Gaſen aufgeführt unter 5, 6, 7 und 8, gefüllten Gefäßen 
muß der Inhalt durch eine deutliche und haltbare Aufſchrift bezeichnet ſein. 

Die Gefäße müſſen in die Kiſten ſo gelegt werden, daß ihr Prüfungsſtempel leicht zu finden iſt. 
Holz und Metallkiſten die zur Beförderung von flüſſiger Luft und Sauerſtoff (9) dienen, müſſen die deutlichen 
Aufſchriften: „Flüſſige Luft“ (oder flüſſiger Sauerſtoff), „Oben“, „Unten“, „Vorſichtig“, „Sehr leicht 
zerbrechlich“ tragen. 

(4) Die Verſandſtücke dürfen nicht geworfen, geſtoßen, auch nicht den 5 oder der Ofen⸗ 
wärme ausgeſetzt werden. 

(6) Zur Beförderung werden benutzt: 

a) offene Wagen: 
1. für die verdichteten Gaſe bei Auflieferung in Fahrzeugen, die für Landwege eingerichtet und mit 

Planen gut gedeckt ſind; 

2. für die Sioffe der Ziffer 8; die Wagen müſſen in den Monaten März bis Oktober einſchließlich mit 

Decken ganz eingedeckt ſein, wenn die Gefäße nicht in Holzkiſten verpackt ſind; 

b) bedeckte Wagen: 
1. für die verdichteten Gaſe (vergleiche a) Ziffer 1 und c) Ziffer 1); 
2. für die verflüſſigten Gaſe der Ziffer 5, 6 und 7 während der Monate März bis Oktober einſchließlich; 
3. für flüſſige Luft und flüſſigen Sauerſtoff; 
c) offene und bedeckte Wagen: 
1. für Olgas, Miſchgas und Waſſergas; die offenen Wagen müſſen aber in den Monaten März bis 

Oktober einſchließlich mit Decken ganz eingedeckt ſein, wenn die Gefäße nicht in Holzkiſten verpackt ſind; 

2. für die verflüſſigten Gaſe der Ziffer 5, 6 und 7 während der Monate November bis Februar 
einſchließlich. 

(6) Die Behälter mit verdichteten oder verflüſſigten Gaſen find im Eiſenbahnwagen fo zu lagern, daß 
fie nicht umfallen oder herabfallen können Die Behälter mit flüſſiger Luft oder flüſſigem Sauerſtoff müſſen 
aufrecht ſtehen und gegen Beſchädigungen durch andere Frachtitüce geſchützt fein. Auch find. jie nicht in 
unmittelbarer Nähe von leicht brennbaren kleinſtücki en oder leicht brennbaren flüſſigen Stoffen zu verladen. 

(7) a) Keſſelwagen, die für verdichtete, verflüſſigte oder unter Druck gelöſte Gaſe beſtimmt ſind, 
werden zur Beförderung bei Anwendung der unter A, B, © und D der Vorſchriften über die amtliche 
Prüfung, Ausſtattung und Füllung der betreffenden Gegenſtände, ſowie der die Ventile betreffenden Bore 
ſchrifien, aufgeführt unter E Abſatz (2), angenommen Die Gefäße müſſen an den Rahmen des Wagens 
dauerhaft befeſtigt fein und dürfen vom Wagen nicht abgenommen werden. 

b) Keſſelwagen, die zur Beförderung von verflüſſigten Gaſen beſtimmt ſind, und nur einen gleichen 
Durchmeſſer beſitzen, müſſen innen durch Abſperrungen mit Öffnungen oder anderen ähnlichen Einrtchtungen 
ausgeſtattet fein, die die Bewegung der Flüſſigkeit, hervorgerufen durch plötzliche Anderung der Laufgeſchwindigkeit 
des Wagens, verlangſamen. i 

c) Keſſelwagen, die zur Beförderung der unter 5, 6 und 7 genannten verflüſſigten Gaſen beſtimmt 
ſind, müſſen äußerlich mit einem Holzdeckel verſehen ſein. 

d) Keſſelwagen, die zur Beförderung von flüſſiger Kohlenſäure, verdichtetem Sauerſtoff und Waſſerſtoff 
beſtimmt ſind, können Gefäße von mehr als 2 m Länge und 21 em Durchmeſſer enthalten. Jedes Gefäß 
braucht nicht mit Füll⸗ und Entleerungsventilen verſehen zu frin. Es genügt, daß die Gefäße an beiden 
Wagenenden durch ein Sammelrohr verbunden find, das durch ein innerhalb des Wagenrahmens angebrachtes 
Ventil geſchloſſen wird. Schutzdeckel ſind für dieſe Ventile nicht erforderlich. 

F. 
Ausnahmen von den Vorſchriften unter A. bis E. 

(1) Die verflüſſigten Gafe der Ziffern 5, 6 und 7 dürfen in kleinen Mengen, und zwar Kohlenſäure 
und Stickſtofftetroxyd bis 20 g, waſſerfreie ſchweflige Säure und Chlorkohlenoxyd (Phosgen) bis 100 g 
auch in ſtarken zugeſchmolzenen Glasröhren unter folgenden Bedingungen befördert werden: Die Glasröhren 
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dürfen mit Kohlenſäure und Stickoxydul nur bis zur Hälfte, mit Ammoniack, Chlor und Stickſtofftetroxyd 
nur bis zu zwei Dritteln, mit waſſerfreier ſchwefliger Säure und Chlorkohlenoxyd (Phosgen) nur bis zu 
drei Vierteln gefüllt ſein. Jede Glasröhre muß in einer zugelöteten, mit Kieſelgur gefüllten Blechkapſel und 
diefe in einer ſtarken Holzkiſte verpackt fein. Es ift zuläſſig, mehrere Blechkapſeln in eine Kiſte einzulegen, 
doch dürfen Röhren mit Ammoniack nicht mit Chlor oder ſchwefliger Süure enthaltenden Röhren in dieſelbe 
Kiſte gelegt werden. Den Blechkapſeln mit verflüſſigten Gajen (ausgenommen Chlor) dürfen auch andere 
Gegenſtände beigepackt werden. 


(2) Die Stoffe der Ziffer 8, in Mengen bis 100 g in Glasröhren, eren Geſamtgewicht nicht 5 kg 


überſteigen darf, können in ſtarke Kiſten getrennt, oder mit anderen Gegenſtänden gepackt werden, jedoch 


unter der Bedingung, daß die Glasrohre in den Kiſten gut gelagert werden. Die Kiſten müſſen auf rotem 
Grunde die gedruckte Aufſchrift „Feuergefährlich“ tragen. Kiſten, die nicht mehr als 100 Gramm dieſer 
Stoffe enthalten, können in gedeckten Wagen befördert werden. 

(3) Metallkapſeln mit Kohlenſäure (Sodor, Sparklet) die höchſtens 1 kg Flüſſigkeit da 1,84 cm 
Faſſungsraum enthalten, können ohne Beſchränkung befördert, wenn die Kohlenſäure rein ohne Beimiſchung 
von Luft iſt. 


(4) Verdichteter Sauerſtoff bis 0,3 kg / gem in Gummiſäcken aus getränktem Gewebe oder andern 
ähnlichen Stoffen, kann ohne Beſchränkung zur Beförderung angenommen werden. 


G. 
Beförderung. 
Verflüſſigte Gaſe der Ziffer 8 werden nur in Mengen von höchſtens 100 Gramm unter der Bedingung 
zur Beförderung als Eilgut angenommen, wenn ſie gemäß den Vorſchriften unter F. Abſatz (2) verpackt ſind. 


le. Stoffe, die in Berührung mit Waſſer entzündliche oder die Verbrennung 
j unterſtützende Gafe entwickeln. 
Zur Beſörderung ſind zugelaſſen: 
1. Die Metalle der Alkalien und der alkaliſchen Erden, wie Natrium, Kalium, Kalzium und . 
ſowie Legierungen dieſer Metalle miteinander. 


2. Kalziumkarbid, Karbid, Kalziumhydrür (Hydrolith), in welchem die Menge von RE nicht 
0,2 v. H. hydrure de calcium überfteigen darf. 


3. Natriumſuperoxyd, auch in Miſchungen, die nicht gefährlicher find als Natriumſuperoxyd. 


Beförderungsbedingungen. 
A 
Verpackung. 


1) Zur Verpackung ſind ſtarke, dichte, ſicher verſchloſſene Gefäße aus Eiſen (auch Eiſenblech) zu verz 
wenden. Stoffe der Ziffer 1 in Mengen bis zu 5 kg dürfen auch in ſtarken, ſicher und dicht verſchloſſenen 
Glasgefäßen befördert werden. Die Gefäße müſſen völlig trocken, bei den Stoffen der Biffern 45 mit 
Petroleum ausgeſchmiert ſein. r 


(2) Die Packgefäße der in den Ziffern 1 und 3 aufgeführten Stoffe möffen in Schutzumhüllungen 
eingeſetzt ſein, und zwar: 

a) die Gefäße aus Eiſen oder Eiſenblech mit AP der Ziffer 1 in Holzkiſten oder in eiferne 
Schutzkörbe, 

b) Glasgefäße mit Stoffen der Ziffer 1 oder Gefäße mit Stoffen der Ziffer 3 in Holzliſten mit 
einem gegen Eindringen von Waſſer gedichteten Blecheinſatz. Die in ſolche Kiſten eingeſetzten 
Glasgefäße ſind mit trockener Kieſelgur oder mit ähnlichen nicht brennbaren Stoffen feft. ein- 
zubetten. Bei Glasgefäßen mit Mengen bis zu 250 g dürfen ftatt der Holztijten ficher und 
dicht verſchloſſene Blechgefäße verwendet werden. 


(3) Auf den Verſandſtücken muß ihr Inhalt feft und dauerhaft RA 6 auch mijjen fie. die 
Auſſchrift tragen: „Vor Näffe zu ſchützen“. 
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Sonſtige Vorſchriften. 
(1) Mengen bis zu 5 kg, die gemäß Abſchnitt A. verpackt find, können mit anderen Gegenſtänden 
verpackt werden. 
(2) Die Verſandſtücke ſind beſonders ſorgfältig zu behandeln. Sie dürfen nicht geworfen und müſſen 
im Wagen ſo feſt gelagert werden, daß ſie gegen Scheuern, Rütteln, Stoßen, Umkanten und Herabfallen 
aus den oberen Lagen geſichert ſind. 


(3) Zur Beförderung find gedeckte Wagen zu verwenden. Kalziumkarbid und Kalziumhydrur (2) 


können auch in offenen Wagen mit Decken befördert werden. 

(4) Leere Behälter, worin Stoffe der Ziffer 2 enthalten geweſen find, müſſen frei von Reſten dieſer 
Stoffe ſein. Im Frachtbrief muß angegeben ſein, was die Gefäße vor ihrer Aufgabe zur Beförderung 
enthalten haben. 

II. Klaſſe. 
Selbſtentzündliche Stoffe. 
Zu Beförderung ſind zugelaſſen: 

1. Gewöhnlicher (weißer oder gelber) Phosphor. 

2. Amorpher (roter) Phosphor, Phosphorkalzium, Verbindungen von Phosphor mit Metallen alfalijcher 
Erden, z. B. Phosphorſesquiſulfid, Phosphorſtrontium, Phosphoreiſen und ähnliche Verbindungen von 
Phosphor mit Metallen. 

3. Miſchungen von amorphem Phosphor mit Harzen oder Fetten, deren Schmelzpunkt über 350 liegt 

Gewöhnliche Phosphorlöſungen im Doppelſchwefelkohlenſtoff. 

„Zinkäthyl, Zinkmethyl ſowie ätheriſche Löſungen dieſer Produkte. 

. grijch geglühter Ruß. 

„Friſch geglühte Holzkohle gemahlen oder in Stücken. ` 

. Hochbejchwerte Seide (Cordonnet⸗, Souplez, Bourre de Soie- und Chappe⸗Seide in Strängen). 

a) Folgende Stoffe, gefettet oder gefirnißt oder geölt: Wolle, Haare, Kunſtwolle, Baumwolle, Seide, 
Flachs, Hanf, Jute — in rohem Zuſtand, als Abfälle vom Verſpinnen und Verweben, als Lumpen 
oder Lappen. 

b) Gefettete, gefirnißte oder geölte Erzeugniſſe aus den vorſtehenden Stoffen, z. B. Schutzdecken, 
Seilerwaren, Treibriemen aus Baumwolle oder Hanf, Weber, Harniſch- und Geſchirrlitzen, Garne 
und Zwirne, Netzwaren (Fiſchnetze u. dgl.) 

9. Gemenge aus körnigen oder poröſen durchlöcherten brennbaren Stoffen mit Leinöl, Firnis, Harz, 
Harzöl und dergleichen getränkt, ſofern die letzteren Beſtandteile noch der Selbſtoxydation unterliegen 
können (3. B. ſogenannte Korkfüllmaſſe). 

10. Eingefettete Eiſen- oder Stahlſpäne (Schleif-Bohrſpäne und dgl.). 

11. Mit Ol oder Firnis getränktes PM ſowie Pappringe und Papierhülſen. 

12. Pyrophoriſche Metalle. 

13. Zinkſtaub. 

14. Gebrauchte Hefebeutel, ungereinigt. 

15. Gebrauchte Leuchtgasreinigungsmaſſe. 

16. Nitrozelluloſe Garne dienend zur Erzeugung von Kunſtſeide. 


oo [oo 


Beförderungsbedingungen. 
"BACA 
Berpafung. 
i (1). Die Stoffe der Ziffern 1 und 2 müſſen in ſtarke, dichte, gut verlötete Blechbüchſen verpackt und 
dieſe in ſtarke, ficher verſchloſſene Holzkiſten feft eingeſetzt ſein. Bei den Stoffen der Ziffer 2 in Mengen 
bis zu 2 kg dürfen ſtatt der Blechgefäße auch Glasgefäße oder Kruken verwendet werden, welche ebenfalls 
in ſtarke Kiſten zu packen ſind. Gewöhnlicher Phosphor muß mit Waſſer umgeben ſein. Auf den Kiſten 
muß ihr Inhalt deutlich und dauerhaft angegeben ſein, bei gewöhnlichem Phosphor iſt die Bezeichnung 
„Oben“ beizufügen. 


$ 
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(2) Die Stoffe der Ziffer 3 find entweder in dichte, ein Ausſtreuen verhindernde Kiſten zu laden, 
oder in leere Gefäße einzugießen. . 

(3) Zinkäthyl und Zinkmethyl (4) ſowie auch in ätheriſcher Löſung ſind in ſtarke, feſte Steingefäße 
(Steinzeug und dgl.) oder Glasgefäße, die mit Feuer eingeſchmolzen oder in ähnlicher Weiſe dicht ver⸗ 
ſchloſſen werden. 

Gefäße aus Glas oder Ton ſind einzeln oder zu mehreren unter Verwendung von Aſche oder trockener 
Stiejelgur in ſtarke Blechgefäße einzuſetzen, die dicht zu verlöten ſind. 

Jedes Verſandſtück muß auf rotem Grunde die deutliche, gedruckte Aufſchrift tragen: „Feuergefährlich“. 
Übergefäße mit Glasballons müſſen ferner mit der deutlichen Aufſchrift verſehen ſein: „Vorſichtig tragen“. 
Sie dürfen nicht auf Karren gefahren, auch nicht auf der Schulter oder dem Rücken getragen werden. 

(4) Die Stoffe der Ziffern 5 und 6 find in dichte, gut verſchloſſene Behälter zu verpacken. Holz⸗ 
behälter müſſen im Innern mit dichten Stoffen ausgekleidet ſein; ſie ſind in haltbare Übergefäße (Körbe, 
Kübel, Kiſten) einzuſetzen. : 

Holzkohle der Ziffer 6 in Stücken, ſofern im Frachtbrief vermerkt iſt, daß ſie nicht friſch ausgeglüht 
iſt (d. h. daß ſie nach dem Ausglühen mindeſtens 48 Stunden gelagert hat) kann in Säcken oder ohne 
Verpackung in beſonderen für die Beförderung von Holzkohle beſtimmten Wagen befördert werden. 

(5) Die Stoffe der Ziffer 7 müſſen in ſtarke Kiſten verpackt ſein. Sind die Kiſten höher als 12 cm, 
ſo müſſen zwiſchen den einzelnen Lagen der Seide durch Holzreſte ausreichende Hohlräume geſchaffen ſein, 
die mit Offnungen in den Kiſtenwänden in Verbindung ſtehen, ſo daß Luft durchziehen kann. An den 
äußeren Kiſtenwänden ſind Leiſten anzubringen, die das Zuſtellen der Luftlöcher verhindern. 

(6) Von den Stoffen der Ziffer 8a find gebrauchte Putzwolle und feuchtes Werg, nicht trockene Putz⸗ 
lappen (Putztücher) ſtark zu preſſen und in ſtarke, dichte, ſicher verſchloſſene Behälter zu verpacken. 

(7) Die Stoffe der Ziffer 9 find, wenn in Formen gepreßt, in ſtarke, dichte Behälter aus Blech oder 
in ſtarke Holzbehälier mit dichtem Blecheinſatz, wenn nicht in Formen gepreßt, in ſtarke, dichte, ſicher ver⸗ 
ſchloſſene Behälter zu verpacken. 

(8) Die Etoffe der Ziffer 10 find in ſtarke, dichte, gut verſchloſſene Metallbehälter zu packen. Eine 
Verpackung iſt nicht erforderlich, wenn die Beförderung in eiſernen Wagen mit Deckeln oder in offenen, 
eiſernen Wagen mit Decken erfolgt. 

(9) Die Stoffe der Ziffer 12 müſſen in Glasröhren, die an den Enden eingeſchmolzen ſind, und dieſe 
in verlötete Blechgefäße verpackt ſein, die mit Kieſelgur oder mit anderen geeigneten trockenerdigen Stoffen 
ausgefüllt ſind. 

(10) Zinkſtaub (Pulver) muß in ſtarke dicht zugemachte Metallgefäße verpackt ſein. 

(11) Gebrauchte, ungereinigte Hefebeutel (Ziffer 14) find in dichtſchließende Behälter zu verpacken. 

(12) Gebrauchte Leuchtgasreinigungsmaſſe, die nicht in dichten Blechgefäßen verpackt iſt, kann zur Be⸗ 
förderung nur in eiſernen Wagen angenommen werden. Haben dieſe Wagen keine gut ſchließenden eiſernen 
Deckel, ſo iſt das Gut mit ſolchen Decken zu bedecken, die durch Berührung mit Feuer nicht brennen. Zur 
Beladung iſt der Abſender und zur Entladung der Empfänger verpflichtet. Auf Verlangen der Eiſenbahn iſt 
der Abſender verpflichtet, die Decken zu ſtellen. 

(13) Nitrozelluloſe Garne, die zur Erzeugung von Kunſtſeide dienen, ſind in Metallgefäße oder dicht 
verſchloſſene Fäſſer zu packen, im letzteren Falle unter Benutzung von ſoviel Waſſer, daß dieſes durch 
Rütteln des Faſſes leicht feſtgeſtellt werden kann. Sind ſie in Metallgefäße verpackt, ſo genügt deren Um⸗ 
wickelung in feuchtes Gewebe, wobei im Frachtbrief die Erfüllung dieſer Vorſchrift zu vermerken iſt. 
| B. 

Sonſtige Vorſchriften. 

| () Mit anderen Gegenſtänden dürfen bei Beachtung der im Abſchnitt A gegebenen Vorſchriften über 

die Behälter in einen ſtarken, dichten, ſicher verſchloſſenen Holzbehälter zuſammengepackt werden: 

j a) gewöhnlicher Phosphor (Ziffer 1) in Mengen bis zu 250 g; ſolche geringen Mengen dürfen 

| auch unter Waſſer in ſtarke, ficher verſchloſſene Glasgefäße verpackt werden, die mit geeigneten 
Verpackungsſtoffen in dichte Blechgefäße feſt gelagert werden müſſen; jedes Gefäß mit Phosphor 
iſt in den äußeren Holzbehälter feſt einzubetten; 

b) die Stoffe der Ziffer 2 in Mengen bis zu 5 kg; 

c) Zinkäthyl und Zinkmethyl (Ziffer 4) in Mengen bis zu 2 kg, wobei die die Stoffe enthaltenden 
Gefäße in Kiſten feſt eingebettet ſein müſſen; jedoch iſt das Zuſammenpacken mit anderen ſelbſt⸗ 
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entzündlichen Stoffen, fowie mit Sprengftoffen (Ta), Munition (Ib), Zündwaren und Feuer- 
werkskörpern (Le) und mit den unter IIIa und b aufgeführten brennbaren Flüſſigkeiten nicht 
geſtattet; ; 
d) Die Stoffe der Ziffern 11 und 12 ohne Beſchränkung. 
(2) Nachſtehend genannte Gegenſtände können ohne Beſchränkung befördert werden, wenn in den 
Frachtbriefen beſcheinigt iſt, das 
a) Ruß (Ziffer 5) und Holzkohle gemahlen, körnig oder in Stücken nicht friſch geglüht find (das 
heißt mindeſtens nach dem Ausglühen 48 Stunden gelagert haben), 
b) Seide in Strängen (Ziffer 7) nicht ſtark beſchwert ift, 
c) Stoffe der Ziffer 8 und 10 nicht gefettet, nicht geölt und nicht gefirnigt find; 
d) gebrauchte Hefebeutel (Ziffer 14) gereinigt ſind, 
e) die gebrauchte Gasreinigungsmaſſe (15) vollſtändig ſicher ift. 
(8) Die Stoffe der Ziffer 8 ausgenommen gebrauchte Putzwolle und Werg (Putzlumpen), die nach 
Abſchnitt A Abſ (6) verpackt find — müſſen trocken fein. 
(4) Papierhülſen der Ziffer 11 können nur unter der Bedingung befördert werden, wenn im Fracht⸗ 
brief beſcheinigt iſt, daß beſagte Gegenſtände nach der Tränkung mit Fett oder Ol erhitzt und dann in Waſſer 


völlig abgekühlt ſind. 


) Zur Beförderung find zu verwenden: 

a) für Zinkäthyl und Zinkmethyl (Ziffer 4) offene Wagen; kleinere Mengen bis zu 10 kg dürfen 
allein oder in Mengen bis 2 kg mit anderen Gegenſtänden zuſammengepackt auch in bedeckte 
Wagen unter Beachtung der im Abſatz Le genannten Vorſchriften verladen werden 

b) für die Stoffe der Ziffern 7, 8 und 11 ſind bedeckte Wagen oder offene Wagen mit Decken⸗ 
verſchluß zu verwenden. Putzwolle und Werg, Putzlappen (Putztücher), die nach Abſchnitt A 
Abſatz (6) verpackt ſind, dürfen auch in offenen Wagen befördert werden. 

e) Nitrozelluloſe Garne dienend zur Erzeugung von Kunſtſeide find in gedeckte Wagen zu laden. 
bei den alle Öffnungen verſchloſſen fein müſſen. 

d) für Zinkäthyl und Zinkmethyl find weiter die Vorſchriften unter IILa b) Abſ. (4) zu beachten. 


III. Klaſſe. 
Brennſtoffe. 
IIIa. Brennbare Flüſſigkeiten. 
Nachſtehende Stoffe ſind zur Beförderung unter beſonderen Bedingungen zugelaſſen: 
1. Kohlenwaſſerſtoffe, und zwar: 

a) Rohpetroleum (Bergöl) und gereinigtes Petroleum, ſowie aus Braunkohlenteer bereitete Ole, Torf⸗ 
und Schieferöle, Asphaltnaphta und Deſtillate aus ſolchen, Kohlenwaſſerſtoffe anderen Urſprungs 
(3. B. Abfälle nach der Verdichtung von Gasöl), die bei einem Barometerſtande von 760 m m, 
auf bie Meereshöhe reduziert, im Abel-Penskyſchen Apparat bei einer Wärme unter 210 C 
oder im Pensky⸗-Martenſchen Apparat bei einer Wärme von mehr als 100° C fih nicht 
entzünden; 

b) Rohpetroleum und gereinigtes Petroleum, Bergölnaphta, Braunkohlenteeröle, Torf- und Schieferöle, 
Asphaltnaphta ſowie Deſtillate aus dieſen Stoffen (Benzin, Ligroin, Putzöl und dgl.) Kohlen⸗ 
waſſerſtoffe anderen Urſprungs (z. B. Abfälle nach der Verdichtung von Gasöh), wenn ſie bei 
einem Barometerſtande von 760 m/m, auf die Meereshöhe reduziert, im Abel-Penskyſchen 
Apparat bei einer Wärme unter 210 C entzündliche Gafe erzeugen, und bei 150 C ein 
ſpezifiſches Gewicht von mehr als 0,680 beſitzen. 

. Steinkohlenteeröle, bie bei 150 C ein ſpezifiſches Gewicht unter 0,950 beſitzen (Benzol, 
Taoluol, Xylol, Kumol und dgl.). 

) Petroleumäther (Gaſolin, Neolin und dgl.) und ähnliche aus Petroleumnaphta oder Braun⸗ 
kohlenteer bereitete, leicht entzündliche Stoffe, wenn fie bei 150 C ein ſpezifiſches Gewicht von 
höchſtes 0,680 haben. 

2. Flüſſigkeiten, die bereitet ſind zum Teil aus Petroleumnaphta oder ähnlichen leicht entzündlichen 


Flüſſigkeiten und zum Teil aus Harz, Kautschuk, Guttapercha, Seife, Asphalt, Teer oder dergleichen 
Stoffen. | 
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3. Athylenäter, Schwefeläther rein, oder mit anderen Flüſſigkeiten gemengt (z. B. Hoffmannstropfen) 
Löſungen von Nitrozelluloje in Athylenäther (Kollodium) in Methylalkohol, in Eſſigäther, in Amylazetat, 
in Azeton, in Nitrobenzol, Nitrotoluol oder in Gemengen dieſer Flüſſigkeiten (3. B. Zaponlacke), 
höchſtens einprozentige Löſung von Nitroglyzerin in Alkohol. f 
4. Löſungen von Nitrozelluloſe in Eſſigſäure. 
5. Metylalkohol (Holzgeiſt), roh und rektifiziert, Azeton, Paraldehyd, Azetal (in alkoholiſcher Löſung). 
Athere aller Art, z. B. Amylazetat (Petroleumäther ſiehe 1 c), flüffige Ather aller Art mit 
Ausnahme von Athyläther (bezüglich des letzteren ſiehe 3). 
Das allgemeine Denaturierungsmittel für Spiritus (mit Pyridin verſetzter Holzgeiſt). 
Gemiſche von Holzgeiſt mit Benzol (mit oder ohne Erdwachs z. B. Panſol). 
Schwefelkohlenſtoff. 
Flüſſige Fette, Firniſſe, mit Firnis verſetzte ER Terpentinöl (Kienöl) und andere ätherifche Ole, 
abſoluter Alkohol, Weingeiſt (Spiritus), ſowie daraus bereitete Flüſſigkeiten (Spirituslad, Ollack, 
Trockenmittel (Sikkative), flüſſige Seifen und dergleichen in Mengen von mehr als 40 kg. 


e 


Beförderungsbedingungen. 
A. 


Verpackung. 


(1) Zur Verpackung ſind ſtarke, dichte, ſicher verſchloſſene Gefäße aus Glas, Ton (Steinzeug oder 
dergleichen) oder Metall zu verwenden, Löſungen von Nitrozelluloſe in Eſſigſäure dürfen nicht in Metall⸗ 
gefäßen verſandt werden. 

Die unter 1a) und b), 2, 4, 5, 6, 7 und 9 genannten Flüſſigkeiten können auch in ER dicht 
verſchloſſenen Holzbehältern (Fäſſern) befördert werden. : 

(2) Gefäße aus Glas oder Ton mit den Flüſſigkeiten der Ziffern 1 bis 9 ſowie Blechgefäße mit 
Flüſſigkeiten der Ziffern 3 und 8 find einzeln oder zu mehreren unter Verwendung geeigneter Verpackungs⸗ 
ſtoffe in ſtarke Übergefäße (Weiden⸗ oder Metallkörbe, Kübel oder Kiſten) feft einzuſetzen; die offenen 
Übergefäße (ausgenommen Kiſten) müſſen mit guten Handhaben verſehen ſein. Offene Körbe, Kübel und 
Kiſten müſſen eine Schutzdecke haben, die, wenn ſie aus Stroh, Rohr, Schilf oder ähnlichen leicht brennbaren 
Stoffen beſteht, mit Lehm- oder Kalkmilch oder dergleichen unter Zufa von Waſſerglas getränkt ift: 

(3) Jedes Verſandſtück mit Flüſſigkeiten der Ziffern 1 b) und c), 3, 4 und 8 muß auf rotem Grunde 
die deutliche, gedruckte Aufſchrift: „Feuergefährlich“ tragen. Körbe und Kübel mit Glasballons müſſen 
ferner mit der deutlichen Aufſchrift: „Vorſichtig tragen“ verſehen ſein. Sie dürfen nicht auf Karren oder 
Handwagen gefahren, auch nicht auf der Schulter oder dem Rücken getragen werden. 


B. 
Sonſtige Vorſchriften. 


(1) Mit anderen Gegenſtänden dürfen bei Beachtung der im Abſchnitt A. gegebenen Vorſchriften über 

die Behälter in ſtarke, dichte, ficher verſchloſſene Holzkiſten zuſammengepackt werden: 
a) die Flüſſigkeiten der Ziffer 9 ohne Beſchränkung; 
b) die Flüſſigkeiten der Ziffern 1 bis 7 in Mengen bis zu 10 kg; 
e) Schwefelkohlenſtoff (Ziffer 8) in Mengen bis zu 2 kg. 

Die Gefäße mit den Flüſſigkeiten der Ziffern 1 bis 8 müſſen in den Kiſten feſt eingebettet ſein. 

(2) Bei den Kohlenwaſſerſtoffen der Ziffer 1 a) und b) iſt im Frachtbrief anzugeben, daß die Stoffe 
den Bedingungen über den Entflammungspunkt und dem ſpezifiſchen Gewicht entſprechen. Fehlt eine ſolche 
Angabe, jo find diefe Stoffe wie Petroleumäther (Ziffer 1 c) zu behandeln. 

(3) Zur Beförderung der unter 1—8 genannten Flüſſigkeiten find offene Wagen zu verwenden; 
kleinere Mengen der in den Ziffern 1 bis 7 aufgeführten Stoffe bis zu 10 kg und von Schwefelkohlenſtoff 
(Ziffer 8) bis zu 2 kg dürfen allein oder nach Abſ. 1 b) und c) mit anderen Gegenſtänden zuſammengepackt, 
auch in bedeckte Wagen verladen werden. 

(4) Für die Flüſſigkeiten der Ziffern 1 bis 8 gelten außerdem noch See Vorschriften: 

a) die Wagen find vor Beginn der Verladung auf beiden Seiten mit roten Zettel zu verſehen, Die 
deutlich die Aufſchrift: „Feuergefährlich“ und „Vorſichtig verſchieben“ tragen (Muſter des Zettels 
ſiehe am Schluß dieſer Anlage); 
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b) die Verſandſtücke müſſen im Wagen ſicher gelagert werden. Offene Körbe und Kübel ſind am 
Wagen zu befeſtigen, auch dürfen ſie nicht aufeinander geſtellt werden; 
e) während der Beförderung ſchadhaft gewordene Behälter ſind ſofort auszuladen und können, 


wenn ihre Wiederherſtellung nicht alsbald möglich iſt, mit dem vorhandenen Inhalt ohne weiteres 
für Rechnung des Abſenders verkauft werden; 


d) dicht verſchloſſene leere Blechbehälter, worin ſolche Stoffe enthalten waren, dürfen in bedeckten 


Wagen, andere Gefäße müſſen in offenen Wagen befördert werden, auf die frühere Verwendung 
der Behälter iſt im Frachtbriefe hinzuweiſen. 


(6) Für die Beförderung von Flüſſigkeiten in Keſſelwagen gelten die unter A, Abſatz (1) und B 
Abſatz (2) und (4) a) angegebenen Vorſchriften. 
O. 
Beförderung. 
Von der Beförderung als Eilgut ſind ausgeſchloſſen: 

a) die unter 1 bis 7 angegebenen Stoffe, in Mengen über 10 kg. 

b) Schwefelkohlenſtoff (8) in Mengen über 2 kg. : 

c) leere Gefäße von den Stoffen 1 bis 8 mit Ausnahme von dicht verſchloſſenen Blechgefäßen. 

IIIb. Feſte Brennſtoffe. 

Nachſtehende Gegenſtände ſind zur Beförderung unter beſonderen Bedingungen zugelaſſen: 

(1) Gegenſtände, die durch Funken von der Lokomotive aus leicht entzündbar ſind, als: Heu, Holz⸗ 
kohle in Stücken, Sägemehl, Späne, Holzmaſſe, Papierabſchnitzel, Rohr (mit Ausnahme von ſpaniſchem 
Rohr), Spinnereiſtoffe aus Pflanzen und deren Abfälle, Stroh (auch Mais-, Reis- und Flachsſtroh), Torf 
(mit Ausnahme von Maſchinen- und Preßtorf), hierunter auch Güter, die durch Beimiſchung von Petro⸗ 


leumabfällen, Harzen und ähnlichen Abfällen verarbeitet werden, ſowie entzündlichen poröſen Stoffen 
und Schwefel. : 


(2) Zelluloidine, ein Erzeugnis, das nach nicht vollſtändiger Entweichung des Alkohols aus Kollodium 
verbleibt, in Geſtalt von Seife und hauptſächlich Kollodiumſchießbaumwolle enthaltend. 
(8) Zelluloid in Platten, Bogen, Stäben, Zelluloidwaren ſowie Abfälle. 


Beförderungsvorſchriften. 
A. 
Verpackung. 


(1) Die unter (1) genannten Stoffe find unverpadt in gedeckten oder in offenen Wagen mit Decken 
zu befördern. Die Eiſenbahn kann vom Abſender die Stellung der Decken verlangen. 


(2) Zelluloidplatten find in einer die Austrocknung verhütenden Weiſe zu verpacken. 
(3) Stoffe der Ziffer 3 (Zelluloid) ſind in Päckchen, die in ſtarkes Papier gepackt und zwiſchen zwei 
Holzleiſten gepreßt werden, in dichte Holzkiſten zu packen. 
B. 
Beförderung. 
Die unter 1 genannten Stoffe werden als Eilſtückgut zur Beförderung nicht angenommen. 


IV. Klaſſe. 
Giftige Stoffe. 

Nachſtehende Gegenſtände ſind zur Beförderung unter beſonderen Bedingungen zugelaſſen: 
1. Nichtflüſſige Arſenikalien, namentlich arſenige Säure (Hüttenrauch), gelbes Arſenik (Rauſchgelb, 

Auripigment), rotes Arſenik (Realgar), Scherbenkobalt (Fliegenſtein) und dergleichen. 
2. Ferroſilizium und Manganoſilizium, auf elektriſchem Wege gewonnen. 
3. Zyankalium und Zyannatrium in feſter Form. 
4. Flüſſige Arſenikalien, insbeſondere Arſenſäure. 
5. Zyankaliumlauge und Zyannatriumlauge. 


* 


6. Giftige Metallpräparate: 

a) Sublimat, Zinnober (roter Kupferſchwefel), Kupferfarben, insbeſondere Grünſpan, grüne und 
blaue Kupferpigmente, Bleizucker, 

b) andere Bleipräparate, insbeſondere Bleiglätte (Maſſikot), Mennige, Bleiweiß und andere Blei⸗ 
farben, Bleirückſtände. 

7. Kupfervitriol (Blauſtein) und Miſchungen von Kupfervitriol mit Kalk, Soda oder dergleichen (Pulver 
zur Herſtellung von Bordelaiſer Brühe oder dergleichen), kieſelfluorwaſſerſtoffſaure Salze, ſalpeter⸗ 
ſaures Kupfer. ; 

8. Chlorſäure Salze, Dimethylſulfat. 

9. Anilin (Anilinöl). 

Beförderungsbedingungen. 
A. 
Verpackung. 


(1) Die zur Verpackung benutzten Behälter müſſen haltbar, dicht und ſo verſchloſſen ſein, daß kein 
Verſtreuen, Verſtauben oder Auslaufen des Inhalts möglich iſt. 

(2) Die Stoffe der Ziffer 1 und 3 ſind zu verpacken: 

a) in ſtarke eiſerne Fäſſer mit aufgeſchraubtem Deckel und Rollreifen, oder 

b) in doppelte Fäſſer ans ſeſtem, trockenem Holz mit Einlagereifen oder in ebenſolche doppelte 
Kiſten mit Umfaſſungsbändern, wobei die inneren Gefäße mit dichtem Stoffe ausgekleidet ſein 
müſſen. Statt der inneren Holzbehälter können auch verlötete Blechgefäße oder Gefäße aus 
Glas oder Ton verwendet werden. Die Glas- oder Tongefäße müſſen in den Übergefäßen mit 
geeigneten Verpackungsſtoffen feſt verpackt ſein. Unter dieſen Bedingungen können auch mehrere 
ſolcher Behälter zu einem Verſandſtücke vereinigt werden. 

e) Die Stoffe der Ziffer 1 dürfen auch in Säcke von geteerter Leinwand verpackt ſein, die in einfache 
Fäſſer von ſtarkem, trockenem Holz einzuſchließen find. 

(3) Ferroſilizium und Manganoſilizium (Ziffer 2) find in ſtarke waſſerdichte Behälter aus Holz oder 
Metall zu verpacken. 

(4) Die Stoffe der Ziffer 4 find zu verpacken: 

a) in Metall-, Holz⸗ oder Gummigefäße mit guten Verſchlüſſen, oder 

b) in Glas- oder Tongefäße, die unter Verwendung geeigneter Verpackungsſtoffe in ſtarke Über⸗ 
gefäße (Weiden: oder Metallkörbe, Kübel oder Kiſten) feft eingeſetzt find ; Übergefäße (ausgenommen 
Kiſten) müſſen mit guten Handhaben verſehen ſein. 

(6) Die Stoffe der Ziffer 5 find in gut verſchloſſene eiferne Gefäße zu verpacken, die in feſte Holz⸗ 
oder Metallbehälter mit Kieſelgur, Sägemehl oder anderen aufſaugenden Stoffen feſt eingebettet ſind. 

(6) Die Stoffe der Ziffer 6 find zu verpacken: 

a) in eiſerne Fäſſer oder in dichte Fäſſer aus feſtem, trockenem Holze mit Einlagereifen oder in 
Kiſten mit Umfaſſungsbändern, oder 

b) in eiſerne Gefäße (ſogenannte Hobbocks) oder 

c) in Glas: oder Tongefäße oder — bei Mengen bis zu 10 kg — in doppelte, ſtarke, Papier- 
umhüllungen (Beutel); die Behälter und Beutel ſind in ſtarke, dichte, ficher verſchloſſene Holz- 
kiſten mit geeigneten Verpackungsſtoffen feft einzubetten; 

d) bei allen Bleifarben find auch Gefäße aus Weiß- oder anderem Eiſenblech zugelaſſen; 

e) bei allen Blei- und Kupferverbindungen in waſſerhaltiger Löſung ſind auch dichte Keſſel aus 
Stoffen zuläſſig, die von den Verbindungen nicht angegriffen werden. 

(0) Die Stoffe der Ziffer 7 find zu verpacken in ſtarke, dichte, ficher verſchloſſene Holzbehälter (Fäſſer 
oder Kiſten) oder in ſtarke, dichte, gut verſchloſſene Säcke. 

(8) Die Stoffe der Ziffer 8 mit Ausnahme von Natriumacyd (Azoture de jod'um) find in ſtarke, 
dichte, ſicher verſchloſſene Behälter aus Holz oder Wellblech zu verpacken. Bei Holzbehältern (Fäſſern oder 
Kiſten) muß das Ausſtreuen des Inhalts durch eine dichte ununterbrochene Auslegung mit weichem Papier 
ſicher verhindert fein. Gefäße aus Wellblech, deren Stärke mindeſtens 0, mm betragen ſoll, ſind mindeſtens 
durch zwei Brettchen, die mindeſtens durch 6 Weidengerten feſt gebunden werden, zu ſichern. Natriumacyd 
(Azoture de Sodium) ſind in ſtarke, dichte und gut verſchloſſene Eiſengefäße (oder Weißblechgefäße) zu packen. 
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(9) Auf Verſandſtücken der Stoffe der Ziffern 1 bis 8 muß ihr Inhalt deutlich und dauerhaft 
angegeben fein. Sammelbezeichnungen, wie Arſenikalien, Bleipräparate, Giftfarben find unzuläſſig. Außerdem 
iſt bei den Stoffen der Ziffern 1, 3 bis 5 ſowie 6a) die Bezeichnung „Gift“, bei Ferroſilizium oder 


= Manganofilizium (Ziffer 2) die Aufſchrift „Vor Näſſe zu ſchützen.“ „Nicht ſtürzen“ hinzuzufügen. Gefäße, 


die Stoffe der Ziffer 8 enthalten, ſind mit der Aufſchrift: „Vor Feuer zu ſchützen“ zu verſehen. Gefäße 
die Sodaſtickſtoff enthalten, find mit der Aufſchrift: „Vor Näſſe zu ſchützen“ zu verſehen. 
(10) Anilin (Anilinöh ift in eiſerne Fäſſer oder ſehr ſtarke und vollſtändig dichte Holzfäſſer (3. B 
Petroleumfäſſer) zu packen. 
B. 
Sonſtige Vorſchriften. ; : 
() Mit anderen Gegenſtänden dürfen bei Beachtung der im Abſchnitt A gegebenen Vorſchriften über 
die Behälter in einen ſtarken, dichten, ſicher verſchloſſenen Holzbehälter zuſammengepackt werden; 
a) bis zu 1 kg die Stoffe der Ziffer 4; fie müſſen in Glasgefäße verpackt fein, die mit trockener 
Kieſelgur in ein dichtes Weißblechgefäß feſt zu lagern ſind; j 
b) bis zu 5 kg bie Stoffe der Ziffern 1, 3 und 8; doch ift Die Beipackung von Zyankalium, 
Zyannatrium und chlorſauren Salzen zu Säuren oder ſauren Salzen verboten; 
c) bis zu 10 kg die Stoffe der Ziffer 6 a); 
d) in beliebiger Menge die Stoffe der Ziffern 2, 6 b) und 7. 
Der Behälter muß, wenn er Stoffe der Ziffern 1, 3, 4, 5 oder 6a) enthält, die Bezeichnung 
„Gift“ tragen. 5 
(2) Die Stoffe der Ziffern 1, 3, 4, 5, 6a) dürfen nicht mit Nahrungs- oder Genußmitteln zuſammen 
verladen werden. 
(3) Die Stoffe der Ziffern 3, 5 und 8 dürfen nicht mit Säuren, diejenigen der Ziffer 5 auch nicht 
mit ſauren Salzen zuſammen verladen werden. 
(4) Die Stoffe der Ziffer 5 dürfen nur in Keſſelwagen oder in offenen Wagen befördert werden. 


Natriumacid (Azoture de ſodium) dürfen nur in gedeckten Wagen befördert werden. 


6) Ferroſilizium und Manganoſilizium werden nur völlig trocken und in völlig trockenen Behältern 
zur Beförderung angenommen; wenn fie in offenen Wagen befördert werden, müſſen dieſe mit e 
Decken eingedeckt ſein. 

(6) Leere Behälter und Säcke, worin giftige Stoffe der Ziffern 1, 3, 4, 5, 6a enthalten geweſen ſind, 
müſſen vollkommen dicht geſchloſſen ſein. Ihr früherer Inhalt muß auf ihnen und im Frachtbrief angegeben 
fein. Die Borjchrijt im Abſatz (2) ift ebenfalls zu beachten. 

() Bezüglich der zur Beförderung von giftigen Stoffen und deren Löſungen dienenden Keſſelwagen 


find die Vorſchriften unter A, Abſatz (1) und (9) ſowie B, Abſatz (b) anzuwenden. Sie müſſen aus einem 


Material hergeſtellt ſein, das weder einem Einfluß der darin enthaltenen Stoffe noch deren Löſungen unter⸗ 
liegt. Keſſelwagen, die zur Beförderung der unter Ziffer 5 genannten Stoffe dienen, dürfen keine Schweiß⸗ 
nieten haben und müſſen Doppelwände enthalten. Sie dürfen keine Offnungen in ihren unteren Teilen 
(Kräne, Ventile u. dgl.) haben. Alle Öffnungen müſſen verdichtet und durch ſtark angeſchraubte Metall⸗ 
kappen geſichert ſein. Die mit Stoffen der Ziffer 5 genannten Wagen ſind in die Züge ſo einzuſtellen, daß 


fie von Wagen mit flüſſigen Säuren mindeſtens durch einen Wagen getrennt find. 


C. 
Beförderung. 
Von der Beförderung als Eilſtückgut ſind ausgeſchloſſen die Stoffe der Ziffern 1, 3, 4, 5, 6a und 8 
ſowie leere Gefäße und Säcke, die die Stoffe der Ziffern 1, 3, 4, 5 und 6a enthalten haben. 
D. 
Ausnahmen von den Vorſchriften zu A, B und C. 


Dieſen Vorſchriften unterliegen nicht die Erzeugniſſe der IV. Klaſſe, wenn fie zu wiſſenſchaftlichen 
Unterſuchungen oder für pharmazeutiſche Bedürfniſſe beftimmt find, in Kleinſendungen bis zu 1/, kg jedes 
Erzeugniſſes unter der Bedingung befördert werden, daß die Verpackung ſorgfältig in ftarten Kiſten, dagegen 
die Glas⸗ oder Tongefäße in der Weiſe verkorkt ſind, daß der Verſchluß ſich während der Beförderung 


nicht löſen kann. 
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V. Klaſſe. 
Atzende Stoffe. 
Nachſtehende Stoffe ſind zur Beförderung unter beſonderen Bedingungen zugelaſſen: 

1. Schwefelſäure, rauchende Schwefelſäure, (Schwefelſäure enthaltend Florwaſſerſtoffſäure, Oleum, Vitrinöl, 
Nordhauſener Schwefelſäure), Stickſtoffſäure (Salpeterſäure, Scheidewaſſer) und deren Miſchungen, 
Eſſiglöſungen mit mehr als 40 v. H. Säure; a 

2. Chlorſchwefel ſowie Salpeterſäure und ſchwefelſaures Eiſenoxyd (Ferrintrat oder Ferriſulfat, Eiſenbeize). 

3. Atzlauge (Natronlauge, Sodalauge, Kalilauge, Pottaſchenlauge und dgl.), Olſatz (Rückſtände von der 
Olreinigung), in Waſſer gelöſter Ammoniak mit mehr als 25 v. H. Ammoniak; 

4. Brom. 

5. Waſſerfreie Schwefelſäure. 

6. Azetplenchlor, Antimonpentachlor, Chromilchlor, Phosphorchloroxyd, Phosphorpantachlor, (Phosphor⸗ 
ſuperchlor) Phosphortrichlor, Sulfurchlorid, Thionchlorid und Chlorſulfonſäure. 

7. Doppelwaſſerſtoffoxyd. ; 

8. Schwefelnatrium und Natronkoks. 

9. Doppelſchwefelnatrium und doppelſchwefelſaurer Kalk. 


Beförderungsbedingungen. 
AR, 
Verpackung. 

() Zur Verpackung der Stoffe der Ziffern 1 bis 4 find ſtarke, dichte, ſicher verſchloſſene Gefäße zu 
verwenden, die durch den Inhalt nicht angegriffen werden. Für Flourwaſſerſtoffſäure (1) ſiehe Abſatz 1. 
Der Verſchluß muß ſo beſchaffen ſein, daß er weder durch Erſchütterungen noch durch den Inhalt beſchädigt 
werden kann. Bei Verwendung von Gefäßen aus Glas oder Ton iſt nachſtehendes zu beachten. 

a) Bei den Stoffen der Ziffern 1 bis 3 ſind die Gefäße unter Verwendung geeigneter Verpackungs- 
ſtoffe in ſtarke Übergefäße (Weiden oder Metallkörbe, Kübel oder Kiſten) feſt einzuſetzen; Über⸗ 
gefäße (ausgenommen Kiſten) müſſen mit guten Handhaben verſehen ſein. 

b) Bei konzentrierter Salpeterſäure mit einem ſpezifiſchen Gewicht von mindeſtens 1,48 bei 150 
(46,8 Baumé) und bei roter rauchender Salpeterſäure find die Glas- oder Tongefäße in den 
Übergefäßen mit einer ihrem Inhalte mindeſtens gleichkommenden Menge Kieſelgur oder anderer 
geeigneter trocenerdiger Stoffe einzubetten. i 

c) Verpackungsſtoff a) und b) ift nicht erforderlich, wenn die Glasgefäße in eiſerne Mantelkörbe 
eingeſetzt ſind und durch gut federnde Widerſtände geſichert und in Asbeſt gebettet ſind, daß ſie 
ſich in den Körben nicht bewegen können. . 

d) Bei Brom (Ziffer 4) find die Glas- oder Tongefäße in ſtarke Holz- oder Metallbehälter bis 
zum Halſe in Aſche, Sand oder Kieſelgur oder in ähnliche, nicht brennbare Stoffe einzubetten. 

(2) Feuerlöſchvorrichtungen, die Säuren der Ziffer 1 enthalten, müſſen ſo gebaut ſein, daß keine 
Säure ausfließen kann. 

(3) Mit Schwefelſäure (Ziffer 1) gefüllte elektriſche Sammler (Akkumulatoren) ſind in einem Batterien⸗ 
kaſten ſo zu befeſtigen, daß die einzelnen Zellen ſich nicht bewegen können. Der Batterienkaſten iſt mit 
aufſaugenden Verpackungsſtoffen in eine Kiſte feſt zu verpacken. Die Kiſten müſſen auf den Deckeln die 
deutlichen Aufſchriften „Elektriſche Sammler (Akkumulatoren)“ und „Oben“ tragen. Sind die Sammler 
geladen, jo müſſen die Pole gegen Kurzſchluß gefichert fein. Sind die Zellen aus widerſtandsfähigen Stoffen 
wie Holz mit Bleifutter oder Hartgummi hergeſtellt und oben derart eingerichtet, daß gefährliche Atzlaugen 
nicht verſpritzt werden können, ſo kann von der Verpackung der Akkumulatorenzellen und Batterien abgeſehen 
werden, wenn ſie durch geeignete Vorrichtungen wie Geſtelle, Verſchläge, Verſteifungen gegen Umfallen oder 
Verſchieben und gegen Beſchädigung durch andere etwa darauf fallende Frachtſtücke geſichert ſind. Zellen 
oder Batterien, die in Fahrzeuge für deren betriebsmäßige Benutzung eingebaut ſind, bedürfen ebenfalls 
keiner beſonderen Verpackung, wenn die Fahrzeuge im Eiſenbahnwagen ſicher befeſtigt oder feſtgelegt ſind. 

(4) Für ſchwefelſäurehaltigen Bleiſchlamm aus Akkumulatoren und Bleikammern dürfen Holzgefäße 
nur verwendet werden, wenn ein Austropfen der Säure verhindert iſt. 

6) Die Gefäße für flüſſige Flourwaſſerſtoffſäure (1) müſſen aus Blei oder Guttapercha beſtehen; 


zugelaſſen ſind auch Holzgefäße mit einem dauerhaften Paraffinüberzug. Bei konzentrierter Flourwaſſerſtoff⸗ 


ſäure bis mindeſtens 70 v. H., können auch eiſerne Gefäße mit dichten verſchraubten Verſchließungen 


n 
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verwendet werden. Derartige eiſerne Gefäße ſowohl gefüllt als auch leer dürfen nur nach Entfernung aller 
äußeren Säureſpuren zur Beförderung aufgegeben werden. Die Gefäße für konzentrierte Flourwoſſerſtoff⸗ 
ſäure müſſen ſowohl leer, als auch gefüllt die deutliche und haltbare Aufſchrift: „Konzentrierte 70 v. H. 
Flourwaſſerſtoffſäure“ tragen. 
(6) Schwefelſäureanhydrid (5) iſt zu verpacken: 
a) in ſtarke verlötete Büchſen aus Weißblech, oder 
b) in ſtarke Gefäße oder Flaſchen aus Eiſen oder Kupfer, ſicher und luftdicht verſchloſſen. 

Die Gefäße und Flaſchen ſind in dichte Holz- und Blechüberbehälter zu packen und in Kieſelgur oder 
andere nicht brennbare Stoffe zu betten. 

(7) Die Stoffe der Ziffer 6 find zu verpacken: 

a) in vollkommen dichte und mit guten Verſchlüſſen verſehene Gefäße aus Schweißeiſen, Flußeiſen, 
Gußſtahl, Blei oder Kupfer, oder 
b) in Glasgefäße. Für dieſen Fall gelten folgende Vorſchriften: 

6) Die Glasgefäße müſſen ſtarkwandig und mit gut eingefchliffenen, gedichteten und gegen 
Herausfallen geſicherten Glasſtöpſeln verſchloſſen ſein. 

p) Wennn die Glasgefäße mehr als 5 kg enthalten, find fie in metallene Gefäße einzuſetzen. 
Flaſchen mit geringerem Inhalte dürfen in ſtarke Holzbehälter verpackt werden, die durch 
Zwiſchenwände in ſo viele Abteilungen geteilt ſind, als Flaſchen verſandt werden. Ein 
Behälter darf nicht mehr als 4 Abteilungen enthalten. 

7) Die Glasgefäße find in die Behälter fo einzuſetzen, daß fie mindeſtens 30 mm von den 
Wänden abſtehen. Die Zwiſchenräume ſind mit Kieſelgur oder ähnlichen nicht brennbaren 
Stoffen feſt auszuſtopfen; bei Azetylchlorid dürfen auch Sägeſpäne verwendet werden. 

0) Auf dem Deckel der äußeren Behälter iſt der Inhalt anzugeben und das Glaszeichen oder 
das Wort „Glas“ anzubringen. 

(8) Für Doppelwaſſerſtoffoxyd (7) find loſe verſchloſſene Gefäße zu benutzen. Tonballons, Kannen 
und Flaſchen ſind in ſtarke, mit Handhaben verſehene Kiſten oder Körbe gut zu verpacken. Die Ballons 
müſſen mit einem Sicherheitsverſchluß verſehen ſein, der ſich bei einem inneren Druck öffnen kann. 

(9) Für gereinigtes, kriſtalliſches Schwefelnatrium (8) find waſſerdichte Gefäße, für rohes Schwefel⸗ 
natrium ſowie für Natronkoks dichte Blechgefäße zu verwenden. 

00) Doppelſchwefelnatrium ift in dichten, gegen den Inhalt widerſtandsfähigen Gefäßen zu befördern. 
Es kann auch in mit Blei ausgelegten offenen Wagen, oder unter Decken befördert werden, jedoch mit der 
Vorrichtung, daß die Decke nicht unmittelbar an den Inhalt anliegt. 


B. 
Sonſtige Vorſchriften. 
(1) Mit anderen Gegenſtänden dürfen bei Beachtung der im Abſchnitt A. gegebenen Vorſchriften über 
die Behälter in einen ſtarken, dichten, ſicher verſchloſſenen Holzbehälter zuſammengepackt werden: 

a) bis zu 500 g. Brom (Ziffer 4); 

b) waſſerfreie Schwefelſäure (5) in Mengen bis 2 kg kann auch in ſtarken zugeſchmolzenen Glas⸗ 
kolben befördert werden, die in ſtarke, dicht e e Bleigefäße in Kieſelgur gut zu 
betten ſind; 

e) bis zu 5 kg die Stoffe der Ziffer b 

d) bis zu 10 kg die Stoffe der Ziffern 1, 2 und 3. 

Obige Gegenſtände müſſen in den Behältern feſt eingebettet ſein. 
(2) In den Frachtbriefen muß vermerkt ſein: 

a) bei Salpeterſäure (Ziffer 1) verpackt in Glasgefäßen, das ſpezifiſche Gewicht bei 150; fehlt eine 
ſolche Angabe, fo find die Säuren nach A. Abſ. (1) b) und c) als konzentriert zu behandeln; 

b) bei ſchwefelſäurehaltigem Bleiſchlamm aus Akkumulatoren und aus Bleiklammern muß beſcheinigt 
ſein, daß ein Austropfen der Schwefelſäure verhindert iſt; 

c) bei Abfallſchwefelſäure aus Nitroglyzerinfabriken, daß ſie vollſtändig denitriert iſt: andernfalls iſt 
die Säure von der Beförderung ausgeſchloſſen. 

Bei Abfallſäure aus Nitrozelluloſefabriken bedarf es einer ſolchen Beſcheinigung nicht; ein geringer 
Gehalt an Nitrozelluloſe ſtellt kein Hindernis für die Beförderung. R 
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(3) Die Stoffe der Ziffern 1 bis 5 können in offenen Wagen befördert werben. Doch ift die Be- 
nutzung bedeckter Wagen zugelafjen: ; 

a) für Stoffe der Biffer 3, wenn fie in ftarfe, dichte Eiſenfäſſer, die höchſtens bis 8/49 ihres 
Faſſungsraums gefüllt ſein dürfen, verpackt find; 

b) für Brom (Biffer 4) bis zu 500 g, für waſſerfreie Schwefelſäure (5) bis 2 kg, für die Stoffe 
der Ziffern 1, 2 und 3 bis zu 10 kg, wenn die Gefäße in ſtarke, dicht verſchloſſene Holzkiſten 
feſt eingebettet oder mit anderen Gegenſtänden zuſammengepackt ſind. 

(4) Doppelwaſſerſtoffoxyd (7) ſowie Natriumſchwefel und Natronkoks (8) können in gedeckten oder in 
offenen Wagen mit Decke befördert werden. 

(5) Leere Gefäße, worin Stoffe der Ziffern 1 bis 5 enthalten geweſen ſind, müſſen bei Aufgabe als 
Stückgut dicht verſchloſſen oder vollſtändig gereinigt ſein. Im Frachtbrief muß die Bezeichnung des Stoffes, 
welcher ſich zuletzt in dem Gefäße befand, angegeben ſein. 

« (6) Die Vorſchriften der Abſ. (3) und 6) gelten nicht für Feuerlöſchvorrichtungen und eleftrijche 
Akkumulatoren (A. Abſ. (2) und (3). 

(7) Gefäße mit Fluorwaſſerſtoffſäuren (1) find jo aufzuftellen, daß die Schließvorrichtungen nach 
oben kommen. 

(8) Für Gefäße, die aus den zur Beförderung von ätzenden Stoffen beſtimmten Keſſelwagen beſtehen, 
gelten die Vorſchriften unter A Abſatz (1) mit Ausnahme der Vorſchriften der Punkte a) bis d). 


C. 
Beförderung. 


(1) Die unter Ziffer 3 angegebenen Stoffe werden zur Beförderung als Eilſtückgut zugelaſſen, wenn 
ſie nach den Vorſchriften unter B Abſatz (3) a) verpackt ſind. Stoffe der Ziffer 1 bis 3 in Mengen bis 
10 kg, Brom bis 500 Gramm und wa ſerfreie Schwefelſäure bis 2 kg werden auch in der unter B 
Abſatz (3) b) angegebenen Berpadung angenommen. 

E) Dieſe Beſchränkung findet auf Feuerlöſchvorrichtungen und elektriſche Akkumulatoren A Abſatz (2) 
und (3) keine Anwendung. 

VI. Klaſſe. 
Ekelerregende und übelriechende Stoffe. 
Zur Beförderung werden zugelaſſen: i 
1. Friſche Flechen und Hautabfälle zur Erzeugung von Leim beſtimmt, nicht durchkalkte friſche Hörner 
und Klauen und friſche Knochen, ſowie andere fäulnisfähige und übelriechende tieriſche Stoffe, ſoweit 
ſie nicht in den folgenden Abſätzen genannt ſind. 
. Ungejalzene friſche Häute. ZAS 
. Gereinigte trockene Knochen, trockene Hörner und Klauen. 
„Friſche, von allen Speiſereſten gereinigte Kälbermagen. 
Ausgepreßte Rückſtände von der Leimherſtellung aus Häuteabfällen (Leimkalk, Leimkäſe oder Leimdünger). 
Nicht ausgepreßte Rückſtände der in Ziffer 5 bezeichneten Art. 
Mit Streu durchſetzter Stalldünger. 
Andere Fäkalien und Latrinenſtoffe. 
Hausmüll. 
„Zu unſchädlicher Beſeitigung beftimmte tieriſche Stoffe (ganze Körper oder Körperteile). 


Veförderungsbedingungen. 
A 
Verpackung. 
() Nachſtehend aufgeführte Stoffe, die zur Beförderung als Stückgut aufgegeben werden, ſind zu 
verpacken: f 
a) die Stoffe der Ziffern 1, 5 und 6 in jolche ſtarke, dichte, ficher verſchloſſene Holzbehälter (Fäſſer, Kübel, 
Kiſten), die den üblen Geruch des Inhalts nach außen nicht durchlaſſen; i 
b) die Stoffe der Ziffer 2 in ſtarke, dichte, ficher verſchloſſene Holzbehälter (Fäſſer, Kübel, Kiſten), oder 
in ſtarke, dichte gut verſchloſſene, waſſerdichte Säcke, die mit geeigneten Desinfektionsmitteln, wie Karbol⸗ 
ſäure, Lyſol, ſo angefeuchtet ſind, daß der üble Geruch des Inhalts nicht wahrnehmbar iſt; die Ver⸗ 
wendung ſolcher Säcke iſt jedoch auf die Monate November, Dezember, Januar und Februar beſchränkt; 
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c) die Stoffe der Ziffer 3 in dichte Behälter (Fäſſer oder Kübel) oder in ſtarke Säcke; 

d) Kälbermagen (Ziffer 4) in ſtarke, dichte, ſicher verſchloſſene Holzbehälter (Fäſſer oder Kübel); während 
der Monate April bis einſchl. September müſſen die Kälbermagen ſo geſalzen ſein, daß für jeden Magen 
15 bis 20 g Kochſalz verwendet find, außerdem muß eine mindeſtens 1 em hohe Salzſchicht auf den 
Boden des Behälters und auf die oberſte Magenſchicht geſtreut fein; im Frachtbrief ift die Beachtung 
dieſer Vorſchrift zu beſcheinigen; 

e) Hundekot (Ziffer 8) in ſtarke, dichte, ſicher verſchloſſene Metall- oder Holzbehälter; 

) Taubenſchlagdünger (Ziffer 8) in ſtarke, dichte, ficher verſchloſſene Holzbehälter (Fäſſer oder Kübel); 
trockener Geflügeldünger darf auch in ſtarke, dichte Säcke verpackt ſein. Die äußere Verpackung darf 
keine Spuren des Inhalts zeigen. 

(2) Für Wagenladungen gelten folgende Vorſchriften: 

a) Stoffe der Ziffern 1 und 2: 

1. Bei Verwendung beſonders eingerichteter bedeckter Wagen, die mit wirkſamen Durchlüftungsvorrich⸗ 
tungen verſehen ſind, iſt Verpackung nicht erforderlich. Die Stoffe ſind jedoch mit mindeſtens fünſprozentiger 
Karbolſäure oder anderen geeigneten Desinfektionsmitteln derart anzufeuchten, daß ein fauliger Geruch nicht 
wahrnehmbar iſt. 

2. Bei Verwendung gewöhnlicher offener Güterwagen: 

«) Vom 1. März bis zum 31. Oktober müſſen die Stoffe in ſtarke, waſſerdichte Säcke verpackt fein; 

dieſe ſind mit den unter 1. genannten Desinfektionsmitteln derart anzufeuchten, daß der faulige 
Geruch des Inhalts nicht wahrnehmbar iſt. Jede Sendung muß mit einer aus ſtarkem Gewebe 
hergeſtellten, mit den vorbezeichneten Desinfektionsmitteln getränkten Decke und dieſe wieder mit 
einem großen, waſſerdichten, ungeteerten Wagenplane völlig bedeckt ſein. 

6) Vom November bis Ende Februar find Säcke nicht erforderlich. Die Sendung muß jedoch 
ebenfalls mit einer Decke aus Hopfentuch und dieſe wieder mit einem großen, waſſerdichten, 
ungeterrten Wagenplane völlig bedeckt ſein. Die untere Decke iſt nötigenfalls mit den unter 
1. genannten Desinfektionsmitteln ſo anzufeuchten, daß kein fauliger Geruch wahrnehmbar iſt. 
Sendungen, bei denen der faulige Geruch durch Desinfektionsmitteln nicht beſeitigt werden kann, 
müſſen in ſtarke, dichte, gut verſchloſſene Fäſſer oder Kübel fo verpackt fein, daß fich der Inhalt 
der Gefäße nicht durch Geruch bemerkbar macht. 

b) Stoffe der Ziffern 3 und 7 bedürfen keiner beſonderen Verpackung; die Stoffe müſſen aber, wenn 
unverpackt, mit waſſerdichten Wagendecken völlig eingedeckt ſein; 

c) Kälbermagen (Ziffer 4) ſind in derſelben Weiſe wie in Abſ. (1) d angegeben zu verpacken. 

d) Stoffe der Ziffer 5 müſſen mit zwei übereinanderliegenden großen, waſſerdichten, ungeterrten Wagen⸗ 
plänen völlig bedeckt ſein. Die untere Decke iſt mit geeigneten Desinfektionsmitteln (Karbolſäure, Lyſol 
oder dergleichen) ſo zu tränken, daß kein fauliger Geruch wahrnehmbar iſt. Zwiſchen den beiden 
Decken muß ſich eine Schicht von trockenem, gelöſchten Kalk, von Torfmull oder von gebrauchter Lohe 
befinden. 

e) Stoffe der Ziffer 6 müſſen nach Abſ. (1) a) verpackt ſein. 

£) Stoffe der Ziffer 8 find in ſtarke, dichte, ficher verſchloſſene Behälter zu verpacken. Trockener Hundekot 
und trockener Taubendünger dürfen auch in ſtarke, waſſerdichte Säcke verpackt ſein. 


B. 
Sonſtige Vorſchriften. 

() Die Eiſenbahn kann die Beförderung anf beſtimmte Züge beſchränken, die Bezahlung der Fracht 
im Voraus verlangen, auch beſondere Vorſchriften über Zeit und Friſt des Auf- und Abladens ſowie der 
Anz und Abfuhr treffen. Die Eiſenbahn kann die Zuſtellung der Decken vom Abſender verlangen. 

(2) Die Stoffe der Ziffern 7,8 (mit Ausnahme von Hundekot und Taubendünger), 9 und 10 werden 
nicht als Stückgut angenommen. 

(3) Behälter mit Hundekot dürfen nicht gerollt werden, fie find aufrechtſtehend zu befördern. 

(4) Bei loſe aufgegebenen Wagenladungen kann die Eiſenbahn vom Empfänger verlangen, daß er die 
Verlade- bezw. Entladeſtelle reinigt. Die Eiſenbahn hat auch das Recht vom Abſender oder Empfänger zu 
verlangen, daß die Beladung ſowie auch die Entladung von Hauskehricht unter Zuhilfenahme von entſprechenden 
Vorrichtungen erfolgt, die ein Verſtauben und Verſtreuen des Kehrichts vollſtändig RER Bur Lieferung 
ſolcher Vorrichtungen iſt der Abſender bezw. der Empfänger verpflichtet. 


— 
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6) Ra | der Odc von loſen Stoffen der Ziffern 52 und a Bike Br gier 8 8 it b die 
Eiſenbahn verpflichtet, die benutzten Wagen jedesmal zu reinigen und zu desinfizieren. Die Koſten der 
Desinfektin trägt der Abſender oder Empfänger. 


(6) Macht ſich ein läſtiger Geruch während der Beförderung bemerkbar, ſo kann die Eiſenbahn die 
Stoffe jederzeit auf Koſten des Abſenders oder des Empfängers mit geeigneten Mitteln zur Beſeitigung des 
Geruchs behandeln laſſen. 


(7) Die Stoffe der Ziffern 3 und 4 dürfen in bedeckten Wagen befördert werden. Ihr Zuſammen⸗ 
laden mit Nahrungs- und Genußmitteln ift verboten. Zur Beförderung von Hausmüll find beſonders 
eingerichtete, das Verſtauben verhütende Wagen oder dichte, offene, mit gut ſchließenden Decken verſehene 
Wagen zu verwenden. Die Stoffe der Ziffern 1, 2, 5, 6, 7 und 8 (mit Ausnahme von friſchen Flechſen 
zur Leimerzeugung, ſowie mit Ausnahme von friſchen Knochen, beigegeben bei Fleiſcheinkauf oder zur Erzeugung 
von Suppenmaſſe) müſſen in offenen Wagen befördert werden (vergl. aber A. (2) a) 1). Zur Beförderung 
von trockenem Hundekot, der gemäß der Vorſchrift unter A. (2) f) letzter Satz verpackt ift, find bedeckte 
Wagen oder offene Wagen mit gut ſchließendender Decke zu verwenden. 

(8) Leere Behälter und zurückgehende Wagendecken müſſen völlig gereinigt und mit geeigneten 
Desinfektionsmittel behandelt ſein, ſo daß ſie keinen faulen Geruch verbreiten. Im Frachtbrief iſt auf ihre 
frühere Verwendung hinzuweiſen. Sie müſſen in offenen Wagen befördert werden. 

(9) Die Stoffe der Ziffer 10 müſſen in luft⸗ und waſſerdichten eiſernen Wagen befördert werden. 
Dieſe müſſen mit Ventilen verſehen ſein, die bei zu hohem Drucke der ſich entwickelnden Gaſe dem Auf⸗ 
reißen der Wagenwände vorbeugen. Die Wagen find nach den Vorſchriften des Abſ. (5) zu desinfizieren, 
und zwar ſofort nach der Entladung, wenn der Inhalt von Tieren herſtammte, die mit Rinderpeſt, Milzbrand, 
Tollwut, Rotz oder Maul- und Klauenſeuche behaftet waren, anderenfalls alle 4 Wochen. 

(10) Die Stoffe der Ziffern 1 bis 3 ſowie 5 bis 10 mit einem Gewicht unter 5000 kg, ſowie leere 
Gefäße von dieſen Stoffen und Decken, unter welchen dieſe Stoffe befördert wurden, können als Eilgut zur 
Beförderung nicht aufgegeben werden. 


Muſter der Bellebezettel für Gegenſtände der Klaſſe IIIa B. 
7 natürliche Größe. Rotes Papier. 


Vorsichtig verschieben. 
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Anlage B. 
($ 4 der Verkehrsordnung.) 


Vorſchriften über die Beförderung von Leichen. 


81. 
Allgemeine Beſtimmungen. 
1. Die Beförderung von Leichen erfolgt nach den Beſtimmungen der Verkehrsordnung (V. O. G.), 
ſofern die nachſtehenden Vorſchriften keine Anderungen enthalten: 
2. Außerdem ſind bei Beförderung von Leichen die von den zuſtändigen Behörden erlaſſenen Vor⸗ 
ſchriften maßgebend. 8 i 
2. 


Auflieferung. 

1. Leichen, welche zur Beförderung als Eilgut aufgegeben werden, werden mit perſonenführenden 
Zügen befördert Die Eiſenbahn kann die Beförderung mit Schnellzügen ablehnen. 

2. Leichenſendungen müſſen auf der Anfangeftation des Zuges mindeſtens 6 Stunden, auf anderen 
Stationen mindeſtens 12 Stunden vor der Abfahrtszeit angemeldet werden. A 

3. Jede Leiche muß in einem widerſtandsfähigen Metallbehälter luftdicht verſchloſſen und dieſer in 
einen hölzernen Behälter ſo feft eingeſetzt fein, daß er fih darin nicht verſchieben kann. 

4. Bei der Aufgabe hat der Abſender eine von der zuſtändigen Behörde ausgeſtellte Beförderungs⸗ 
bewilligung (Leichenpaß) beizubringen. Dieſe Bewilligung wird dem Empfänger eingehändigt. 

5. Das Verladen hat der Abſender zu beſorgen. 

6. Leichenſendungen dürfen weder mit Nachnahme noch mit Barvorſchuß belaſtet werden. 

7. Die Fracht iſt bei der Aufgabe zu entrichten. 

8. Wer Leichen unter unrichtiger Bezeichnung aufliefert (§ 7 V. O. G.), hat, unbeſchadet der ſtraf⸗ 
rechtlichen Folgen, den Frachtunterſchied von der Aufgabe⸗ bis zur Beſtimmungsſtation nachzuzahlen und 
das Vierfache der Geſamtfracht als Frachtzuſchlag zu entrichten. 


8 3. 
Beförderung. 


1. Leichen find in beſonderen bedeckten Wagen zu befördern. In Wagen mit Leichen dürfen nur die 
dazu gehörenden Gegenſtände beigeladen werden. Die Bedingungen für die Beförderung dieſer Gegenſtände 
beſtimmen die Tarife. Die Beiladung von Gütern, die nicht zur Leiche gehören, iſt verboten. Mehrere 
Leichen, die gleichzeitig von derſelben Verſandſtation nach derſelben Beſtimmungsſtation aufgegeben werden, 
können zuſammen in einem Wagen verladen werden. Leichen, die in rings umſchloſſenen Leichenfuhrwerken 
aufgeliefert werden, dürfen in offenen Wagen befördert werden. 

2. Jeder Sendung iſt ein Begleiter beizugeben. Die Bedingungen für die Beförderung von Begleitern 
beſtimmen die Tarife 

3. Die Leichen dürfen unterwegs nicht ohne Not umgeladen werden. Sie ſind möglichſt ſchnell und 
ohne Unterbrechung zu befördern. 

§ 4. 


i Auslieferung. 

1. Nach Ankunft der Leiche in der Beſtimmungsſtation hat die Eiſenbahn unverzüglich die Sendung 
zur Ausladung bereitzuſtellen 

2. Der Empfänger hat innerhalb ſechs Stunden nach Bereitſtellung die Leiche auszuladen und 
abzuholen. Geſchieht dieſes nicht, ſo kann die Leiche der Ortspolizeibehörde überwieſen werden. Kommt 
die Leiche nach 6 Uhr abends an, ſo wird die Friſt zur Ausladung und Abholung vom nächſten Morgen 
8 Uhr ab gerechnet. Bei Überſchreitung der Auslade- nnd Abholungsfriſt iſt die Eiſenbahn berechtigt, das 
tarifmäßige Wagenſtandgeld zu erheben. 

8 5. 
Ausnahmebeſtimmungen. 


1. Bei Leichen, die von Polizeibehörden, Strafanſtalten, Krankenhäuſern oder dergleichen an öffentliche 
höhere Lehranſtalten geſandt oder von dieſen weiterverſandt werden, ift Begleitung nicht erforderlich. 

2. Die Leichen ſind in dicht verſchloſſenen Kiſten oder Särgen, welche gegen Ausrinnen geſichert ſind, 
aufzuliefern und werden mit Güterzügen befördert. 


+ 
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Anlage C. 
($ 4 der Verkehrsordnung.) 


Vorſchriften über die Beförderung von lebenden Tieren. 
8 1. 


Allgemeine Beſtimmungen. 


1. Die Beförderung von lebenden Tieren erfolgt auf Grund der Verkehrsordnung (V. O. G.), fofern 
dieſe Beſtimmungen keine Anderungen enthalten. 

2. Die Stationen, welche Einrichtungen für die Verladung und Ausladung von lebenden Tieren ſowie 
Vorrichtungen für Tränkung beſitzen, ſind in den Tarifen angegeben. 

3. Wie die Verladerampen ſowie die Vorrichtungen für die Tränkung und Fütterung der zur Be⸗ 
förderung angenommenen Tiere auf den Stationen eingerichtet ſein müſſen, beſtimmen die Vorſchriften der 
betreffenden Verwaltungsbehörden. 

$ 2. 


Auflieferung. 


1. Die Eiſenbahn hat die Züge, mit welchen lebende Tiere befördert werden, in den Stationen 
bekanntzugeben. Die Stationen haben auf Verlangen über die Fahrordnungen dieſer Züge ausführliche 
Aufklärungen zu erteilen. 


2. An Sonn⸗ und Feiertagen wrrden lebende Tiere zur Beförderung nicht angenommen. Ausnahmen 
ſind bei den Güterabfertigungsſtellen bekanntzumachen. 

3. Die Aufgabe von Tieren muß mindeſtens 24 Stunden vor Abfahrt des betreffenden Zuges an⸗ 
gemeldet werden; die Annahme nicht rechtzeitig angemeldeter Viehſendungen kann verweigert werden. 

R 4. Der Abſender hat in der Aufgabeſtation ſchriftlich einen Wagen zu beſtellen. In dem Beſtell⸗ 
ſchreiben iſt die Gattung des Wagens (gedeckt oder offen, mit einer oder mehreren Etagen) die Beſtimmungs⸗ 
opis der Tag und womöglich die Stunde der Verladung, ſchließlich die Anzahl und Gattung der Tiere 
anzugeben. 

5. Ob dem Frachtbrief ein Urſprungszeugnis oder eine Beſtätigung des zuſtändigen Tierarztes, daß 
die Tiere geſund und frei von anſteckenden Krankheiten find, beigegeben werden muß, wird durch die Landes⸗ 
geſetze und durch die Vorſchriften der zuſtändigen Behörden beſtimmt. Außerdem ſind die jeweiligen 
veterinärärztlichen Verordnungen betreffend Beſchränkung des Verkehrs lebender Tiere zu beachten. 

6. Die Annahme kranker Tiere kann abgelehnt werden. 


7. Wilde Tiere werden zur Beförderung angenommen, wenn der Abſender nach Ermeſſen der Eiſenbahn 
jede Gefahr der Beſchädigung von Menſchen, Tieren oder Gütern durch entſprechende Verpackung oder Ver⸗ 
ladung beſeitigt hat. Die Käfige oder Kiſten mit wilden Tieren müſſen mit einer auffallenden Anſchrift 
„Wilde Tiere“ verſehen ſein. 

8. Die Tiere müſſen rechtzeitig auf die Station gebracht werden, damit ihre Verladung eine Stunde 
vor Abfahrt des betreffenden Zuges beendet werden kann. 

9. a) Der Abſender muß das Einladen der Tiere und ihre ſichere Unterbringung im Wagen beſorgen, 
auch die erforderlichen Befeſtigungsmittel beſchaffen und dieſelben ſelbſt derart befeſtigen, daß der Wagen 
keine Beſchädigung erleidet. Wenn die Eiſenbahn dieſe Befeſtigungsmittel beiſtellt, iſt ſie berechtigt, eine im 
Tarif feſtzuſetzende Gebühr, mindeſtens die Selbſtkoſten zu erheben. 

b) Großvieh iſt derart zu verladen, daß es nicht aneinander und gegen die Wand des Wagens gepreßt 
ſteht. Dieſer Vorſchrift iſt genügt, wenn ſich ein Mann zwiſchen den eingeladenen Tieren hindurchbewegen 
kann. Bei der Querverladung muß außerdem zwiſchen den Tieren und den Wagenwänden ſoviel Raum 
bleiben, daß eine Verletzung der Tiere durch Aufſcheuern oder dergleichen am Kopfe oder am Hinterteil 
vermieden wird. Kleinvieh muß die Möglichkeit haben, ſich zu legen. Bei Verladung von Tieren in Käfigen, 
Kiſten uſw. iſt darauf zu achten, daß zu den Tieren ausreichend friſche Luft treten kann, insbeſondere dürfen 
andere Güter nicht auf die Behälter, und dieſe nur dann übereinander verladen werden, wenn durch Leiſten 
oder dergleichen dafür geſorgt iſt, daß zwiſchen dem Boden des oberen und dem Deckel des unteren Be— 
hälters ein Luftraum von mindeſtens drei Zentimeter Höhe frei bleibt. 


BEERA jas 


TR AT > 4 


sł u 
. 


314 


c) Tiere verſchiedener Gattung, wie Pferde und Großvieh mit Kälbern, Schweinen, Schafen ujw. 
dürfen in demſelben Wagen nur dann verladen werden, wenn jede Gattung durch Schranken, Bretter oder 
Lattenverſchläge von der andern getrennt wird. Bei der Beförderung von Muttertieren mit ſaugenden 
Jungen fallen dieſe Beſchränkungen weg. 

d) Zur Beförderung von Horn und Borſtenvieh hat der Abſender Streumittel beizubringen. Wenn 
die Beförderung in offenen mit Latten verſehenen Wagen oder bei offenen Türen erfolgt, dürfen leicht ent⸗ 
zündliche Streum'ttel wie Stroh, Heu uſw nicht verwendet werden; dagegen dürfen Sägeſpäne mit Waſſer 
befeuchtet, ſowie angefeuchtetes Torfſtreu verwendet werden. Bei Umladung auf einer Unterwegsſtation 
aus einem beſtreuten Wagen hat die Eiſenbahn nach Tunlichkeit Streumittel gegen Erhebung einer tarije 
mäßigen Gebühr, mindeſtens jedoch gegen Rückerſtattung der Selbſtkoſten zu liefern. 

10. Für die Beſchädigung des Wagens ſowie der Bahneinrichtungen ſowohl während der Verladung 
oder Ausladung und während der Beförderung, ſchließlich für Beſchädigung der Tiere haftet der Abſender, 
ſofern kein Verſchulden der Eiſenbahn vorliegt. Dieſe Haftung übernimmt der Empfänger durch Einlöſung 
des Frachtbriefes. 

11. Die Eiſenbahn kann die Vorausbezahlung der Fracht für die Beförderung lebender Tiere verlangen. 


8 3. 
Beförderung. 


1. Bei Verwendung bedeckter Wagen zur Viehbeförderung find ſolche Wagen auszuwählen, die in der 


Nähe der Wagendecke an den Längs- oder Stirnſeiten mit je zwei von der inneren Seite verſchließbaren 
Offnungen verſehen ſind Bei Beförderung von Großvieh in Wagen ohne Offnungen ſind die Türen bis 
zur Hälfte offen zu halten, wobei die Türöffnungen mit Brettervorſchlägen oder Lattengittern, welche das 
Herausfallen der Tiere verhindern, durch den Verſender zu verſehen ſind. Die Wagen müſſen gehörig 
gereinigt, die Fußböden dicht ſein. 5 i 

2. Die zur Beförderung von Tieren dienenden Kiften, Käfige, Körbe, Süde oder andere Behälter 
müſſen geräumig und luftig und fo eingerichtet fein, daß die Verunreinigung der Wagen verhindert wird. 
Die Tiere dürfen nicht geknebelt aufgegeben werden. 

Käfige oder ähnliche Behälter müſſen einen dichten Boden und ſo weit hinauf dichte Wände haben, 
daß eine Verunreinigung des Wagens durch Kot und Streu möglichſt ausgeſchloſſen iſt. Dieſe Vorſchrift gilt 
nicht für Tiere in Wagenladungen. Behälter, die ganz oder teilweiſe aus Latten beſtehen, müſſen fo 
beſchaffen ſein, daß die Tiere nicht einzelne Körperteile hindurchzwängen können, auch müſſen ſie ſo hoch 
ſein, daß die Tiere zwanglos darin ſtehen können. Ferner müſſen Käfige oder ähnliche Behälter, wenn die 
Beförderung vorausſichtlich mehr als 36 Stunden dauert, mit zweckmäßigen Vorrichtungen zum Tränken und 
bei Kleinvieh auch zum Füttern der Tiere verſehen ſein. 

3. Der Abſender iſt verpflichtet, den Sendungen lebender Tiere, wenn ſie nicht in Käfigen und Kiſten 
oder dergl. befördert werden, Begleiter beizugeben Für einen Wagen darf nicht mehr als ein Begleiter 


mitfahren, für je 4 Wagen iſt mindeſtens ein Begleiter zu ſtellen. Die Eiſenbahn kann jedoch auf das im. 


Frachtbriefe geſtellte Verlangen des Abſenders ihn von der Beigabe der Begleitung befreien. In dieſem 
Falle haftet die Eiſenbahn nicht für den Schaden, welcher aus der Gefahr entſtanden iſt, deren Abwendung 
durch die Begleitung bezweckt wird (§ 28 der V. O. G.). Wenn der Abſender ein derartiges Verlangen im 
Frachtbrief nicht eingetragen hat, muß er die Anzahl der Begleiter ſowie die Wagen, für welche ſie beſtimmt 
ſind, im Frachtbriefe angeben. 

4. Die Begleiter haben die Tiere unterwegs zu warten, ſie haben den ihnen von der Eiſenbahn ange⸗ 
wieſenen Platz im Zuge einzunehmen. Die Eiſenbahn kann verlangen, daß der Begleiter mit den Tieren im 
ſelben Wagen mitrährt, wenn die Sicherheit es erfordert. 

5. Die Bedingungen für die Beförderung der Begleiter ſowie die Gebühren beſtimmen die Tarife. 

6. Bei Beförderung zur Nachtzeit müſſen die Begleiter von Viehſendungen gut brennende Laternen 
mit ſich führen, wobei leicht entzündliche Brennſtoffe, wie Petroleum oder dergleichen verboten find: 

Im Wagen darf nicht geraucht werden. 

7. Alle Tiere, deren Beförderung 24 Stunden oder länger in Anſpruch nimmt, ſollen vor der Ver⸗ 
ladung vom Abſender gefüttert und getränkt werden. Dauert die Beförderung mehr als 36 Stunden, ſo 
ſind die Tiere mindeſtens innerhalb je 36 Stunden zu füttern und zu tränken. Die Tränkung und Fütterung 
der Tiere unterwegs in den hierzu beſtimmten Stationen haben die Begleiter zu beſorgen. Wenn die Eifen- 
bahn auf Verlangen des Abſenders oder mangels Begleitung die Tränkung und Fütterung der Tiere beſorgt, 
erhebt fie die tarifmäßigen Gebühren, mindeſtens die Selbſtkoſten. 

8. Das während der Beförderung zur Fütterung der Tiere erforderliche Futter wird in einer im 
Tarife feſtgeſetzten Menge, wenn es im Viehwagen mitverladen wird, unentgeltlich befördert. 


r 
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8 4. 


Auslieferung. i 

1. Die Eiſenbahn hat die nötigen Vorkehrungen zu treffen, damit die Tiere nach Ankunft in der 
Beſtimmungsſtation mit tunlichſter Beſchleunigung zur Abnahme bereitgeſtellt werden. Der Empfänger hat 
die Tiere ſpäteſtens 2 Stunden nach der Bereitſtellung auszuladen und abzutreiben. ; 

2. Meldet fih nach Eintreffen unbegleiteter Tierſendungen auf der Beſtimmungsſtation kein zum 
Empfange Berechtigter, fo ijt die Eiſenbahn gehalten, den Empfänger gemäß den Beſtimmungen des $ 16 V. O. G. 
zu benachrichtigen. In dieſen Fällen beginnt die Ausladefriſt 2 Stunden nach der Benachrichtigung 
($ 16 V. O. G.) 

3. Die Ausladefriſt ruht während einer zoll-, veterinäramtlichen oder polizeilichen Abfertigung, ſoweit 
dieſe nicht durch den Abſender, Empfänger oder Begleiter verzögert wird. 

4. Werden die Tiere nicht innerhalb der vorerwähnten Friſt ausgeladen und abgetrieben, ſo iſt die 
Eiſenbahn berechtigt, wenn ſie deren ferneren Aufenthalt im Wagen oder auf dem Bahnhofe geſtattet, die 
tarifmäßigen Gebühren zu erheben. Die Eiſenbahn iſt auch berechtigt, nach Ablauf dieſer Friſt die Tiere 
auf Gefahr und! Koſten des Verfügungsberechtigten nach ihrem Ermeſſen in Verpflegung zu geben. 

5. Für die Desinfektion ſowie die Reinigung der Wagen erhebt die Eiſenbahn eine in den Güter⸗ 
tarifen feſtgeſetzte Gebühr. 
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2 2 BEMERKUNG: Die stark umrahmten Teile des Frachtbriefes sind durch die Eisenbahn, die übrigen durch den Absender auszufüllen. 


N | Fradıtbrief 


i t el 

i > 85 Muster I für Frachtgut (weißes Papier). 

` Eisenbahn „ II für Eilgut (weißes Papier mit 1 cm breitem roten Streifen an der Vorder- und 
x: p” Rückseite), 


=. 
— 


Die Beförderung erfolgt auf Grund der Verkehrsordnung für die Beförderung 
von Gütern und der Gütertarife. 


Wagen 
i — —— 
17) | Ei Ladegewicht A TTT S 
1 Gattung igen: (kg) oder 
ia tums- Ladefläche 
N 8 merk. | (m?) oder 777 ̃ . . ann nnnnn a nn nn snannnnninen anne nenn anne 
ummer*) ai Anzahl der 
mal*) Böden in 
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Besfimmünssstatio nnn 8 
FF Bestimmungsort (wenn er ein anderer ist als die Bestimmungsstation) 


Vom Absender vorgeschrieben: 


Bere ] 7 n ] a ] m . 


) Einzutragen vom Absender, wenn er 
das Gut verladen hat. 


b):anzuwendender: d —] 


Erklärung des Absenders betreffend Erledigung der durch die Zoll-, Steuer-, Polizei- oder andere Verwaltungs- 
behörden vorgeschriebenen Förmlichkeiten, Bezeichnung der diesbezüglichen Dokumente, in der Verkehrsordnung 
und in den Tarifen vorgesehene Erklärungen. 
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Art Vom Absender | von der Eisen- 
Zeichen | Nummer | Anzahl ee Bezeichnung des Gutes nee Se 
packung (kg) (kg) 
E ETT 
Sendung ausgefolgt am PENEAN Stunde. e, durch . ede een ee 


— — —— 
Stempel der Uebergangsstation auf andere Bahnen. 
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Benachrichtigung 
erfolgte durch: 

Telephon, Telegraph, 
Boten, Post, 


sich 


(in 


(in 


Verrechnet Vom 


Klasse 
Fracht- 


Gebühren und Ausgaben, 
mit welchen der Versender 


Angabe des Lieferungswertes 


Barvorschuß (in Buchstaben) ( 


Nachnahme nach Eingang ( 


Absender 
N bezahlt 
E 
n 


selbst belastet 


Anlage Da zu § 6. 


Buchstaben) 


Buchstaben) 


Barvorschuß-Gebühr . 


Nebengebühren . . . . 


RECHNUNG 


BarvorschuB ... .. 
Nachnahme nach Eingang 
Nachnahme-Gebühr . . 
Gebiihr fiir die Angabe des Lieferungswertes . 


— Fracht bis RE" 
Stempel der Versandstation Wiegestempel Stempel der Bestimmungsstation 


t 


Vorderseite. . 
Breite 210 m 318 t Anlage D la zu $ 6. 


„BEMERKUNG: Die stark umrahmten Teile des Frachtbriefes sind durch die Eisenbahn, die übrigen durch den Absender auszufüllen. 


—— 
— 


0 Fraditbrief-Duplikat 


i m > j Muster I für Frachtgut (weißes Papier). 
` Eisenbahn? „ II für Eilgut (weißes Papier mit 1 em breitem roten Streifen an der Vorder- und 
ee I Rückseite), 
RCA Die Beförderung erfolgt auf Grund der Verkehrsordnung für die Beförderung 
von Gütern und der Giitertarife. 
Wagen 
I TE RER BEE ERNEST | 
Gattung | Eigen- (xc) oder 
und tums- e,, e d RATE RE S 
R merk- eier ff Ban need 
Nummer“) Anzahl der 
ni EE aS ET EERE ⁵ œ—! 7“... ñð ß © PAPAE EZR RE PD Z 
Re ET 111 4 BSR ꝗ]¶ꝶ ͤ—— EUR De 5 RP COC EA 
Bestininiunenetation da a en ee 
en K Bestimmungsort (wenn er ein anderer ist als die Bestimmungsstation) 


un... nmnmunnn. 


Vom Absender vorgeschrieben: 


Nr. der Frachtkarte...................... 
*) Einzutragen vom Absender, wenn er a) Beförder UNSSWOB nun ab o z CE RÓ O 
das Gut verladen hat. 
b) .ahZawendONASĆ r : — 
5 Erklärung des Absenders betreffend Erledigung der durch die Zoll-, Steuer-, Polizei- oder andere Verwaltungs- 


behörden vorgeschriebenen Förmlichkeiten, Bezeichnung der diesbezüglichen Dokumente, in der Verkehrsordnung 


und in den Tarifen vorgesehene Erklärungen. 
> 


Art 


Vom Absender 
angegebenes 


Von der Eisen- 
bahn ermittelte 


er 
5 
x 
z 


Nummer | Anzahl | der Ver- 
packung 


Bezeichnung des Gutes Gewicht 


(kg) 


Nachträgliche Verfügung übernommen: 


Datumstempel der Versandstation: 


Gewicht 
(kg) 


4 z Rückseite. 


e — 


319 . 
Gebühren und Ausgaben, 222 SEI EEE T W 0 
mit welchen der Versender | ͤöÄX; ROI 
Bichtselbst.ibelantet ra er: SMAR 
Angabe desLieferungswertes [ T — 
(in Buchstaben) E EE 


Barvorschuß (in Buchstaben) l = EL 


Nachnahme nach Eingang > = 2 
(in Buchstaben) Å= 
PPP E E E Er ee ee 19 4 
Unterschrift und Adresse des Versenders : —— ———— — —ü— — A 


3 RECHNUNG 


r SEE te 
Nachnahme nach Eingang 
BarvorschuB-Gebiihr. . « . « « « « « « « « ES 
Nachnahme-Gebiihr . . . . . . . / . . a 
Gebühr für die Angabe des Lieferungswertes . K 
Nebengebühren . . . . . . RENTEN 


Stempel der Versandstation Wiegestempel 


ER 


— 


R 


a= ROD 


> POPISY © 


"TR 


ET SETAR NEF VI 
mm - 


kość 297 


PCM TUSZY 


PEPE EJ, RER SEN 
e — wyso 


ö 


ger 
H 


rene 
> 


nadawca, jeżeli sam naładował przesyłkę. 


320 


Breite 
szerokość 


BEMERKUNG: Die stark umrahmten Teile des Frachtbriefes sind durch die Eisenbahn, die übrigen durch den Absender auszufüllen. 
UWAGA: Części listu przewozowego, obwiedzione linjami grubemi, wypełnia kolej żelazna, pozostałe za$ nadawca. 


„Kontroll- 
stempel der 
! Eisenbahn 
\ Pieczęć kon- 
Re trolna kolei / 


Frachtbrief — List przewozowy 


Muster I für Frachtgut (weißes Papier). 


Muster II für Eilgut (weißes Papier mit 1 cm breitem roten Streifen an der Vorder- und Rückseite), 


8. 2255 Wzór I przesyłka zwyczajna (papier biały), — Wzór II przesyłka pośpieszna (papier biały z czerwonemi 


Wagen — Wagon 


Ladegewicht 


Gattung Eigentums- 
und 
Nummers) | Merkmal") 
> Cecha 
i . — własności *) 


Nr. des Frachtbriefes 
Nr. listu przewoz. 


Nr. der Frachtkarte 
duły 


Nr. ce 


) Einzutragen 


vom Absender, falls er 
as Gut verladen hat. — isuji 


Wpisuje 


szlakami szerokości conajmniej I centymetra na górnym i dolnym brzegu na stronie przedniej i odwrotnej) 


Die Beförderung erfolgt auf Grund der Verkehrsordnung für die Beförderung von Gütern 
und der Gütertarife. z 
Przewóz dokonywa się na podstawie Regulaminu przewozu przesyłek towarowych 
oraz taryf towarowych. 


(Wohnung) 

(mieszkanie) 
Bestimmungsstation 
Stacja przeznaczenia 


Vom Absender vorgeschrieben: — Żądana przez nadawcę: 
a) Beförderungsweg 
a) droga przewozu 
b) anzuwendender Tarif 
b) tarifa 


Erklärung des Absenders betreffend Erledigung der durch die Zoll-, Steuer-, Polizei- oder andere Verwaltungsbehörden vorgeschriebenen 

Förmlichkeiten, Bezeichnung der diesbezüglichen Dokumente, in der Verkehrsordnung und in den Tarifen vorgesehene Erklärungen. 

„ Oświadczenie nadawcy co do załatwienia formalności celnych, akcyzowych, sk arbowych, policyjnych lub wymaganych przez inne władze 
administracyjne, wyszczególnienie odnośnych dowodów; oświadczenia przewidziane w Regulaminie przewozu i taryfach. 


Zeichen 
Cechy 


Nummer 
Numery 


er — ——wfäͤ 
Ę Vom Absender an- Von der Eisenbahn 
Bezeichnung des Gutes gegebenes Gewicht gormitteltes Gewicht 
Nazwatowaru przez nadawcę określona przez 
(kg) kolej (Eg) 


Waga wskazana Waga rzeczywist 
— 6.3 


Sendung ausgefolgt am 
Wydano przesyłkę dn. 


— — e 


Stempel der Ubergangsstation auf andere Bahnen. — Stemple stacji zdaweych na inne koleje, 


Sk 


321 Anlage D b zu § 6. 
Załącznik D b do $ 6. 
Gebühren u. Ausgaben mit welchen 
Benachrichtigung erfolgte der Versender sich selbst belastet. 
durch Telephon,Telegraph, É Należności i koszty, które nadawca u 
Wysłania zawiadomienia bierze na siebie : 
ee Angabe des Lieferungswertes Í t 
(in Buchstaben) 4 
ER Deklaracja wartości dostawy l 2 
(słowami) = 
Lagergeld 2 
Składowe od Barvorschuß (in Buchstaben) 
Zaliczka w gotowiźnie (słowami) | S 
on.. 3 
n. 
Wagenstandgeld Nachnahme nach Eingang J 
Fostojowe in Buchstaben) 
BE, Zaliczenie (słowami) l 
EPP ( Zm A TCC —— — — > 
dn, T. 4 
PCT NEA PA wżali LOK ACE ͤ cc TT E 
des Versenders 7 
Podpis i adres nadawcy R 
Verrechnet —Obliczono | VomAbsender Vom Empfänger zu erheben 3 
ehem | g 3 8 eu RECHNUNG Do pobrania od odbiorey % 
Sick 3 5 | nadawca RACHUNEK 3 
‚zakg, m, |g id | 3 2 -m Zł gr OR 
ilość sztuk ZOO er Pe s) WE Ra EZR waj 20 Ej BIC EC BR SE ee i 
— N 
Barvorschuß — Zaliczka w gotowiznie $ 
Nachnahme nach Eingang — Zaliczenie $ 
Barvorschuß-Gebühr — Prowizja za zaliczkę w gotowiznie 
Nachnahme-Gebühr — Prowizja za zaliczenie 
Gebühr für die Angabe des Lieferungswertes 
Opłata za deklarację wartości dostawy £ 
Nebengebühren — Opłaty dodatkowe . . 3 
— — — N 3 
A 
Bi +3 
NASZE, ˙— . 3% 
ŻA 
— — if 
—— — m — ſ— — = 
Fracht bis — Przewozne do 75 
CES ZR E 
i 
FIA RE: y 
rm : 
A 
— — — z 
ea 1 
a ME EN I 3 
| > 
Stempel der Versandstation Wiegestempel Stempel der Bestimmungsstation > 
Stempel stacji nadawczej Stempel wagi Stempel stacji przeznaczenia 


4 


Vorderseite. 
Breite 322 
szerokość 210 mm 


Anlage D 1b zu $ 6. ~ 
Załącznik D 1b do § 6. 


BEMERKUNG: Die stark umrahmten Teile des Frachtbriefes sind durch die Eisenbahn, die übrigen durch den Absender auszufüllen, 
UWAGA: Części listu przewozowego, obwiedzione linjami grubemi, wypełnia kolej żelazna, pozostałe zag nadawca. 


xx Frachthrief-Buplikat - Wtórnik listu przewozowego 


4 
Eisenbahn H 
Pieczęć kon- j 
trolna kolei / 


N 


2 O 


— er 
— 


Muster I für Frachtgut (weißes Papier). > 
Muster II für Eilgut (weißes Papier mit 1 cm breitem roten Streifen an der Vorder- und Rückseite), 
Wzór I przesyłka zwyczajna (papier biały), — Wzór II przesyłka pospieszna (papier biały 2 czerwonemi 
szlakami szerokości conajmniej centymetra na górnym i dolnym brzegu na stronie przedniej i odwrotnej) 


Die Beförderung erfolgt auf Grund der Verkehrsordnung für die Beförderung von Gütern 
und der Gütertarife. : 
Przewóz dokonywa sig na podstawie Regulaminu przewozu przesyłek towarowych 
e - oraz taryf towarowych, 


Gattun ; j | 
und s hl d An TVT ei ER ES RN ER EEE 
Nummer®) Bód: A Do 
d R Cecha 
Rodza; 
i numer") naw AA Rina E EEA E EE ARE e a REA AAA A FREE A A AE | > 
r —ꝛ—ꝛꝛ—ꝛ———ꝛ——̃——ͤ a a ernennen Zk 
w 
er. ernennen C TTT — :mñ—. — — w w 
mieszkanie) . 
Bestimmiüngsatatlon: => ns nów er Fed > ff 
z Stacja przeznaczenia 
Be ne — — Bestimmungsort (wenn er ein anderer 
rn ist ais die Bostimmunasstatioń) )))) aaa n a aa RE 


Nr. ceduly Miejsce dostarczenia (jeżeli znajduje się ono poza stacją przeznaczenia) 


ERTESETEEE TEE ET EEE Vom Absender vorgeschrieben: — Żądana przez nadawcę: 
*) Einzutragen vom Absender, wenn er 
dag Gut verladen hat. — / Wpisuje F wage a a SE Ser a 
nadawca, jezeli sam naładował przesyłkę. a) droga przewozu 
b AUWERA KLORA u ZE ZN FT a Sr 
b) tarifa, mająca być zastosowaną 


Erklärung des Absenders betreffend Erledigung der durch die Zoll-, Steuer-, Polizei- oder andereſVerwaltungsbehörden vorgeschriebenen 
Förmlichkeiten, Bezeichnung der diesbezüglichen Dokumente, in der Verkehrsordnung und in den Tarifen vorgesehene Erklärungen. 
„ Oświadczenie nadawcy co do załatwienia formalności celnych, akcyzowych, skarbowych, policyjnych lub wymaganych przez inne władze 

administracyjne, wyszczególnienie odnośnych dowodów; oświadczenia przewidziane w Regulaminie przewozu i taryfach. 


Hohe — wysokoś 297 mm 


— 75779 ——————————————.—.—— —k-v 2 2 2—2—EKQ“—nʃq ͤ ͤᷣn˙1!œꝙ Y k-2õ2««%⸗ „„ „„„„„4ũ„ũ„„ 


Vom Absender an- IVon der Eisenbahn 
gegebenes Gewicht germitteltesGewicht 
Waga wskazana |] Waga rzeczywista 


Zeichen | Nummer Bezeichnung des Gutes 


Cechy 8 4 N a Z W 2 6 O Wa x u a a A 
-4 
; Re EIER] ne ELE. 
| Rubrik zum Eintragen des Wortlauts der nachträglichen Verfügung". nn. ½—9h7⁊9.ns̃ 
= Rubryka do wpisania treści zlecenia dodatkowego: 
p —9—9—79—7vgQ e e666 „ „44 2½ãõ½ „414% % 2j % „ %„%ꝙ⁰ 2ũ2n 4„4ũ„44%%„%bkſu 3 „õũzrũ5ð„dh„ „„ „„ „„ 


Nachträgliche Verfügung übernommen: 
Zlecenia dodatkowe przyjęto: 


Datumstempel der Versandstation; 
Datownik stacji nadawczej 


f 


F ͤͤuüd ̃ ͤüvnâ¹. T zr JAZ een JE N KE P 
Rückseite. Bi 
323 . 

Gehren it enn ee RE 
der Versender sich selbst belastet. uz 
Należności i koszty, które nadawca | JJ. I W Mr ROR 2 
bierze na siebie | 
E 


Angabe des Lieferungswertes Í 
(in Buchstaben) J = 
Deklaracja wartości dostawy | 
J 
| 


(słowami) 


Barvorschuß (in Buchstaben) 
Zaliczka w gotowiźnie (słowami) 


Nachnahme nach Eingang J E = = = = 
(in Buchstaben) 
Zaliczenie (słowami) l 
a a RES E E T 32732 “'. E IEE 
dn. 


Unterschrift und Adresse 
des Versenders 
Podpis i adres nadawcy 


ee ee T E T 


errechnet —Ob 


bezahlt 
RAR Ę À Opłacił RECHNUNG 


nadawca RACHUNEK 
za kg, mî, — —— — 


ilość sztuk 


Barvorschuß — Zaliczka w gotowiźnie 


Nachnahme nach Eingang — Zaliczenie 


Barvorschuß-Gebühr — Prowizja za zaliczkę w gotowiznie 


Nachnahme-Gebiihr — Prowizja za zaliczenie 
Gebiihr fiir die Angabe des Lieferungswertes 


Opłata za deklarację wartości dostawy 5 2 
Nebengebühren — Opłaty dodatkowe i ©; 
3 

> 

5 


n 


* 


E 


1 


7 


* 


E. 


REZ 


A 


14 


PZW ERNEUT 


EG 


ùr alie NE: 


Stempel der Versandstation . Wiegestempel 
Stempel stacji nadawczej Stempel wagi 


Anlage E. 


($ 12 V. O. G.) i 
Fehlen oder Mängel der Verpackung. 
2 Allgemeine Erklärung. 
c en een N ͤ eg Bahn übernimmt vom 
heutigen Tage an auf mein Erſuchen die nachbezeichneten Güter, die von mir zur Beförderung aufgegeben 
werden: 


c e . . . OR ED A 


Ich erkenne hiermit an, daß dieſe Güter, wenn ſie von einem Selb begleitet find, der einen 
Hinweis auf diefe allgemeine Erklärung enthält, 


unverpadt, *) 


in der nachfolgend befchriebenen mangelhaften Verpackung aufgeben find: *) 


(unterſchrift.) 


*) Das nicht Zutreffende ift zu ſtreichen 


Anlage F. 
($ 21 V. O. G.) 


Nachträgliche Verfügung. 


Sr ie EEE Bahn erſuche ich, die 
nachſtehend bezeichnete Sendung: 
Zeichen und Art der Bezeichnun Gewicht 
Nummer Anzahl Verpackung des Gutes (eg) 
bie mit ne vom 33 o re ur Beförderung Van u... 


ee aufgegeben wurde, 


1. auf der Verſandſtation an zurückzugeben; *) 
2. in Erwartung weiterer Verfügungen unterwegs aufzuhalten m 

3. in Erwartung weiterer Verfügungen nicht abzuliefern ; “) 
4 


Eiſenbahn abzuliefern ; *) 


5. nur gegen Bezahlung einer Nachnahme von : abzuliefern ; *) 
lin Buchſtaben) 


6. nicht gegen Bezahlung der im Frachtbrief angegebenen Nachnahme, ſondern gegen Bezahlung einer 


Nachnahme von === obguliejern; *) 
(in Buchſtaben) 


7. ohne Erhebung einer Nachnahme abzuliefern; *) 


TTT. ⁰ | abzuliefern.) 


) Das nicht Zutreffende iſt zu ſtreichen. 
— . ss 
An die Station 3 Tr Bahn in 


Vorſtehende vom Abſender hier überreichten nachträglichen Verfügungen werden zur Ausführung unter 
Beachtung der Beſtimmungen des 8 22 der Verkehrsordnung übermittelt. Sie wurden auf dem vom Abſender 
vorgelegten Frachtbriefduplikat wiederholt. Die Beſcheinigung über die Nachnahme wurde berichtigt (eingezogen). 
Dieſe Erklärung bezieht fih auf unſer Telegramm vom Nr. 


Der Stationsvorſteher. 


Don 
RRS 


aE E TS E N NE. dy 
* * ' 


2 

In 

P>. 
SA 
PR $ 
sJĄ 
4 
. 
EN, 
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bühren viertefjähelich a) für dus Gefepblatt für bie Freie Stadt Danzig Musgabe Au. B je 30G 
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tabt Danzig Teil I ür ben Staatsanzeiger Be b 
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legblätter und einzelne Stücke werden zu 
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Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 
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